
 

Der Kreistag 
 
 
 
 

 
 
 

E I N L A D U N G  
 
 
 
 
 
Az.: 91 000-106 (13)   Gießen, den 15. April 2013 
 
 
 
Sehr geehrte Damen, 
sehr geehrte Herren, 
 
zur 13. Sitzung des Kreistages des Landkreises Gießen lade ich ein für 

 
Montag, den 06. Mai 2013, 18:00 Uhr 

 
Bürgerhaus Lollar,  

 
Holzmühler Weg 78, 35457 Lollar. 

 
 
 
 
Die Tagesordnung mit den dazugehörigen Drucksachen und sonstigen Unterlagen 
füge ich als Anlage bei. 
 
Den beigefügten Entschädigungsantrag geben Sie zum Schluss der Sitzung bitte 
ausgefüllt zurück. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen      Anlagen 
 

 

Karl-Heinz Funck 
Kreistagsvorsitzender 
 

Kreisgremien und 
Öffentlichkeitsarbeit 
Thomas Euler 
Gebäude F, Raum F209 
Riversplatz 1-9 
35394 Gießen 
Telefon 0641/9390-1530 
thomas.euler@lkgi.de 
www.lkgi.de 
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Tagesordnung für die 13. Sitzung des Kreistages des Landkreises Gießen am 06. Mai 2013: 
  
 Sitzungsteil A 
  
1. Eröffnung und Begrüßung 
  
2. Feststellung der Tagesordnung 
  
3. Fragestunde 
  
4. Nachbesetzung von Positionen in der Schulkommission des 

Kreisausschusses;  
hier: ergänzte Vorlage des Kreisausschusses vom 26. November 2012 
Vorlage: 0573/2012 

  
5. Nachbesetzungen von Positionen im Jugendhilfeausschuss; hier: Vorlage 

des Kreisausschusses vom 17. Januar 2013 
Vorlage: 0598/2013 

  
6. Nachbesetzung einer Position im Jugendhilfeausschuss; 

hier: Vorlage des Kreisausschusses vom 14. Februar 2013 
Vorlage: 0616/2013 

  
7. Nachbesetzung einer Position in der Frauenkommission; 

hier: Vorlage des Kreisausschusses vom 14. Februar 2013 
Vorlage: 0617/2013 

  
8. Bildung von Schöffenwahlausschüssen bei den Amtsgerichten zur Wahl 

der Schöffinnen und Schöffen sowie der Jugendschöffinnen und 
Jugendschöffen für die Amtsperiode 2014/2018; 
hier: Vorlage des Kreisausschusses vom 20. Februar 2013 
Vorlage: 0622/2013 

  
 

 Sitzungsteil B 
  
9. Unterstützung des Projektes „Kunstleitpfosten“ zur Landesgartenschau 

2014; 
hier: gemeinsamer Antrag der Fraktionen von SPD, Bündnis 90/ 

Die Grünen und FW vom 22. Januar 2013 
Vorlage: 0603/2013 

  
10. Berichtsantrag über die Inanspruchnahme der Kassenkredite für den 

Zeitraum 2009 bis 2012 sowie der hierzu gezahlten Zinsen; 
hier: Antrag der CDU-Fraktion vom 30. Januar 2013 
Vorlage: 0606/2013 

  
11. Beteiligungsbericht für das Geschäftsjahr 2011; 

hier: Vorlage des Kreisausschusses vom 22. März 2013 
Vorlage: 0641/2013 
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12. Änderung der Kinderbetreuungsrichtlinie  
hier: Vorlage des Kreisausschusses vom 28. März 2013 
Vorlage: 0649/2013 

  
 

 Sitzungsteil C 
  
13. Schulung der Verwaltungsmitarbeiter im Publikumsverkehr in 

Gebärdensprache;  
hier: Antrag der CDU-Fraktion vom 1. Juni 2012 und Initiativantrag der  

Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FW vom 21. Juni 
2012 - gemäß Beschluss des Kreistages vom 25. Juni 2012 

Vorlage: 0434/2012 
  
14. Einführung einer Informationsfreiheitssatzung; 

hier: Antrag der Gruppe Piratenpartei vom 29. Januar 2013 
Vorlage: 0605/2013 

  
15. Mietabsenkungen entsprechend der neuen KdU-Richtlinien; 

hier: Antrag des Kreistagsabgeordneten Reinhard Hamel (Linkes Bündnis)  
vom 8. April 2013 

Vorlage: 0653/2013 
  
16. Stellensituation im Team Asyl; 

hier: Antrag des Kreisausländerbeirates vom 10. April 2013 
Vorlage: 0654/2013 

  
17. Erhalt der Wasserversorgung als öffentliche Aufgabe; 

hier: gemeinsamer Antrag der Fraktionen von SPD, Bündnis 90/ 
Die Grünen und FW vom 9. April 2013 

Vorlage: 0655/2013 
  
18. Kinder mit Behinderung in Tageseinrichtungen für Kinder; 

hier: Antrag der CDU-Fraktion vom 11. April 2013 
Vorlage: 0658/2013 

  
19. Mitteilungen 
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Anmerkungen zur Tagesordnung: 
 
 
Anmerkung zu den Tagesordnungspunkte 4 bis 8: 
Da die hier vorgesehen Nachbesetzungen nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl 
vorzunehmen sind kann – wenn niemand widerspricht – die Wahl jeweils en bloc und in 
offener Abstimmung per Handaufheben vorgenommen werden. Der Ältestenrat hat sich auf 
dieses Verfahren in seiner Sitzung am 10. April 2013 verständigt. Zudem sollen die 
Nachwahlen für den Jugendhilfeausschuss in einem Wahlgang durchgeführt werden. 
 
Anmerkung zu Tagesordnungspunkt 10:  
Der Ältestenrat hat in seiner Sitzung am 30. Januar 2013 vereinbart, dass versucht werden 
soll, den Bericht zum Berichtsantrag Nr. 0606/2013 bereits in der Sitzung des Haupt-, 
Finanz- und Rechtausschusses am 2. Mai 2013 zu erstatten. Sollte dies geschehen, wäre 
eine Abstimmung über den Hauptantrag in der Kreistagssitzung entbehrlich. 
 
Anmerkung zu Tagesordnungspunkt 13:  
Zum Hauptantrag der CDU-Fraktion vom 1. Juni 2012 (Vorlage 0434/2012) wurde am 21. 
Juni 2012 ein Initiativantrag der Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FW 
eingebracht. Hierzu hat der Kreistag in seiner Sitzung am 25. Juni 2012 zu Verfahren 
beschlossen, dass der Hauptantrag solange im Geschäftsgang bleibt, bis das Ergebnis des 
Prüfauftrages im Sinne des Initiativantrages vorliegt. Die geforderte Abfrage bei den 
Beschäftigten des Landkreises Gießen ist zwischenzeitlich erfolgt. Der Beirat für Menschen 
mit Behinderungen hat sich am 1. Oktober 2012 konstituiert und die Problematik in seiner 
Sitzung am 21. Januar 2013 beraten und dabei Empfehlungen erarbeitet. Der Kreisausschuss 
hat in seiner Sitzung am 4. März 2013 die Empfehlungen aufgenommen und hierzu einen 
entsprechenden Beschluss gefasst. Es muss nun beraten werden, inwieweit sich der 
Hauptantrag dadurch zwischenzeitlich erledigt hat. 
 
 
 



 

Öffentliche Bekanntmachung 
 
 
 
 
 
 
 
Am Montag, dem 06. Mai 2013, 18:00 Uhr, findet im Bürgerhaus Lollar, Holzmühler 
Weg 78, 35457 Lollar , die 13. Sitzung des Kreistages des Landkreises Gießen statt. 
 
Tagesordnung: 
1. Eröffnung und Begrüßung 
  
2. Feststellung der Tagesordnung 
  
3. Fragestunde 
  
4. Nachbesetzung von Positionen in der Schulkommission des 

Kreisausschusses;  
hier: ergänzte Vorlage des Kreisausschusses vom 26. November 2012 

  
5. Nachbesetzungen von Positionen im Jugendhilfeausschuss; hier: Vorlage 

des Kreisausschusses vom 17. Januar 2013 
  
6. Nachbesetzung einer Position im Jugendhilfeausschuss; 

hier: Vorlage des Kreisausschusses vom 14. Februar 2013 
  
7. Nachbesetzung einer Position in der Frauenkommission; 

hier: Vorlage des Kreisausschusses vom 14. Februar 2013 
  
8. Bildung von Schöffenwahlausschüssen bei den Amtsgerichten zur Wahl 

der Schöffinnen und Schöffen sowie der Jugendschöffinnen und 
Jugendschöffen für die Amtsperiode 2014/2018; 
hier: Vorlage des Kreisausschusses vom 20. Februar 2013 

  
9. Unterstützung des Projektes „Kunstleitpfosten“ zur Landesgartenschau 

2014; 
hier: gemeinsamer Antrag der Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und FW vom 22. Januar 2013 

  
10. Berichtsantrag über die Inanspruchnahme der Kassenkredite für den 

Zeitraum 2009 bis 2012 sowie der hierzu gezahlten Zinsen; 
hier: Antrag der CDU-Fraktion vom 30. Januar 2013 

  
11. Beteiligungsbericht für das Geschäftsjahr 2011; 

hier: Vorlage des Kreisausschusses vom 22. März 2013 
  
12. Änderung der Kinderbetreuungsrichtlinie  

hier: Vorlage des Kreisausschusses vom 28. März 2013 
  
13. Schulung der Verwaltungsmitarbeiter im Publikumsverkehr in 

Gebärdensprache;  



 

Öffentliche Bekanntmachung 
hier: Antrag der CDU-Fraktion vom 1. Juni 2012 und Initiativantrag der 
Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FW vom 21. Juni 2012 - 
gemäß Beschluss des Kreistages vom 25. Juni 2012 

  
14. Einführung einer Informationsfreiheitssatzung; 

hier: Antrag der Gruppe Piratenpartei vom 29. Januar 2013 
  
15. Mietabsenkungen entsprechend der neuen KdU-Richtlinien; 

hier: Antrag des Kreistagsabgeordneten Reinhard Hamel (Linkes Bündnis) 
vom 8. April 2013 

  
16. Stellensituation im Team Asyl; 

hier: Antrag des Kreisausländerbeirates vom 10. April 2013 
  
17. Erhalt der Wasserversorgung als öffentliche Aufgabe; 

hier: gemeinsamer Antrag der Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und FW vom 9. April 2013 

  
18. Kinder mit Behinderung in Tageseinrichtungen für Kinder; 

hier: Antrag der CDU-Fraktion vom 11. April 2013 
  
19. Mitteilungen 
 
 Karl-Heinz Funck 
 Kreistagsvorsitzender 
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LANDKREIS GIESSEN
Der Kreisausschuss
Az.: 91 000-330
Sachbearbeiter: Julia Schäfer
Telefonnummer: 9390-1495

Vorlage Nr.: 0573/2012
Gießen, den 26. November 2012

Beschlussvorlage des Kreisausschusses

Nachbesetzung von Positionen in der Schulkommission des Kreisausschusses;

hier: Vorlage an den Kreistag

Beschluss-Antrag:

Der Kreistag wählt

1. in der Nachfolge des ausgeschiedenen Mitglieds Manfred Schönewolf
nunmehr die Kreistagsabgeordnete Edith Nürnberger als Vertreterin des
Kreistages für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen,

2. in der Nachfolge des ausgeschiedenen Mitglieds Inke Spohr-Dorstewitz
nunmehr …………………………………………………..… als sachkundige/n
Einwohner/in der Industrie- und Handelskammer

in die Schulkommission des Kreisausschusses.

Begründung:

Der Kreistag hat in seiner Sitzung am 7. November 2011 die Mitglieder des
Kreistages sowie die sachkundigen Einwohner/innen in die Kommissionen des
Kreisausschusses gewählt.

Als Vertreter des Kreistages wurde für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Herr
Manfred Schönewolf als Mitglied in die Schulkommission gewählt.
Herr Manfred Schönewolf hat sein Kreistagsmandat niedergelegt und ist somit auch
als Mitglied des Kreistages aus der Schulkommission des Kreisausschusses
ausgeschieden.
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat in Nachfolge von Herrn Manfred
Schönewolf nunmehr die Kreistagsabgeordnete Edith Nürnberger als Mitglied des
Kreistages für die Schulkommission vorgeschlagen.

Unter den sachkundigen Einwohner/innen wurde für die Industrie- und
Handelskammer Frau Inke Spohr-Dorstewitz als Mitglied in die Schulkommission
gewählt.
Frau Inke Spohr-Dorstewitz scheidet zum 1. Dezember 2012 auf eigenen Wunsch
aus der Schulkommission aus.
Die namentliche Benennung der Nachfolge wird nachgereicht.
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Eine Nachwahl ist möglich, da es sich um eine Mehrheitswahl handelt. Nach § 32
HKO i. V. m. § 55 Abs. 3 HGO kann – wenn niemand widerspricht – diese Wahl in
offener Abstimmung per Handaufheben durchgeführt werden.

Finanzielle Auswirkungen: Es entstehen keine Kosten.

Folgekosten: keine

Sonstiges/Bemerkungen:

Mitzeichnung:

Kreisgremien und
Öffentlichkeitsarbeit

Julia Schäfer Thomas Euler

Organisationseinheit Sachbearbeiter/in Leiter der
Organisationseinheit

Dr. Christiane Schmahl

Dezernentin

Zustimmungsvermerk/Sichtvermerk:
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LANDKREIS GIESSEN
Der Kreisausschuss
Az.: 91 000-310
Sachbearbeiter: Julia Schäfer
Telefonnummer: 1495

Vorlage Nr.: 0598/2013
Gießen, den 17. Januar 2013

Beschlussvorlage des Kreisausschusses

Nachbesetzungen von Positionen im Jugendhilfeausschuss;
hier: Vorlage an den Kreistag

Beschluss-Antrag:

Der Kreistag führt folgende Nachwahlen für den Jugendhilfeausschuss des
Landkreises Gießen durch:

1. Für die Position nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 der Satzung für das Jugendamt des
Landkreises Gießen wird für die Arbeiterwohlfahrt, Kreisverband
Gießen-Land e. V., anstelle des ausgeschiedenen stellvertretenden Mitglieds
Frau Kornelia Jitschin nunmehr

Herr Norman Speier

als stellvertretendes stimmberechtigtes Mitglied (Stellvertreter von Willi
Launspach) des Jugendhilfeausschusses gewählt.

2. Für die Position nach § 4 Abs. 2 Nr. 8 der Satzung für das Jugendamt des
Landkreises Gießen wird für den Landessportbund anstelle des
ausgeschiedenen stellvertretenden Mitglieds Frau Nina Wüst nunmehr

Herr Michael Schwesinger

als stellvertretendes beratendes Mitglied (Stellvertreter von Bernhard
Ortmann) des Jugendhilfeausschusses gewählt.

Begründung:

Der Kreistag hat in seiner Sitzung am 19. September 2011 die stimmberechtigten
und beratenden Mitglieder im Jugendhilfeausschuss sowie deren
Stellvertreter/innen des Landkreises Gießen gewählt.

Die Wahl der durch die Institutionen und Verbände vorgeschlagenen
stimmberechtigten und beratenden Mitglieder sowie deren Stellvertreter/innen
erfolgt nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl. Gemäß § 32 HKO i. V. m. § 55
Abs. 3 HGO können – wenn niemand widerspricht – diese Wahlen offen und en bloc
durchgeführt werden. 



- 2 -

222223

Mit Schreiben vom 2. Januar 2013 hat die AWO, Kreisverband Gießen-Land e. V.,
mitgeteilt, dass Frau Kornelia Jitschin aus dem Kreisvorstand Gießen-Land e. V.
ausgeschieden ist und somit ein neuer Stellvertreter für das ordentliche Mitglied,
Herr Willi Launspach, im Jugendhilfeausschuss des Landkreises Gießen zu wählen
ist. Die AWO, Kreisverband Gießen-Land e. V., hat mit Schreiben vom 2. Januar 2013
als neues stellvertretendes stimmberechtigtes Mitglied Herrn Norman Speier
benannt.
Herr Norman Speier wurde bereits in der Kreistagssitzung am 19. September 2011
als stellvertretendes stimmberechtigtes (vom Kreistag vorgeschlagene) Mitglied des
Jugendhilfeausschusses des Landkreises Gießen als Kandidat für die SPD gewählt.
Der AWO, Kreisverband Gießen-Land e. V., ist diese dann eintretende
Doppelfunktion bekannt.

Die Geschäftsstelle des Sportkreises Gießen hat mit eMail vom 15. Januar 2013
mitgeteilt, dass Frau Nina Wüst aus dem Vorstand des Sportkreises ausgeschieden
ist und somit ein neuer Stellvertreter für das ordentliche beratende Mitglied, Herr
Bernhard Ortmann, im Jugendhilfeausschuss des Landkreises Gießen zu wählen ist.
Als neuer Stellvertreter soll Herr Michael Schwesiger gewählt werden. Herr
Schwesinger ist Mitglied des Sportkreis-Jugendvorstandes.

Finanzielle Auswirkungen:

Es entstehen keine Kosten.

Sonstiges/Bemerkungen:

Mitzeichnung:

Kreisgremien und
Öffentlichkeitsarbeit

Julia Schäfer Thomas Euler

Organisationseinheit Sachbearbeiter/in Leiter der
Organisationseinheit

Erster Kreisbeigeordneter
Dirk Oßwald

Dezernent

Zustimmungsvermerk/Sichtvermerk:
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LANDKREIS GIESSEN 
Der Kreisausschuss 
Az.: 91 000-310 
Sachbearbeiter: Julia Schäfer 
Telefonnummer: -1495 

Vorlage Nr.: 0616/2013
Gießen, den 14. Februar 2013

 
 
 

Beschlussvorlage des Kreisausschusses 
 
 

Nachbesetzung einer Position im Jugendhilfeausschuss;  
hier: Vorlage an den Kreistag 
 
 
Beschluss-Antrag: 
 
Der Kreistag führt folgende Nachwahl für den Jugendhilfeausschuss des 
Landkreises Gießen durch:  
 

Für die Position nach § 4 Abs. 2 Nr. 12 der Satzung für das Jugendamt 
des Landkreises Gießen wird für den Ausländerbeirat des Landkreises 
Gießen anstelle des ausgeschiedenen Mitglieds Herr Tim van Slobbe 
nunmehr  
 
Frau Ludmilla Antonov 
 
als beratendes Mitglied des Jugendhilfeausschusses gewählt.  

 
 
 

 
 
Begründung: 
 
Der Kreistag hat in seiner Sitzung am 19. September 2011 die stimmberechtigten 
und beratenden Mitglieder im Jugendhilfeausschuss sowie deren Stellvertreter/innen 
des Landkreises Gießen gewählt. In dieser Kreistagssitzung wurde auch die Satzung 
für das Jugendamt dahin gehend geändert, dass ein/e Vertreter/in des 
Kreisausländerbeirates künftig als beratendes Mitglied im Jugendhilfeausschuss 
mitwirken kann. Vor diesem Hintergrund und vorbehaltlich des In-Kraft-Tretens der 
Satzungsänderung hat der Kreistag in seiner Sitzung am 19. September 2011 somit 
auch die Vorschläge des Kreisausländerbeirates (Tim van Slobbe als beratendes 
Mitglied und Edin Muharemovic als Stellvertreter) mitgewählt.    
 
Die Wahl der durch die Institutionen vorgeschlagenen stimmberechtigten und 
beratenden Mitglieder sowie deren Stellvertreter/innen erfolgt nach den 
Grundsätzen der Mehrheitswahl. Gemäß § 32 HKO i. V. m. § 55 Abs. 3 HGO können 
– wenn niemand widerspricht – diese Wahlen offen und en bloc durchgeführt 
werden.   
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Mit E-Mail vom 12. Februar 2013 hat die Geschäftsstelle des Ausländerbeirates des 
Landkreises Gießen mitgeteilt, dass Herr Tim van Slobbe als Vertreter des 
Ausländerbeirates im Jugendhilfeausschuss aus terminlichen Gründen 
ausgeschieden ist. In dessen Nachfolge soll nun Frau Ludmilla Antonov als 
Vertreterin des Ausländerbeirates in den Jugendhilfeausschuss gewählt werden. 
Stellvertreter bleibt weiterhin Herr Edin Muharemovic. 
 
 
 

 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Es entstehen keine Kosten. 
 
 

Sonstiges/Bemerkungen: 
 
 
 
 
Mitzeichnung: 
 
Kreisgremien und 
Öffentlichkeitsarbeit 

    

  Julia Schäfer  Thomas Euler 

Organisationseinheit  Sachbearbeiter/in Leiter der 
Organisationseinheit 

     
     
  Dirk Oßwald 

Erster Kreisbeigeordneter 
  

  Dezernent   
 
 
Zustimmungsvermerk/Sichtvermerk: 
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LANDKREIS GIESSEN 
Der Kreisausschuss 
Az.: 91 000-380 
Sachbearbeiter: Julia Schäfer 
Telefonnummer: -1495 

Vorlage Nr.: 0617/2013
Gießen, den 14. Februar 2013

 
 

Beschlussvorlage des Kreisausschusses 
 
 

Nachbesetzung einer Position in der Frauenkommission;  
hier: Vorlage an den Kreistag 
 
 
Beschluss-Antrag: 
 
Der Kreistag wählt für die ausgeschiedene stellvertretende sachkundige 
Einwohnerin aus dem Bereich „Migrant/innen“ Frau Teresa Martella  
nunmehr  
 

Frau Gülsen Arslan 
 
in die Frauenkommission.  
 
 
 

 
Begründung: 
 
Der Kreistag hat in seiner Sitzung am 7. November 2011 die Mitglieder des 
Kreistages sowie die sachkundigen Einwohner/innen und deren Stellvertreter/innen 
in die Kommissionen des Kreisausschusses gewählt.  
 
Die Wahl der sachkundigen Einwohner/innen und deren Stellvertreter/innen erfolgt 
nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl. Gemäß § 32 HKO i. V. m. § 55 Abs. 3 
HGO können – wenn niemand widerspricht – diese Wahlen offen und en bloc 
durchgeführt werden.   
 
Mit E-Mail vom 12. Februar 2013 hat die Geschäftsstelle des Ausländerbeirates des 
Landkreises Gießen mitgeteilt, dass Frau Teresa Martella als stellvertretende 
sachkundige Einwohnerin aus dem Bereich „Migrant/innen“ ausgeschieden ist.  
In deren Nachfolge soll nun Frau Gülsen Arslan gewählt werden. Ordentliches 
Mitglied der sachkundigen Einwohner/innen aus dem Bereich „Migrant/innen“ bleibt 
weiterhin Maria Alves.  
 

 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Es entstehen keine Kosten. 
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Sonstiges/Bemerkungen: 
 
 
 

 
Mitzeichnung: 
 
Kreisgremien und 
Öffentlichkeitsarbeit 

    

  Julia Schäfer  Thomas Euler 

Organisationseinheit  Sachbearbeiter/in Leiter der 
Organisationseinheit 

     
     
  Landrätin Anita Schneider   
  Dezernent   
 
 
Zustimmungsvermerk/Sichtvermerk: 
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LANDKREIS GIESSEN 
Der Kreisausschuss 
Az.: 91 000-803 
Sachbearbeiter: Thomas Euler 
Telefonnummer: 0641/9390/1530 

Vorlage Nr.: 0622/2013
Gießen, den 20. Februar 2013

 
 

Beschlussvorlage des Kreisausschusses 
 
 

Bildung von Schöffenwahlausschüssen bei den Amtsgerichten zur Wahl der 
Schöffinnen und Schöffen sowie der Jugendschöffinnen und Jugendschöffen für 
die Amtsperiode 2014/2018 
 
Beschluss-Antrag: 
 
Der Kreistag wählt folgende 7 Vertrauenspersonen für den 
Schöffenwahlausschuss beim Amtsgericht Gießen: 
 
lfd. Nr. : Name,Vorname: Geb.-Datum und –Ort: Beruf:  Anschrift: 
 
1. 
 
2. 
 
3. 
 
4. 
 
5. 
 
6. 
 
7. 
 

 
Begründung: 
 
Gemäß § 40 Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) ist bei den Amtsgerichten alle vier 
Jahre ein Ausschuss zu bilden, dessen Aufgabe es ist, über Einsprüche gegen die 
Vorschlagslisten zur Schöffenwahl zu entscheiden und aus den Vorschlagslisten der 
Gemeinden Schöffinnen und Schöffen sowie Jugendschöffinnen und Jugendschöffen 
zu wählen.  
Gemäß § 40 Abs 2 S. 1 GVG sind von den Vertretungskörperschaften der Landkreise 
und der kreisfreien Städte sieben Vertrauenspersonen in den 
Schöffenwahlausschuss des jeweiligen Amtsgerichts zu wählen.  
Die Wahl der Vertrauenspersonen in den Vertretungskörperschaften (hier: Kreistag) 
muss nach § 40 Abs. 3 S. 1 GVG ein Quorum von zwei Dritteln der anwesenden 
Mitglieder, mindestens jedoch der Hälfte der gesetzlichen Mitgliederzahl erfüllen.  
Diese qualifizierte Mehrheit für das Wahlverfahren hat zur Folge dass die Wahl nach 
den Grundsätzen der Mehrheitswahl durchzuführen ist. Grundsätzlich hätte dabei 
jeder Wähler so viele Stimmen, wie Vertrauenspersonen zu wählen sind. Die Wahl 
kann aber nach § 55 Abs. 3 Hessische Gemeindeordnung (HGO) in Verbindung mit § 
32 Hessische Landkreisordnung (HKO), wenn niemand widerspricht, offen und en 
bloc vollzogen werden. Dies war in der Vergangenheit im Landkreis Gießen so üblich 
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und dieses Verfahren sollte auch beibehalten werden. Wie in der Vergangenheit 
werden als Spiegelbild der Sitzverteilung im Kreistag die Vorschläge der 
Vorschlagslisten nach Hare-Niemeyer zugeordnet.  
 
Demnach stehen  
der SPD-Fraktion    3 Vorschläge 
der CDU-Fraktion    2 Vorschläge 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 1 Vorschlag 
der FW-Fraktion    1 Vorschlag  

zu. 
 
Die Vorschlagsberechtigen werden geben, bis spätestens 29. April 2013 
entsprechende Vorschläge mit Name, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort, Beruf 
und Anschrift gegenüber der Stabsstelle Kreisgremien und Öffentlichkeitsarbeit zu 
unterbreiten. 

 
in der Kreistagssitzung am 2. Juni 2008 wählte der Kreistag für den 
Schöffenwahlausschuss des Amtsgerichtes Gießen Angelika Bartosch, Karl-Heinz 
Funck, Richard Bayerlein, Heinz Schäfer, Angela Harsche, Heidemarie Gassen und Dr. 
Christiane Schmahl, und für den Schöffenwahlausschuss des Amtsgerichtes Nidda 
(zwischenzeitlich aufgelöst) Gerhard Rupp und Theodor Martin zu 
Vertrauenspersonen.  
 
Das Regierungspräsidium Gießen bittet in seinem Schreiben vom 14. Februar 2013 
(Posteingang: 18. Februar 2013) zwar um Vorlage bis zum 2. Mai 2013, aufgrund 
der bereits für den 6. Mai 2013 terminierten Kreistagssitzung wurde am 20. Februar 
2013 um entsprechende Fristverlängerung gebeten. 
 
Hinweis:  
Die Vorschlagslisten für die Schöffinnen und Schöffen sind von den 
Gemeindevertretungen und Stadtverordnetenversammlungen, die Vorschlagslisten 
für die Jugendschöffinnen und Jugendschöffen sind von den Jugendhilfeausschüssen 
zu wählen.  
 

 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Es entstehen keine Kosten und Folgekosten. 
 

 
Mitzeichnung: 
 
Kreisgremien und 
Öffentlichkeitsarbeit 

    

  Thomas Euler  Thomas Euler

Organisationseinheit  Sachbearbeiter Leiter der 
Organisationseinheit 

     
     
  Landrätin Anita Schneider   
  Dezernentin   
Zustimmungsvermerk/Sichtvermerk: 
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Kreisausschuss des Lahn-DilI-Kreises
Karl-Kellner-Ring 51
35576 Wetzlar

Kreisausschuss des Landkreises
Limburg-Weilburg
Schiede 43
65549 Limburg a.d. Lahn

Kreisausschuss des Landkreises
Marburg-Biedenkopf
Im Lichtenholz 60
35034 Marburg

Kreisausschuss des Vogelsbergkreises
Goldhelg 20
36341 Lauterbach

Magistrat der Universitätsstadt Gießen
Postfach 11 08 20
35353 Gießen

Magistrat der Universitätsstadt Marburg
Markt 1
35035 Marburg

Magistrat der Stadt Wetzlar
Ernst-Leitz-Straße 30
35578 Wetzlar
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Regierungspräsidium Gießen • Postfach 10 08 51 ° 35338 Gießen

siehe Verteiler Geschäftszeichen:  I 13 - 25c 06

Bearbeiter/-in:      Frau Eidam
Telefon:           0641 303-2175
Telefax:           0641 303-2166
E-Mail:            Julika.Eidam@rpgi.hessen.de
Ihr Zeichen:
Ihre Nachricht vom:

Datum:            14. Februar 2013

Bildung der Schöffenwahlausschüsse bei den Amtsgerichten zur Wahl der
Schöffinnen und Schöffen sowie der Jugendschöffinnen und Jugendschöf-
fen für die Amtsperiode 01.01.2014-31.12.2018

Aufstellung der Vorschlagslisten durch die Gemeindevertretungen und Ju-
gendhilfeausschüsse

Erlass des Hessischen Ministeriums des Inneren und für Sport vom 01.02.2013,
Az.: IV 1 -26c 13

Anbei übersende ich Ihnen den o.g. Erläss des Hessischen Ministeriums des In-
nern und für Sport.

Ich bitte Sie, dafür Sorge zu tragen, dass die Vertrauenspersonen rechtzeitig ge-
wählt werden und den zuständigen Amtsrichtern fristgerecht mitgeteilt werden.
Eine Durchschriftder Mitteilung erbitte ich für meine Unterlagen.

Ihre Vorschläge für die zu wählenden Beisitzer bitte ich, mir bis zum 02.05.2013
vorzulegen. Bezüglich der Einzelheiten verweise ich ausdrücklich auf den beige-
fügten Erlass.

Im Auftrag

Moritz

Anlage

Hausanschrift:
35390 Gießen • Ländgraf-Philipp-Platz 1 - 7
Postanschrift:
35338 Gießen • Postfach 10 08 51
Telefonzentrale:     0641 303-0
Zentrales Telefax:    0641 303-2197
Zentrale E-Mail: rp-giessen@rpgi.hessen.de
Internet: http.//www.rp-giessen .de

Servicezeiten:
Mo. - Do,  08:30 - 12:00 Uhr

13:30 - 15:30 Uhr
Freitag    08:30 - 12:00 Uhr
oder nach Vereinbarung

Fristenbriefkasten:
35390 Gießen
Landgraf-Philipp-Platz 1 - 7



i

Hessisches Ministerium des Innern und für Sport                       H E SS E N

1111t41111.111111111 IIIb Illllllll
106000027573'

m    m

Geschaftszetchen IV 1 - 26 c 13

Regÿerungsprasÿdÿum

Darmstadt

Gießen

Kassel

i,,

Dst Nr      0005
Bearbelterhn  Herr Dreßler
Durchwahl    (06 11) 353-1535
Fax        (06 11) 353-1697
E-Mail       ulrich dressler@hnldÿs hessen de
Ihr Zeichen
Ihre Nachncht

Datum ÿ,ÿ Februar 2013

HessJsches Mmfstenum des Innern und fur Sport
Postfach 31 67 D-65021 Wlesbaden

Magistrat der Stadt
Frankfurt am Main

60311 Frankfurt am Main

Magistrat der
Landeshauptstadt Wiesbaden

65183 Wiesbaden

IRegierungsp räsidJurr
Gießen

5. Feb. 20!3

,bttg ÿIDÿ z

Bildung der Schöffenwahlausschüsse bei den Amtsgerichten zur Wahl der Schöffinnen
und Schöffen sowie der Jugendschöffinnen und Jugendschöffen für die Amtsperiode
1.1.2014 - 31.12.201 8;
Aufstellung der Vorschlagslisten durch die Gemeindevertretungen und Jugendhilfeaus-
schüsse

Die Amtszeit der zurzeit an den mit Strafsachen befassten Gerichten amtierenden Schoffinnen
und Schöffen sowie Jugendschöffinnen und Jugendschoffen endet mit Ablauf des Jahres 2013
Nach § 45a DRiG führen die ehrenamthchen Richter in der Strafgenchtsbarkeit die Bezeich-
nung ,Schöffe".

Das Hesstsche Ministerium des Innern und für Sport hat anlasslich der anstehenden Neu-
wahlen
- gern. § 40 Abs 3 GVG als oberste Landesbehörde und
- gem.§ 40 Abs, 2 GVG als zuständiges Ressort für die Verwaltung
fur dte ordnungsgemäße Besetzung des (nlchtrichterlichen Teils des) jeweiligen Schoffen-
wahlausschusses bei den Amtsgenchten Sorge zu tragen. Die Zahl der Amtsgerichte in
Hessen wurde auf Grund des Gesetzes zur Anderung gerichtsorganisatonscher Regelun-
gen vom 16.9.2011 (in GVBI. I S. 409) von ,46" herabgesetzt auf ù41"

Gleitende Arbeltszett Bitte Besuche und Anrufe von montags b=s donnerstags zwischen 8 30-12 00 und 13 30-15 30 Uhr,
freitags von 8 30-!2 00 Uhr oder nach Vereinbarung
Frledrlch-Ebert-Allee 12 D-65185 Wlesbaden Telefon (06 11) 353- 0 Telefax (GR 3) (06 11) 353 1766
E-Ma=I poststelle@hmdls hessen de %
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11, Wahl der 7 Vertrauenspersonen für den jeweiligen Schöffenwahlausschuss
(§ 40 Abs. 3 GVG)                         .,

Von den Vertretungskorperschaften der Landkrefse und der kreisfreien Städte sÿnd wie im
Jahr 2008 sieben Vertrauenspersonen in den Schoffenwahlausschuss des jeweiligen
Amtsgenchts zu wahlen (§ 40 Abs. 2 S. 1 GVG)

Bei den Amtsgerichten, deren Bezirk sich auf das Gebiet mehrerer Land- bzw. Stadtkreise
erstreckt, wird die Zahl der Vertrauenspersonen, die von den einzelnen Vertretungskörper-
schaften zu wählen sind, von der ,zuständigen obersten Landesbehörde" bestimmt (§ 40
Abs. 3 S. 3 GVG). Diese Aufschlüsselung habe ich vorgenommen bei den acht Amtsge-
richten Wlesbaden, Darmstadt, Offenbach am Main, Frankfurt am Main, Königstein im

.Taunusÿ Büdingen, Fritzlar, und Kassel Das Amtsgencht Budingen ist auf Grund der o.a
Novelle des Gerichtsorganisationsgesetzes erstmals betroffen Grundlage fur die Berech-
nung, welche Vertretungskörperschaft wie viele Vertrauenspersonen zu wählen hat, ist das

ùVerhältnis. der Einwohnerzahl der »beteiligten. Verwaltungsbezlrke im Amtsgerichtsbezirk.
Nach § i48 Abs 1 2 Alt. HGO ist die vom Hessis'chen Statistischen Landesamt am 30.
Juni 2012 festgestellte und im November 2012 veröffentlichte Wohnbevöÿkerung der hessi-
schen Gemeinden der Bestimmung. zu Grunde zu legen. Für die Wahl der Vertrauensper=
sonen bei den Amtsgedchten ist nach alledem die Aufschlüsselung in der Anlage zu. die-
sem Erlass zu beachten.

Damit die' bei den Amtsgerichten zu bildenden Schoffenwahlausschüsse termingerecht zu-
sammentreten können, bitte ich die Regierungsprasldien darauf hinzuwirken, dass In den
Kreisen und in den kreisfreien Städten Darmstadt,, Offenbach am Main und Kassel die Ver-
trauenspersonen für die Ausschüsse rechtzeitig gewählt und bis zum 14. Juni 2013 den
zuständigen Amtsrichterinnen oder Amtsrichtern mitgeteilt werden. Die Städte Frankfurt am
Main und Wlesbaden werden durch diesen Erlass unmittelbar über die vorgenannte Frist
informiert.

Ich weise darauf, hin, dass für die Wahl der Vertrauenspersonen in der Vertretungskörper-
schaft ein Quorum von ,zwei Drittel der anwesenden Mitglieder, mindestens jedoch der
Halfte.der gesetzlichen Mitghederzahl" gilt (vgl § 40 Abs. 3 S 1 GVG).

1.2. Bestimmung der Verwaltungsbeamtin oder des Verwaltungsbeamten als Beisitzerin
oder Beisitzer für den jeweiligen Schöffenwahlausschuss (§ 40 Abs. 2 GVG)

Gern. § 40 Abs. 2 S. 1 GVG gehÿrt jedem Schöffenwahlausschuss eine Verwaltungsbeam-
tin oder ein Verwaltungsbeamter an. Die Bestimmung dieser Beisltzerinnen bzw Belsltzer
obliegt der Landesregierung nach einer entsprechenden Vorlage des Hessischen Ministe-
riums des Innern und für Sport.

Die Vorschläge für die als Beisitzerin oder a{s Belsitzer für den ]eweil=gen Schöffenwahl-
ausschuss zu bestimmende Verwaltungsbeamtin oder zu bestimmenden Verwaltungsbe-
amten sind mir von den Regierungsprasidÿen bis zum 14. Juni 2013 vorzulegen. Der Vor-
schlag muss für jeden Amtsgerichtsbezirk jeweils eine Belsitzerin oder einen Beisltzer und
eine Stellvertretenn oder e=nen Stellvertreter umfassen Der vorgeschlagene Beamte bzw
die vorgeschlagene Beamtin muss nicht aus dem staatlichen Bereich kommen, sondern
kann auch aus dem kommunalen Bereich stammen.

Beiden Amtsgerichten, deren Bezirk über das Gebiet eines Landkreises oder efner kreis-
freien Stadt hinausgeht, soll sich der Vorschlag auf ein gemeinsames Votum der betelhgten
Landkreise und kreisfrelen Städte stutzen.
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Fur den Bereich der Amtsgenchte Frankfurt am Main und Wiesbaden übermitteln die Stadt
Frankfurt am Main und die Landeshauptstadt Wiesbaden dÿe abgestimmten Vorschläge
unmittelbar an mich

2, Nachrichthch weise ich darauf hm, dass es kraft bundesgesetzhcher Zuwelsung zu den
kommunalen Pfhchtaufgaben gehört, die Vorschlagslisten zur Durchführung der Schöf-
fen- und Jugendschöffenwahlen für die neue Wahlperiode aufzustellen

2.1. Die Aufstellung der Vorschlagslisten für die Schöffenwahlen betnfft alle Gemeinden (§
36 GVG).

Wie viele Schoffen erforderhch sand und wie viele Schöffenmandate auf die einzelnen Ge-
meinden entfallen, bestimmt die Justizverwaltung (§ 43 GVG). Das gilt auch für die Frage,
bis zu welchem Tag die Vorschlagshsten aufzustellen und bei der zuständigen Amtsrichte-
rin oder dem zuständigen Amtsrtchter einzureichen sind (§ 57 GVG)

Wie schon im Jahr 2008 gilt für die Verabschledung der Vorschlagsliste in der Gemeinde-
vertretung das (durch die GVG-Novelte 2004 abgemilderte) Quorum von ,zwei Drittel der
anwesenden Mitglieder, mindestens jedoch der Hälfte der gesetzlichen Mitgliederzahl"
(§ 36 Abs. 1 S. 2 GVG)

Für die personelle Zusammensetzung der Vorschlagshsten sind zwei Änderungen des
GVG aus dem Jahr 2010 von besonderem Interesse' Nach § 33 Nr. 5 GVG n.F. sollen
Personen, die mangels ausreichender Beherrschung der deutschen Sprache für das Amt
ungeeignet sind, nicht in die Vorschlagsliste aufgenommen werden. Neu eingeführt wurde
eine Vorschrift über die Amtsenthebung von Schöffen, die ihre Amtspflicht gröblich verlet-
zen (§ 51 GVG n F.); entsprechende Personen sollten natürlich nach Möglichkeit von den
Gemeinden erst gar nicht vorgeschlagen werden. § 51 GVG kommt beispielsweise in Be-
tracht bei Verletzung des Beratungsgeheimnisses, bei wiederholtem unentschuldigtem
Fernbleiben von Sitzungen und insbesondere auch bei verfassungsfeindlichen Aktivitäten
(vgl. BT-Drs 1713356 S. 16f.).

Zur angemessenen Berücksichtigung von Frauen und Männern wurde eine entsprechende
Bestimmung über die Wahl, Ernennung und Berufung der ehrenamthchen Richtermnen
und Richter in § 44 Abs. la DRtG aufgenommen. Erganzend wird m diesem Zusammen-
hang auf § 36 Abs 2 GVG und §§ 3, 14 HGIG hingewiesen

2.2. Dte Aufstellung der Vorschlagslisten für die Jugendschöffenwahlen betrifft alle Land-
kreise und dÿe Gemeinden mit einem Jugendhllfeausschuss (§ 35 JGG)

Auch für die Verabschiedung d=eser Vorschtagsliste im Jugendhilfeausschuss gilt das oben
beschriebene ,Zwei-DritteI-Quorum" (§ 35 Abs. 3 JGG)

Der Jugendhilfeausschuss soll ebenso viele Frauen wie Manner vorschlagen (§ 35 Abs. 2
JGG; vgl. auch §§ 33a Abs 1 S 2, 35 Abs 5 JGG).

Dieser Erlass ergeht im Emvernehmen mtt dem Hessischen Mintstertum der Justiz. Er wird im
Staatsanzeiger für das Land Hessen veroffenthcht.
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Ergänzende Informationen zur Schoffenwahl 2013 bietei der Bundesverband ehrenamtlicher
Richtennnen und Richter e.V, - Deutsche Vereinigung der Schöffinnen und Schöffen (DVS) - "
im Interner (www schoeffenwahl de und www schoeffen de).

ù

(Dreßler)

Anlage- 1 -



Der Kreistag bzw. die Stadtver-
ordnetenversammlung in

wählt für den Schöffenwahlausschuss
beim Amtsgericht in

AnJaqe

die angegebene
ZahlanVeÿ
trauenspemonen

Regierun_qsbezirk Darmstadt

Stadt Darmstadt
Stadt Frankfurt am Main
Stadt Offenbach am Main
Stadt Wiesbaden

Darmstadt
Frankfurt am Main
Offenbach am Main
Wlesbaden

3
6
3
6

Landkrels Bergstraße

Landkreis Groß-Gerau

Main-Kinzig-Kreis

Main-Taunus-Kreis

Odenwaldkreis

Landkreis Offenbach

Rhemgau-Taunus-Kreis

Wetteraukreÿs

Hochtaunuskreis

Landkreis Darmstadt-Dieburg Darmstadt
Dieburg

Groß-Gerau
Russelsheim

Bad Homburg v.d. Höhe
Königstein im Taunus

Gelnhausen
Hanau

Frankfurt am Main
Königstein im Taunus
Wiesbaden

Michelstadt

Langen (Hessen)
Offenbach am Main
Seligenstadt

Bad Schwalbach
Idstefn
RüdesheJm am Rhein
Wiesbaden

Büdingen
Frankfurt am Main
Friedberg (Hessen)

Benshelm
Fürth'
Lampertheim

7
7
7

4
7

7
7

7
3

7
7

1
4
1

7

7
4
7

7
7
7
0

6
0
7



Der Kreistag bzw. die Stadtver-
ordnetenversammlung in

wählt für den Schöffenwahlausschuss
beim Amtsgericht in

die angegebene
Zahl an Ver-
trauenspersonen

Regierungsbezirk Gießen

Lahn-DilI-Kreis

• Landkrels Marburg-Bledenkopf

ù

Vogelsbergkreis

Landkreis Limburg-We=lburg

Dillenburg
Wetzlar

Dmburg a,d. Lahn
Weilburg

Biedenkopf
Kÿrchhain
Marburg

Alsfeid
Büdingen

GießenLandkreis Gießen 7•

7
7

7  ,

7

7
7
7

7
1

Regierun.qsbezirk Kassel

Stadt Kassel

Landkreis Fulda

Landkreis Hersfeld-Rotenburg

Landkreis Kassel

Schwalm-Eder-Kreis

Landkrels Waldeck-Frankenberg

" Werra-Mell3ner-Kreis

Kassel

Fulda.
Hünfeld

Bad Hersfeld

Kassel

Fritzlar
Melsungen
Schwalmstadt

Frankenberg (Eder)
Korbach
Fritzlar

Eschwege

3

7
7

7

4

5
7

7
7
2

7
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FREIE WÄHLER
Kretstagsfraÿlon

Kreisverband Gießen

Herrn
Kreistagsvorsitzenden
Karl-Heinz Funck
Riversplatz 1-9
35394 Gießen

BL!'iÿ ,,ÿ  .......  ÿÿ
Gießen, 22.01.2013

Unterstützung des Projektes ,,Kunstleitpfosten" zur Landesgartenschau 2014

Sehr geehrter Herr Kreistagsvorsitzender,

die Koalitionsfraktionen von SPD, Bündnis90 / Die Grünen und Freien Wählern bitten Sie zur
Sitzung des Kreistages am 25.02.2013 folgenden Antrag auf die Tagesordnung zu nehmen:

Der Kreistag möge beschließen:

1. Der Landkreis Gießen unterstützt das Projekt ,Kunstleitpfosten" der Universitätsstadt Gie-
ßen zur Landesgartenschau 2014 und ist damit einverstanden, dass Kunstleitpfosten beglei-
tend zu den Kreisstraßen auf kreiseigenen Flächen aufgestellt werden. Für den Kreis entste-
hen dabei keine Kosten.

2. Der Kreistag bittet die Städte und Gemeinden im Landkreis Gießen, sich ebenfalls an die-
sem Projekt für die Bürgerinnen und Bürger zu beteiligen, so dass auch auf ihren öffentlichen
Flächen und entlang von Gemeindestraßen bzw. Rad- und Wanderwegen Kunstleitpfosten
aufgestellt werden können.

Begründung:
Die Landesgartenschau 2014 soll nicht nur für die Stadt Gießen, sondern für die gesamte
Region ein herausragendes Ereignis werden. Um die Einbeziehung des gesamten Kreises
zu dokumentieren, eignet sich das Projekt Kunstleitpfosten in hohem Maße. Schon bei der
Anreise können die Gäste die Verbundenheit der Region mit der Landesgartenschau erken-
nen. Alle Bürgerinnen und Bürger können mit geringem finanziellem Aufwand daran teilneh-
men, ihrem Einfallsreichtum und ihrer künstlerischen Kreativität freien Lauf lassen.

Infosÿÿ den Kunstleitpfosten: www.giessen.de/index.phtml?NavlD=684.446

tÿ'a ÿÿ' ÿÿlliÿtÿÿfi      Hiltru tÿ ofm a'¢. d  ....  Günther Semmler
SPD-Fraktion   f! Fraktion B'90/Die Grünen        Fraktion Freie Wähler

W



KREISTAGSFRAKTION
GIESSEN

Herrn Kreistagsvorsitzenden
Karl-Heinz Funck
Kreistagsbüro
Riversplatz

DER  VORSITZENDE

Claus. Spandau

Gießen

Konrad-Adenauer-Haus

Spenerweg 8

35394 Gießen

Telefon 06 41 - 4 10 56

Fax    06 41 - 4- 10 54

E-Mail    info@cdu-giessen.de

Gießen, 30. Januar 2013

Berichtsantrag über die Inanspruchnahme der Kassenkredite für
den Zeitraum 2009-2012 sowie der hierfür gezahlten Zinsen

Sehr geehrter Herr Kreistagsvorsitzender Funck,

die CDU Fraktion stellt den Antrag, der Kreistag möge beschließen:

Der Kreisausschuss wird beauftragt, zur nächsten Sitzung des HFR/KT im Mai 2013 zu
berichten:

1. Wie war der Verlauf der Kassenkreditlinien für dieZeiträume von 2009- 2012? Wir
bitten, den Jahresverlauf monatsbezogen darzustellen und die jeweils höchste und
geringste Inanspruchnahme auszuweisen.

2. Sind in den in Anspruch genommenen Linien auch Zinsdifferenzgeschäfte  oder
sonstige Transaktionen (z.B. finanzierte Festgeldanlagen mit höheren Zinserträgen
zu Lasten niedrigerer Kassenkreditzinsen) enthalten und wenn ja in welcher Höhe?

3. Wie hoch sind die tatsächlich gezahlten jahresbezogenen Zinsen (mit Angabe des
durchschnittlichen Zinssatzes) für kurzfristige Kassenkredite in den Jahren 2009 bis
2012?



Begründung:

Die Inanspruchnahme der Kassenkreditlinie zeigt den exakten Verlauf des jeweiligen
Haushaltsvollzuges auf. Rückschlüsse auf den wirklichen Haushaltsverlauf und die Höhe des
erforderlichen genehmigten Kassenkredits können mit diesen Informationen gewonnen
werden. Gerade vor dem Hintergrund der Verpflichtungen aus dem ,Schutzschirmvertrag"
besteht hier seitens der Kreistagsabgeordneten ein erhöhter Informationsbedarf.

Weiterer Vortrag erfolgt ggfs. mündlich.

Mit freundlichen Grüßen

vom:
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LANDKREIS GIESSEN 
Der Kreisausschuss 
Az.: 93-0702 
Sachbearbeiter: Uta Heuser-Neissner 
Telefonnummer: 0641/9390-1868 

Vorlage Nr.: 0641/2013
Gießen, den 28. März 2013

 
 

Beschlussvorlage des Kreisausschusses 
 
 

Beteiligungsbericht für das Geschäftsjahr 2011 
 
Beschluss-Antrag: 
 
1. Der Kreistag des Landkreises Gießen nimmt den Bericht über die Beteiligungen 

des Landkreises Gießen für das Geschäftsjahr 2011 zur Kenntnis. 
 
2. Der Kreistag des Landkreises Gießen nimmt den Bericht über die Prüfung der 

wirtschaftlichen Betätigung der Beteiligungen des Landkreises Gießen gemäß § 
121 Abs. 7 HGO, der im Beteiligungsbericht enthalten ist, zur Kenntnis, stellt 
fest, dass bei den Beteiligungen die Voraussetzungen des § 121 Abs. 1 
Hessische Gemeindeordnung erfüllt sind und beschließt, die Tätigkeiten derzeit 
nicht an private Dritte zu übertragen.  

 
 
 

 
Begründung: 
 
1. Beteiligungsbericht 
In der Hessischen Gemeindeordnung ist in § 123a geregelt, dass die Gemeinde zur 
Information der Gemeindevertretung und der Öffentlichkeit jährlich einen Bericht 
über ihre Beteiligungen an Untenehmen in einer Rechtsform des Privatrechts zu 
erstellen hat. Diese Vorgabe gilt entsprechend auch für den Landkreis Gießen, um 
Kreistag und Öffentlichkeit zu informieren. Der Bericht soll unter anderem Angaben 
über die Beteiligungsverhältnisse, die Zusammensetzung der Organe und den 
Geschäftsverlauf enthalten. 
 
Nachdem der Landkreis Gießen für die Jahre 2005 bis 2007 einen 
zusammenfassenden Bericht und für die Geschäftsjahre 2008 bis 2010 jeweils eine 
Fortschreibung erstellt hat, erfolgt mit diesem Bericht die erneute Fortschreibung 
für das Geschäftsjahr 2011. 
  
Mit diesem Bericht soll die Betätigung der Beteiligungen des Landkreises 
einschließlich der Tochterunternehmen dargestellt werden. Zur umfassenden 
Information der Öffentlichkeit geht der Bericht über die Verpflichtung der 
Kommunalverfassung hinaus. Während der Gesetzgeber nur einen Bericht über 
privatrechtliche Beteiligungen mit einem Anteil von über 20% vorsieht, werden im 
Bericht des Landkreises Gießen alle unmittelbaren und alle wesentlichen mittelbaren 
Beteiligungen in die Betrachtung einbezogen. Damit leistet der Beteiligungsbericht 
einen Beitrag zur Transparenz im Bereich kommunalwirtschaftlichen Handelns.  
 
 
2. Prüfung wirtschaftliche Betätigung 
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Gemäß § 121 Abs. 7 HGO soll mindestens einmal in jeder Wahlzeit eine kommunale 
Gebietskörperschaft ihre eigenen wirtschaftlichen Betätigungen überprüfen Dabei 
soll geprüft werden, ob die Voraussetzungen des § 121 Abs. 1 HGO im Einzelfall 
vorliegen. Bei wirtschaftlichen Tätigkeiten, die unter den Bestandsschutz fallen, soll 
zudem politisch entschieden werden, ob diese weitergeführt werden oder nicht.  
Die Prüfung erfolgt auf Empfehlung des Regierungspräsidenten für die 
Kreisverwaltung seit dem Bericht über das Geschäftsjahr 2010 jährlich mit der 
Erstellung des Beteiligungsberichtes. Das Ergebnis der Prüfung wird in 
zusammengefasster Form im Beteiligungsbericht dargestellt.  
 
Aus dem zusammenfassenden Bericht ergibt sich, dass die Voraussetzungen der 
wirtschaftlichen Betätigung in den dargestellten Fällen erfüllt sind. Insofern ist es 
nicht zwingend, bestimmte Tätigkeiten an private Dritte zu übertragen bzw. sich 
von bestimmten Beteiligungen zu trennen.  
 
 
Anmerkung: 
Im Beteiligungsbericht für das Geschäftsjahr 2011 wird auf eine Zusammenfassung 
der Lageberichte in der Darstellung der Geschäftsentwicklung der einzelnen 
Beteiligungen verzichtet. Stattdessen werden die kompletten Lageberichte oder 
gekürzte Fassungen der Lageberichte im Anhang des Beteiligungsberichtes 
dargestellt.  
 
Die Stabsstelle Controlling regt aus Wirtschaftlichkeitsgründen an, die Anzahl der in 
Papierform bereitzustellenden Exemplare des Beteiligungsberichtes zukünftig zu 
reduzieren. Da die Mandatsträger im Regelfall Zugriff über das Parlaments-
informationssystem auf bereitgestellte Dokumente haben, könnte die Anzahl der 
ausgedruckten Versionen z.B. auf den Kreisausschuss und 2 Ausfertigungen je 
Fraktion/Gruppe begrenzt werden. Ansonsten sollten Papierversionen des 
Beteiligungsberichtes nur noch in Ausnahmefällen und auf spezielle Anfrage hin 
erhältlich sein. 
 
 
 

 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Es entstehen keine Kosten. 
 
 
 

Sonstiges/Bemerkungen: 
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Vorwort 
 
Mit der vorliegenden Ausgabe veröffentlicht der Landkreis Gießen zum 
sechsten Mal einen Beteiligungsbericht. Durch den Bericht wird die 
Betätigung der Beteiligungen des Landkreises Gießen dokumentiert 
und transparent gemacht.  
 
Im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung können öffentliche 
Aufgaben auch außerhalb der Kernverwaltung erledigt werden. Der 
Landkreis Gießen bedient sich hierzu verschiedener Gesellschaften 
und Verbände bzw. anderen juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts, an denen er unmittelbar und mittelbar beteiligt ist. Diese 
Organisationen umfassen ein breites Themenspektrum, wie  
Entsorgung, Versorgung und Verkehr, Beschäftigungsförderung, 
Wirtschaftsförderung, Natur, Tourismus und Kultur. Somit leisten die 
Beteiligungen wichtige Beiträge für die kommunale Daseinsvorsorge.  
Optimierungsprozesse, rechtliche Änderungen oder sich wandelnde Bedürfnisse können zu  
Änderungen des Beteiligungsportfolios führen. Es gilt, die Bedürfnisse der Menschen und der 
Region wahrzunehmen, Handlungsschwerpunkte zu setzen und machbare Lösungen zu entwi-
ckeln. Denn den Wünschen der Bürger und Bürgerinnen stehen die knappen finanziellen 
Ressourcen gegenüber. In diesem Sinne ist es notwendig, dass die Beteiligungen 
leistungsfähig und wirtschaftlich arbeiten. 
 
Mit dem Beteiligungsbericht erhalten die politischen Gremien und die Verwaltung ein umfas-
sendes Bild über die Betätigung der Beteiligungen. Dabei wird das Ziel verfolgt, die 
Entscheidungs- und Mandatsträger bei ihren Steuerungs- und Kontrollaufgaben im Hinblick auf 
die Beteiligungen mit verlässlichen und geeigneten Informationen zu unterstützen. Zudem 
werden interessierten Bürgern und Bürgerinnen Einblicke in die Betätigung und die Struktur der 
Beteiligungen des Landkreises Gießen ermöglicht. 
 
In dem Beteiligungsbericht des Landkreises Gießen werden die Eckdaten auf Grundlage der 
Abschlüsse 2011 und 2010 aufbereitet. Die Erstellung und Veröffentlichung richtet sich nach § 
123a HGO, wobei der vorliegende Bericht über die Forderung des § 123a HGO sogar hinaus 
geht, da er nicht nur auf die Beteiligungen an Unternehmen in einer Rechtsform des privaten 
Rechts eingeht. 
 
Der Beteiligungsbericht 2011, den ich Ihnen als interessante Lektüre und Informationsquelle 
empfehle, kann über das Internetportal des Landkreises Gießen  unter www.lkgi.de �Verwal-
tung & Politik � Beteiligungsbericht abgerufen werden. 
 
 
Gießen, im März 2013 
 
 
 
Anita Schneider 
Landrätin 
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1. Allgemeines 

1.1. Aufbau und Gegenstand des Beteiligungsberichtes 
Mit dem vorliegenden Beteiligungsbericht soll den Kreisgremien, der Verwaltung und der Öffent-
lichkeit eine Informationsgrundlage über die Beteiligungen des Landkreises Gießen an die Hand 
gegeben werden. 
 
Der Beteiligungsbericht gliedert sich in sechs Teile: 
Der erste Teil enthält allgemeine Informationen über die kommunalrechtlichen Voraussetzun-
gen und die Definition des Beteiligungsbegriffs.  
 
Im zweiten Teil sind die Beteiligungen und die Kapitalanteile des Landkreises Gießen im Über-
blick dargestellt. In diesem zweiten Teil werden auch die Änderungen im Jahr 2012 bzw. im 
Jahr 2013 berücksichtigt.  
 
Der dritte Teil enthält detaillierte Informationen zu den einzelnen bestehenden Beteiligungen 
für das Jahr 2011. Dabei werden die Beteiligungen nach inhaltlichen Gesichtspunkten in drei 
Gruppen gegliedert: 

• Entsorgung, Versorgung und Verkehr 
• Beschäftigungsförderung, Wirtschaft und sonstiges 
• Natur, Tourismus und Kultur 

Die Darstellung der einzelnen Beteiligungen ist im Allgemeinen durch folgende Struktur ge-
kennzeichnet:  

• Unternehmenszweck und öffentlicher Zweck 
• Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse 
• Organe der Beteiligungen 
• Auswirkung auf den Kreishaushalt und Gewährung von Sicherheiten 
• Daten zur Rechnungsprüfung 
• Geschäftsentwicklung 

In den Aufstellungen betreffend die Auswirkungen auf den Kreishaushalt werden nur diejenigen 
Finanzbeziehungen zwischen dem Landkreis Gießen und den Beteiligungen dargestellt, die 
direkt aus dem gesellschaftlichen Verhältnis resultieren. Die aufgrund von Leistungsbeziehun-
gen zwischen den Gesellschaften und dem Landkreis Gießen geleisteten Entgelte sind nicht 
berücksichtigt. 
 
Die Geschäftsentwicklung umfasst im Allgemeinen die Kurzfassungen von Bilanz und Gewinn- 
und Verlustrechnung und ausgewählte Kennzahlen. Die Lageberichte sind im Anhang des Be-
teiligungsberichtes enthalten. 
 
Grundsätzlich beziehen sich die Daten auf das Jahr 2011. Aus Gründen der Vergleichbarkeit 
werden bei der Darstellung wirtschaftlicher Kennzahlen auch die Jahre 2009 und 2010 berück-
sichtigt. Ferner werden wesentliche - vor allem personelle - Änderungen des Jahres 2012 als 
nachrichtliche Ergänzungen aufgeführt. 
 
Der vierte Teil bezieht sich auf sonstige Mitgliedschaften, das Jobcenter und eine Stiftung.  
 
Der fünfte Teil bezieht sich auf die Prüfung nach § 121 Abs. Hessische Gemeindeordnung. 
 
Der sechste Teil beinhaltet Anhangsangaben, d.h. Definitionen von Rechtsformen, Begriffsde-
finitionen und relevante Gesetzestexte sowie die vorliegenden Lageberichte. 
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1.2. Kommunalrechtliche Voraussetzungen einer Beteiligung 
Die kommunale Selbstverwaltung ist eines der Grundprinzipien unseres demokratischen Ge-
meinwesens und durch den § 28 Abs. 2 Grundgesetz geschützt. Die Zuständigkeit der kommu-
nalen Gebietskörperschaften umfasst alle Aufgaben, die in der örtlichen Gemeinschaft wurzeln. 
Planungshoheit, Organisationshoheit, Personalhoheit, Steuerhoheit, Rechtsetzungshoheit und 
Finanzhoheit werden den Kommunen garantiert. Somit kann die Kommune eigenverantwortlich 
entscheiden, auf welche Art und Weise sie die Erfüllung ihrer Aufgaben gestaltet.  
 
Nach § 121 Absatz 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) besteht für einen Landkreis die 
Möglichkeit der wirtschaftlichen Betätigung, wenn  

• der öffentliche Zweck die Betätigung rechtfertigt,  
• die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur Leis-

tungsfähigkeit der Gemeinde bzw. des Landkreises und zum voraussichtlichen Bedarf 
steht und 

• der Zweck nicht ebenso gut und wirtschaftlich durch einen privaten Dritten erfüllt 
wird oder erfüllt werden kann (Subsidaritätsvorbehalt). 

 
Gemäß § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO gilt, dass Tätigkeiten, die vor dem 01.04.2004 ausgeübt wur-
den, ohne den Subsidaritätsvorbehalt zulässig sind. 
 
In § 121 Abs. 2 HGO sind die Tätigkeiten genannt, die gemäß ausdrücklicher Regelung nicht 
als wirtschaftliche Betätigung anzusehen sind. Es handelt sich um Tätigkeiten 

• zu denen die Gemeinde gesetzlich verpflichtet ist, 
• auf den Gebieten des Bildungs-, Gesundheits- und Sozialwesens, der Kultur, des 

Sports, der Erholung, der Abfall- und Abwasserbeseitigung sowie 
• zur Deckung des Eigenbedarfs. 

 
Dies bedeutet, dass nur Tätigkeiten, die nicht unter den Negativkatalog nach § 121 Abs. 2 HGO 
fallen, als wirtschaftliche Betätigung anzusehen sind. Traditionelle Kernbereiche der kommuna-
len Daseinsvorsorge genießen den besonderen Schutz des Art. 28 Abs. 2 Grundgesetz. 
 
Nach § 121 Abs. 7 HGO muss eine Kommune mindestens einmal in jeder Wahlzeit prüfen, in-
wieweit ihre wirtschaftliche Betätigung noch die Voraussetzungen des Absatz 1 erfüllt und in-
wieweit die Tätigkeiten privaten Dritten übertragen werden können. 
 
Durch § 121 Abs. 8 HGO wird eine Kommune gezwungen, wirtschaftliche Unternehmen so zu 
führen, dass möglichst ein Überschuss für den Haushalt erzielt wird, sofern der öffentliche 
Zweck dies zulässt. 
 
Darüber hinaus wird in § 122 HGO festgelegt, welche Voraussetzungen grundsätzlich erfüllt 
sein müssen, damit ein Landkreis eine Gesellschaft gründen oder sich an ihr beteiligen darf:  

• Die Voraussetzungen des § 121 Abs. 1 HGO müssen vorliegen. 
• Die Haftung und die Einzahlungsverpflichtung der Gemeinde müssen auf einen ihrer 

Leistungsfähigkeit angemessenen Betrag begrenzt sein. 
• Die Gemeinde muss einen angemessenen Einfluss haben, insbesondere im Aufsichtsrat 

oder in einem entsprechenden Überwachungsorgan. 
• Es muss gewährleistet sein, dass der Jahresabschluss und der Lagebericht, soweit 

nicht weitergehende gesetzliche Vorschriften gelten oder andere gesetzliche Vorschrif-
ten entgegenstehen, entsprechend den für große Kapitalgesellschaften geltenden Vor-
schriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches aufgestellt und geprüft werden. 
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Alle genannten Beteiligungsvoraussetzungen gelten entsprechend, wenn eine Gesellschaft, an 
der Gemeinden oder Gemeindeverbände mit insgesamt mehr als 50 % der Anteile beteiligt 
sind, sich an einer anderen Gesellschaft beteiligen will (vgl. § 122 Abs. 4 HGO). 
 
Ist die Gesellschaft nicht auf den Betrieb eines wirtschaftlichen Unternehmens gerichtet, darf 
der Landkreis die Gesellschaft nur dann gründen oder sich an ihr beteiligen, wenn 

• die Voraussetzungen des § 122 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 HGO vorliegen und  
• ein wichtiges Interesse des Landkreises an der Gründung oder Beteiligung vorliegt. 

 
 
 
 
 

1.3. Beteiligungsbegriff  
Laut § 271 Absatz 1 Handelsgesetzbuch sind Beteiligungen Anteile an anderen Unternehmen, 
die bestimmt sind, dem eigenen Geschäftsbetrieb durch Herstellung einer dauerhaften Verbin-
dung zu jenen Unternehmen zu dienen. Als Beteiligung gelten im Zweifel Anteile an einer Kapi-
talgesellschaft, deren Nennbeträge insgesamt den fünften Teil des Nennkapitals dieser Gesell-
schaft überschreiten.  
 
Das Gemeindewirtschaftsrecht fasst den Beteiligungsbegriff weiter als das Handelsgesetzbuch. 
So regelt § 126 HGO, dass bestimmte Vorschriften über die Beteiligung an Gesellschaften auch 
für die „Beteiligung an einer anderen privatrechtlichen Vereinigung“ gelten. Dies kann zum Bei-
spiel ein eingetragener Verein sein.  
 
Die Verwendung des Begriffs „Beteiligung“ setzt offenbar nicht voraus, dass es sich bei dem 
Beteiligungsobjekt um ein Unternehmen im Sinne des § 271 Abs.1 HGB oder des § 121 HGO 
handeln muss. 
 
Auf dieser Annahme basiert die weite Fassung des Beteiligungsbegriffs des Landkreises Gie-
ßen.  
Beteiligungen grenzen sich durch organisatorische Selbstständigkeit und eine eigenständige 
Buchhaltung von der Kernverwaltung ab. Der vorliegende Beteiligungsbericht bezieht sich auf  
 

• privatrechtliche Gesellschaften, 
• öffentlich-rechtliche Körperschaften, 
• öffentlich-rechtliche Anstalten und 
• Vereine und Verbände 
• Stiftungen 
• Jobcenter 

 
Vereine und Verbände – mit Ausnahme der Zweckverbände –  sowie Stiftungen und das Job-
center werden jedoch in diesem Bericht als Beteiligungen im weiteren Sinne betrachtet. 
 
Die für den Landkreis Gießen bislang relevanten Rechtsformen werden im Anhang erläutert. 
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2.2. Beteiligungsstruktur zum 31.12.2011  
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2.3. Änderungen der Beteiligungsstruktur nach dem 31.12.2011  
Die Zusammensetzung der Beteiligungen des Landkreises ist nicht starr, sondern ist durch ei-
nen Prozess des Wandels gekennzeichnet. 
 
Nachdem die Gesellschaft für Integration und Arbeit mbH (GIAG) in der bisherigen Form zum 
31.12.2010 endete, die Tätigkeit im Jobcenter ab 2011 fortgeführt wird und die Liquidation der 
GIAG am 14.01.2011 im Bundesanzeiger veröffentlicht wurde, wurde das Ende der Liquidation 
und die Löschung der Gesellschaft am 11.01.2013 dem Amtsgericht gemeldet.  
 
Nach Gründung der Beteiligungsgesellschaft Breitband Gießen mbH am 30.09.2011 erfolgte 
am 13.04.2012 die Beteiligung der Beteiligungsgesellschaft an der Breitband Gießen GmbH, 
indem das Stammkapital der Gesellschaft von 25.500,00 € auf 50.0000 € erhöht wurde und der 
neu gebildete Geschäftsanteil im Nennbetrag von 24.500,00 € von der Beteiligungsgesellschaft 
übernommen wurde. Die Breitband Gießen GmbH wurde am 09.03.2011 durch die WL Holding 
GmbH gegründet. Gegenstand des Unternehmens ist die in Zusammenarbeit mit Gebietskör-
perschaften durchzuführende Bedarfsermittlung und anschließende Erstellung und Vermietung 
von Kommunikationsnetzen sowie die Erstellung und Betreuung der Netze durch Dritte im 
Landkreis Gießen. 
 
Am 10.09.2012 hat der Kreistag beschlossen, den Servicebetrieb Landkreis Gießen zu grün-
den. Der Eigenbetrieb wird ab dem 01.01.2013 für das Gebäudemanagement und weitere 
Dienstleistungen im Landkreis Gießen zuständig sein. Zweck des Servicebetriebs ist ein wirt-
schaftliches, sozialverträgliches, ökologisches und ressourcenschonendes Gebäudemanage-
ment der kreiseigenen sowie dem Landkreis Gießen zur Nutzung überlassenen Liegenschaften 
sowie Dienstleistungen rund um Schule und Verwaltung. 
 
Für das Regionalmanagement in Mittelhessen ergibt sich im Zuge einer inhaltlichen und organi-
satorischen Weiterentwicklung des Vereins ab 2013 eine neue Organisationsstruktur. Die we-
sentlichen organisatorischen Änderungen sind, dass das zukünftige Regionalmanagement 
hauptamtlich in der Rechtsform einer GmbH agieren wird. Der Verein wird als Förderverein 
weiterbestehen bleiben und unter dem Dach des mittelhessischen Regionalmanagement agie-
ren, dabei aber selbst Gesellschaftsanteile der GmbH halten. Somit kann er Einfluss auf die 
Geschicke der GmbH nehmen. Der Landkreis Gießen wird Mitglied in der GmbH. Die Stamm-
kapitaleinlage für den Landkreis Gießen beträgt 1.351,00 €. 
 

Am 12.12.2011 hat der Kreistag den Beschluss gefasst dem MRE (Multiresistente Erreger)-Netz 
Mittelhessen und Förderverein MRE-Netz Mittelhessen beizutreten. Die Gründung erfolgte im 
März 2012. Es handelt sich um eine Plattform, über die der Informationsaustausch, Fortbildun-
gen und bedarfsgerecht praktische Hilfestellungen angeboten werden sollen. Zielsetzung ist, 
die steigende Zahl von Infektionen durch multiresistente Erreger zu bekämpfen und Patienten 
besser zu schützen. Das Land Hessen hat die Initiative im Jahr 2012 mit 24.000 € unterstützt. 
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3. Einzeldarstellung der Beteiligungen des Landkreises Gießen 
 
3.1. Entsorgung, Versorgung und Verkehr 
 
3.1.1. Beteiligungsgesellschaft Breitband Gießen mbH 
 

Beteiligungsgesellschaft Breitband Gießen mbH 
Riversplatz 1-9 
35394 Gießen 
Telefon 0641/9390-1828  
E-Mail: hans-otto.gerhard@lkgi.de 
 

 

 

Unternehmenszweck und öffentlicher Zweck 
Die in Zusammenarbeit mit Gebietskörperschaften durchzuführende Bedarfsermittlung und an-
schließende Erstellung und Vermietung von Kommunikationsnetzen sowie die Erstellung und 
Betreuung der Netze durch Dritte im Landkreis Gießen. 
 

Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Unternehmenszweck. Die Tätigkeit der Breitband 
Gießen GmbH dient der Sicherstellung einer adäquaten Breitbandversorgung für Bürger und 
Unternehmen.  
 
 
 

Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse 

Rechtsform GmbH 

Gründung 30.09.2011 

Satzung 30.09.2011 

Handelsregister HRB 7663 

Kapital Stammkapital 25.000 € 

Gesellschafter 
 
 
 

Gesellschafter 
 
Landkreis Gießen 
Stadt Allendorf (Lumda) 
Gemeinde Biebertal 
Gemeinde Buseck 
Gemeinde Fernwald 
Stadt Gießen 
Stadt Grünberg 
Gemeinde Heuchelheim (ab 2012) 
Stadt Hungen 
Gemeinde Langgöns 
Stadt Laubach 
Stadt Lich 
Stadt Lollar 
Stadt Pohlheim (ab 2012) 

Anteil 
% in 2011 

58,36% 
2,78% 
2,78% 
2,78% 
2,78% 
2,78% 
2,78% 

 
2,78% 
2,78% 
2,78% 
2,78% 
2,78% 

 

Anteil 
% in 2012 

52,81% 
2,78% 
2,78% 
2,78% 
2,78% 
2,78% 
2,78% 
2,78% 
2,78% 
2,78% 
2,78% 
2,78% 
2,78% 
2,78% 
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Fortsetzung  
Gesellschafter 
 
 
 

Gemeinde Rabenau 
Gemeinde Reiskirchen 
Stadt Staufenberg 
Gemeinde Wettenberg 

2,78% 
2,78% 
2,78% 
2,78% 

2,78% 
2,78% 
2,78% 
2,78% 

Beteiligungen Nachrichtlich – ab dem 13.04.2012: Breitband Gießen GmbH (49%) 

 
 

Organe der Gesellschaft 

 
Gesellschafterversammlung 

Anita Schneider, Landrätin Landkreis Gießen 
Annette Bergen-Krause, Bürgermeisterin Stadt Allendorf (Lumda) 
Thomas Bender, Bürgermeister Gemeinde Biebertal 
Erhard Reinl, Bürgermeister Gemeinde Buseck 
Stefan Bechthold, Bürgermeister Gemeinde Fernwald 
Dietlind Grabe-Bolz, Oberbürgermeisterin Stadt Gießen 
Frank Ide, Bürgermeister Stadt Grünberg 
Rainer Wengorsch, Bürgermeister Stadt Hungen 
Horst Röhrig, Bürgermeister Gemeinde Langgöns 
Peter Klug, Bürgermeister Stadt Laubach 
Bernd Klein, Bürgermeister Stadt Lich 
Dr. Bernd Wieczorek, Bürgermeister Stadt Lollar 
Kurt Hillgärtner, Bürgermeister Gemeinde Rabenau 
Holger Sehrt, Bürgermeister Gemeinde Reiskirchen 
Peter Gefeller, Stadt Staufenberg 
Thomas Brunner, Gemeinde Wettenberg 
Horst Nachtigall, Vertreter der Kreistagsfraktion SPD 
Mathias Fritz, Vertreter der Kreistagsfraktion CDU 
Geronimo Sanchez Miguel, Vertreter der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Marcus Leopold, Vertreter der Kreistagsfraktion Freie Wähler 
 
Nachrichtlich: 
Lars Burkhard Steinz, Bürgermeister Gemeinde Heuchelheim  ab 13.01.2012 
Karl-Heinz Schäfer, Bürgermeister Stadt Pohlheim   ab 13.01.2012 
Karl Kräter, Beigeordneter Gemeinde Reiskirchen   ab 06.09.2012 
Holger Sehrt, Bürgermeister Gemeinde Reiskirchen   bis 05.09.2012 
 
 

 

Geschäftsführer  

Anita Schneider 
 
Nachrichtlich: 
Bernd Klein, Lich ab 15.02.2012  
Anita Schneider  bis 15.02.2012   
 

Es erfolgt keine Vergütung für die Tätigkeit als Geschäftsführer.  
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Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten 

 2011 

Ausgaben  

Einzahlung Stammkapital 14.590 € 

 

Es bestanden im Jahr 2011 keine weiteren Auswirkungen auf den Haushalt des Landkreises 
Gießen, die aus dem Beteiligungsverhältnis resultieren. Sicherheiten aus Bürgschaften, Ge-
währverträgen oder ähnlichen Verpflichtungen wurden durch den Landkreis Gießen zugunsten 
der Beteiligungsgesellschaft Breitband Gießen GmbH nicht bestellt. 
 

Nachrichtlich: 
Im Jahr 2012 wurde der Gesellschaftsanteil des Landkreises in drei Teile geteilt und 2,78 % in 
Höhe von  694 € an die Gemeinde Heuchelheim und 2,78 % in Höhe von 694 € an die Stadt 
Pohlheim veräußert.  

Ferner erfolgte zum 13.04.2012 eine Beteiligung an der Breitband Gießen GmbH. Der Kaufpreis 
für diese Beteiligung wurde entsprechend dem Gesellschafteranteil an der Beteiligungsgesell-
schaft durch die Gesellschafter  erbracht. Für den Landkreis Gießen ergab sich daraus eine 
Zahlung in Höhe von 12.937,96 €. 

 

Daten zur Rechnungsprüfung 
Auf Grundlage einer auf drei Jahre befristeten Ausnahmegenehmigung des Regierungspräsidi-
ums erfolgt die Prüfung des Jahresabschlusses durch die Revision des Landkreises Gießen. 
Die Prüfung ist für das 1. Halbjahr 2013 vorgesehen. 
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Geschäftsentwicklung 

Bilanz des Unternehmens 2011 EB
AKTIVA T€ T€
A. Anlagevermögen

Immaterielle Vermögensgegenstände, Sachanlagen 0 0

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte 0 0
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 5 25
III. 139 0

0 0

Bilanzsumme 144 25

PASSIVA
A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 25 25
II Kapitalrücklage 12
III. Jahresüberschuss -6 0

B. Rückstellungen 5 0

C. Verbindlichkeiten 108 0

Bilanzsumme 144 25

Kassenbestände, Guthaben bei Kreditinstituten

 

2011
T€

Abschreibungen 0
Sonstige betriebliche Aufwendungen -6
Betriebsergebnis -6
Zinsaufwendungen 0

-6
Sonstige Steuern 0
Jahresergebnis -6

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit

Gewinn- und Verlustrechnung

 

 
 

Eigenkapitalquote I 21,53%
Eigenkapitalquote II 21,53%
Liquidität 2. Grades 127,43%
Cashflow -5 T€
Eigenkapitalrentabilität (Bezug auf Eigenkapital II) -19,35%
Gesamtkapitalrentabilität -4,17%

Anzahl der Beschäftigten im Jahresdurchschnitt 0

Sonstige Kennzahlen 2011

Kennzahlen zum Jahresabschluss 2011
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3.1.2. ZAUG Recycling GmbH (ZR) 
 
ZAUG Recycling GmbH 
Fischbach 5 
35418 Buseck 
Telefon 06408/907010 
Telefax 06408/907029 
 
 
Unternehmenszweck  

1) Durchführung von Maßnahmen zur Förderung der Abfallvermeidung sowie der Abfallverwer-
tung, Aufbau und Unterhaltung von Logistiksystemen zur Erfassung und zum Transport von 
Abfällen; Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur Sortierung und mechanischen Be-
handlung von Abfällen sowie von Anlagen zur Demontage zum Zwecke der Gewinnung von 
hochwertigen Bauteilen aus Elektro- und Elektronikgeräten; 

2) Handel mit gebrauchten Elektro- und Elektronikgeräten sowie mit Wertstoffen aus der Ab-
fallaufbereitung; 

3) Betreiben von Reparaturwerkstätten zur Wiederverwendung von hochwertigen Gütern; 
4) Förderung der technischen Entwicklung in den Bereichen Energie-, Gesundheits- und Um-

welttechnik einschließlich der Planung, Konzeptionierung, Konstruktion und Erstellung von 
Geräten, Anlagen und Zubehör einschließlich des Vertriebes; 

5) alle weiteren für die ordentliche Durchführung des Recyclings erforderlichen Tätigkeiten. 
6) Die Gesellschaft hat bei der Ausübung dieser Tätigkeiten auf die den Gesellschaftern oblie-

genden Verpflichtungen und Zwecke zu achten. Dabei hat sie insbesondere: Die abfallwirt-
schaftlichen Zielsetzungen und Vorgaben des Landkreises Gießen im Rahmen seiner Tätig-
keit als entsorgungspflichtige Gebietskörperschaft zu beachten. Ebenfalls sind die gemein-
nützigen Zwecke der Zentrum Arbeit und Umwelt – Gießener gemeinnützige Berufsbil-
dungsgesellschaft mbH, wie zum Beispiel der Arbeitstherapie, Umschulung, Aus-, Fort- und 
Weiterbildung, Beschäftigung und Vermittlung angemessen zu beachten. Hierzu stellt die 
Gesellschaft nach Maßgabe ihrer Möglichkeiten Räumlichkeiten, Personal und Arbeitsplätze 
zur Verfügung. 

7) Die Gesellschaft kann alle Geschäfte betreiben, die dem Gegenstand des Unternehmens 
mittelbar oder unmittelbar zu dienen geeignet sind. Sie kann gleichartige oder ähnliche Un-
ternehmen erwerben und sich an solchen Unternehmen in jeder Form beteiligen.  

 

Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem  Unternehmenszweck. Die Tätigkeit der Firma 
ZAUG Recycling GmbH liegt im Bereich Abfallvermeidung, Abfallverwertung, Abfallbehandlung.  
 
 
 
Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse 

Rechtsform GmbH 

Gründung 21.12.1999 

Satzung Fassung vom 12.09.2006 

Handelsregister  Amtsgericht Gießen, HR B 3432 

Kapital Stammkapital 200.000 € 
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Gesellschafter 
 

Landkreis Gießen  
Remondis GmbH  
Klaus Müller 

57,4 % 
25,1 % 
17,5 % 

 Zum Gründungszeitpunkt waren der Landkreis Gießen zu 74% 
und die Firma ZAUG gGmbH zu 26% Gesellschafter. Mit notariel-
lem Vertrag vom 18.12.2001 wurden die Anteile der Firma ZAUG 
gGmbH vollständig vom Landkreis übernommen. Am 25.08.2005 
wurden 17,5% der Anteile durch den Geschäftsführer, Herrn 
Klaus Müller erworben. Im Rahmen einer europaweiten Aus-
schreibung wurden weitere 25,1% der Anteile durch den Land-
kreis Gießen angeboten. Diese wurden durch die Firma Remon-
dis GmbH & Co KG erworben und der Kauf mit notariellem Ver-
trag vom 12.09.2006 vollzogen. 

Beteiligungen 

 

ZR Holzrecycling GmbH, Gießen (100 %)  

 
 
 
Organe der Gesellschaft 
 

Gesellschafterversammlung 

Vertreter des Landkreises Gießen  

Dirk Oßwald, Erster Kreisbeigeordnete     ab 27.07.2011 
Andrea Kaup, Kreisbeigeordnete      bis 26.07.2011  

 
 

Verwaltungsrat 

Gerald Dörf      Landkreis Gießen ab 20.06.2011 
Peter Pilger      Landkreis Gießen ab 20.06.2011 
Anette Henkel      Landkreis Gießen bis 19.06.2011 
Heike Habermann     Landkreis Gießen ab 20.06.2011 
Dr. Christiane Schmahl    Landkreis Gießen bis 19.06.2011 
Kurt Hillgärtner     Landkreis Gießen  
Christel Gontrum     Landkreis Gießen ab 20.06.2011 
Siegbert Damaschke     Landkreis Gießen bis 19.06.2011 
Mathias Fritz      Landkreis Gießen  
Helmut Witzel      Landkreis Gießen bis 19.06.2011 
Dirk Oßwald, Erster Kreisbeigeordnete 
(nicht stimmberechtigt)    Landkreis Gießen ab 27.07.2011 
Andrea Kaup (nicht stimmberechtigt)  Landkreis Gießen bis 26.07.2011 
Jörg Detlof      Remondis   
Georg Eicker      Remondis   
 
Der Verwaltungsrat hat die Geschäftsführung in ihrer Geschäftsführung zu fördern, zu beraten 
und zu überwachen. Der Verwaltungsrat befasst sich für die Geschäftsführung beratend mit 
Grundsatzfragen der Unternehmensentwicklung, der Wirtschaftsplanung, des Controllings und 
dem entsprechenden Abschlussbericht. 
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Geschäftsführer 

Klaus Müller  
Auf die Angabe der Bezüge der Geschäftsführung wird gemäß § 286 Abs. 4 HGB verzichtet. 
 

 

 
Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten 
Der Landkreis Gießen hat der ZAUG Recycling GmbH im Jahr 2001 eine Liquiditätshilfe ge-
währt, die gemäß einer Rückzahlungsvereinbarung zu tilgen ist und zu marktüblichen Zinsen 
abgerechnet wird. Im Jahr 2009 wurde die Restschuld der ZAUG Recycling GmbH in Höhe von 
25.000 € getilgt.  

 2011 2010 2009 
Einnahmen    
Schuldzinsen aus der Liquiditäts-
hilfe 

  343,12 € 

Tilgung Liquiditätshilfe   25.000,00 € 

Dividende 60.395,56 € 48.316,45 €  
 

Es bestanden in den Jahren 2009 bis 2011 keine weiteren Auswirkungen auf den Haushalt des 
Landkreises Gießen, die aus dem Beteiligungsverhältnis resultieren. 

Aus dem Jahr 2004 stammt eine Patronatserklärung in Höhe von 220.000,00 €. Mit dieser Er-
klärung hat der Landkreis Gießen die Verpflichtung übernommen, dafür Sorge zu tragen, dass 
die ZAUG Recycling GmbH in der Zeit, in der sie die Kredite bei der Volksbank Wißmar in Höhe 
von ursprünglich 220.000,00 € einschließlich der Zinsen und Nebenkosten nicht vollständig zu-
rückgezahlt hat, in der Weise geleitet wird, dass sie stets in der Lage ist, allen ihren Verbind-
lichkeiten fristgemäß nachzukommen. Ansonsten wurden keine direkten Sicherheiten aus Bürg-
schaften, Gewährverträgen oder ähnlichen Verpflichtungen durch den Landkreis Gießen zu-
gunsten der ZAUG Recycling GmbH bestellt.  
Allerdings wurde im Geschäftsjahr 2010 von der Firma ZAUG Recycling GmbH eine Bürgschaft 
in Höhe von 25 TEUR gegenüber der Sparkasse Gießen übernommen. Die Bürgschaft dient 
der Absicherung der Finanzierung eines Schredders von ZR Holzrecycling GmbH. Ferner wurde 
mit Datum vom 15.02.2007 eine Rangrücktrittserklärung über den Saldo per 31.12.2006 in Hö-
he von 244 TEUR abgegeben. Die Forderungen der ZAUG Recycling GmbH gegenüber der ZR 
Holzrecycling betragen bis zum 31.12.2011 234 TEUR. Die Forderungen wurden in Höhe von 
127 TEUR wertberichtigt. Dem stehen Verbindlichkeiten in Höhe von 2 TEUR gegenüber. 
 
 

 

 

Daten zur Rechnungsprüfung 

 2011 2010 2009 

Jahresabschlussprüfer WESTPRÜFUNG Dr. Seifert & Partner OHG, Gießen 

Prüfung nach § 53 HGrG Ja Ja Ja 

Anwendung der Vorschriften für große 
Kapitalgesellschaften 

Ja Ja Ja 

 
 



Landkreis Gießen   
Beteiligungsbericht  -20-      ZAUG Recycling GmbH     
____________________________________________________________________________________________________________________ 

 

 
Geschäftsentwicklung 

2011 2010 2009
AKTIVA T€ T€ T€
A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände, Sachanlagen 3.306 3.313 2.940
II. Finanzanlagen 63 77 95

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte 361 138 33
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 2.491 2.840 2.293
III. 397 6 540

C. 49 54 54

Bilanzsumme 6.667 6.428 5.955

PASSIVA
A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 200 200 200
II. Rücklagen 883 883 883
III. Gewinnvortrag 377 247 167
IV. Jahresüberschuss 321 255 180

B. Sonderposten mit Rücklageanteil 0 0 0

C. Rückstellungen 213 219 226

D. Verbindlichkeiten 4.673 4.624 4.299

Bilanzsumme 6.667 6.428 5.955

2011 2010 2009
T€ T€ T€

Umsatzerlöse 17.240 12.601 13.056
Bestandsveränderungen 224 105 -30
Sonstige betriebliche Erträge 661 740 1.114
Gesamtleistung 18.125 13.446 14.140
Materialaufwand -10.051 -6.551 -7.689
Personalaufwand -3.642 -3.160 -3.161
Abschreibungen -686 -554 -519
Sonstige betriebliche Aufwendungen -3.094 -2.633 -2.328
Betriebsergebnis 652 548 443
Erträge aus Beteiligungen 0 0 0
Sonstige Zinserträge 2 4 26

-164 -169 -190
490 383 279

-148 -108 -81
Sonstige Steuern -21 -20 -18
Jahresergebnis 321 255 180

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag

Kassenbestände, Guthaben bei Kreditinstituten

Rechnungsabgrenzungsposten

Zinsaufwendungen und Abschreibungen Finanzanl.
Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit

Bilanz des Unternehmens

Gewinn- und Verlustrechnung
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Eigenkapitalquote 26,71% 24,66% 24,01%
Anlageintensität 50,53% 52,74% 50,97%
Liquidität 2. Grades 101,98% 95,87% 101,23%
Anlagedeckungsgrad 2 78,30% 73,78% 72,69%
Investitionen 683 T€ 927 T€ 340 T€
Abgänge Anlagevermögen -86 T€ -301 T€ -196 T€
Cashflow 1.007 T€ 809 T€ 699 T€
Eigenkapitalrentabilität 18,02% 16,09% 12,59%
Gesamtkapitalrentabilität 7,27% 6,60% 6,21%
Umsatzrentabilität 2,81% 3,36% 2,83%
Materialintensität 55,45% 48,72% 54,38%
Personalintensität 20,09% 23,50% 22,36%

Anzahl der Beschäftigten im Jahresdurchschnitt 122 118 117
Anzahl der Aushilfen im Jahresdurchschnitt 5 7 9

2009

2010

2010

2009Kennzahlen zum Jahresabschluss

Sonstige Kennzahlen

2011

2011

Graphische Darstellung  
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Lagebericht 2011 

Auszüge aus dem  Lagebericht sind im Anhang enthalten. 
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3.1.3. ZR Holzrecycling GmbH 
 

ZR Holzrecycling GmbH 
Lahnstraße 220 
35398 Gießen 
Telefon 0641/97474-21 
Telefax 0641/97474-90 
 
 

 

Unternehmenszweck und öffentlicher Zweck 

Gegenstand des Unternehmens ist: 
o Förderung der Abfallvermeidung und der besseren Abfallverwertung 
o Konzeptionierung, Aufbau und Unterhaltung von Logistiksystemen zur Erfassung von Na-

tur-, Gebraucht- und Altholz 
o Betreiben und Unterhalten von Anlagen zur Sortierung und Aufbereitung von Hölzern, zur 

Gewinnung von Rohstoffen zur stofflichen und thermischen Verwertung und zur Entsor-
gung von Schadstoffen 

o Handeln mit Holzrohstoffen 
o Herstellung von Ersatzbrennstoffen 
o alle weiteren zur Durchführung des Recyclings erforderlichen Tätigkeiten 

 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Unternehmenszweck. Die Tätigkeit der Firma ZR 
Holzrecycling GmbH liegt im Bereich Abfallvermeidung, Abfallverwertung, Abfallbehandlung.  
 
 
 
Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse 

Rechtsform GmbH 

Gründung 01.09.2000 

Satzung Fassung vom 22.10.2004 

Handelsregister  Amtsgericht Gießen, HR B 3605 

Kapital Stammkapital 50.000 € 

Gesellschafter ZAUG Recycling GmbH  
 
Am 13.01.2011 hat die ZAUG 
Recycling GmbH die Anteile 
von der Firma Ludwig Kreiling 
(30%) übernommen  

100% 
 

Beteiligungen Keine 
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Organe der Gesellschaft 
 

Geschäftsführer 

Klaus Müller  
Auf die Angabe der Bezüge der Geschäftsführung wird gemäß § 286 Abs. 4 HGB verzichtet. 
 

 

 

 

Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten 
Es bestanden in den Jahren 2011 - wie in den Jahren 2009 und 2010 - keine Auswirkungen auf 
den Haushalt des Landkreises Gießen, die aus dem Beteiligungsverhältnis resultieren  

Sicherheiten aus Bürgschaften, Gewährverträgen oder ähnlichen Verpflichtungen wurden durch 
den Landkreis Gießen zugunsten der ZR Holzrecycling GmbH nicht bestellt. 
 

 

Daten zur Rechnungsprüfung 

In den Jahren 2009 bis 2011 erfolgte keine Prüfung des Jahresabschlusses. 
 

 

 

Geschäftsentwicklung 

Bilanz des Unternehmens 2011 2010 2009

AKTIVA T€ T€ T€
A. Anlagevermögen 36 55 40

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte 20 13 9
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 98 82 128
III. 21 44 34

C. 3 4 1

D. 148 148 166

Bilanzsumme 326 346 378

PASSIVA
A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 50 50 50
II. Verlustvortrag -199 -216 -284
III. Jahresüberschuss 1 18 68

Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag 148 148 166

B. Rückstellungen 8 7 15

C. Verbindlichkeiten 318 339 363

Bilanzsumme 326 346 378

Kassenbestände, Guthaben bei Kreditinstituten

Rechnungsabgrenzungsposten

Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag

 
 



Landkreis Gießen         
Beteiligungsbericht  -24-                   ZR Holzrecycling GmbH  
____________________________________________________________________________________________________________________  

   

 
2011 2010 2009
T€ T€ T€

Umsatzerlöse 492 577 735
Sonstige betriebliche Erträge 12 10 0
Gesamtleistung 504 587 735
Materialaufwand -3 -1 -8
Personalaufwand -167 -146 -135
Abschreibungen -10 -10 -9
Sonstige betriebliche Aufwendungen -320 -408 -514
Betriebsergebnis 4 22 69
Sonstige Zinserträge 0 0 0
Zinsaufwendungen -3 -4 -4

1 18 65
0 0 4
0 0 0
0 0 4
1 18 69

Steuern 0 0 -1
Jahresergebnis 1 18 68

Außerordentliche Erträge

Außerordentliches Ergebnis
Gesamtergebnis

Außerordentliche Aufwendungen

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit

Gewinn- und Verlustrechnung

Anlageintensität 11,04% 15,90% 10,58%
Liquidität 2. Grades 37,17% 40,92% 51,14%
Anlagedeckungsgrad 2 0,00% 0,00% 0,00%
Investitionen 25 T€ 25 T€ 4 T€
Cashflow 28 T€ 28 T€ 77 T€
Eigenkapitalrentabilität 0,00% 0,00% 0,00%
Gesamtkapitalrentabilität 1,23% 6,36% 19,05%
Personalintensität 33,13% 24,87% 18,37%

Anzahl der Arbeitnehmer im Jahresdurchschnitt 6 6 6
Anzahl der Aushilfen im Jahresdurchschnitt 0 0 1

2010

2010

2011

2011

Kennzahlen zum Jahresabschluss

Sonstige Kennzahlen

2009

2009

 
 

 

 

Graphische Darstellung 
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3.1.4. Zweckverband Oberhessische Versorgungsbetriebe (ZOV) 
 

Zweckverband Oberhessische Versorgungsbetriebe 
Hanauer Straße 9 – 13, 61169 Friedberg 
Telefon 06031/82-0, Telefax 06031/82-1332 
E-Mail: info@zov.de, Internet: www.zov.de 
 
 
Verbandszweck und öffentlicher Zweck 
Aufgabe des Verbandes ist es laut Satzung, die Bevölkerung des Verbandsgebietes und be-
nachbarter Gebiete mit Energie und Wasser zu versorgen und dort den öffentlichen Personen-
nahverkehr durchzuführen. Er ist berechtigt, Entsorgungsaufgaben zu übernehmen soweit die 
Verbandsmitglieder ihm diese übertragen. Hierzu bedient er sich der OVVG und der OVAG. Dar-
über hinaus hat er gemeinnützige Bestrebungen für den oberhessischen Raum zu fördern, soweit 
dadurch die anderen bereits genannten Aufgaben nicht gefährdet werden. 
 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Verbandszweck. Die Tätigkeit des Zweckverbandes 
liegt im Bereich der kommunalen Daseinsvorsorge.  
 
 
Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse 

Rechtsform Zweckverband 

Gründung 1912 

Hauptsatzung letzte Änderung am 10.12.2010  

Kapital Stammkapital 133.911.686,55 € 

Mitglieder Wetteraukreis (51,7 %),  
Vogelsbergkreis (32,1 %),  
Landkreis Gießen (16,2 %) 

Gewinnverteilung 
 
 
 
 

Die Verbandsmitglieder sind entsprechend ihrer Vermögensan-
teile an Überschüssen und Fehlbeträgen beteiligt. Seit der Sat-
zungsänderung vom 13.03.2005 sind davon abweichend die 
Überschüsse und Fehlbeträge aus dem Bereich des Nahver-
kehrs in dem Gebiet des Verbandsmitgliedes genau diesem 
Verbandsmitglied bei der Berechnung der Erfolgsbeteiligung 
zuzurechnen. 

Beteiligungen Oberhessische Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft 
mbH(100 %) 
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Der ZOV hält mittelbar über die Beteiligung an der Oberhessischen Versorgungs- und Ver-
kehrsgesellschaft mbH (OVVG) zahlreiche weitere Beteiligungen. 
 
Hierzu zählen insbesondere die Beteiligungen an der Oberhessischen Versorgungsbetriebe AG 
(OVAG), der ovag Energie AG, de ovag Netz AG und der Verkehrsgesellschaft Oberhessen 
mbH (VGO). Darüber hinaus ist der ZOV Mitglied im Abwasserverband Oberhessen (AVOH) 
sowie im Abwasserverband Hungen (AV Hungen). 
 

 

 

 
 

 

Organe des Zweckverbandes 

 
Verbandsversammlung  

Die Verbandsversammlung besteht in Folge der Kommunalwahl am 27.03.2011 aus 44 (zuvor 
51) Vertretern der Mitgliedskreise. Die Sitze verteilen sich im Verhältnis der Vermögensanteile. 
Die Vertreter werden von ihren Vertretungskörperschaften für deren Wahlzeit gewählt. 
 
Rosa Maria Bey, Wetteraukreis   Vorsitzende    
Gerhard Weber, Wetteraukreis    stellv. Vorsitzender  ab 2011 
Christian Weiße, Wetteraukreis    stellv. Vorsitzender  ab 2011 
Dr. Udo Ornik, Vogelsbergkreis   stellv. Vorsitzender ab 2011 
Dr. Hans Heuser, Vogelsbergkreis   stellv. Vorsitzender bis 2011 
Friedel Kopp, Vogelsbergkreis   stellv. Vorsitzender bis 2011 
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Vertreter Landkreis Gießen  
Elke Högy    ab 2011 
Matthias Körner   ab 2011 
Karl-Heinz Schäfer   ab 2011 
Dr. Sven Simon   ab 2011 

Dr. Ulrich Lenz   ab 2011 
Alexander Wright   ab 2011 
Heike Habermann  ab 2011 
Günther Semmler   ab 2011 

 
Siegbert Damaschke  bis 2011 
Claus Spandau   bis 2011 
Heinz Schäfer   bis 2011 
Hans-Eberhard Hoffmann  bis 2011 

Andreas Lewandowski   bis 2011 
Hans-Jürgen Becker   bis 2011 
Manfred Weber   bis 2011 
Dr. Christiane Schmahl  bis 2011 

 
 
 

Verbandsvorstand 

Nach der Kommunalwahl vom 27.03.2011 erfolgt im Jahr 2011 die Neubesetzung des Vor-
stands: 
 
Karl-Heinz Schneider, Wetteraukreis  Vorsitzender  
Claus Spandau, Landkreis Gießen stellv. Vorsitzender  ab 2011 
Rudolf Marx, Landrat Vogelsbergkreis    stellv. Vorsitzender bis 2011                   
 
Ottmar Lich, Landkreis Gießen ab 2011 
Silva Lübbers, Landkreis Gießen  
Dr. Christiane Schmahl, Landkreis Gießen  ab 2011 
Anita Schneider, Landkreis Gießen ab 2011 
Siegfried Fricke, Kreisbeigeordneter, Landkreis Gießen bis 2011 
 
Eva Goldbach, Vogelsbergkreis  ab 2011 
Hans-Jürgen Herbst, Vogelsbergkreis  
Rudolf Marx, Vogelsbergkreis  ab 2011 
Hans-Jürgen Schäfer, Vogelsbergkreis ab 2011 
Prof. Dr. Markus Göltenboth, Vogelsbergkreis bis 2011  
Wolfgang Schleiter, Vogelsbergkreis  bis 2011 
  
Joachim Arnold, Wetteraukreis ab 2011  
Walter Pöllmann, Wetterauskreis  ab 2011 
Ekkehard Kehm, Wetteraukreis bis 2011 
Diethardt Stamm, Wetteraukreis bis 2011  
Oswin Veith, Wetteraukreis bis 2011 
Bernfried Wieland, Wetteraukreis bis 2011 
 
Nachrichtlich: 
Manfred Görig, Vogelsbergkreis ab 06/2012 
Rudolf Marx, Vogelsbergkreis bis 06/2012 
 
 
 
 
Geschäftsführung 

Rainer Schwarz, Dipl.-Finanzwirt 
Rolf Gnadl, Dipl.-Verwaltungswirt  
 
Die beiden Geschäftsführer üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. 
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Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten 

 2011       2010       2009 

Ausgaben    
Korrektur 2007   220.295,64 € 

Ausgleichszahlung 2009   214.749,41 € 

Ausgleichszahlung 2010  1.190.480,75 €  

Ausgleichszahlung 2011 98.699,66 €   

 

Neben der gezahlten Ausgleichszahlung 2010 besteht eine Forderung des ZOV in Höhe von 
246.000 €. Da die Forderung noch strittig ist, wurde dieser Betrag noch nicht beglichen. 

Ansonsten bestanden im Jahr 2011 - wie in den Jahren 2009 und 2010 -  keine Auswirkungen 
auf den Haushalt des Landkreises Gießen, die aus dem Beteiligungsverhältnis resultieren. 

Sicherheiten aus Bürgschaften, Gewährverträgen oder ähnlichen Verpflichtungen wurden durch 
den Landkreis Gießen zugunsten des ZOV nicht direkt bestellt.  
Jedoch besteht eine Ausfallbürgschaft des ZOV gegenüber den Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern der Oberhessischen Versorgungsbetriebe AG, der ovag Energie AG und der ovag 
Netz AG aus Altersteilzeit-Vereinbarungen in Höhe von 2.100.000 €. Insofern besteht eine mit-
telbare Ausfallbürgschaft für den Landkreis Gießen in Höhe von 340.200 €  
Ferner besteht eine Bürgschaft des ZOV zur Sicherung aller Forderungen der Zusatzversor-
gungskasse Darmstadt gegen die ovag Energie AG.  
 

 

 
Daten zur Rechnungsprüfung 

 2011 2010 2009 

Jahresabschlussprüfer 
Pricewaterhouse Coopers Aktiengesellschaft  

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 

Prüfung nach § 53 HGrG Ja Ja Ja 

 

 
 

Geschäftsentwicklung 

Bilanz des Unternehmens 2011 2010 2009
AKTIVA T€ T€ T€
A.

I. Immaterielle Vermögensgegenstände, Sachanlagen 36.550 34.671 33.993
II. Finanzanlagen 133.419 133.419 133.419

B. Umlaufvermögen

I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 5.431 3.659 2.542
II. 451 1.242 606

C. 18 20 21

Bilanzsumme 175.869 173.011 170.581

Rechnungsabgrenzungsposten

Kassenbestände, Guthaben bei Kreditinstituten

Anlagevermögen
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PASSIVA
A.

I. Gezeichnetes Kapital 133.912 133.912 133.912
II. Zweckgebundene Rücklage 1.940 2.253 1.782
III. Bilanzgewinn 1.372 -809 -1.782

B. Sonderposten für Investitionszuschüsse 5.934 6.117 6.266

C. Empfangene Ertragszuschüsse 4.809 4.705 4.821

D. Rückstellungen 4.843 2.796 2.444

E. Verbindlichkeiten 23.059 23.967 23.059

F. 0 70 79

Bilanzsumme 175.869 173.011 170.581

2011 2010 2009
T€ T€ T€

17.543 15.864 15.508
Sonstige betriebliche Erträge 693 633 338
Gesamtleistung 18.236 16.497 15.846

-18.421 -16.470 -16.841
-315 -302 -317
-920 -919 -913

Sonstige betriebliche Aufwendungen -363 -633 -500
-1.783 -1.827 -2.725
6.889 4.801 2.303

16 14 216
-960 -937 -994

4.162 2.051 -1.200
0 -2
0 0 0
0 0 0

Jahresergebnis 4.162 2.049 -1.200
Ergebnisvortrag -809 -1.782 2.407
Änderung zweckgebundenen Rücklagen 312 -471 -11
Vorabschausschüttung -2.293 -605 -2.978
Bilanzgewinn 1.372 -809 -1.782

Abschreibungen

Gewinn- und Verlustrechnung

Rechnungsabgrenzungsposten

Umsatzerlöse

Materialaufwand
Personalaufwand

Eigenkapital

Betriebsergebnis

Außerordentliche Aufwendungen 

Sonstige Steuern

Erträge aus Beteiligungen
Sonstige Zinserträge
Zinsaufwendungen
Ergebnis der gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag

 

 

Kennzahlen 

Eigenkapitalquote I 78,03% 78,24% 78,50%
Eigenkapitalquote II (Bezug auf Eigenkapital II*) 84,13% 84,49% 85,00%
Anlageintensität 96,65% 97,16% 98,14%
Cashflow 5.003 T€ 2.705 T€ 173 T€
Eigenkapitalrentabilität (Bezug auf Eigenkapital II*) 2,81% 1,40% -0,83%
Gesamtkapitalrentabilität 2,91% 1,73% -0,12%
Personalintensität 1,73% 1,83% 2,00%

Kennzahlen zum Jahresabschluss 200920102011

* 
Eigenkapital Il: 

  Eigenkapital I + 100% Sonderposten für Investitionszuschüsse + 100% Empfangene Ertragszuschüsse
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Anzahl  Beschäftigte im Jahresdurchschnitt 4 4 4

Sonstige Kennzahlen 200920102011
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3.1.5. Oberhessische Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft mbH 
 
Oberhessische Versorgungs- und 
Verkehrsgesellschaft mbH 
Hanauer Straße 9 – 13 
61169 Friedberg 
Telefon 06031/82-0, Telefax 06031/82-1332 
E-Mail: servicecenter@ovag.de, Internet: www.ovvg.de 
 
 
Unternehmenszweck und öffentlicher Zweck 

Versorgung mit Energie und Wasser, Aufgaben der Entsorgung sowie der öffentliche Perso-
nennahverkehr, insbesondere durch Erwerb und Verwaltung von Beteiligungen an Gesellschaf-
ten, die der Versorgung mit Energie und Wasser, der Entsorgung oder dem öffentlichen Perso-
nennahverkehr dienen. 
 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Unternehmenszweck. Die Unternehmenstätigkeit 
der OVVG mbH besteht in der Verwaltung der Anteile an der OVAG AG, der ovag Netz AG, der 
ovag Energie AG und der VGO Verkehrsgesellschaft Oberhessen mbH und dient damit der Da-
seinsvorsorge. Darüber hinaus hat die OVVG mbH als Holdinggesellschaft eine steuerliche Be-
deutung. Der organschaftliche Querverbund hat grundsätzliche Vorteile in der steuerlichen Op-
timierung der Unternehmensergebnisse. 
 
 
Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse 

Rechtsform GmbH 

Gründung 20.12.1994 

Handelsregister Amtsgericht Friedberg, HR B 1552 

Kapital Stammkapital 148.000.000 € 

Gesellschafter Zweckverband Oberhessische Versorgungsbetriebe (100 %) 

Beteiligungen Oberhessische Versorgungsbetriebe AG (100 %) 
ovag Netz AG (100 %) 
ovag Energie AG (100 %) 
VGO Verkehrsgesellschaft Oberhessen mbH (100 %) 

Konzernverhältnis  Neben den vier unmittelbaren Beteiligungen sind mittelbare Betei-
ligungen als verbundene Unternehmen und assoziierte Unterneh-
men in den Konzernabschluss einbezogen.  
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Organe der Gesellschaft 

Aufsichtsrat 

Rudolf Marek, Romrod Vorsitzender  
Siegbert Damaschke, Grünberg  stellv. Vorsitzender  
Gunter Endmann, Hungen stellv. Vorsitzender   

Peter Alles, Münzenberg    
Joachim Arnold, Wölfersheim  
Rosa Maria Bey, Friedberg 
Wolfgang Brehm, Wölfersheim 
Marion Dauch, Florstadt  
Thorsten Hankel, Friedberg   
Dr. Hans Heuser, Mücke     
Rudolf Marek, Romrod   
Horst Nachtigall, Rabenau  
Kristian Paulenz, Ober-Mörlen 
Sigrid Reichhold, Florstadt  
Bernd Schöhr, Wölfersheim     
Ralf-Rüdiger Stamm, Friedberg 
Oswin Veith, Butzbach               
Klaus Weidmann, Friedberg  
Bernfried Wieland, Büdingen    
 
Nachrichtlich - nach neuer Konstitution des Aufsichtsrats in 2012: 
Oswin Veith, Butzbach    Vorsitzender          
Gunter Endmann, Hungen stellv. Vorsitzender   
Kristian Paulenz, Ober-Mörlen  stellv. Vorsitzender   

Tanja Allen-Becker, Lich         
Peter Alles, Münzenberg    
Joachim Arnold, Wölfersheim  
Rosa Maria Bey, Friedberg 
Wolfgang Brehm,  Wölfersheim 
Thorsten Hankel, Friedberg   
Hans-Jürgen Herbst, Lautertal       
Dr. Hans Heuser, Mücke     
Michael Junk, Florstadt       
Friedel Kopp, Freiensteinau        
Horst Nachtigall, Rabenau  
Dr. Sven Simon, Buseck        
Sigrid Reichhold, Florstadt 
Ralf-Rüdiger Stamm, Friedberg* 
Klaus Weidmann, Friedberg 
 
Den aktiven Mitgliedern des Aufsichtsrat wurden 58 T€ (2010: 52 T€, 2009: 54 T€) als Auf-
wandsentschädigung vergütet.  
 
 
 
Geschäftsführung 

Rainer Schwarz, Dipl.-Finanzwirt    Vorsitzender  
Rolf Gnadl, Dipl.-Verwaltungswirt    Stellv. Vorsitzender   

Auf die Angabe der Bezüge der Konzerngeschäftsführung für das Geschäftsjahr 2011 wird ge-
mäß § 286 Abs. 4 HGB verzichtet.  
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Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten 
Es bestanden im Jahr 2011 - wie in den Vorjahren 2009 und 2010 - keine Auswirkungen auf 
den Haushalt des Landkreises Gießen, die aus dem Beteiligungsverhältnis resultieren. Dies gilt 
auch für die Konzerntöchter der OVVG mbH.  

Sicherheiten aus Bürgschaften, Gewährverträgen oder ähnlichen Verpflichtungen wurden durch 
den Landkreis Gießen zugunsten der OVVG mbH und den Konzerntöchtern nicht direkt bestellt. 
Jedoch ist an dieser Stelle auf den entsprechenden Abschnitt bei dem Zweckverband Oberhes-
sische Versorgungsbetriebe zu verweisen. 

 

 

Daten zur Rechnungsprüfung 

 2011 2010 2009 

Jahresabschlussprüfer 

KPMG AG  
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft,  

Frankfurt 
 

Prüfung nach § 53 HGrG Ja Ja Ja 

 

 

Geschäftsentwicklung 

Konzernbilanz 2011 2010 2009
AKTIVA T€ T€ T€
A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände, Sachanlagen 194.776 167.608 154.119
II. Finanzanlagen 94.351 100.699 119.632

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte 3.875 4.352 2.452
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 80.061 66.299 79.649
III. Latente Steuern
IV. Wertpapiere 0 4.039 4.609
V. 57.029 61.767 54.719

C. 1.038 1.067 878

D. Aktive Latente Steuern 13.133 10.269 16.663

E. 0 118 0
Bilanzsumme 444.263 416.218 432.721

Liquide Mittel

Rechnungsabgrenzungsposten

Aktiver Unterschiedsbetrag aus der 

Vermögensverrechnung
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PASSIVA
A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 148.000 148.000 148.000
II. Kapitalrücklage 0 0 0
III. Gewinnrücklage 0 286 7
IV. Konzerbilanzgewinn 89.341 88.753 76.142
V. Ausgleichsposten f. Anteile anderer Gesellschafter 99 -21 -8

B. Sonderposten mit Rücklageanteil 167 192 229

C. Empfangene Investitions- und Baukostenzuschüsse 24.999 27.313 29.900

D. Rückstellungen 90.469 80.378 110.433

E. Verbindlichkeiten 86.516 66.952 63.607

F. Rechungsabgrenzungsposten 4.672 4.365 4.411
Bilanzsumme 444.263 416.218 432.721

2011 2010 2009
T€ T€ T€

Umsatzerlöse 415.043 419.259 420.182
Bestandsveränderungen -105 -237 295
Andere aktivierte Eigenleistungen 300 1.896 1.628
Sonstige betriebliche Erträge 15.703 17.738 15.032
Gesamtleistung 430.941 438.656 437.137
Materialaufwand -317.203 -316.119 -333.663
Personalaufwand -52.751 -43.193 -50.346
Abschreibungen -18.933 -18.639 -18.604
Sonstige betriebliche Aufwendungen -24.773 -24.180 -25.413
Betriebsergebnis 17.281 36.525 9.111
Beteiligungsergebnis 629 610 944

2.400 15.340 2.747
Sonstige Zinserträge 1.788 1.511 2.488

-471 -231 0
Zinsaufwendungen -4.241 -3.164 -1.296
Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 17.386 50.591 13.994
Außerordentliche Erträge 0 63 -3.711
Außerordentliche 0 -12.756
Steuern vom Einkommen -8.424 -19.596
Jahresergebnis 8.962 18.302 10.283
Gewinnvortrag 80.572 70.438 65.849
Entnahme aus dem/Einstellung in den Ausgleichs- 
posten für  Anteile anderer Gesellschaften -193 13 11
Konzernbilanzgewinn 89.341 88.753 76.142

Abschreibungen auf Finanzanlagen

Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung

Erträge aus Ausleih. des Finanzanlagevermögens
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Eigenkapitalquote I 53,45% 56,95% 51,80%
Eigenkapitalquote II 56,28% 60,25% 55,28%
Anlageintensität 65,08% 64,46% 63,26%
Investitionen in immaterielle Vermögensgegenstände 2.330 T€ 648 T€ 539 T€
Investitionen in Sachanlagen 47.146 T€ 35.548 T€ 19.995 T€
Investitionen in Finanzanlagen 1.168 T€ 10.507 T€ 29.650 T€
Desinvestitionen 16.028 T€ 13.797 T€ 19.701 T€
Cashflow 33.833 T€ 11.149 T€ 33.156 T€
Eigenkapitalrentabilität (bezogen auf Eigenkapital II) 3,58% 7,30% 4,30%
Gesamtkapitalrentabilität 2,97% 5,16% 2,68%
Personalintensität 12,24% 9,85% 11,52%

Anzahl der Mitarbeiter im Jahresdurchschnitt 615 616 590

Sonstige Kennzahlen 200920102011

Kennzahlen zum Jahresabschluss 200920102011

*
Eigenkapital II: 

  Eigenkapital I + 50% Sonderposten mit Rücklageanteil + 50% Investitons- und Baukostenzuschüsse
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Lagebericht 2011 

Der Lagebericht ist im Anhang enthalten. 
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3.1.6. Oberhessische Versorgungsbetriebe AG (OVAG) 

 
 

Oberhessische Versorgungsbetriebe AG 
Hanauer Straße 9 – 13, 61169 Friedberg 
Telefon 06031/82-0, Telefax 06031/82-1332 
E-Mail: servicecenter@ovag.de, Internet: www.ovag.de 
 
 
 
Unternehmenszweck und öffentlicher Zweck 
Versorgung mit Energie und Wasser sowie die Übernahme von Entsorgungsaufgaben. 
 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Unternehmenszweck. Die Tätigkeit der Firma 
OVAG AG liegt im Bereich der kommunalen Daseinsvorsorge. 
 
 

 
Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse 

Rechtsform AG 

Gründung 18.05.1972 

Handelsregister Amtsgericht Friedberg, HR B 138 

Kapital Grundkapital 100.000.000 € 

Gesellschafter Oberhessische Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft mbH 

Beteiligungen LWU Labor für Wasser- und Umwelthygiene GmbH (50 %),  
Oberhessische Gasversorgung GmbH (50 %) 

 
 

Organe der Gesellschaft 

Aufsichtsrat   

Oswin Veith, Butzbach Vorsitzender    
Manfred Görig, Romrod stellv. Vorsitzender   
Gunter Endmann*, Hungen stellv. Vorsitzender  
 
Peter Alles*, Münzenberg   
Hans-Jürgen Becker, Laubach   
Wolfgang Brehm*, Wölfersheim 
Marion Dauch*, Florstadt   
Herbert Diestelmann, Alsfeld 
Hans-Helmut Günther, Ulrichstein 
Dr. Ulrich Lenz, Linden   
Rudolf Marx, Romrod 
Sigrid Reichhold*, Florstadt   
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Dr. Wiltrud Risch-Laasch, Reichelsheim   
Karl-Heinz Schneider, Münzenberg   
Bernd Schöhr**, Wölfersheim 
Ralf-Rüdiger Stamm**, Friedberg 
Oswin Veith, Butzbach    
Klaus Weidmann*, Friedberg   
Wolfgang Wellner**, Butzbach    

*    von den Arbeitnehmern gewählt 
**  auf Vorschlag des Betriebsrates gewählt 

Nachrichtlich - nach neuer Konstitution des Aufsichtsrats in 2012: 
Hans-Jürgen Becker, Laubach, Vorsitzender   
Gunter Endmann*, Hungen, stellv. Vorsitzender  
Dr. Ulrich Lenz, Linden, stellv. Vorsitzender  

Peter Alles*, Münzenberg 
Tanja Ellen-Becker*, Lich  
Stepfanie Becker-Bösch, Butzbach 
Dieter Boß, Schwalmtag 
Marion Dauch*, Florstadt 
Eva Goldbach, Lauterbach 
Manfred Görig, Romrod 
Michael Junk,* Florstadt  

Sabine Lyhs*, Bad Nauheim 
Siegrid Reichhold, Florstadt* 
Karl-Heinz Schneider, Münzenberg 
Ralf-Rüdiger Stamm, Friedberg* 
Oswin Veith, Butzbach 
Klaus Weidmann*, Friedberg  
Bernfried Wieland, Büdingen 

 
*Arbeitnehmervertreter 
 
 
Vorstand 

Rainer Schwarz, Dipl.- Finanzwirt Vorsitzender 
Rolf Gnadl, Dipl.-Verwaltungswirt stellv. Vorsitzender  

 

 

 
 
Daten zur Rechnungsprüfung 

 2011 2010 2009 

Jahresabschlussprüfer 

 
KPMG AG  

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Frankfurt 
Ernst & Young AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft,  

Frankfurt am Main 

Prüfung nach § 53 HGrG Ja Ja Ja 

 

 

 

 

Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten 
Es bestanden im Jahr 2011 - wie in den Vorjahren 2010 und 2009 - keine Auswirkungen auf 
den Haushalt des Landkreises Gießen, die aus dem Beteiligungsverhältnis resultieren.  
Sicherheiten aus Bürgschaften, Gewährverträgen oder ähnlichen Verpflichtungen wurden durch 
den Landkreis Gießen nicht direkt bestellt. Jedoch ist an dieser Stelle auf den entsprechenden 
Abschnitt bei dem Zweckverband Oberhessische Versorgungsbetriebe zu verweisen. 
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Geschäftsentwicklung 

Bilanz des Unternehmens 2011 2010 2009

AKTIVA T€ T€ T€
A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände, Sachanlagen 117.340 117.336 116.095
II. Finanzanlagen 74.359 81.602 106.835

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte 797 866 1.832
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 23.321 14.256 32.789
III. 33.994 35.232 35.562

C. 198 152 397

Bilanzsumme 250.009 249.444 293.510

PASSIVA
A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 100.000 100.000 100.000
II. Kapitalrücklage 25.011 25.011 25.011
III. Gewinnrücklage 24.934 24.934 12.395

Jahresergebnis vor Verlustübernahme 14.830 25.078 13.249
Gewinnabführung -14.830 -12.539 -11.249
Einstellung in andere Gewinnrücklagen 0 -12.539 -2.000

B. Sonderposten mit Rücklageanteil 566 630 761

C. Investitions- und Baukostenzuschüsse 24.999 27.313 29.900

D. Rückstellungen 44.330 46.204 94.479

E. Verbindlichkeiten 29.413 24.566 30.170

F. Rechungsabgrenzungsposten 756 786 794

Bilanzsumme 250.009 249.444 293.510

2011 2010 2009
T€ T€ T€

Umsatzerlöse 47.417 50.808 79.238
Bestandsveränderungen -92 -237 295
Andere aktivierte Eigenleistungen 257 1.868 1.615
Sonstige betriebliche Erträge 22.189 25.624 21.834
Gesamtleistung 69.771 78.063 102.982
Materialaufwand -9.860 -14.340 -17.622
Personalaufwand -13.237 -10.491 -40.624
Abschreibungen -13.054 -14.071 -15.301
Sonstige betriebliche Aufwendungen -6.962 -7.314 -6.968
Betriebsergebnis 26.658 31.847 22.467
Beteiligungsergebnis 324 324 344

2.146 2.361 2.427
Sonstige Zinserträge 1.790 1.376 2.289

0 -187 0
Zinsaufwendungen -1.316 -1.716 -324

29.602 34.005 27.203

-302 -1.849 0
-14.360 -7.077 -13.954

Jahresergebnis vor Gewinnübernahme 14.830 25.079 13.249

Rechnungsabgrenzungsposten

Liquide Mittel und sonstige Wertpapiere

Gewinn- und Verlustrechnung

Außerordentliche Aufwendungen
Steuern vom Einkommen und vom Ertrag

Abschreibungen auf Finanzanlagen

Ausleihungen des Finanzanlagevermögens

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit
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Eigenkapitalquote I 59,98% 60,11% 46,81%
Eigenkapitalquote II 65,09% 65,71% 52,04%
Anlageintensität 76,68% 79,75% 75,95%
Investitionen in Sachanlagevermögen 14.815 T€ 15.773 T€ 11.576 T€
Cashflow 26.410 T€ 5.050 T€ 31.490 T€
Eigenkapitalrentabilität (bezogen auf Eigenkapital II) 9,11% 15,30% 8,67%
Gesamtkapitalrentabilität 6,46% 10,74% 4,62%
Umsatzrentabilität 34,05% 52,74% 17,13%
Personalintensität 18,97% 13,44% 39,45%

Anzahl der Mitarbeiter im Jahresdurchschnitt 153 157 432

*  
Eigenkapital II: 

    Eigenkapital I + 50% Sonderposten mit Rücklageanteil + 50% Investitons- und Baukostenzuschüsse

Kennzahlen zum Jahresabschluss 200920102011

Sonstige Kennzahlen 200920102011

 
 

Graphische Darstellung 

-  €

50.000,00 €

100.000,00 €

150.000,00 €

200.000,00 €

250.000,00 €

300.000,00 €

350.000,00 €

2009 2010 2011

T
au

se
n

d
e

Eigenkapital II Bilanzsumme

-  €
10.000,00 €
20.000,00 €
30.000,00 €
40.000,00 €
50.000,00 €
60.000,00 €
70.000,00 €
80.000,00 €
90.000,00 €

2009 2010 2011

T
au

se
n

d
e

Umsatzerlöse Personalaufw and Materialaufw and Jahresergebnis

 



Landkreis Gießen   
Beteiligungsbericht  -40-                         ovag Energie AG 
____________________________________________________________________________________________________________________ 

    

 
3.1.7. ovag Energie AG 
 
ovag Energie AG 
Hanauer Straße 9-13, 61169 Friedberg 
Telefon 06031/82-0, Telefax: 06031/82-1332 
E-Mail: servicecenter@ovag.de, Internet: www:ovag-energie.de 
 
 
 
 
 
Unternehmenszweck und öffentlicher Zweck 
Beschaffung von Energie auf nationalen und internationalen Märkten, Energievertrieb, Teil-
nahme am Spot- und Langfristhandel sowie Erbringung von Dienstleistungen in diesem Be-
reich, Übernahme von Entsorgungsaufgaben. 
 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Unternehmenszweck. Die Tätigkeit der Firma 
ovag Energie AG liegt im Bereich der kommunalen Daseinsvorsorge. 
 
 
 
 
Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse 

Rechtsform AG 

Gründung 21.12.2000 

Handelsregister Amtsgericht Friedberg, HR B 2272 

Kapital Grundkapital 50.000.000 €  

Gesellschafter Oberhessische Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft mbH 

Beteiligungen 
 

ovagSolar Stadt Linden GmbH & Co, KG (50 %) 
hessenWIND V GmbH & Co. KG (47,71 %) 
Kraft-Wärme Oberschmitten GmbH (50 %) 
Offshore-Wind für Hessen GmbH & Co.KG (15,38%) 
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Organe der Gesellschaft 

Aufsichtsrat  

Claus Spandau, Laubach  Vorsitzender  
Gunter Endmann*, Hungen stellv. Vorsitzender  

Thorsten Hankel*, Friedberg   
Anette Henkel, Buseck   
Margret Jöckel, Lauterbach 
Ulrich Künz, Kirtorf   
Sabine Lyhs*, Bad Nauheim  
Cäcilia Reichert-Dietzel, Ranstadt   
Astrid Triesch, Büdingen   
 
* Mitglied des Gesamtbetriebsrates der OVAG 
 
Nachrichtlich - nach neuer Konstitution des Aufsichtsrats in 2012: 
Matthias Weitzel, Mücke, Vorsitzender 
Gunter Endmann, Hungen,  stellv. Vorsitzender 

Birgit Gondolf,  
Thosten Hankel 
Anette Henkel, Buseck 
Dirk Konopka 
Ulrich Künz, Kirtorf 
Stefan Lux, Florstadt 
Uwe Meyer, Lauterbach 

Klaus Ostheim 
Dr. Christine Schmahl, Laubach 
Claus Spandau, Laubach 
Astrid Triesch, Büdingen 
Michael Wellner 
Markus Zimmer 

 
 
 

Vorstand  

Rainer Schwarz, Dipl.-Finanzwirt 
 

 
 

Daten zur Rechnungsprüfung 

 2011 2010 2009 

Jahresabschlussprüfer Ernst & Young GmbH, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Eschborn/Frankfurt 

Prüfung nach § 53 
HGrG 

Ja Ja Ja 

 
 
Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten 
Es bestanden in dem Jahr 2011 - wie auch in den Vorjahren 2010 und 2009 - keine Auswir-
kungen auf den Haushalt des Landkreises Gießen, die aus dem Beteiligungsverhältnis resul-
tieren. 

Sicherheiten aus Bürgschaften, Gewährverträgen oder ähnlichen Verpflichtungen wurden 
durch den Landkreis Gießen nicht direkt bestellt. Jedoch ist an dieser Stelle auf den entspre-
chenden Abschnitt bei dem Zweckverband Oberhessische Versorgungsbetriebe zu verwei-
sen. 
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Geschäftsentwicklung 

Bilanz des Unternehmens 2011 2010 2009

AKTIVA T€ T€ T€
A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände, Sachanlagen 10.360 10.291 10.006
II. Finanzanlagen 27.454 27.975 22.222

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte 893 956 790
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 57.436 47.242 47.637
III. 14.891 21.456 19.887

C. 23 12 12

Bilanzsumme 111.057 107.932 100.554

PASSIVA
A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 50.000 50.000 50.000
II. Kapitalrücklage 3.000 3.000 3.000
III. Gewinnrücklage 5.175 4.675 3.141

Jahresergebnis vor Ergebnisübernahme 3.365 3.091 7.187
Gewinnabführung / Verlustübernahme -2.865 -1.557 -5.187
Einstellung in andere Gewinnrücklagen -500 -1.534 -2.000

B. Rückstellungen 11.153 6.838 3.367

C. Verbindlichkeiten 41.729 43.419 41.046

Bilanzsumme 111.057 107.932 100.554

2011 2010 2009
T€ T€ T€

Umsatzerlöse 259.834 279.607 311.512
Bestandsveränderungen 0 -607 607

16 9 13
Sonstige betriebliche Erträge 4.355 3.552 1.480
Gesamtleistung 264.205 282.561 313.612
Materialaufwand -244.833 -266.026 -295.959
Personalaufwand -4.912 -4.134 -4.103
Abschreibungen -1.080 -1.081 -937
Sonstige betriebliche Aufwendungen -6.170 -5.963 -5.445
Betriebsergebnis 7.210 5.357 7.168
Erträge aus Beteiligungen 0 0 0

253 267 320

Sonstige Zinserträge 578 465 257
-237 -234 -16

-2.130 -37 0

5.674 5.818 7.729

0 63

0 -281
-2.309 -2.509 -542

Jahresergebnis vor Ergebnisübernahme 3.365 3.091 7.187

Außerordentliche Aufwendungen
Steuern vom Einkommen und vom Ertrag

Rechnungsabgrenzungsposten

Andere aktivierte Eigenleistungen

Zinsen und ähnliche Aufwendungen
Abschreibungen auf Finanzanlagen

Außerordentliche Eträge 

Gewinn- und Verlustrechnung

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit

Kassenbestände, Guthaben bei Kreditinstituten, 
Wertpapiere

Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen 
des Finanzanlagevermögens
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Eigenkapitalquote 52,38% 53,44% 55,83%
Anlageintensität 34,05% 35,45% 32,05%
Investitionen in Sachanlagevermögen 1.154,0 T€ 1.193,2 T€ 969,3 T€
Cashflow 6.799 T€ 4.406T€ 8.462 T€
Eigenkapitalrentabilität 5,78% 5,36% 12,80%
Gesamtkapitalrentabilität 3,24% 3,08% 7,16%
Personalintensität 1,86% 1,46% 1,31%

Anzahl der Beschäftigten im Jahresdurchschnitt 75 71 68

Kennzahlen zum Jahresabschluss 2009

2009

2010

2010

2011

2011Sonstige Kennzahlen

 

 

 

Graphische Darstellung 
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3.1.8. ovag Netz AG 

 
ovag Netz AG 
Hanauer Straße 9-13, 61169 Friedberg 
Telefon 06031/82-0,  Telefax 06031/82-1332 
E-Mail: servicecenter@ovag.de, Internet: www.ovag.de 
 
 
 
Unternehmenszweck und öffentlicher Zweck 
Pacht, Verwaltung, Betrieb und Instandhaltung von Energieversorgungsnetzen nebst Zube-
hör für Energieversorgungsunternehmen, insbesondere die OVAG. 
 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Unternehmenszweck. Die Tätigkeit der Firma 
ovag Netz AG liegt im Bereich der kommunalen Daseinsvorsorge. 
 
 

Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse 

Rechtsform AG 

Gründung 21.12.2004 

Handelsregister Amtsgericht Friedberg, HR B 6019 

Kapital Grundkapital 1.600.000 € 
 

Gesellschafter Oberhessische Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft mbH  

Anteile an verbundenen 
Unternehmen und Be-
teiligungen 

Keine 

 
 
 

Organe der Gesellschaft 

Aufsichtsrat 

Rainer Schwarz, Langgöns  Vorsitzender 
Gunter Endmann*, Hungen  stellv. Vorsitzender   
Tanja Allen-Becker*, Lich 
Rudolf Freisinger, Nidda   
Michael Junk*, Florstadt                    
Dirk Konopka*, Feldatal                   
Karl-Heinz Krug, Bad Homburg                
Dr. Ulrich Lenz, Linden    
Willi Marx,  Buseck                            
Uwe Meyer, Lauterbach                   
Michael Wellner*, Butzbach  
Wolfgang Wellner*, Butzbach   
  
* Mitglied des Gesamtbetriebsrates der OVAG 
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Nachrichtlich - nach neuer Konstitution des Aufsichtsrats in 2012: 
Rainer Schwarz, Langgöns, Vorsitzender 
Gunter Endmann*, Hungen, stellv. Vorsitzender   

Tanja Allen-Becker*, Lich 
Wolfgang Brehm*,  Wölfersheim 
Marion Dauch*, Florstadt 
Gerald Dörr, Langgöns 
Stefan Habicht* 

Margret Jöckel, Lauterbach 
Michael Junk*, Florstadt 
Hannelore Rabl, Bad Vilbel  
Gerhard Weber, Wölfersheim 
Almut Wilser, Bad Nauheim 

 
*Arbeitnehmervertreter 

 

Vorstand  

Rolf Gnadl, Dipl.-Verwaltungswirt, Glauburg  
 
 

 

Daten zur Rechnungsprüfung 

 2011 2010 2009 

Jahresabschlussprüfer 

 
Ernst & Young GmbH, Wirtschaftsprüfungs-gesellschaft,  

Eschborn/Frankfurt 
 

Prüfung nach § 53 
HGrG 

Ja Ja Ja 

 
 
 
Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten 
Es bestanden im Jahr 2011 - wie in den Vorjahren 2010 und 2009 - keine Auswirkungen auf 
den Haushalt des Landkreises Gießen, die aus dem Beteiligungsverhältnis resultieren. 
 
Sicherheiten aus Bürgschaften, Gewährverträgen oder ähnlichen Verpflichtungen wurden 
durch den Landkreis Gießen nicht direkt bestellt. Jedoch ist an dieser Stelle auf den entspre-
chenden Abschnitt bei dem Zweckverband Oberhessische Versorgungsbetriebe zu verwei-
sen. 
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Geschäftsentwicklung 

Bilanz des Unternehmens 2011 2010 2009

AKTIVA T€ T€ T€
A. Anlagevermögen

Immaterielle Vermögensgegenstände, Sachanlagen 13.075 13.472 4.827
B Umlaufvermögen

I. Vorräte 1.153 1.484 0
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 31.460 23.743 35.770
III. 687 883 417

C 247 185 9
0 118 0

Bilanzsumme 46.622 39.885 41.023

PASSIVA
A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 1.600 1.600 1.000
II. Rücklagen 50 50 50

andere Gewinnrücklagen 14.313 14.313 0
III. Bilanzverlust 0 0 -41

Jahresergebnis vor Verlustübernahme -11.418 16.842 -11.230
Verlustübernahme / Gewinnabführung 11.418 -2.570 11.230
Einstellung in andere Gewinnrücklage 0 -14.313 0
Ausgleich Bilanzverlust Vorjahr 0 41 0

B. Rückstellungen 11.147 6.499 4.978

C. Verbindlichkeiten 19.512 17.423 35.036

Bilanzsumme 46.622 39.885 41.023

2011 2010 2009
T€ T€ T€

Umsatzerlöse 173.819 157.926 130.427
Andere aktivierte Eigenleisungen 3 0 0
Sonstige betriebliche Erträge 4.698 4.553 495
Gesamtleistung 178.520 162.479 130.922
Materialaufwand -135.057 -108.014 -125.428
Personalaufwand -29.937 -24.197 -1.105
Abschreibungen -405 -161 -25
Sonstige betriebliche Aufwendungen -23.660 -22.786 -20.385
Betriebsergebnis -10.539 7.321 -16.021
Erträge aus Beteiligungen 0 12.711 0
Sonstige Zinserträge 90 98 23
Zinsaufwendungen -1.811 -289 -102

-12.260 19.841 -16.100
1.591 -1.480 4.870

Sonstige Steuern 0 0 0
-749 -1.519 0

Jahresergebnis vor Verlustübernahme -11.418 16.842 -11.230

Kassenbestände, Guthaben bei Kreditinstituten

Rechnungsabgrenzungsposten

Aktiver Unterschiedsbetrag aus der Vermögensrechnung

Außerordentliche Aufwendungen 

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit
Steuern vom Einkommen und vom Ertrag

Gewinn- und Verlustrechnung
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Eigenkapitalquote 34,24% 40,02% 2,46%
Anlagenintensität 28,04% 33,78% 11,77%
Investitionen in Sachanlagevermögen 7,6 T€ 3.182,7 T€ 4.852,1 T€
Cashflow -4.157 T€ 16.747 T€ -11.078 T€
Eigenkapitalrentabilität -71,53% 105,51% -1112,98%
Gesamtkapitalrentabilität -20,61% 42,95% -27,13%
Personalintensität 16,77% 14,89% 0,84%

Anzahl der Beschäftigten im Jahresdurchschnitt 303 302 11

2011

2011

Kennzahlen zum Jahresabschluss

Sonstige Kennzahlen

2009

2009

2010

2010
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3.1.9. VGO Verkehrsgesellschaft Oberhessen mbH 

 
VGO Verkehrsgesellschaft Oberhessen mbH 
Hanauer Straße 15, 61169 Friedberg 
Telefon 06031/16609-0, Telefax 06031/16609-166 
E-Mail: info.friedberg@vgo.de, Internet: www.vgo.de 

 
 
 
 

Unternehmenszweck und öffentlicher Zweck 
Aufgabe der VGO ist es im Rahmen des Rhein-Main Verkehrsverbundes (RMV) den Öffentli-
chen Personennahverkehr (ÖPNV) gemeinsam mit der Geschäftsstelle Verkehr des Zweckver-
bands Oberhessische Versorgungsbetriebe (ZOV) zu organisieren, zu finanzieren und kunden-
gerecht weiterzuentwickeln. Die VGO ist dabei für die Durchführung des öffentlichen Personen-
nahverkehrs zuständig.  
 

Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Unternehmenszweck. Die Tätigkeit der Firma VGO 
Verkehrsgesellschaft Oberhessen mbH liegt in der kommunalen Daseinsvorsorge. Sie bietet der 
Bevölkerung auch ohne eigene Verkehrsmittel Mobilität.  
 

 

 

Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse  

Rechtsform GmbH 

Gründung 
 

1994 wurden WVG Wetterauer Verkehrsgesellschaft mbH, Vo-
gelsberger Verkehrsgesellschaft mbH und V.V.G. Verkehrsver-
bund Gießen GmbH gegründet. 
Durch Verschmelzungsvertrag vom 13. Juli 2005 wurden die Ver-
kehrsgesellschaften V.V.G. Verkehrsverbund Gießen GmbH und 
VBV VogelsBerger Verkehrsgesellschaft mbH (übertragende Ge-
sellschaften) rückwirkend zum 01. Januar 2005 mit der WVG 
Wetterauer Verkehrsgesellschaft mbH (übernehmende Gesell-
schaft) verschmolzen, die in VGO Verkehrsgesellschaft Oberhes-
sen mbH umbenannt wurde. 

Satzung Fassung vom 13.07.2005 

Handelsregister Amtsgericht Friedberg, HR B 1699 

Kapital Stammkapital 300.000 € 

Gesellschafter Oberhessische Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft mbH  

Beteiligungen Region Vogelsberg Touristik GmbH (2,08%) 
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Organe der Gesellschaft  

Aufsichtsrat 

Karl-Heinz Schneider, Münzenberg,  Vorsitzender  
Siegbert Damaschke, Grünberg,  stellv. Vorsitzender 

Johannes Averdung, Antrifttal 
Swen Bastian, Alsfeld    
Stephanie Becker-Bösch, Butzbach 
Hubertus Ellerhusen, Nidda   
Siegfried Fricke, Schöffengrund   
Manfred Görig, Romrod 
Elke Högy, Hungen   
Ekkehard Kehm, Ortenberg   
Friedel Kopp, Freiensteinau    
Rainer Korb, Rosbach v.d.H.    
Rudolf Marx, Romrod 
Klaus Minkel, Bad Vilbel 
Peter Pilger, Biebertal   
Guido Rahn, Karben   
Michael Rückl, Wölfersheim   
Georg Wegner, Nidda   
 
Nachrichtlich - nach neuer Konstitution des Aufsichtsrats in 2012: 
Karl-Heinz Schneider, Münzenberg, Vorsitzender 
Ulrich Künz, Kirtorf, stellv. Vorsitzender 
Joachim Arnold, Wölfersheim 
Swen Bastian, Alsfeld  
Lothar Bott, Gemünden/Felda 
Edwin Gottlieb, Kefenrod 
Ursula Häuser, Gießen 
Dr. Hans Heuser, Mücke 
Elisabeth Hillebrand, Schlitz 
Alexander Kartmann, Butzbach 

Ottmar Lich, Rabenau 
Peter Pilger, Biebertal 
Peter Popplow, Schotten 
Michael Rückl, Wölfersheim 
Karl-Peter Schäfer, Bad Vilbel 
Anita Schneider, Fronhausen a.d. Lahn 
Georg Wegner, Nidda 
Peter Zielinksi, Lauterbach 

 
Geschäftsführer  
Armin Klein, Dipl.- Verwaltungswirt 
 

 

Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten 
Es bestanden im Jahr 2011 - wie in den Vorjahren 2009 und 2010 - keine Auswirkungen auf 
den Haushalt des Landkreises Gießen, die aus dem Beteiligungsverhältnis resultieren. 
Sicherheiten aus Bürgschaften, Gewährverträgen oder ähnlichen Verpflichtungen wurden durch 
den Landkreis Gießen zugunsten der VGO mbH nicht bestellt.  

 

Daten zur Rechnungsprüfung 

 2011 2010 2009 

Jahresabschlussprüfer KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Frankfurt 

Prüfung nach § 53 HGrG Ja Ja Ja 
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Geschäftsentwicklung 

Bilanz des Unternehmens 2011 2010 2009
AKTIVA T€ T€ T€
A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände, Sachanlagen 229 195 250
II. Finanzanlagen 3 3 3

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte 23 21 50
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 10.369 7.869 8.904
III. 2.114 2.752 673

C. 13 21 9

Bilanzsumme 12.751 10.861 9.889

PASSIVA
A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 300 300 300
Jahresergebnis vor Verlustübernahme -3.668 -3.206 -2.225
Verlustübernahme durch Gesellschafter 3.668 3.206 2.225

B. Rückstellungen 5.081 3.207 3.565

C. Verbindlichkeiten 3.564 3.959 2.641

D. 3.806 3.395 3.383

Bilanzsumme 12.751 10.861 9.889

2011 2010 2009
T€ T€ T€

Umsatzerlöse 25.625 24.936 23.549
Sonstige betriebliche Erträge 955 1.258 1.337
Gesamtleistung 26.580 26.194 24.886
Materialaufwand -29.950 -27.854 -25.952
Personalaufwand -2.336 -2.105 -2.336
Abschreibungen -63 -83 -108
Sonstige betriebliche Aufwendungen -985 -1.125 -1.228
Betriebsergebnis -6.754 -4.973 -4.738

31 28 16
Abschreibungen auf 
Finanzanlagen 0 0 0
Zinsaufwendungen -45 -64 -151

-6.768 -5.009 -4.873
0 -22 0

3.100 1.825 2.648

Jahresergebnis -3.668 -3.206 -2.225

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag

Gewinn- und Verlustrechnung

Außerordentliche Aufwendungen 

Kassenbestände, Guthaben bei Kreditinstituten

Rechnungsabgrenzungsposten

Rechnungsabgrenzungsposten
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Eigenkapitalquote 2,35% 2,76% 3,03%
Anlageintensität 1,82% 1,82% 2,56%
Cashflow -3.564 T€ -3.129 T€ -2.061 T€
Eigenkapitalrentabilität -1222,67% -1068,67% -741,67%
Gesamtkapitalrentabilität -28,41% -28,93% -20,97%
Personalintensität 8,79% 8,04% 9,39%

Anzahl der Mitarbeiter im Jahresdurchschnitt 45 43 44

Sonstige Kennzahlen

Kennzahlen zum Jahresabschluss 2009

2009

2010

2010

2011

2011

 
Graphische Darstellung 
 

0 €

2.000 €

4.000 €

6.000 €

8.000 €

10.000 €

12.000 €

14.000 €

2009 2010 2011

T
au

se
n

d
e

Eigenkapital Bilanzsumme
 

-10.000 €

0 €

10.000 €

20.000 €

30.000 €

40.000 €

2009 2010 2011

T
au

se
n

d
e

Umsatzerlöse
Personalaufwand
Materialaufwand
Jahresergebnis (vor Verlustübernahme)

 
 

 



Landkreis Gießen   
Beteiligungsbericht  -52-                  Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke 
____________________________________________________________________________________________________________________ 

    

 
3.1.10. Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke 
 
Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke,  
Teichweg 24, 35396 Gießen 
Telefon 0641/9506-0, Telefax 0641/9506-197 
E-Mail: info@zmw.de Internet: www.zmw.de 
 
 

 

Verbandszweck und öffentlicher Zweck 

Versorgung der einzelnen Mitgliedsstädte und Mitgliedsgemeinden bzw. einzelnen Stadt- und 
Ortsteile sowie Sonderabnehmer mit Trink- und Betriebswasser. Die Übernahme, der Neubau 
oder Verkauf von örtlichen Verteilernetzen ist auf Antrag möglich.  
Der Zweckverband kann darüber hinaus wasserwirtschaftliche Aufträge für die Verbandsmit-
glieder und öffentlich-rechtliche Körperschaften ausführen und die Verwaltung und Betriebsfüh-
rung für Wasser- und Abwasserverbände und Eigengesellschaften übernehmen.  
Der Zweckverband kann aufgrund von Vereinbarungen stadt-/gemeindeeigene Ortsnetze 
betreiben, warten und unterhalten. 
 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Verbandszweck. Die Tätigkeit des Zweckverbandes 
liegt in der öffentlichen Daseinsvorsorge.  
 
 
Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse 

Rechtsform Zweckverband 

Gründung 18.10.1982 durch Umwandlung des 1955 gegründeten Wasser-
verbandes Mittelhessische Wasserwerke in einen Zweckverband 

Satzung Fassung vom 01.01.2012  

Handelsregister Amtsgericht Gießen, HR A 2484 

Kapital Stammkapital 18.000.000,00 € 

Mitglieder 
 

Städte: 
Amöneburg 
Gießen 
Gladenbach 
Kirchhain 
Kirtorf 
Linden 
Marburg 
Neustadt 
Pohlheim 
Rauschenberg 
Stadtallendorf 
Wetter 
Wetzlar 

Gemeinden: 
Biebertal 
Buseck 
Cölbe 
Ebsdorfergrund 
Fronhausen 
Heuchelheim 
Hüttenberg 
Lahnau 
Lahntal 
Langgöns 
Lohra 
Schöffengrund 
Weimar 
Wettenberg 

Landkreise:  
Marburg-Biedenkopf 
Gießen 
Lahn-Dill-Kreis 
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Stimmverteilung: 
Die Zweckverbandsmitglieder haben zusammen 100 Stimmen. 90 
% der Stimmen werden auf die Städte und Gemeinden und 10 % 
auf die Landkreise verteilt. Der Landkreis Gießen verfügt über 
3,24% der Stimmen.  

Steuerliche 
Verhältnisse 

Der Zweckverband ist unbeschränkt steuerpflichtig. Gemäß § 5 der 
Satzung dürfen keine Gewinne erwirtschaftet werden. Wegen der 
fehlenden Gewinnerzielungsabsicht entfällt die Gewerbesteuer-
pflicht. 

Beteiligungen Keine 

 
 
Organe des Zweckverbandes 

Verbandsversammlung 

Manfred Apell, Bürgermeister Lahntal Vorsitzender   
Martin Hanika, Gemeindevertreter-Vorsitzender 
Langgöns stellv. Vorsitzender   
 
Vertreter des Landkreises Gießen:  
Norman Speier     
   
Die Verbandsversammlung setzt sich aus je einem Vertreter eines jeden Verbandsmitgliedes 
zusammen. Die Mitglieder der Verbandsversammlung werden von den Vertretungskörper-
schaften der Verbandsmitglieder für deren Wahlzeit gewählt. 

 
 

Verbandsvorstand 

Manfred Vollmer, Bürgermeister Stadtallendorf Vorsitzender 
Karl-Heinz Schäfer, Bürgermeister Pohlheim  stellv. Vorsitzender  

Nachrichtlich 
Karl-Heinz Schäfer, Bürgermeister Pohlheim  Vorsitzender ab 15.03.2012 
Manfred Vollmer, Bürgermeister Stadtallendorf Vorsitzender bis 14.03.2012 
 
Dr. Franz Kahle, Bürgermeister Marburg   
Jochen Kirchner, Bürgermeister Kirchhain 
Gerda Weigel-Greilich, Bürgermeisterin Gießen    
Wolfgang Borchers, Stadtrat Wetzlar  ab 01.09.2011 
Helmut Lattermann, Bürgermeister Wetzlar  bis 30.08.2011 
Andreas Schulz, Bürgermeister Ebsdorfergrund  ab 12.09.2011 
Stellvertreter: Wilhelm Jost, Gemeindevertreter Buseck bis 11.09.2011 
Wolfgang Hofmann, Erster Kreisbeig. Lahn-Dill-Kreis   
Dirk Oßwald, Erster Kreisbeig. Landkreis Gießen stimmberechtigt 2011   
Robert Fischbach, Landrat Landkreis  
Marburg-Biedenkopf stimmberechtigt 2010 
 

Nachrichtlich 
Christian Somogyi, Bürgermeister Stadtallendorf  ab 15.03.2012 
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An die Mitglieder des Verbandsvorstandes wurden im Jahr 2011 8.002,45 € (2010 7.416,41 €, 
2009: 8.558,91 €) gezahlt. 

 

 

Geschäftsführer 

Dipl.-Kaufmann Wolfgang Kummer    
 
 

 

 

 

Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten 
Der Zweckverband kann von den Verbandsmitgliedern eine Verbandsumlage erheben, soweit 
die planmäßig vorgesehenen Mittel nicht ausreichen. Im Geschäftsjahre 2011 - wie auch in den 
Vorjahren 2009 und 2010 - wurde keine Verbandsumlage erhoben. 

Es bestanden im Jahr 2011 - wie auch in den Vorjahren 2009 und 2010 - keine Auswirkungen 
auf den Haushalt des Landkreises Gießen, die aus dem Beteiligungsverhältnis resultieren. 

Sicherheiten aus Bürgschaften, Gewährverträgen oder ähnlichen Verpflichtungen wurden nicht 
bestellt. 
 

 

Daten zur Rechnungsprüfung  

 2011 2010 2009 

Jahresabschlussprüfer 

BRT Betriebswirtschaftliche Revisions- und Treuhandgesell-
schaft mbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungs-
gesellschaft Gießen 

Prüfung nach § 53 HGrG Ja Ja Ja 
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Geschäftsentwicklung 

Bilanz des Unternehmens 2011 2010 2009
AKTIVA T€ T€ T€
A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände, Sachanlagen 55.160 54.868 55.093
II. Finanzanlagen 0 0 0

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte 864 962 779
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 2.490 3.202 3.542
III. 768 113 99

C. 46 18

D. Aktive latente Steuern 0 0 38

Bilanzsumme 59.328 59.163 59.551

PASSIVA
A. Eigenkapital

I. Stammkapital 18.000 18.000 18.000
II. Rücklagen 6.051 5.984 5.800
III. Gewinn der Vorjahre 861 603 385
IV. Verwendung zur Einstellung in Rücklage 0 0 0
V. Jahresgewinn 31 258 218

B. Empfangene Ertragszuschüsse 3.677 4.226 4.802

C. Rückstellungen 2.588 2.626 2.288

D. Verbindlichkeiten 27.914 27.305 27.851

E. 206 161 207

Bilanzsumme 59.328 59.163 59.551

2011 2010 2009
T€ T€ T€

Umsatzerlöse 18.998 18.740 18.837
Bestandsveränderungen -31 24 12
Andere aktivierte Eigenleistungen 707 785 778
Sonstige betriebliche Erträge 896 599 537
Gesamtleistung 20.570 20.148 20.164
Materialaufwand -6.123 -5.146 -5.145
Personalaufwand -7.997 -7.951 -8.297
Abschreibungen -4.080 -4.199 -3.967
Sonstige betriebliche Aufwendungen -1.068 -979 -995
Betriebsergebnis 1.302 1.873 1.760
Sonstige Zinserträge 14 8 14
Zinsaufwendungen -1.248 -1.280 -1.202

68 601 572
0 -225 -186
0 -68 -138

Sonstige Steuern -37 -50 -30
Jahresergebnis 31 258 218

Kassenbestände, Guthaben bei Kreditinstituten

Rechnungsabgrenzungsposten

Rechnungsabgrenzungsposten

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit
Außerordentliche Aufwendungen

Gewinn- und Verlustrechnung
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Eigenkapitalquote I 42,04% 41,99% 40,98%
Eigenkapitalquote II (Bezug auf Eigenkapital II*) 45,14% 45,57% 45,01%
Anlageintensität 92,97% 92,74% 92,51%
Liquidität 2. Grades 51,28% 57,34% 56,02%
Liquidität 2. Grades (modifiziert)** 79,40% 93,36% 75,59%
Anlagedeckungsgrad 2 79,53% 80,01% 78,70%
Anlagedeckungsgrad 2 (modifiziert)** 87,00% 87,95% 86,11%
Investitionen 4560 T€ 4628 T€ 5355 T€
Abgänge Anlagevermögen 713 T€ 1.158 T€ 880 T€
Cashflow 3.554 T€ 3.866 T€ 3.575 T€
Eigenkapitalrentabilität (Bezug auf Eigenkapital II*) 0,12% 0,96% 0,81%
Gesamtkapitalrentabilität 2,16% 2,60% 2,38%
Personalintensität 38,88% 39,46% 41,15%

Anzahl der Beschäftigten im Jahresdurchschnitt 135,5 135 136
Anzahl der Ganztagsplanstellen im Jahresdurchschnitt 125,88 125,86 126,86
Anzahl Freizeitphase Altersteilzeit per 31.12. 7 5 6
Anzahl der Auszubildende per 31.12. 5 4 5
Mengenabgabe Weiterverteiler in Tcbm 11.937 11.295 10.711
Mengenabgabe Sondervertragskunden in Tcbm 1.169 1.141 1.238
Mengenabgabe Endverbraucher in Tcbm 3.915 4.015 4.032
Erträge Weiterverteiler in T€ 8.029 7.879 7.755
Erträge Sondervertragskunden in T€ 707 652 692
Erträge Endverbraucher in T€ 8.076 8.204 8.218

Kennzahlen zum Jahresabschluss 2009

2009

2010

2010

2011

2011Sonstige Kennzahlen

    *
Eigenkapital II:  Eigenkapital I + 50% Empfangene Ertragszuschüsse

** Abweichend  von der standardisierten  Formel  werden  hier Teile der sonstigen Rückstellungen   
    (Rückstellungen  für Altersteilzeit und für  künftige Erneuerungen), 100% der Ertragszuschüsse und 
    der Rechnungsabgrenzungsposten als langfristiges Fremdkapital  betrachtet).
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Lagebericht 2011 

Der Lagebericht ist im Anhang enthalten. 
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3.1.11. Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH (RMV) 
  
Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH 
Alte Bleiche 5, 65719 Hofheim 
Telefon 06192/294-0, 
Telefax 06192/294-900 
E-Mail: rmv@rmv.de  
Internet: www.rmv.de 
 
 
 
 

 

 

 

Unternehmenszweck und öffentlicher Zweck 
Gemeinsame Wahrnehmung des öffentlichen Personennahverkehrs sowie Beratung bei der 
Koordination der Schnittstellen zum Individualverkehr. 

Im Verbundgebiet werden folgende Aufgaben wahrgenommen: 
o Regionaler Schienenpersonennahverkehr 
o Regionaler Buspersonennahverkehr 
o Verkehrsplanung, Verkehrskonzeptionen und technische Standards 
o Rahmenplanung für Produkte 
o Verbundtarif und Beförderungsbedingungen 
o Marketing, Werbung und Öffentlichkeitsarbeit, Fahrgastinformation 
o Vertriebssystem 
o Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
o Integriertes Plandatensystem. 

 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Unternehmenszweck. Die Gesellschaft fördert das 
von beteiligten Gebietskörperschaften verfolgte Ziel, für die Bevölkerung ein bedarfsgerechtes 
Leistungsangebot zu erbringen und die Marktchancen im Verkehrsverbund unter Beachtung 
marktwirtschaftlicher und betriebswirtschaftlicher Grundsätze auszuschöpfen und durch gezielte 
Investitionen zu verbessern. 
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Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse 

Rechtsform GmbH 

Gründung 1994 

Satzung Zuletzt geändert am 30.06.1994 

Handelsregister Amtsgericht Frankfurt, HR B 34128 

Kapital Stammkapital 690.244,04 € 

Gesellschafter 
 

Land 
 
Hessen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Städte 
 
Darmstadt 
Frankfurt/Main 
Offenbach 
Wiesbaden 
Bad Homburg 
Fulda 
Gießen 
Hanau 
Marburg 
Rüsselsheim 
Wetzlar 
 
 
 

Landkreise 
 
Landkreis Darmstadt-Dieburg 
Landkreis Fulda 
Landkreis Gießen 
Landkreis Groß-Gerau 
Hochtaunuskreis 
Lahn-Dill-Kreis 
Landkreis Limburg-Weilburg 
Main-Kinzig-Kreis 
Main-Taunus-Kreis 
Landkreis Marburg-Biedenkopf 
Odenwaldkreis 
Landkreis Offenbach 
Rheingau-Taunus-Kreis 
Vogelsbergkreis 
Wetteraukreis  
 

 Jeder Gesellschafter verfügt über 3,704 %. 

Steuerliche  
Verhältnisse 

Mit der Rhein-Main-Verkehrsverbund Servicegesellschaft mbH , 
Frankfurt am Main (RMS) und der Fahrzeugmanagement Region 
Frankfurt RheinMain GmbH, Hofheim am Taunus (fahma), besteht 
eine umsatzsteuerliche, körperschaftssteuerliche und gewerbe-
steuerliche Organschaft 

Beteiligungen 
 

Rhein-Main-Verkehrsverbund Service GmbH (100 %) 
Fahrzeugmanagement Region Frankfurt RheinMain GmbH (100 %) 
VDV Kernapplikations GmbH & Co KG (11,56 %)  
beka Einkaufs- und Wirtschaftsgesellschaft für Verkehrsunterneh-
men mbH (0,65 %) 
RTW Planungsgesellschaft mbH (33,33 %) 
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Organe der Gesellschaft 

Gesellschafterversammlung 

Vertreter des Landkreises Gießen 
Anita Schneider, Landrätin  ab 07/2011 
Siegfried Fricke, Hauptamtlicher Kreisbeigeordneter  bis 06/2011 
 
 
Aufsichtsrat 

Petra Roth, Oberbürgermeisterin Frankfurt  Vorsitzende 
André Kavai, Erster Kreisbeigeordneter, Main-Kinzig-Kreis   stellv. Vorsitzender  
Steffen Saebisch, Staatssekretär Land Hessen   
Prof. Dr. Luise Hölscher, Staatssekretärin      
Brigitte Lindscheid, Stadträtin Stadt Darmstadt   ab 10/2011 
Dieter Wenzel, Stadtrat Stadt Darmstadt   bis 06/2011 
Birgit Simon, Bürgermeisterin Stadt Offenbach 
Sigrid Möricke, Stadträtin Stadt Wiesbaden  ab 08.11.2011 
Prof.Dr.-Ing. Joachim Pös, Stadtrat Stadt Wiesbaden  bis 07.11.2011 
Michael Korwisi, Oberbürgermeister Stadt Bad Homburg 
Gerhard Möller, Oberbürgermeister Stadt Fulda 
Gerda Weigel-Greilich, Bürgermeisterin Stadt Gießen  ab 10/2011 
Thomas Rausch, Stadtrat Stadt Gießen  bis 09/2011 
Axel Weiss-Thiel, Stadtrat Hanau   
Egon Vaupel, Oberbürgermeister Stadt Marburg   
Stefan Gieltowski, Oberbürgermeister Stadt Rüsselsheim  ab 18.11.2011 
Silke Klinger, Stadträtin Stadt Rüsselsheim  bis 17.11.2011 
Wolfram Dette, Oberbürgermeister Stadt Wetzlar 
Christel Fleischmann, Kreisbeigeordneter Landkreis  
                                   Darmstadt-Dieburg  ab 01.09.2011 
Klaus Peter Schellhaas, Landrat Landkreis Darmstadt-Dieburg bis 31.08.2011 
Bernd Woide, Landrat Landkreis Fulda   
Anita Schneider, Landrätin Landkreis Gießen  ab 10/2011 
Siegfried Fricke, Hauptamtlicher Kreisbeigeordneter  bis 09/011 
                           Landkreis Gießen 
Gerald Kummer, Kreisbeigeordneter Landkreis Groß-Gerau ab 11/2011 
Thomas Will, Landrat Groß-Gerau  bis 10/2011 
Ulrich Krebs, Landrat Hochtaunuskreis    
Wolfgang Schuster, Landrat Landkreis Lahn-Dill   
Manfred Michel, Landrat Limburg-Weilburg   
Michael Cyriax, Landrat Main Taunus-Kreis  ab 01.10.2011 
Berthold R. Gall, Landrat Main-Taunus-Kreis  bis 30.09.2011 
Dr. Karsten Mc Govern, Kreisbeigeordneter  
                                       Landkreis Marburg-Biedenkopf 
Dietrich Kübler, Landrat Landkreis Odenwald 
Claudia Jäger, Erste Kreisbeigeordnete Landkreis Offenbach  
Burkhard Albers, Landrat Rheingau-Taunus-Kreis   
Rudolf Marx, Landrat Landkreis Vogelsberg 
Joachim Arnold, Landrat Wetteraukreis   
 
 
Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten seit 15.06.1999 eine Aufwandentschädigung von 
51,13 € pro Person und Sitzung. Im Geschäftsjahr 2011 fielen dafür Aufwendungen in Höhe von 
insgesamt 2,8 T€ an (2010: 2,5 T€ 2009: 4,5 T€; 2008: 4 T€).   
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Beirat 

Die Gesellschaft hat gemäß § 29 des Gesellschaftsvertrages einen Beirat, in dem das Land 
Hessen sowie die Verkehrsverbundunternehmen und lokale Nahverkehrsunternehmen vertre-
ten sind. Der Beirat unterstützt und berät die Geschäftsführung und den Aufsichtsrat mit allen 
mit der Aufgabenstellung der Gesellschaft zusammenhängenden Belangen. Die Mitglieder des 
Beirates werden vom Aufsichtsrat bestellt.  
 
 
 

Geschäftsführer 

Knut Ringat, Professor Diplomingenieur Sprecher der Geschäftsführung   
Klaus-Peter Güttler, Jurist   Geschäftsführer      
 
 
Die Bezüge der Geschäftsführer beliefen sich im Jahr 2011 auf 477 T€ (2010: 469 T€, 2009: 
491 T€). Die Bezüge ehemaliger Geschäftsführer betrugen im Jahr 2011 117 T€, (2010 86 T€, 
2009 24 T€). Die gebildeten Pensionsrückstellung für ehemalige Geschäftsführer betragen zum 
31.12.2011 1.738 T€ (31.12.2010 1.636 T€, 31.12.2009 1.380 T€). 
 
 
 

Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten 
Es haben sich im Jahr 2011 - wie in den Vorjahren 2009 und 2010 - keine Auswirkungen auf 
den Haushalt des Landkreises Gießen ergeben.  

Sicherheiten aus Bürgschaften, Gewährverträgen oder ähnlichen Verpflichtungen wurden durch 
den Landkreis Gießen zugunsten der RMV GmbH nicht bestellt. 
 
 
 
Daten zur Rechnungsprüfung 

 2011 2010 2009 

Jahresabschlussprüfer 

 
 

Keiper & Co, Steuerberater – Wirtschaftsprüfer, Mannheim 

Prüfung nach § 53 HGrG Ja Ja Ja 
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Geschäftsentwicklung 

Bilanz des Unternehmens 2011 2010 2009
AKTIVA T€ T€ T€
A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände, Sachanlagen 8.519 6.513 5.417
II. Finanzanlagen 1.014 1.014 935

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte 89 0 0
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 21.958 21.843 18.110
III. 709 709 709
IV. 251 340 332

C. 160 246 558

Bilanzsumme 32.700 30.665 26.061

PASSIVA
A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 690 690 690
II. Andere Gewinnrücklagen 1.482 1.482 1.482

B. Sonderposten für Zuschüsse zum Anlagevermögen 9.533 7.527 6.352

C. Rückstellungen 11.357 11.022 10.016

D. Verbindlichkeiten 9.638 9.919 7.453

E. 0 25 68

Bilanzsumme 32.700 30.665 26.061

2011 2010 2009
T€ T€ T€
39.591 40.067 29.548

Erträge aus Projektzuwendungen 3.579 5.122 8.931
Sonstige betriebliche Erträge 1.274 1.107 1.135
Erträge aus der Auflösung des Sonderpostens 1.585 1.178 1.246
Gesamtleistung (inclusive Zuwendungen) 46.029 47.474 40.860
Materialaufwand -25.767 -27.666 -19.859
Personalaufwand -9.059 -10.089 -9.902
Abschreibungen -1.585 -1.178 -1.246
Sonstige betriebliche Aufwendungen -6.179 -5.983 -5.694
Zuführung zu Sonderposten -3.591 -2.352 -4.223

1.095 762 159
89 83 426
0 0 -1
0 0 -63

-652 -672 -455
380 379 2

-377 -377
0 0 0

Sonstige Steuern -3 -2 -2
Jahresergebnis 0 0 0

Gewinn- und Verlustrechnung

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag

Zur Aufwandsdeckung verfügbare Zuwendungen

Erträge aus Gewinnabführungsverträgen
Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge
Abschreibungen auf Wertpapiere des Umlaufvermögens
Aufwendungen aus Verlustübernahme
Zinsen und ähnliche Aufwendungen
Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit
Außerordentliche Aufwendungen

Sonstige Wertpapiere
Kassenbestände, Guthaben bei Kreditinstituten

Rechnungsabgrenzungsposten

Rechnungsabgrenzungsposten
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Eigenkapitalquote I 6,64% 7,08% 8,33%
Eigenkapitalquote II 35,80% 31,63% 32,71%
Anlageintensität 29,15% 24,55% 24,37%
Liquidität 2. Grades 158,12% 153,99% 153,40%
Anlagedeckungsgrad 2 (Bezug auf Eigenkapital II) 189,86% 207,69% 207,92%
Investitionen 3.627 T€ 2.464 T€ 4.273 T€
Abgänge des Anlagevermögens 1.659 T€ 543 T€ 653 T€ 
Cashflow 4.053 T€ 3.605 T€ 4.450 T€
Personalintensität 19,68% 21,25% 24,23%

Anzahl der beschäftigten Arbeitnehmer im Jahresdurchschnitt 136 132 137
davon Teilzeitkräfte 21 20 19
davon Aushilfen 7 0 0

Sonstige Kennzahlen 200920102011

Kennzahlen zum Jahresabschluss 200920102011

Eigenkapital II: 
Eigenkapital I + 100% Sonderposten für Zuschüsse zum Anlagevermögen 

 
 
Graphische Darstellung  
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Lagebericht 2011 

Der Lagebericht ist im Anhang enthalten. 
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3.2. Beschäftigungsförderung, Wirtschaft und Sonstiges 
 
3.2.1. „Zentrum Arbeit und Umwelt“ - Gießener gemeinnützige   
           Berufsbildungsgesellschaft mit beschränkter Haftung   
          (ZAUG gGmbH) 
 

Kiesweg 31, 35396 Gießen 
Telefon 0641/95 22 50, Telefax 0641/9 52 25-59 
E-Mail: geschäftsführung@zaug.de 
Internet: www.zaug.de 

 

 

Unternehmenszweck  
Gegenstand der gemeinnützigen Integrations- und Berufsbildungsgesellschaft ist die Ausbil-
dung, Qualifizierung und Orientierungshilfe von benachteiligten jugendlichen Arbeitslosen und 
erwachsenen Langzeitarbeitslosen aus der Stadt und dem Landkreis Gießen. Zweck der Ge-
sellschaft ist die Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze und Qualifizierungsangebote und die 
Förderung der beruflichen Aus- und Weiterbildung, insbesondere in den Bereichen, die auf dem 
Arbeitsmarkt besonders nachgefragt sind. Zur Erfüllung ihres Zwecks unterhält die Gesellschaft 
Zweckbetriebe und wirtschaftliche Geschäftsbetriebe und führt verschiedene Projekte und 
Maßnahmen durch.  
 
 
Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse 

Rechtsform Gemeinnützige GmbH 

Gründung 07.07.1988  

Satzung letzte Änderung am 23.11.2011 

Handelsregister Amtsgericht Gießen, HR B  1588 

Kapital Stammkapital: 271.000 € 

Gesellschafter 
 
 
 
 
 

Gesellschafter 
 
Landkreis Gießen 
Universitätsstadt Gießen 
Gemeinde Wettenberg 
Gemeinde Heuchelheim 
Gemeinde Reiskirchen 
Stadt Allendorf/Lumda 
Gemeinde Biebertal 
Gemeinde Buseck 
Gemeinde Fernwald 
Stadt Grünberg 
Stadt Hungen 
Gemeinde Langgöns 
Stadt Laubach 
Stadt Lich 
Stadt Linden 
 

Anteil 
T€ 

136 
45 
10 
5 
5 
5 
5 
5 
5 
5 
5 
5 
5 
5 
5 
 

Anteil 
% 

50,185 
16,605 
  3,690 
  1,845 
  1,845 
  1,845 
  1,845 
  1,845 
  1,845 
  1,845 
  1,845 
  1,845 
  1,845 
  1,845 
  1,845 
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Gesellschafter 
 
 
 

Gesellschafter 
 
Stadt Lollar 
Stadt Pohlheim 
Gemeinde Rabenau 
Stadt Staufenberg 

Anteil 
T€ 

5 
5 
5 
5 

Anteil 
% 

1,845  
1,845 

  1,845 
   1,845 

 Gesamt 271 100,00 

Steuerliche  
Verhältnisse 
 

Die Gesellschaft verfolgt ausschließlich und unmittelbar ge-
meinnützige Zwecke im Sinne des Abschnittes „steuerbegüns-
tigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Die Gesellschaft ist nach § 
5 Abs. 1 Nr. 9 KStG von der Körperschaftsteuer befreit.  
Die Gesellschaft unterliegt jedoch mit ihren wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieben der Ertragsteuer. 

Beteiligungen 

 
Keine 

 

Organe der Gesellschaft 

Gesellschafterversammlung 

Anita Schneider, Landrätin  Vorsitzende  
Astrid Eibelshäuser, Stadträtin  Stadt Gießen stellv. Vorsitzende  ab 19.09.2011 
Dietlind Grabe-Bolz stellv. Vorsitzende bis 18.09.2011 
 
Annette Bergen-Krause, Bürgermeisterin Stadt Allendorf/Lda.   ab 01.07.2011 
Horst Hormann, Bürgermeister Stadt Allendorf/Lda.    bis 30.06.2011 
Thomas Bender, Bürgermeister Gemeinde Biebertal 
Erhard Reinl, Bürgermeister Gemeinde Buseck 
Stefan Bechthold, Bürgermeister Gemeinde Fernwald  
Frank Ide, Bürgermeister Stadt Grünberg 
Lars B. Steinz, Bürgermeister Gemeinde Heuchelheim  
Rainer Wengorsch, Bürgermeister Stadt Hungen  ab 02.12.2011 
Klaus-Peter Weber, Bürgermeister Stadt Hungen     bis 01.12.2011 
Horst Röhrig, Bürgermeister Gemeinde Langgöns 
Peter Klug, Bürgermeister Stadt Laubach  
Bernd Klein, Bürgermeister Stadt Lich  
Dr. Ulrich Lenz, Bürgermeister Stadt Linden 
Dr. Bernd Wieczorek, Bürgermeister Stadt Lollar 
Karl-Heinz Schäfer, Bürgermeister Stadt Pohlheim 
Kurt Hillgärtner, Bürgermeister Gemeinde Rabenau 
Holger Sehrt, Bürgermeister Gemeinde Reiskirchen     
Peter Gefeller, Bürgermeister der Stadt Staufenberg    ab 01.08.2011 
Horst Münch, Bürgermeister Stadt Staufenberg     bis 29.07.2011 
Thomas Brunner, Bürgermeister Gemeinde Wettenberg  
 
Bei der Beschlussfassung in der Gesellschafterversammlung gewähren je 1.000 € eines Ge-
sellschafteranteils eine Stimme. 
 

Nachrichtlich: 
Holger Sehrt, Bürgermeister Gemeinde Reiskirchen    bis 06.09.2012 
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Ausschuss für Wirtschaft und Finanzen (AWF) 

Astrid Eibelshäuser, Stadträtin Stadt Gießen Vorsitzende  ab 23.11.2011 
Dietlind Grabe-Bolz, Oberbürgermeisterin  Vorsitzende bis 22.11.2011 
Anita Schneider, Landrätin stellv. Vorsitzende  
 
Dr. Christiane Schmahl, Hauptamtliche Kreisbeigeordnete Landkreis Gießen ab 23.11.2011 
Andrea Kaup, Kreisbeigeordnete Landkreis Gießen bis 22.11.2011 
Gerda Weigel-Greilich, Bürgermeisterin Stadt Gießen 
Erhard Reinl, Bürgermeister Gemeinde Buseck Teilraum Nord 
Karl-Heinz Schäfer, Bürgermeister Stadt Pohlheim Teilraum Süd 
Bernd Klein, Bürgermeister Stadt Lich Teilraum Ost  
Thomas Brunner, Bürgermeister Gemeinde Wettenberg Teilraum West   
Wolfgang Hofmann, Vertreter Jobcenter Gießen nicht stimmberechtigt ab 23.11.2011 
Joachim Kühn, Vertreter Jobcenter Gießen  nicht stimmberechtigt bis 14.06.2011 
 

Der AWF befasst sich für die Geschäftsführung beratend und für die Gesellschafterversamm-
lung Beschluss vorbereitend mit Grundsatzfragen des Unternehmens. 
Die Mitglieder des Ausschusses für Wirtschaft und Finanzen erhielten keine Vergütung. 
 

Fachbeirat  

Anita Schneider, Landrätin Vorsitzende  
Astrid Eibelshäuser, Stadträtin Stadt Gießen Vorsitzende  ab 19.09.2011 
Dietlind Grabe-Bolz, Oberbürgermeisterin stellv. Vorsitzende bis 18.09.2011 
 
Vertreter der Gesellschafter  
gemäß der Zusammensetzung der Gesellschafterversammlung  
Ausnahme: Vertreter Gemeinde Langgöns: Gerd Lengler 
 
Vertreter des Kreistages 
Dr. Sven Simon      CDU-Fraktion 
Gabriele Ohm-Goltze      SPD-Fraktion 
Claudia Zecher       FWG-Fraktion 
Andreas Becker      FDP-Fraktion 
Hans-Bernd Kaufmann     Bündnis 90/Die Grünen 
 
Vertreter der Stadtverordnetenversammlung Gießen: 
Christine Wagener       CDU Fraktion 
Frank Schmidt       SPD-Fraktion 
Klaus-Dieter Grothe      Bündnis 90/Die Grünen 

 
Weitere Mitglieder Fachbeirat: 
Elke Ehlen        IHK Gießen 
Uwe Bock        Kreishandwerkerschaft  
Peter Pilger, N.N.,       DGB Gießen 
Wolfgang Hofmann      Jobcenter  
N.N        Landeswohlfahrtsverband 
Georg Wittich       Willy-Brandt-Schule 
Joachim Scheerer      Theodor-Litt-Schule 
Annette Maiwald-Boehm     Initiative f. Jugendberufsbildung 
Wolfgang Balser      Jugendwerkstatt Gießen 
Elisabeth Faber      Faber-Management 
Georg Erb       ZAUG, Vertreter der Mitarbeiter 
Renate Palenga      ZAUG, Vertreter der Mitarbeiter 
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Der Fachbeirat ist kein Aufsichtsorgan, er ist beratend tätig und stellt als Sachverständiger Er-
fahrung und Wissen zur Verfügung. 
Die Mitglieder des Fachbeirats erhielten keine Vergütung. 
 

 
Geschäftsführerin 

Monika Neumaier 
Das Arbeitnehmerbruttogehalt der Geschäftsführerin betrug im Jahr 2011 78.961 € (2010 
78.961 €).  
 
 
Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten 
Der bis zum 23.11.2011 gültige Satzungstext zu § 5 Punkt 4 lautet: 

„Der Landkreis Gießen verpflichtet sich, einen entstehenden handelsrechtlichen Jahresfehlbe-
trag auf der Grundlage des geprüften und testierten Jahresabschlusses bis zum 31.07. des je-
weiligen Folgejahres auszugleichen. Diese Ausgleichsverpflichtung des Landkreises Gießen gilt 
für Geschäftsjahre, die nach Ablauf des Geschäftsjahres 2007 beginnen. 
 
Zur Finanzierung der ZAUG gGmbH zahlt der Landkreis Gießen quartalsweise Vorauszahlun-
gen. Der Betrag der Vorauszahlungen bemisst sich nach dem voraussichtlichen Jahresfehlbe-
trag, der sich aus dem beschlossenen Wirtschaftsplan für das folgende Geschäftsjahr ergibt.“ 
 
Nachrichtlich:  
Ab 2012 greift die geänderte Satzung, die am  23.11.2011 beschlossen wurde. Der ab dann 
gültige Satzungstext zu § 6 lautet: 
 
„Die Gesellschafter beteiligen sich an der Finanzierung der Gesellschaft durch Zuwendungen 
wie folgt: 
Landkreis Gießen   § 200.000,00 (jährlich) 
Universitätsstadt Gießen   § 170.434,00 (jährlich)  
Die Zuschussverpflichtung gilt ab 2012. 
 
Die Zuwendung erfolgt als institutionelle Förderung nach dem Zuwendungsrecht unter Beach-
tung der jeweiligen Vorgaben des EU-Beihilfenrechtes.“ 
 
 2011 2010 2009 

Ausgaben    

Gesellschafterzuschuss    

Vorauszahlung Verlustausgleich 160.000 € 160.000 € 160.000 € 

Erstattung Vorauszahlung Ver-
lustausgleich 2009 

 -107.000 €  

Nachträglich Zahlung des Ver-
lustausgleichs 2010 

35.801,85 €   

Nachträgliche Zahlung des Ver-
lustausgleichs 2008 

23.225,42 €   

 

Ansonsten bestanden im Jahr 2011 - wie in den Vorjahren 2010 und 2009 - keine Auswirkun-
gen auf den Haushalt des Landkreises Gießen, die aus dem Beteiligungsverhältnis resultieren. 

Sicherheiten aus Bürgschaften, Gewährverträgen oder ähnlichen Verpflichtungen wurden durch 
den Landkreis Gießen gegenüber der ZAUG gGmbH nicht bestellt. 
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Daten zur Rechnungsprüfung 

 2011 2010 2009 

Jahresabschlussprüfer WESTPRÜFUNG Dr. Seifert & Partner OHG, Gießen 

Prüfung nach § 53 HGrG Ja Ja Ja 
 
 
 

Geschäftsentwicklung 
2011 2010 2009

AKTIVA T€ T€ T€
A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände, Sachanlagen 1.932 2.166 2.193
II. Finanzanlagen 1 1 0

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte 34 40 61
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 423 605 573
III. 1.766 1.510 1.626

C. 2 44 2

Bilanzsumme 4.158 4.366 4.456

PASSIVA
A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 271 271 271
II. Rücklagen 1.377 1.377 1.269
III. Jahresfehlbetrag / Jahresüberschuss -3 -36 107

B. Sonderposten aus Investitionszuschüssen 1.234 1.394 1.506

C. Rückstellungen 702 866 817

D. Verbindlichkeiten 355 494 466

E. 222 0 19

Bilanzsumme 4.158 4.366 4.456

2011 2010 2009
T€ T€ T€

Umsatzerlöse 3.092 3.255 3.312
Bestandsveränderungen 0 0 0
Sonstige betriebliche Erträge 3.808 4.448 4.779
Gesamtleistung 6.900 7.703 8.091
Materialaufwand -1.222 -1.188 -1.106
Personalaufwand -4.238 -4.688 -4.794
Abschreibungen -348 -361 -348
Sonstige betriebliche Aufwendungen -1.096 -1.494 -1.748
Betriebsergebnis -4 -28 95
Erträge aus Beteiligungen 0 0 0
Sonstige Zinserträge 14 14 28
Zinsaufwendungen -9 -16 -19

1 -30 104
Außerordentliches Ergebnis -2 -2 0

0 0 7
Sonstige Steuern -4 -4 -4
Jahresergebnis -5 -36 107

Bilanz des Unternehmens

Gewinn- und Verlustrechnung

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag

Kassenbestände, Guthaben bei Kreditinstituten

Rechnungsabgrenzungsposten

Rechnungsabgrenzungsposten
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Eigenkapitalquote I 39,56% 36,92% 36,96%
Eigenkapitalquote II 69,24% 68,85% 70,76%
Anlageintensität 46,49% 49,63% 49,21%
Liquidität 2. Grades 162,55% 154,50% 178,57%
Anlagedeckungsgrad 2 148,94% 138,72% 143,78%
Investitionen 116 T€ 348 T€ 274 T€
Abgänge Anlagevermögen -75 T€ -208 T€ -95 T€
Cashflow 185 T€ 213 T€ 454 T€
Eigenkapitalrentabilität (Bezug auf Eigenkapital II) -0,10% -1,15% 3,39%
Gesamtkapitalrentabilität 0,14% -0,46% 2,83%
Umsatzrentabilität 0,19% -0,61% 3,80%
Materialintensität 17,71% 15,42% 13,67%
Personalintensität 61,42% 60,86% 59,25%

Stammpersonal inkl. Arbeitnehmerüberlassung 95 111 91

109 161 196
Lieferungen kindgerechter Mittagstisch 587.000 524.885 452.675
Berufsrückkehrerinnen-Kurse 42 43 12

44 41 36
Beratungen SGB II 730 517 699
Projekte SGB II (Eintritte) 101 355 431
davon über 25 Jahre 82 247 286
davon unter 25 Jahre 19 108 145

Austritte mit abgeschlossenen Ausbildungen 
(außerbetriebliche Ausbildung)

Sonstige Kennzahlen

Kennzahlen zum Jahresabschluss 2010

2010 
(31.12.2010)

Arbeitnehmer in einem sozialpädagogisch betreuten 
Arbeitsverhältnis (befr. Beschäftigung / Ausbildung)

2009

2009 
(31.12.2010)

2011

2011 
(31.12.2011)

* 
Eigenkapital II: 

   Eigenkapital I + 100% Sonderposten mit Rücklageanteil  
 
 
 

Graphische Darstellung 
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Lagebericht 2011 

Der Lagebericht ist im Anhang enthalten. 
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3.2.2. GIAG – Gesellschaft für Integration und Arbeit Gießen mbH i. L. 
Nachfolgeorganisation: Jobcenter Gießen 

 
 
 
 
 

 
Das Bundesverfassungsgericht hat am 20.12.2007 die Arbeitsgemeinschaften nach § 44 b SGB 
II für verfassungswidrig erklärt. Die Tätigkeit der GIAG – Gesellschaft für Integration und Arbeit 
Gießen mbH Gesellschaft endete in der bisherigen Form zum 31.12.2010. Der Gesellschafts-
vertrag wurde von beiden Seiten zum 31.12.2010 gekündigt. Der Kreistag hat am 20.09.2010 
entschieden, dass die Grundsicherung für erwerbsfähige Hilfsbedürftige weiterhin in einer Ko-
operation mit der Bundesanstalt für Arbeit betreut werden soll. Im Jahr 2011 wurde die bisheri-
ge Tätigkeit mit den bisherigen Trägern in öffentlich-rechtlicher Form - dem Jobcenter Gießen - 
fortgesetzt. 
 
 
Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse 

Rechtsform GmbH in Liquidation 

Gründung 16.12.2004 

Liquidation 14.01.2011 – Veröffentlichung im Bundesanzeiger 

Löschung im Handels-
register 

11.01.2013 – Mitteilung an Amtsgericht, dass Liquidation beendet 
ist 

Satzung letzte Änderung am 26.10.2006 

Handelsregister Amtsgericht Gießen,  HR B 6229 

Kapital Stammkapital 25.000,00 € 

 

Gesellschafter 

 

Gesellschafter 

Agentur für Arbeit 
Gießen 
Landkreis Gießen 

          Anteil 
               % 

 
49,0 
51,0 

 

          Stammeinlage 
                    € 

 
12.250,00 
12.750,00 

 

 

Beteiligungen Keine 

 
 
Organe der Gesellschaft 

Liquidator 

Dietmar Jürgens 
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Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten 
Im Jahr 2011 ergaben sich keine Auswirkungen auf den Kreishaushalt. Die Auswirkungen im 
Rahmen der Wahrnehmung von Aufgaben der Grundsicherung für Arbeitssuchende ergeben 
sich ab 2011 beim Jobcenter. 
 
Nachrichtlich: 
Die Liquidationsschlussrechnung erfolgt zum 31.08.2012. Daraus ergibt sich für den Landkreis 
Gießen ein Zufluss in Höhe von 13.519 €.  
 
 
 
Geschäftsentwicklung 

Bilanz des Unternehmens

Liquidations-

schlussbilanz 

zum 

30.06.2012

Bilanz zum 
31.12.2011

Bilanz zum 
31.12.2010 

und 
Liquidations-
eröffnungs-
bilanz zum 
01.01.2011

Bilanz zum 
31.12.2009

AKTIVA € € € €
A. Umlaufvermögen

I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 28 2.922 15.004 8.881
II. Kassenbestände, Guthaben bei Kreditinstituten 26.793 26.763 26.606 26.549

Bilanzsumme 26.821 29.685 41.610 35.430

PASSIVA
A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 25.000 25.000 25.000 25.000
II. Vortrag 1.756 1.599 1.455 1.212
III. Jahresüberschuss 36 157 144 244

B. Rückstellungen 29 2.929 6.829 7.260

C. Verbindlichkeiten 0 0 8.181 1.714

Bilanzsumme 26.821 29.685 41.610 35.430

2012 2011 2010 2009
€ € € €

Sonstige betriebliche Erträge 0 0 0 0
Sonstige betriebliche Aufwendungen 0 0 0 0
Betriebsergebnis 0 0 0 0
Sonstige Zinserträge 48 213 204 338

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 48 213 204 338
Steuern vom Einkommen und vom Ertrag -12 -56 -60 -94
Jahresergebnis 36 157 144 244

Gewinn- und Verlustrechnung
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Liquidationsschlussrechnung zum 31.08.2012

€
Liquidationsguthaben zum 31.08.2012 26.792
Abrundungszuschlag 1
Auszahlung Liquidationsguthaben an Gesellschafter 1 -13.665
Auszahlung Liquidationsguthaben an Gesellschafter 2 -13.128
Liquide Mittel zum 01.09.2012 0

Auszahlung an den Landkreis Gießen in 2012
€

Liquidationsausschüttung vor Steuer 13.664
Steuer -145
Liquidationsausschüttung nach Steuer 13.519

 
 
 
 
 
                  
Graphische Darstellung 
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3.2.3. Technologie- und Innovationszentrum Gießen GmbH (TIG) 
 
Technologie- und Innovationszentrum Gießen GmbH 
Winchesterstr. 2, 35394 Gießen 
Telefon 0641/948-226-0, Telefax 0641/948-226-29  
E-Mail: info@tig-gmbh.de 
Internet: www.tig-gmbh.de 
 

 

 
Unternehmenszweck und öffentlicher Zweck 
Förderung des Strukturwandels der Wirtschaft im Landkreis Gießen und die Schaffung zu-
kunftsfähiger Arbeitsplätze. Hierzu sollen innovative Unternehmen angesiedelt und Existenz-
gründer unterstützt werden. Dieser Zweck wird u.a. erreicht durch Planung, Errichtung, Verwal-
tung sowie das Betreiben eines Technologie- und Gründerzentrums in Gießen, das innovative 
Technologie- und Dienstleistungsunternehmen und Existenzgründer in den ersten Jahren ihrer 
Entwicklung besonders fördert und betreut, insbesondere im Hinblick auf mögliche gemeinsame 
Marketingaktivitäten und Weiterbildungsangebote. Zur Erreichung dieses Gesellschaftszwecks 
vermietet die TIG GmbH in ihren vier Gebäuden im Gewerbegebiet Europaviertel Büro- und 
Laborflächen an junge Unternehmen und Existenzgründer. Neben diesem Kerngeschäft unter-
breitet die TIG GmbH ihren Mietern und den Unternehmen der Region ein möglichst breites 
Service-, Beratungs- und Weiterbildungsangebot, stellt eine Kommunikationsplattform für The-
men aus Wirtschaft, Politik und Verwaltung dar und unterstützt innovationsfördernde Maßnah-
men. 
 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Unternehmenszweck. Die Tätigkeit der Firma TIG 
GmbH als Technologie- und Existenzgründungszentrum dient der Wettbewerbssicherung, der 
Sicherheit und der Schaffung neuer Arbeitsplätze und der Verbesserung der wirtschaftsnahen 
Infrastruktur. Die Gesellschaft ist als Instrument der Wirtschaftsförderung zu betrachten.  
 
 

 
Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse 

Rechtsform GmbH 

Gründung 05.02.1999 

Satzung letzte Änderung am 12.04.1999 

Handelsregister Amtsgericht Gießen, HR B 3340 

Kapital Stammkapital 71.000 € 

Gesellschafter 
 
 
 

Gesellschafter 
 
Stadt Gießen 
Landkreis Gießen 
Sparkasse Gießen 
Volksbank Mittelhessen eG 
Schunk Verwaltungsgesellschaft mbH 
Industrie- und Handelskammer 
Gießen-Friedberg 

Anteil 
% 

25,5 
24,8 
14,2 
14,2 
14,2 

  
7,1 

Anteil 
T€ 

18,1 
17,6 
10,1 
10,1 
10,1 

 
5,0 
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Steuerliche                
Verhältnisse 

Gemäß dem Bescheid des Finanzamtes Gießen  vom 07. Juli 
2010 ist die Gesellschaft nach § 5 Abs. 1 Nr. 18 KStG bzw. § 3 
Nr. 25 GewStG sowohl von der Körperschaftsteuer als auch von 
der Gewerbesteuer für die Veranlagungszeiträume 2010 bis 
2012 befreit. 

Beteiligungen Keine 

 
 
 
Organe der Gesellschaft 

Gesellschafterversammlung 

Astrid Eibelshäuser, Stadträtin Vorsitzende ab 01.09.2011 
Harald Scherer, Stadtrat Vorsitzender bis 31.08.2011 
Anita Schneider, Landrätin stellv. Vorsitzende   
 
Sabine Wilcken-Görich, Wirtschaftsförderung Universitätsstadt Gießen 
Gabriele Gotthardt, Wirtschaftsförderung Landkreis Gießen 
Beate Hammerla, IHK Gießen-Friedberg 
Karin Merte, Schunk GmbH 
Oliver Kimpel, Sparkasse Gießen ab 01.07.2011 
Wolfgang Keil, Sparkasse Gießen bis 31.06.2011 
Manfred Schneider, Volksbank Mittelhessen 
 
 
Geschäftsführer  

Antje Bienert  
Das Arbeitnehmerbruttogehalt der Geschäftsführerin Antje Bienert betrug in 2011 € 53.300: 
 

 

 

Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten 
Es bestanden im Jahr 2011 - wie auch in den Jahren 2009 und 2010 -  keine Auswirkungen auf 
den Haushalt des Landkreises Gießen, die aus dem Beteiligungsverhältnis resultieren. Sicher-
heiten aus Bürgschaften, Gewährverträgen oder ähnlichen Verpflichtungen wurden durch den 
Landkreis Gießen zugunsten der TIG GmbH nicht bestellt. 

 
 

Daten zur Rechnungsprüfung 

 2011 2010 2009 

Jahresabschlussprüfer Theobald & Jung GmbH, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Gießen 

Prüfung nach § 53 HGrG Nein Nein Nein 
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Geschäftsentwicklung 

Bilanz des Unternehmens 2011 2010 2009
AKTIVA T€ T€ T€
A. Anlagevermögen

Immaterielle Vermögensgegenstände, Sachanlagen 4.862 5.075 5.287

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte 0 0 0
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 21 27 21
III. 150 155 126

C. 11 17 15

Bilanzsumme 5.044 5.274 5.449

PASSIVA
A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 71 71 71
II. Gewinnvortrag 561 441 354
III. Jahresüberschuss 67 121 86

B. Sonderposten für Investitionszuschüsse 1.813 1.838 1.915

C. Rückstellungen 130 210 178

D. Verbindlichkeiten 2.374 2.584 2.793

E. 27 8 51

Bilanzsumme 5.044 5.274 5.449

2011 2010 2009
T€ T€ T€

Umsatzerlöse 703 741 716
Sonstige betriebliche Erträge 200 285 255
Gesamtleistung 903 1.026 971
Materialaufwand -257 -268 -256
Personalaufwand -232 -244 -223
Abschreibungen -218 -224 -223
Sonstige betriebliche Aufwendungen -88 -116 -121
Betriebsergebnis 108 174 148
Zinserträge 2 1 2
Zinsaufwendungen -26 -37 -47

84 138 103
Sonstige Steuern -17 -17 -17
Jahresergebnis 67 121 86

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit

Gewinn- und Verlustrechnung

Kassenbestände, Guthaben bei Kreditinstituten

Rechnungsabgrenzungsposten

Rechnungsabgrenzungsposten
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Eigenkapitalquote I 13,86% 12,00% 9,38%
Eigenkapitalquote II 49,80% 46,85% 44,52%
Anlageintensität 96,39% 96,23% 97,03%
Liquidität 2. Grades 39,39% 38,87% 31,52%
Anlagedeckungsgrad 2 76,26% 76,61% 76,81%
Investitionen 6 T€ 12 T€ 4 T€
Cashflow 260 T€ 268 T€ 232 T€
Eigenkapitalrentabilität (Bezug auf Eigenkapital II) 2,67% 4,90% 3,54%
Gesamtkapitalrentabilität 1,84% 3,00% 2,44%
Umsatzrentabilität 13,23% 21,32% 18,58%
Materialintensität 28,46% 26,12% 26,36%
Personalintensität 25,69% 23,78% 22,97%

Anzahl der Beschäftigten im Jahresdurchschnitt 7 7 6
davon Teilzeitbeschäftigte 4 4 3

Sonstige Kennzahlen 200920102011

Kennzahlen zum Jahresabschluss 200920102011

*
Eigenkapital Il: 

  Eigenkapital I + 100 % Sonderposten mit Rücklageanteil 

 
 
 
 
 
Graphische Darstellung 
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Lagebericht 2011 

Die Kurzfassung des Lageberichts ist im Anhang enthalten. 
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3.2.4. RegioMIT Regionalfonds Mittelhessen GmbH  
 
 
Sitz: 
RegioMIT Regionalfonds Mittelhessen GmbH 
Berliner Platz 1, 35390 Gießen 
 
Fondsmanagement und Kontaktadresse: 
RegioMIT Regionalfonds Mittelhessen GmbH  
c/o BM H Beteiligungs-Managementgesellschaft Hessen 
mbH 
Schumannstraße 4-6 
60325 Frankfurt am Main 
 
Telefon 069/1338507840 
E-Mail: Info@bmh-hessen.de 
Internet: www.regiomit.de 
 
Regionaler Ansprechpartner u.a.: 
Landkreis Gießen 
Der Kreisausschuss 
- Stabsstelle Wirtschaftsförderung - 
Riversplatz 1-9 
35394 Gießen 
 

 
 

  
 
 
Unternehmenszweck und öffentlicher Zweck 
Der Fonds stellt im Gebiet der Städte Gießen und Wetzlar (vormals Ziel 2- Fördergebiete) sowie 
im Gebiet des Landkreises Gießen für Zwecke der regionalwirtschaftlichen Förderung Beteili-
gungskapital bis maximal 250.000 € vornehmlich in Form stiller Beteiligungen zur Verfügung 
und zwar für innovative und technologieorientierte kleine und mittlere Unternehmen – bei der 
Gründung, in der Frühphase, bei der Erweiterung sowie bei Existenzgründungen im Zusam-
menhang mit der Unternehmensnachfolge und des Betriebsübergangs sowie allen sonstigen 
Geschäften, die dem Hauptzweck dienlich sind. Der Fonds darf nur in Geschäftstätigkeiten in-
vestieren, die von den Fondsverwaltern und dem Beteiligungsausschuss des Fonds als poten-
tiell rentabel eingestuft werden. Der Fonds investiert nicht in Unternehmen, die sich in Schwie-
rigkeiten befinden. 
 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Unternehmenszweck. Mit Hilfe des Beteiligungska-
pitals des Regionalfonds gelingt es, die Wirtschaftsstruktur zu stärken und zukunftsfähige Ar-
beitsplätze zu schaffen. Struktur- und wirtschaftsfördernde Zwecke werden verfolgt. Die Lücke 
im regionalen Angebot zur Förderung von Existenzgründungen und jungen Unternehmen wird 
geschlossen. 
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Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse 

Rechtsform GmbH 

Gründung 01.03.2005 

Satzung Fassung vom 03.03.2005 

Handelsregister Amtsgericht Gießen, HR B 6262 

Kapital Stammkapital 100.000,00 € 
Das Gesamtvolumen des Fonds beträgt 2,5 Mio. €. 

Gesellschafter Gesellschafter 
 
 
Stadt Gießen 
Stadt Wetzlar 
Landkreis Gießen 
Volksbank Mittelhessen eG  
Sparkasse Gießen 
Sparkasse Wetzlar 
Sparkasse Laubach-Hungen 
Sparkasse Grünberg 
Volksbank Heuchelheim 
Land Hessen 

       Anteil         
% 

 
10,0 
10,0 
10,0 
13,6 
6,4 
6,4 
1,0 
1,0 
1,6 

40,0 

 Kapitalrücklage                    
T€ 

 
240 
240 
240 
326 
154 
154 
24 
24 
38 

960 

 

 

Beteiligungen  

Die Firma RegioMit Regionalfonds Mittelhessen GmbH hält zum 31.12.2011 folgende Beteili-
gungen: 
1 stille Beteiligungen in der Stadt Gießen,  
Anschaffungskosten gesamt 225 T€, Buchwert gesamt zum 31.12.2011 225 T€,  

3 stille Beteiligungen im sonstigen Landkreis Gießen,  
Anschaffungskosten gesamt 380 T€, Buchwert gesamt zum 31.12.2011 380 T€  und 

1 stille Beteiligungen in der Stadt Wetzlar,  
Anschaffungskosten gesamt 197 T€, Buchwert gesamt zum 31.12.2011 197 T€. 
 
Da es sich um stille Beteiligungen handelt, dürfen aus Gründen des Datenschutzes keine ge-
naueren Angaben gemacht werden.  
 
 

Organe der Gesellschaft 

Gesellschafterversammlung 

Wolfram Dette, Oberbürgermeister Stadt Wetzlar  Vorsitzender ab 07.04.2011 
Harald Scherer, Stadtrat Stadt Gießen Vorsitzender bis 07.04.2011 
Astrid Eibelshäuser, Stadträtin Stadt Gießen stellv. Vorsitzende ab 28.09.2011 
Harald Scherer, Stadtrat Stadt Gießen stellv. Vorsitzender bis 31.08.2011 
Wolfram Dette, Oberbürgermeister Stadt Wetzlar  stellv.Vorsitzender bis 07.04.2011 
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Vertreter des Landkreises Gießen 
Anita Schneider, Landrätin Landkreis Gießen    
 
 
 

Beteiligungsausschuss 

Der Ausschuss besteht aus 7 Mitgliedern, die für die Dauer von drei Jahren benannt werden. Er 
ist mit mindestens drei Mitgliedern beschlussfähig. 
 
Manfred Schneider, Volksbank Mittelhessen eG Vorsitzender  
Sabine Wilcken-Görich, Stadt Gießen stellv. Vorsitzende  

Rüdiger Bollweg, Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung 
Gabriele Gotthardt, Landkreis Gießen 
Harald Semler, Stadt Wetzlar   
Wolfgang Keil, Sparkasse Gießen   
Birgit Hartmann, Sparkasse Laubach-Hungen   
 
Der Beteiligungsausschuss entscheidet über den Erwerb und die Veräußerung von Beteiligun-
gen sowie über Vergleiche und Forderungsverzichte für Beteiligungen.  
 
Die Mitglieder des Beteiligungsausschusses erhielten keine Bezüge. 
 
 
 
Geschäftsführer 

Jürgen Zabel, Dornburg 
 
 
 
 

Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten 
Es bestanden im Jahr 2011 - wie in den Vorjahren 2009 und 2010 - keine Auswirkungen auf 
den Haushalt des Landkreises Gießen, die aus dem Beteiligungsverhältnis resultieren. 

Sicherheiten aus Bürgschaften, Gewährverträgen oder ähnlichen Verpflichtungen wurden durch 
den Landkreis Gießen zugunsten der RegioMit GmbH nicht bestellt. 
 

 

 

 

 

Daten zur Rechnungsprüfung 

 2011 2010 2009 

Jahresabschlussprüfer 
Dr. Kruse, Dr. Hilberseimer und Partner, Wirtschaftsprüfungs-

gesellschaft und Steuer-beratungsgesellschaft, Wetzlar  
 

Prüfung nach § 53 HGrG Ja Ja Ja 
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Geschäftsentwicklung 

Bilanz des Unternehmens 2011 2010 2009
AKTIVA T€ T€ T€
A. Anlagevermögen

Finanzanlagen 802 944 960

B. Umlaufvermögen

I. Sonstige Vermögensgegenstände 40 42 52
II. 710 537 521

Bilanzsumme 1.552 1.523 1.533

PASSIVA
A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 100 100 100
II. Kapitalrücklage 2.400 2.400 2.400
III. Verlustvortrag -994 -983 -411
IV. Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag 34 -11 -572

B. Rückstellungen 6 6 6

C. Verbindlichkeiten 6 11 10

Bilanzsumme 1.552 1.523 1.533

2011 2010 2009
T€ T€ T€

148 157 191
Sonstige betriebliche Erträge 100 0 51
Gesamtleistung 248 157 242

-125 -75 -710
Sonstige betriebliche Aufwendungen -92 -97 -109
Betriebsergebnis 31 -15 -577
Sonstige Zinserträge 3 4 5
Zinsaufwendungen 0 0 0

34 -11 -572
0 0 0

Jahresergebnis 34 -11 -572

Abschreibungen auf Finanzanlagen

Steuern vom Einkommen und vom 

Guthaben bei Kreditinstituten

Erträge aus dem Beteiligungsgeschäft

Gewinn- und Verlustrechnung

Ergebnis der gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit

 

 

Eigenkapitalquote 99,23% 98,88% 98,96%
Anlageintensität 51,68% 61,98% 62,62%
Liquidität 2. Grades 6250,00% 3405,88% 3581,25%
Anlagedeckungsgrad 2 192,02% 159,53% 158,02%
Investitionen 0T€ 75 T€ 0 T€
Abgänge Anlagevermögen -717 T€ -16 T€ -680 T€
Cashflow 159 T€ 64 T€ 138 T€
Eigenkapitalrentabilität 2,21% -0,73% -37,71%
Gesamtkapitalrendite 2,19% -0,72% -37,31%

Kennzahlen zum Jahresabschluss 200920102011
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Anzahl der Beschäftigten 2 2 2

Die Gesellschaft beschäftigt außer dem Geschäftsführer und dem Prokuristen kein eigenes
Personal

2009Sonstige Kennzahlen 2011 2010

 
 
Graphische Darstellung 
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Lagebericht 2011 

Der Lagebericht ist im Anhang enthalten. 
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3.2.5. Sparkassenzweckverband Gießen  
 

Sparkassenzweckverband Gießen 
Johannesstr. 3, 35390 Gießen 
Telefon 0641/704-212, Telefax 0641/704-218 
 
 
Verbandszweck  
Der Verband ist der Träger der Sparkasse Gießen. Der Träger unterstützt die Sparkasse bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben mit der Maßgabe, dass ein Anspruch der Sparkasse gegen den Träger 
oder eine sonstige Verpflichtung des Trägers, der Sparkasse Mittel zur Verfügung zu stellen, 
nicht besteht. Die Sparkasse haftet für ihre Verbindlichkeiten mit ihrem gesamten Vermögen. 
Der Träger der Sparkasse haftet nicht für deren Verbindlichkeiten. 
 
 
 
Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse 

Rechtsform Zweckverband 

Gründung 22.03.1834 

Satzung zuletzt geändert am 23.11.2010  
Nachrichtlich: zuletzt geändert am 20.11.2012 

Mitglieder 
 
 

Landkreis Gießen  
Stadt Allendorf/Lumda  
Gemeinde Buseck  
Gemeinde Fernwald  
Stadt Gießen  
Gemeinde Heuchelheim  
Gemeinde Langgöns  
Stadt Lich  

Stadt Linden  
Stadt Lollar  
Stadt Pohlheim 
Gemeinde Reiskirchen 
Stadt Staufenberg 
 
 

 Für die Verbindlichkeiten des Verbandes haften die Mitglieder 
untereinander, und zwar der Landkreis Gießen in Höhe von 10 
% und die weiteren Mitglieder im Verhältnis ihrer Einwohnerzah-
len. 

Beteiligungen Keine 

Finanzierung Die Verbandskosten trägt die Sparkasse Gießen. 

Haftung gegenüber 
der Sparkasse  

Der Träger der Sparkasse am 18.07.2005 haftet für die Erfül-
lung sämtlicher zu diesem Zeitpunkt bestehender Verbindlich-
keiten der Sparkasse. Für solche Verbindlichkeiten, die bis zum 
18.07.2001 vereinbart waren, gilt dies zeitlich unbegrenzt, für 
danach bis zum 18.07.2005 vereinbarte Verbindlichkeiten nur, 
wenn deren Laufzeit nicht über den 31.12.2015 hinausgeht.  
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Organe der Gesellschaft 

Verbandsversammlung 

Erhard Reinl,  Gemeinde Buseck Vorsitzender 

Anette Henkel Landkreis Gießen  ab 12.12.2011 
Gerhard Merz Stadt Gießen ab 02.11.2011 
Annette Bergen-Krause Stadt Allendorf/Lda. ab 02.11.2011 
Karl-Rudolf Schön Gemeinde Fernwald  
Burkhard Steinz Gemeinde Heuchelheim 
Martin Hanika Gemeinde Langgöns 
Bernd Klein Stadt Lich ab 02.11.2011 
Dr. Bernd Wieczorek Stadt Lollar 
Horst Biadala Stadt Pohlheim ab 02.11.2011 
Dieter Schepp Gemeinde Reiskirchen ab 02.11.2011 
Peter Gefeller  Stadt Staufenberg ab 02.11.2011 
Dr. Ulrich Lenz,  Stadt Linden   
 
Heinz-Peter Haumann Landkreis Gießen bis 01.11.2011 
Klaus Peter Möller,  Stadt Gießen bis 01.11.2011 
Horst Hormann,  Stadt Allendorf/Lda. bis 01.11.2011 
Barbara Kröger,  Stadt Lich bis 01.11.2011 
Karl Reinhard Philipp Stadt Pohlheim  bis 01.11.2011 
Ingo Galesky,  Gemeinde Reiskirchen  bis 01.11.2011 
Wilfried Petring,  Stadt Staufenberg  bis 01.11.2011  

Die Verbandsversammlung besteht aus je einem Vertreter der Verbandsmitglieder (Träger-
kommunen).  
 
 

Verbandsvorstand 

Dietlind Grabe-Bolz, Oberbürgermeisterin Vorsitzende ab 01.04.2011 
Anita Schneider, Landrätin stellv. Vorsitzende ab 01.04.2011 
Der Verbandsvorsitzende und dessen Stellvertreter sind im wechselnden Turnus der/die Ober-
bürgermeister/-in der Stadt Gießen und der/die Landrat/-in des Landkreises Gießen für eine 
Amtsdauer von jeweils zwei Jahren.  

Egon Fritz ab 02.11.2011 
Hans-Ottmar Müller 
Gabriele Ohm-Goltze ab 02.11.2011 
Stefan Bechthold ab 02.11.2011 
Dr. Christoph Weinrich ab 02.11.2011 
Matthias Klose, Bürgermeister a.d. Gemeinde Fernwald bis 01.11.2011  
Dr. Volker Kölb, Stadtkämmerer a.D. Stadt Gießen bis 01.11.2011 
Horst Münch, Bürgermeister Stadt Staufenberg bis 01.11.2011 
Jacob Ernst Kandel, Stadtrat Stadt Pohlheim bis 01.11.2011  
 

 

 

Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten 
Es bestanden im Jahr 2011 - wie in den Vorjahren 2009 und 2010 - keine Auswirkungen auf 
den Haushalt des Landkreises Gießen. 

Sicherheiten aus Bürgschaften, Gewährverträgen oder ähnlichen Verpflichtungen wurden durch 
den Landkreis Gießen zugunsten des Zweckverbandes nicht bestellt. 
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3.2.6.  Sparkasse Gießen  
 

Sparkasse Gießen 
Johannesstr. 3, 35390 Gießen 
Telefon 0641/704-217, Telefax 0641/704-218 
E-Mail: info@sparkasse-giessen.de 
Internet: www.sparkasse-giessen.de 
 
 
Unternehmenszweck und öffentlicher Zweck 

Die Sparkasse hat die Aufgabe als dem gemeinen Nutzen dienendes Wirtschaftsunternehmen 
in ihrem Geschäftsgebiet geld- und kreditwirtschaftliche Leistungen zu erbringen, insbesondere 
Gelegenheit zur sicheren Anlage von Geldern zu geben. Die Sparkasse hat das Sparen und die 
übrigen Formen der Vermögensbildung zu fördern und dient der Befriedigung des örtlichen 
Kreditbedarfs unter besonderer Berücksichtigung der Arbeitnehmer, des Mittelstandes, der ge-
werblichen Wirtschaft und der öffentlichen Hand nach Maßgabe der Satzung. Die Sparkasse 
arbeitet mit den Verbundunternehmen der S-Finanzgruppe Hessen-Thüringen zusammen. Die 
Geschäfte werden nach wirtschaftlichen Grundsätzen geführt; die Erzielung von Gewinn ist 
nicht Hauptzweck des Geschäftsbetriebes. 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Unternehmenszweck.  

 
 

Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse 

Gesellschaftsform Anstalt des öffentlichen Rechts 

Gründung 1834 

Satzung geändert am 23.11.2010  

Eigenkapital Per 31.12.2011: 118.440.512,54 € 

Träger Sparkassenzweckverband Gießen 

Beteiligungen mit 
einem Anteil über 
20% 

S-International Mittelhessen GmbH & Co KG (44 %) 
S-Versicherungsservice Mittelhessen GmbH (50 %) 
 

 

 

 

Organe der Gesellschaft 

Verwaltungsrat 

Dietlind Grabe-Bolz, Oberbürgermeisterin Vorsitzende ab 01.04.2011  
Anita Schneider, Landrätin stellv. Vorsitzende ab 01.04.2011 
 

Der Zweckverbandsvorsitzende ist gleichzeitig der Vorsitzende des Verwaltungsrates. Gemäß 
dem wechselnden Turnus im Verbandsvorstand wechselt somit auch der Vorsitz im Verwal-
tungsrat alle zwei Jahre.  
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Dieter Geißler, Lehrer i.R.        ab 02.11.2011 
Björn Hendrischke, Ass. jur.        ab 02.11.2011 
Bernd Klein, Bürgermeister        ab 02.11.2011 
Klaus-Dieter Körner, Geschäftsführer IG Bau      
Matthias Körner, Referent DGB Hessen-Thüringen     ab 02.11.2011  
Dr. Ulrich Lenz, Bürgermeister 
Dr. Wolfgang Maaß, Verleger 
Gerhard Merz, Lehrer, MdL        ab 02.11.2011 
Gerhard Braune, Abteilungsleiter Betriebswirtschaft Sparkasse Gießen 
Elvira Jaworski, Kundenberaterin Sparkasse Gießen   
Iris Lauber, Sachbearbeiterin Innenrevision Sparkasse Gießen   
Karin Sauer-Kipper, Personalratsvorsitzende Sparkasse Gießen   
Harald Scheld, Sachbearbeiter Recht Sparkasse Gießen   
Volker Bouffier, Staatsminister, Land Hessen  bis 01.11.2011 
Helmut Fricke, Bürgermeister a.D. der Gemeinde Heuchelheim bis 01.11.2011 
Barbara Kröger, Hausfrau, 1. Stadträtin Stadt Lich  bis 01.11.2011 
Thomas Kupka, Leiter Personal und Recht NeusehLand  
              Hartmann GmbH & Co KG  bis 01.11.2011  
Klaus Peter Möller, BezLtr der Treuhandgesellschaft Hessen mbH  bis 01.11.2011 
 
Nachrichtlich 
Manfred Baier, Sachbearbeiter Technischer Vertrieb Sparkasse Gießen ab 15.02.2012 
Harald Scheld, Sachbearbeiter Recht Sparkasse Gießen bis 14.02.2012 
   
 
 
Die Gesamtbezüge der Verwaltungsratsmitglieder betrugen im Geschäftsjahr 2011 78 T€ 
(2010 87 T€, 2009 T€ 91, 2008: T€ 79) 
 
 
 
Vorstand 

Wolfgang Bergenthum  Vorsitzender 
Peter Wolf 
Wolfgang Keil           
 
Die Gesamtbezüge des Vorstandes beliefen sich im Geschäftsjahr 2011 auf 758 T€ (2010: 722 
T€, 2009: 745 T€, 2008: 727 T€). 
Für frühere Vorstandsmitglieder und ihre Hinterbliebenen ergaben sich im Geschäftsjahr 2011  
240 T€ (2010 305 T€, 2009 237 T€, 2008: 281 T€). 
 

 

 

Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten 
Es bestanden im Jahr 2011 - wie in den Vorjahren 2009 und 2010 - keine Auswirkungen auf 
den Haushalt des Landkreises Gießen. 

Sicherheiten aus Bürgschaften, Gewährverträgen oder ähnlichen Verpflichtungen wurden durch 
den Landkreis Gießen zugunsten der Sparkasse Gießen nicht bestellt. 
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Daten zur Rechnungsprüfung 

 2011 2010 2009 

Jahresabschlussprüfer 
 

Prüfungsstelle des Sparkassen- und 
Giroverbandes Hessen-Thüringen 

 

 

Geschäftsentwicklung 

Bilanz des Unternehmens 2011 2010 2009
AKTIVA T€ T€ T€
A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände, Sachanlagen 30.914 33.936 34.067
II. Finanzanlagen 22.530 24.251 24.748

B. Umlaufvermögen 1.851.021 1.877.169 1.870.462

C. 130 227 489

Bilanzsumme 1.904.595 1.935.583 1.929.766

PASSIVA
A. Eigenkapital

I. Sicherheitsrücklage 114.798 111.128 107.571
II. Bilanzgewinn 3.642 3.670 3.105

B. Rückstellungen 19.355 22.147 17.814

C. Fonds für allgemeine Bankrisiken 11.985 2.000 0

D. Verbindlichkeiten 1.754.113 1.796.026 1.800.577

E. Rechnungsabgrenzungsposten 702 612 699

Bilanzsumme 1.904.595 1.935.583 1.929.766

1. Eventualverbindlichkeiten

19.035 15.051 14.080
2. Andere Verpflichtungen

Unwiderrufliche Kreditzusagen 67.163 62.551 44.641

Rechnungsabgrenzungsposten

Verbindlichkeiten aus Bürgschaften und 
Gewährleistungsverträgen
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2011 2010 2009
T€ T€ T€

Zinserträge 76.641 79.757 86.610

4.858 4.257 5.577
Provisionserträge 15.038 15.241 13.944

88 -291 27

1.119
4.654 4.006 4.026

Gesamtleistung 102.398 102.970 110.184
-31.896 -33.133 -42.176

-1.230 -1.389 -1.375

-26.741 -26.760 -28.547
-10.957 -11.267 -11.787

-2.294 -2.298 -2.400

0 -12.787 -13.641

-4.033 -376 -695

-9.975 -2.000 0
-4.097 -3.015 -2.173
11.175 9.945 7.390

0 -374 0
-7.368 -5.775 -4.155

Sonstige Steuern -165 -126 -130
Jahresergebnis 3.642 3.670 3.105

Sonstige betriebliche Erträge

Gewinn- und Verlustrechnung

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag

Sonstige betriebliche Aufwendungen

Laufende Erträge aus Aktien und anderen nicht 
festverzinslichen Wertpapieren sowie Beteiligungen

Provisionsaufwendungen
Nettoaufwand aus Finanzgeschäften

Abschreibungen und Wertberichtigungen auf 
Forderungen und bestimmte Wertpapiere sowie 
Zuführung zu Rückstellungen

Zinsaufwendungen

Verwaltungsaufwendungen: Personalaufwand

Entnahmen aus dem Fonds für allgemeine Bankrisiken

Außerordentliche Aufwendungen
Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit

Abschreibungen auf immaterielle Anlagewerte und 
Sachanlagen

Erträge aus Zuschreibungen  zu Forderungen und 
bestimten Wertpapieren sowie Zuführung zu 
Rückstellungen  im Kreditgeschäft

Nettoertrag aus Finanzgeschäften

Verwaltungsafuwendungen: andere

Abschreibungen und Wertberichtigungen auf 
Beteiligungen, Anteile an verbundenen Unternehmen 
und wie Anlagevemögen behandelte Wertpapiere

 

 

 

Eigenkapitalquote 6,22% 5,93% 5,74%
Anlageintensität 2,78% 2,98% 3,02%
Anlagedeckungsgrad 2 393,86% 428,32% 343,18%
Investitionen 1.017 T€ 4.014 T€ 2.349 T€
Anlagevermögen Abgang -4.094 T€ -6.674 T€ -5.959 T€
Eigenkapitalrentabilität 3,07% 3,20% 2,81%
Gesamtkapitalrendite 1,87% 1,90% 2,35%

Anzahl der Vollzeitkräfte im Jahresdurchschnitt 327 329 328
Anzahl der Teilzeit- und Ultimokräfte im Jahresdurchschnitt 184 184 183
Anzahl der Auszubildenden im Jahresdurchschnitt 55 61 62

Sonstige Kennzahlen 200920102011

Kennzahlen zum Jahresabschluss 200920102011
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Lagebericht 2011 (Zusammenfassung / Auszüge) 

Der Lagebericht ist im Anhang enthalten. 
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3.2.7. ekom21 - Kommunales Gebietsrechenzentrum Hessen, Körper-
schaft des öffentlichen Rechts  
 

ekom21 - KGRZ Hessen 
Carlo-Mierendorff-Straße 11, 35398 Gießen 
Telefon 0641/9830-0, Telefax 0641/9830-2020, 
E-Mail: ekom21@ekom21.de 
Internet: www.ekom21.de 

 

 

Verbandszweck und öffentlicher Zweck 
Die Körperschaft ekom21- KGRZ Hessen hat die Aufgabe Datenverarbeitungsverfahren, Da-
tenverarbeitungsleistungen und Datenübertragungsnetze sowie IT-Dienstleistungen aller Art zur 
Erledigung oder Vereinfachung von Verwaltungsaufgaben mit technikunterstützter Informati-
onsverarbeitung zur Verfügung zu stellen und zu unterhalten, insbesondere entsprechend dem 
Bedarf der Mitglieder, die betriebliche Abwicklung der landeseinheitlichen und rechenzentrums-
spezifischen Verfahren sicherzustellen, bei der Inbetriebnahme und der laufenden Anwendung 
von Verfahren und Programmen zu beraten und zu unterstützen, Programme und Verfahren zu 
entwickeln und zu pflegen, speziell landeseinheitliche und rechenzentrumsspezifische, soweit 
sie nicht von Dritten übernommen werden. Ferner gilt es, die Mitglieder bei Bedarf auf dem Ge-
biet der Informations- und Kommunikationstechnik zu beraten und zu unterstützen sowie Schu-
lungsmaßnahmen durchzuführen. 
 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Verbandszweck. Durch den ganzheitlichen Einsatz 
von Informationstechnologien für öffentliche Verwaltungen, insbesondere Kommunal-
verwaltungen und kommunale Unternehmen sowie artverwandter Einrichtungen erfüllt die 
ekom21 einen öffentlichen Zweck. Die ekom21 versteht sich als Full-Service-Anbieter, deren 
Ziel es ist, die gesamte Palette der kommunalen Aufgaben mit entsprechender Software zu un-
terstützen. 
 
 
Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse 

Rechtsform Körperschaft des öffentlichen Rechts 

Gründung 
 

Mit Wirkung vom 01.01.1996 Zusammenschluss der Kommunalen 
Gebietsrechenzentren Gießen, Frankfurt/Main und Starkenburg zum 
KIV in Hessen. Mit Wirkung zum 01.01.2008 Zusammenschluss des  
Kommunalen Gebietsrechenzentrum Kommunale Informationsver-
arbeitung in Hessen (KIV in Hessen) und des Kommunalen Gebiets-
rechenzentrum Kassel (KGRZ Kassel) zu einer Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts (ekom21 – KGRZ Hessen) 

Satzung Fassung vom 01.01.2008, zuletzt geändert von der Verbandsver-
sammlung am 08.12.2011 

Kapital Stammkapital 11.600.000 € (ab 01.01.2008) 

Mitglieder 380 Städte und Gemeinden, 19 Landkreise, das Land Hessen und 
101 sonstige Mitglieder 

Beteiligungen 
 

KIV Kommunale Informationsverarbeitung Thüringen GmbH (48,8%), 
ekom21 GmbH  (100%) 
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Organe  

Verbandsversammlung 

Harald Plünnecke, Bürgermeister Vöhl  Vorsitzender ab 21.06.2011 
Uwe Becker, Stadtkämmerer Frankfurt/Main  Vorsitzender bis 20.06.2011 
Günter Quirin, Stadtverordneter Frankfur stellv. Vorsitzender ab 21.06.2011 
Hermann Steubing, Bürgermeister Mittenaar stellv. Vorsitzender ab 21.06.2011 
Harald Plünnecke, Bürgermeister Vöhl stellv. Vorsitzender bis 20.06.2011 
Hermann Steubing, Bürgermeister Mittenaar      stellv. Vorsitzender bis 20.06.2011 
 
Jedes Verbandsmitglied stellt einen Vertreter für die Verbandsversammlung.  
 
 
Vertreter des Landkreises Gießen:  
Oliver Meermann ab 21.06.2011 
Hilde Feldbusch bis 20.06.2011 
 

 

Verbandsvorstand  

Gerhard Schultheiß, Bürgermeister, Nidderau Vorsitzender 
Günter Jung, Bürgermeister Wabern stellv. Vorsitzender 
 
Dr. Jürgen Barthel, Stadtkämmerer Kassel 
Horst Burghardt, Bürgermeister Stadt Friedrichsdorf  ab 21.06.2012 
Horst Groß, Bürgermeister Bebra 
Ulrich Künz, Bürgermeister Kirtorf     
Hartmut Linnekugel, Bürgermeister Volksmarsen 
Dr. Walter Lübcke, Regierungspräsident Kassel 
Manfred Michel, Landrat Landkreis Limburg-Weilburg    
Stefan Reuß, Landrat Werra-Meißner-Kreis 
Oswin Veith, Erster Kreisbeigeordneter Wetteraukreis     
Martin Wagner, Bürgermeister Homberg/Efze 
Reinhard Ahlheim, ekom21 – KGRZ Hessen    
Wilfried Rost, ekom21 – KGRZ Hessen    
Burkhard Schnorr, ekom21 – KGRZ Hessen 
 
Winfried Becker, Erster Kreisbeigeordneter Schwalm-Eder-Kreis bis 20.06.2011 
Matthias Drexelius, Erster Beigeordneter Planungsraum  
           Ballungsraum Frankfurt  bis 20.06.2011 
Markus Frank, Stadtrat Frankfurt  bis 20.06.2011 
Heinz-Peter Haumann, Oberbürgermeister a.D. Gießen  bis 20.06.2011  
Uwe Kraft, Kreisbeigeordneter Hochtaunuskreis  bis 20.06.2011 
Karl-Wilhelm Lange, Bürgermeister Fritzlar  bis 20.06.2011 
Jörg Ludwig, Bürgermeister a.D. Solms  bis 20.06.2011 
Andreas Nickel, Bürgermeister Großalmerode  bis 20.06.2011 
Jutta Nothacker, Erste Kreisbeigeordnete Rheingau-Taunus-Kreis  bis 20.06.2011 
Michael Reuter, Bürgermeister Lohfelden  bis 20.06.2011 
Reinhold Ruhr, Bürgermeister a.D. Michelstadt  bis 20.06.2011 
Karl-Heinz Schäfer, Bürgermeister Pohlheim  bis 20.06.2011 
Uwe Schmidt, Landrat Landkreis Kassel  bis 20.06.2011 
Werner Schuchmann, Bürgermeister Ober-Ramstadt  bis 20.06.2011 
Axel Weiss-Thiel, Stadtrat Hanau   bis 20.06.2011 
Dieter Wenzel, Stadtrat Darmstadt   bis 20.06.2011 
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Thomas Will, Landrat Landkreis Groß-Gerau  bis 20.06.2011 
Werner Fritzsch, ekom21 - KGRZ Hessen  bis 20.06.2011 
Klaus Funke, ekom21 – KGRZ Hessen  bis 20.06.2011 
Thomas Schlapp, ekom21 - KGRZ Hessen  bis 20.06.2011 
 
 
Die Aufwandsentschädigungen für Verbandsversammlung, Verbandsvorstand und Finanzaus-
schuss betrugen in 2011 76,8 T€ (2010: 84,8 T€, 2009 72,5 €, 2008 95T€).  
 

 
 
Geschäftsführung  

Bertram Huke                        
Ulrich Künkel 
 
Auf die Angabe der Bezüge der Geschäftsführung wird gemäß § 286 Abs. 4 HGB verzichtet. 
 
Die früheren Direktoren bzw. Geschäftsführer der KGRZ Frankfurt am Main, Gießen, Starken-
burg und Kassel erhielten in 2011 Versorgungsbezüge von 287 T€ (2010: 286 T€, 2009: 282 
T€). 
 
 

Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten  
Der Finanzbedarf der KGRZ KIV Hessen wurde (wie auch bei der jetzigen ekom21-KGRZ Hes-
sen) über Entgelte finanziert. Zur Deckung eines darüber hinausgehenden Finanzbedarfs erhob 
die Körperschaft jährlich auf der Basis des durchschnittlichen Umsatzes der letzten drei Jahre 
eine Umlage von ihren Mitgliedern. 
Im Jahr 2000 entschied die Verbandsversammlung der KGRZ KIV Hessen, ihre Mitglieder zu 
einer Umlage heranzuziehen, die dazu diente, die Beamtenpensionen sicherzustellen. Es wur-
de eine versicherungstechnische Versorgungslösung gefunden. Die dafür notwendigen Beträge 
sind als Einmalzahlung oder verteilt über 10 Jahre (2000 bis 2009) zu leisten. Die Höhe der 
Umlage wurde auf der Basis der Umsätze 1997-1999 ermittelt. Der Landkreis Gießen wurde 
jährlich zu der Umlage herangezogen. 

 2011 2010 2009 

Ausgaben    

Umlage  0 € 0  € 51.958  € 

 
Sicherheiten aus Bürgschaften, Gewährverträgen oder ähnlichen Verpflichtungen wurden durch 
den Landkreis Gießen zugunsten der ekom21 KGRZ Hessen nicht bestellt. 
 

 

Daten zur Rechnungsprüfung  

 2011 2010 2009 

Jahresabschlussprüfer 
sb+p  

Strecker, Berger + Partner, 
Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft, Kassel 

Prüfung nach § 53 HGrG Ja Ja Ja 
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Geschäftsentwicklung 

Bilanz des Unternehmens 2011 2010 2009

AKTIVA T€ T€ T€
A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände, Sachanlagen 13.992 14.512 16.449
II. Finanzanlagen 4.067 4.099 7.117

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte 354 666 674
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 9.074 10.827 9.950
III. 49.234 46.627 48.906

C. 1.691 1.857 1.530

Bilanzsumme 78.412 78.588 84.626

PASSIVA
A. Eigenkapital

I. Stammkapital 11.600 11.600 11.600
II. Rücklagen 24.790 24.790 24.790
III. Gewinnvortrag -182 1.841 498
IV. Jahresüberschuss -723 -2.023 1.343

C. Rückstellungen 28.885 29.858 32.250

D. Verbindlichkeiten 13.581 12.206 13.902

E. 461 316 243

Bilanzsumme 78.412 78.588 84.626

2011 2010 2009
T€ T€ T€

Umsatzerlöse 70.912 66.335 69.742
Bestandsveränderungen 0 0 0
Sonstige betriebliche Erträge 3.984 6.347 5.911
Gesamtleistung 74.896 72.682 75.653
Materialaufwand -35.041 -34.024 -35.029
Personalaufwand -28.420 -26.987 -28.883
Abschreibungen -3.674 -3.649 -2.994
Sonstige betriebliche Aufwendungen -7.802 -9.845 -8.438
Betriebsergebnis -41 -1.823 309

Erträge aus Beteiligungen, 26 47 22
2 3 123

Sonstige Zinserträge 1.150 1.810 1.283
-1.433 -1.551 -1.043

0 0 0
-296 -1.514 694
-343 -384

-2 -3 -1
Sonstige Steuern -82 -122 650
Jahresergebnis -723 -2.023 1.343

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag

Kassenbestände, Guthaben bei Kreditinstituten

Rechnungsabgrenzungsposten

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit
Aufwendungen aus Verlustübernahme 
Zinsen und ähnliche Aufwendungen 

Erträge aus anderen Finanzanlagen

Außerordentliche Aufwendungen

Rechnungsabgrenzungsposten

Gewinn- und Verlustrechnung
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Eigenkapitalquote 45,25% 46,07% 45,18%
Anlageintensität 23,03% 23,68% 27,85%
Liquidität 2. Grades 246,20% 253,38% 224,88%
Anlagedeckungsgrad 2 287,56% 282,98% 233,13%
Investitionen Zugang 3.187 T€ 4.955 T€ 3.267 T€
Anlagevermögen Abgang -5.519 T€ -16.214 T€ -9.274
Cashflow 3.378 T€ 1.841 T€ 5.793 T€
Eigenkapitalrentabilität -2,04% -5,59% 3,51%
Gesamtkapitalrentabilität 0,91% -0,60% 2,82%
Umsatzrentabilität 1,00% -0,71% 3,42%
Materialintensität 46,79% 46,81% 46,30%
Personalintensität 37,95% 37,13% 38,18%

Vollzeitstellen im Jahresdsurchschnitt 416,4 409,3 410,7
davon Auszubildende 11,8 15,0 16,7

Sonstige Kennzahlen

2009Kennzahlen zum Jahresabschluss

2009

20102011

2011 2010
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Lagebericht 2011  

Der Lagebericht ist im Anhang enthalten. 
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3.3.  Natur, Tourismus und Kultur 
 

3.3.1. Stadttheater Gießen GmbH 
 
Stadttheater Gießen GmbH 
Berliner Platz 1, 35390 Gießen 
Telefon 0641/7957-0, Telefax 0641/7957-26, 
E-Mail: intendanz@stadttheater-giessen.de 
Internet: www.stadttheater-giessen.de 

 
 
 
Unternehmenszweck und öffentlicher Zweck 
Der Zweck des Unternehmens besteht in der Führung eines Mehrspartentheaters mit den Be-
reichen Schauspiel, Musiktheater und Tanz sowie der Durchführung von Auswärtsgastspielen. 
Darüber hinaus bietet das Stadttheater Sinfonie-, Chor- und Kammerkonzerte sowie Kinder- 
und Jugendtheater im Rahmen des verfügbaren Personals und der vorhandenen Mittel an. 
Die Stadttheater Gießen GmbH ist im Rahmen des Studiengangs „Drama, Theater, Medien“ der 
Justus-Liebig-Universität Gießen an der theaterpraktischen Ausbildung von Studenten beteiligt. 
Die Gesellschaft ist auf Grund ihres Unternehmenszwecks nicht in den Bereichen Forschung 
und Entwicklung tätig. Die Gesellschaft dient ausschließlich gemeinnützigen Zwecken, nämlich 
der Volksbildung und der Vermittlung wertvollen Kulturgutes an die Bevölkerung. 
 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Unternehmenszweck.  
 
 
 
Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse 

Rechtsform GmbH 

Gründung 31.03.1954 

Satzung Fassung vom 13.08.1993 
 

Handelsregister Amtsgericht Gießen,  HR B 95 

Kapital Stammeinlage 25.564,59 € 

Gesellschafter Stadt Gießen (80 % = 20.451,68 €), Landkreis Gießen  
(20 % =  5.112,92 €),  

Steuerliche            
Verhältnisse 

Die GmbH dient ausschließlich gemeinnützigen Zwecken und ist 
deshalb von Ertragssteuern befreit. 

Beteiligungen Keine 
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Organe der Gesellschaft 

Gesellschafterversammlung  

Dietlind Grabe-Bolz  ab 01.09.2011 
Anita Schneider, Landrätin    ab 20.05.2011 
Andrea Kaup, Kreisbeigeordnete    bis 20.05.2011 
 
 
 

Aufsichtsrat 

Dietlind Grabe-Bolz Vorsitzende ab 01.09.2011  
Harald Scherer, Kulturdezernent Vorsitzender bis 31.08.2011 
Anita Schneider, Landrätin stellv. Vorsitzende   ab 20.05.2011 
Andrea Kaup, Kreisbeigeordnete stellv. Vorsitzende   bis 20.05.2011 
Achim Baumbach, Amtsrat    ab 01.04.2011 
Hans-Jürgen Stahl, Ministerialrat    bis 31.03.2011 
Albert Zetzsche, Ministerialrat  
Prof. Dr. Heinrich Brinkmann, Stadtrat   
Dieter Gail, Stadtverordnetenvorsteher 
Dr. Ulrike Krautheim, Stadtverordnete    
Gerhard Merz, Stadtverordneter   seit 19.09.2011 
Gerhard Greilich, Stadtverordneter   seit 19.09.2011 
Heiner Geißler, Stadtverordneter   seit 19.09.2011 
Dr. Volker Kölb, Stadtkämmerer a.D.   bis 19.09.2011 
Thiemo Roth, Stadtverordneter   bis 19.09.2011 
Michael Janitzki, Stadtverordneter   bis 19.09.2011 
Prof. Dr. Joybrato Mukherjee,     
Präsident der Justus-Liebig-Universität    
Burkhard Schirmer, Verein der Freunde  
des Stadttheaters Gießen e.V. 
Stefan Becker, Vertreter des Landkreises Gießen  ab 06.06.2011 
Jochen Kilp, Vertreter des Landkreises Gießen  bis 06.06.2011 
 
Ein Entgelt wird für die Tätigkeit des Aufsichtsrates nicht gewährt. 
 

 

 

Geschäftsführung 

Cathérine Miville, Intendantin und Geschäftsführerin 
 

Auf die Angabe der Bezüge der Geschäftsführung wird gemäß § 286 Abs. 4 HGB verzichtet. 
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Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten 
In § 3 des Theatervertrages zwischen dem Land Hessen, der Stadt Gießen und dem Landkreis 
Gießen über den Betrieb des Stadttheaters verpflichten sich die Vertragspartner, die ab dem 
Haushaltsjahr 1990 nicht durch Einnahmen gedeckten Betriebskosten gemeinsam zu tragen. 
Die vertraglichen Vereinbarungen führen zu Finanzierungsanteilen von 52 % des Landes, 40 % 
der Stadt und 8 % des Landkreises. Die  Finanzierungsanteile der Stadt und des Kreises wer-
den von diesen im Verhältnis der Geschäftsanteile (4/5 und 1/5) getragen. Dies bedeutet, dass 
auf den Landkreis 9,6% (=1/5 von 48%) und auf die Stadt 38,4 % (4/5 von 48 %) entfallen.  

 

 2011 2010 2009 

Ausgaben    

Zuschuss 1.231.060,00 € 1.207.960,00 € 1.207.960,00 € 

 

Ansonsten bestanden in den Jahren 2011 - wie in den Jahren 2009 und 2010 - keine Auswir-
kungen auf den Haushalt des Landkreises Gießen, die aus dem Beteiligungsverhältnis resultie-
ren.  

Sicherheiten aus Bürgschaften, Gewährverträgen oder ähnlichen Verpflichtungen wurden durch 
den Landkreis Gießen gegenüber der Stadttheater Gießen GmbH nicht bestellt. 

 

 

 

 
Daten zur Rechnungsprüfung 

 2011 2010 2009 

Jahresabschlussprüfer 
GBZ Revisions und Treuhand AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 

Marburg 
Wirtschaftsprüferin: Katja Möller 

Prüfung nach § 53 HGrG Ja Ja Ja 
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Geschäftsentwicklung 

Bilanz des Unternehmens 2011 2010 2009

AKTIVA T€ T€ T€

A. Umlaufvermögen

I. Vorräte 230 165 211
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 1.330 2.006 2.476
III. Kassenbestände, 908 360 528

B. Rechnungsabgrenzungs 41 28 21
C. 0 0 55

Bilanzsumme 2.509 2.559 3.291

PASSIVA
A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 26 26 26
II. Gewinnrücklage 0 0 0
III. Bilanzgewinn / Bilanzverlust 10 -26 -81
IV. Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag 0 0 55

B. Rückstellungen 1.385 1.293 1.795

C. Verbindlichkeiten 785 956 1.205

D. Rechnungsabgrenzungsposten 303 309 290

Bilanzsumme 2.509 2.559 3.291

Nicht durch Eigenkapitalt gedeckter Fehlbetrag

 
 

2011 2010 2009
T€ T€ T€

Umsatzerlöse 1.311 1.243 1.215
Bestandsveränderungen 0 0 0
Sonstige betriebliche Erträge 12.827 12.654 12.302
Gesamtleistung 14.138 13.897 13.517
Materialaufwand -955 -969 -1.016
Personalaufwand -11.619 -11.324 -10.826
Abschreibungen 0 0 0
Sonstige betriebliche Aufwendungen -1.532 -1.556 -1.576
Betriebsergebnis 32 48 98
Erträge aus Beteiligungen 0 0 0
Sonstige Zinserträge 16 13 29
Zinsaufwendungen -12 -10 -6

36 51 121
0 0 0

Sonstige Steuern 0 0 -1
0 4 0

Jahresergebnis 36 55 120

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag

außerordnentliches Ergebnis

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit

Gewinn- und Verlustrechnung
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Kennzahlen zum Jahresabschluss 2011 2010 2009

Eigenkapitalquote 1,43% 0,00% 0,00%
Investitionen 267 T€ 311 T€ 388 T€
Cashflow  36 T€ 55 T€ 120 T€
Gesamtkapitalrentabilität 1,91% 2,54% 3,83%
Personalintensität 82,18% 81,49% 80,09%

Sonstige Kennzahlen 2011 2010 2009

durchschnittliche Anzahl der Angestellten 155 155 149
durchschnittliche Anzahl der Arbeiter 53 53 53
Anzahl der Vorstellungen Großes Haus 214 219 213
Anzahl der Vorstellungen Studiobühne TiL 188 181 188

 
Graphische Darstellung 
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Lagebericht 2011 

Der Lagebericht ist im Anhang enthalten. 
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3.3.2. Region Vogelsberg Touristik GmbH 
 
Region Vogelsberg Touristik GmbH 
Vogelsbergstraße 137a, 63679 Schotten 
Telefon 06044/964848, Telefax 06044/964849, 
E-Mail: info@vogelsberg-touristik.de 
Internet: www.vogelsberg-touristik.de 
 
 

           
 

Unternehmenszweck und öffentlicher Zweck 
Gegenstand der Gesellschaft ist der Aufbau eines Servicecenters für Touristen, die Vermark-
tung, Präsentation und Positionierung der Region und ihrer Angebote, die Einrichtung einer 
Koordinations-, Informations- und Beratungsstelle für Gastronomie und touristische Anbieter, 
die Förderung der regionalen Kooperation, die Moderation regionaler Interessengruppen, die 
Entwicklung und Verbesserung von Tourismusprodukten und die Angebotskoordination, die 
Entwicklung einer Dachmarke Vogelsberg, das Anbieten spezifischer Dienstleistungen. 
 

Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Unternehmenszweck. Die Gesellschaft fördert die 
touristische Vermarktung der Region. Ziel ist vor allem, den betriebswirtschaftlichen Erfolg für 
die direkt am Tourismus beteiligten Unternehmen zu verbessern.  
 
Ab dem 01.01.2009 wird der Landkreis Gießen Gesellschafter an der Region Vogelsberg Tou-
ristik GmbH. Ziel der Mitgliedschaft für den Landkreis Gießen ist die Unterstützung durch eine 
professionelle Vermarktungsorganisation, um die Wertschöpfung durch den Tourismus im Ost-
teil des Landkreises Gießen weiter zu erhöhen.  
 
 
Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse  

Rechtsform GmbH 

Gründung 19.12.2001 

Satzung letzte Änderung am 19.11.2008 (Beschluss) bzw. am 24.03.2009 
(Eintragung ins Handelsregister) 
 

Handelsregister Amtsgericht Friedberg, HRB 5746 

Kapital Stammkapital 144.250 € 

Gesellschafter 
Gesellschafter 
 
Vogelsbergkreis 
Wetteraukreis 
Landkreis Gießen 
Gemeinde Antrifftal 
Gemeinde Birstein 
Gemeinde Feldatal 

Anteil 
% 

23,6 
14,7 
6,9 
0,2 
0,3 
0,3 

Anteil 
€ 

34.000 
21.250 
10.000 

250 
500 
500 
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Gesellschafter 
(Fortsetzung) 

 

Gesellschafter 
 
 

Gemeinde Freiensteinau 
Gemeinde Gemünden (Felda) 
Gemeinde Grebenhain 
Stadt Herbststein 
Stadt Homberg/Ohm 
Stadt Kirdorf 
Kreisstadt Lauterbach 
Gemeinde Lautertal 
Stadt Romrod 
Stadt Ulrichstein 
Stadt Schlitz 
Stadt Schotten 
Gemeinde Schwalmtal 
Gemeinde Wartenberg 
Stadt Laubach 
Stadt Gedern 
Gemeinde Hirzenhain 
Gemeinde Echzell 
IHK Gießen-Friedberg 
HoGa Hotel- und Gaststätten- 
Verband Vogelsberg e.V. 
Pro Vogelsberg Touristik e.V. 
Verkehrsgesellschaft Oberhessen 
mbH (VGO) 
Main Kinzig Kreis  
Stadt Alsfeld 
Gemeinde Glauburg 
Stadt Nidda 
Gemeinde Ranstadt 
Bauernhof und Landurlaub in Hes-
sen e.V. 
Stadt Hungen 
Stadt Grünberg 
Stadt Ortenberg 
Stadt Büdingen 
Stadt Grebenau  
 

Anteil 
% 

 

0,7 
0,2 
3,8 
2,8 
1,4 
0,2 
2,8 
0,2 
0,2 
2,3 
1,0 
2,1 
0,2 
0,2 
3,1 
1,9 
0,2 
0,2 
1,7 

 
1,7 
1,0 

 
2,1 
3,5 
3,5 
0,2 
8,8 
0,2 

 
1,0 
0,7 
3,1 
0,7 
2,3 
0,2 

 

Anteil 
€ 

 

1.000 
250 

5.500 
4.000 
2.000 

250 
4.000 

250 
250 

3.250 
1.500 
3.000 

250 
250 

4.500 
2.750 

250 
250 

2.500 
 

2.500 
1.500 

 
3.000 
5.000 
5.000 

250 
1.2750 

250 
 

1.500 
1.000 
4.500 
1.000 
3.250 

250 
 

Steuerliche                
Verhältnisse 

Die Region Vogelsberg Touristik GmbH ist als Kapitalgesellschaft 
unbeschränkt körperschafts-, umsatz- und gewerbesteuerpflichtig. 
Die Gesellschaft wird beim Finanzamt Fulda unter der Steuer-
nummer 018 242 01638 geführt. 
Bisher fand keine steuerliche Außenprüfung statt. 

Beteiligungen Keine 
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Organe der Gesellschaft 

Gesellschafterversammlung 

Rudolf Marx, Landrat Vogelsbergkreis          Vorsitzender 
Joachim Arnold, Landrat Wetteraukreis   stellv. Vorsitzender 

Vorsitz in der Gesellschafterversammlung führt der/die Vertreter/in des Gesellschafters Vo-
gelsbergkreis. Stellvertretende/r Vorsitzende/r ist der/die Vertreter/in des Wetteraukreises  
(§ 7, 1 Gesellschaftsvertrag). 
 
 

Aufsichtsrat 

Rudolf Marx, Landrat Vogelsbergkreis   Vorsitzender  
Joachim Arnold, Landrat Wetteraukreis    stellv. Vorsitzende  

Anita Schneider, Landrätin Landkreis Gießen     
Manfred Dickert, Bürgermeister Grebenhain, für die Städte / Gemeinden Vogelsbergkreis 
Freddy Kammer, Bürgermeister Hirzenhain, für die Städte / Gemeinden Wetteraukreis 
Peter Klug, Bürgermeister Laubach, für die Städte / Gemeinden Landkreis Gießen   
Dr. Frank Wendzinski, Geschäftsführer IHK Gießen-Friedberg 
Ulrich Roth, 1. Vorsitzender HOGA Vogelsbergkreis e.V.  
Hubert Straub, Vorsitzender Pro Vogelsberg Touristik e.V.  
Armin Klein, Geschäftsführer VGO Verkehrsgesellschaft Oberhessen 

 
 
Geschäftsführerin 

Uta Nebe, Laubach 
Die Angabe der Bezüge der Geschäftsführerin unterbleibt gemäß § 286 Abs. 4 HGB. 
 

 

 

Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten 
Neben der Stammeinlage ist jährlich ein Zuschuss zu entrichten. Der Zuschuss berechnet sich 
wie folgt: 0,15 € pro Einwohner und pro Übernachtung, mindestens 600 €. Bezogen auf die 
Städte Grünberg, Hungen und Laubach und auf Basis der amtlichen Statistik für das Jahr 2007 
beträgt der Zuschuss für den Landkreis Gießen für die Jahre 2009 bis 2011 25.778 € per anno. 
Anpassungen erfolgen im 3-Jahresrhythmus, die nächste mit Wirkung für das Jahr 2012. 

Es bestanden im Jahr 2011 keine weiteren Auswirkungen auf den Haushalt des Landkreises 
Gießen, die aus dem Beteiligungsverhältnis resultieren. Sicherheiten aus Bürgschaften, Ge-
währverträgen oder ähnlichen Verpflichtungen wurden durch den Landkreis Gießen zugunsten 
der Region Vogelsberg Touristik GmbH nicht bestellt. 

 

 2011 2010 2009 

Ausgaben    

Stammeinlage   10.000 € 

Zuschuss 25.778 € 25.778 € 25.778 € 
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Daten zur Rechnungsprüfung 

 2011 2010 2009 

Jahresabschlussprüfer 
RG TREUHAND Revisionsgesellschaft mbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Prüfung nach § 53 HGrG Ja Ja Ja 

 

 

 

Geschäftsentwicklung 

Bilanz des Unternehmens 2011 2010 2009
AKTIVA T€ T€ T€
A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände, Sachanlagen 8 12 8
II. Finanzanlagen 0 0 0

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte 2 8 6
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 11 3 25
III. 188 156 180

C. 5 1 4

Bilanzsumme 214 180 223

PASSIVA
A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 144 144 144
II. Gewinnvortrag 6 34 37
III. Jahresfehlbetrag / Jahresüberschuss 22 -28 -3

B. Sonderposten aus Investitionszuschüssen 0 0 0

C. Rückstellungen 31 18 28

D. Verbindlichkeiten 11 12 17

E. 0 0 0

Bilanzsumme 214 180 223

2011 2010 2009
T€ T€ T€

Umsatzerlöse 207 132 153
Bestandsveränderungen -1 0 1
Sonstige betriebliche Erträge 286 289 267
Gesamtleistung 492 421 421
Materialaufwand -160 -58 -100
Personalaufwand -157 -167 -155
Abschreibungen -4 -3 -4
Sonstige betriebliche Aufwendungen -152 -224 -168
Betriebsergebnis 19 -31 -6
Sonstige Zinserträge 3 3 3
Zinsaufwendungen 0 0 0

22 -28 -3
Jahresergebnis 22 -28 -3
Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit

Kassenbestände, Guthaben bei Kreditinstituten

Rechnungsabgrenzungsposten

Rechnungsabgrenzungsposten

Gewinn- und Verlustrechnung
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Eigenkapitalquote 80,37% 83,33% 79,82%
Anlageintensität 3,74% 6,67% 3,59%
Liquidität 2. Grades 485,71% 551,72% 464,44%
Anlagedeckungsgrad 2 2150,00% 1250,00% 2225,00%
Investitionen 0 T€ 7 T€ 1 T€
Abgänge Anlagevermögen 0 T€  0 T€  0 T€
Cashflow mit Berücksichtigung Gesellschafterleistung 26 T€ -25 T€ 1 T€
Cashlfow ohne Berücksichtigung Gesellschafterleistung -233 T€ -284 T€ -258 T€
Eigenkapitalrentabilität (Bezug auf Eigenkapital II) 13,02% -18,40% -1,46%
Gesamtkapitalrentabilität 10,47% -15,33% -1,17%
Umsatzrentabilität 10,82% -20,91% -1,70%
Materialintensität 32,45% 13,78% 23,81%
Personalintensität 31,85% 39,67% 36,90%

Arbeitnehmer im Jahresdurchschnitt 4 4 4

Sonstige Kennzahlen

Kennzahlen zum Jahresabschluss 2010

2010

2011

2011

2009

2009

 
 
 
Graphische Darstellung 
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Lagebericht 2011 
Der Lagebericht ist im Anhang enthalten.  
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3.3.3. Wasserverband Nidda 
 

Wasserverband Nidda 
Leonhardstraße 7 , 61169 Friedberg / Hessen 
Telefon 06031/83-7100, Telefax 06031/83-7104 
E-Mail: info@wasserverband-nidda.de 
Internet: www.wasserverband-nidda.de  
 
 
Verbandszweck und öffentlicher Zweck 

Ausbau und Unterhaltung der Nidda vom Wehr Eschersheim-Heddernheim (Stadtgebiet Frank-
furt/Main) bis einschließlich Ortslage Rudingshain (Vogelsbergkreis) mit den beiden Niddaquell-
bächen Hundsborn- und Graswiesenbach, des Flutgrabens in Nidda, der Ulfa von der Mündung 
in die Nidda bis zur Hochwasserrückhalteanlage Ulfa und der Wetter von der Mündung in Nid-
datal/Assenheim bis zur Gemarkungsgrenze Laubach (OT Münster) und Lich (OT Ober-
Bessingen), jeweils einschließlich der Uferrandstreifen, soweit sie im Eigentum des Verbandes 
oder einer Gemeinde stehen, und Unterhaltung oder Wiederherstellung des naturnahen Ge-
wässerzustandes; Erstellung, Betrieb und Unterhaltung der Hochwasserrückhalteanlagen und 
Talsperren; Errichtung und Unterhaltung der Bauwerke in und an den genannten Gewässern, 
sofern dies nicht Aufgabe der Triebwerksbesitzer oder sonstiger Verpflichteter ist. 
(Nachrichtlich:ab 01.01.2012 Eichelbach von der Mündung in die Nidda bis zur unteren Bebau-
ungsgrenze Schotten/Breungeshain) 
 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Verbandszweck. Die Tätigkeit des Verbandes dient 
dem Hochwasserschutz und der Gewässerunterhaltung.  
 
 
Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse 

Rechtsform Wasserverband 

Gründung 1961 

Satzung i. F. vom 29.11.1999, zuletzt geändert durch Beschluss der Ver-
bandsversammlung vom 18.01.2011 mit Wirkung zum 01.12.2012 
(StAnz. 41/2011) 

Mitglieder 
 
 

Landkreise 
Landkreis Gießen  
Wetteraukreis  
Vogelsbergkreis 
  

Städte 
Frankfurt/Main 
Bad Nauheim 
Bad Vilbel 
Butzbach 
Florstadt 
Friedberg 
Karben 
Lich  
Münzenberg 
Nidda 
Niddatal 
Schotten 
 

Gemeinden 
Ranstadt 
Rockenberg  
Wöllstadt  
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 Jedes Mitglied verfügt über einen Anteil von 5,55%. 

Beteiligungen Keine 

 
 
Organe des Wasserverbandes 

Verbandsversammlung, (18 Vertreter) 

Vertreter Landkreis Gießen 
 

Elke Högy Kreistagsabgeordnete   ab 07/2011 
Heinz Becker Kreistagsabgeordneter  bis 06/2011 
 
 

Verbandsvorstand (14 Personen)  

Oswin Veith, Erster Kreisbeigeordneter Wetteraukreis Verbandsvorsteher  
Heinz Becker Kreistagsabgeordneter 
 Landkreis Gießen stellvertretender Verbandsvorsteher ab 07/2011 
Siegfried Fricke, Kreisbeigeordneter  
 Landkreis Gießen stellvertretender Verbandsvorsteher bis 06/2011 
Ulrich Madeisky, Kreisbeigeordneter Vogelsbergkreis 
Armin Häuser, Erster Stadtrat Stadt Bad Nauheim 
Dr. Thomas Stöhr, Bürgermeister Stadt Bad Vilbel 
Herbert Unger, Bürgermeister Stadt Florstadt 
Werner Kristeller, Ltd. Baudirektor Stadt Frankfurt 
Peter Ziebarth, 1. Stadtrat Stadt Friedberg  
Guido Rahn, Bürgermeister Stadt Karben   ab 18.01.2011 
Roland Schulz, Bürgermeister Stadt Karben   bis 18.01.2011 
Bernd Klein, Bürgermeister Stadt Lich  
Hans-Peter Seum, Bürgermeister Stadt Nidda   ab 18.01.2011 
Lucia Puttrich, Bürgermeisterin Stadt Nidda   bis 18.01.2011 
Dr. Bernhard Hertel, Bürgermeister Stadt Niddatal 
Cäcilia Reichert-Dietzel, Bürgermeisterin Gemeinde Randstadt ab 18.01.2011 
Erhard Landmann, Bürgermeister Gemeinde Ranstadt  bis 18.01.2011 
S. Schaab, Bürgermeisterin Stadt Schotten  
 
Nachrichtlich - Änderungen Verbandsvorstand ab Neuwahlen im Juni 2012: 
Joachim Arnold, Landrat Wetteraukreis  ab 07/2012 
Oswin Veith, Erster Kreisbeigeordneter Wetteraukreis bis 06/2012 
Andreas Friedrich, Stadtrat Stadt Bad Nauheim  ab 07/2012 
Armin Häuser, Erster Stadtrat Stadt Bad Nauheim   bis 06/2012 
 
 
 
 
Geschäftsstelle 

Stefan Gottbehüt, Geschäftsführer  
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Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten 
Es bestanden im Jahr 2011 – wie auch in den Vorjahren 2009 und 2010 - keine Auswirkungen 
auf den Haushalt des Landkreises Gießen. 

Sicherheiten aus Bürgschaften, Gewährverträgen oder ähnlichen Verpflichtungen wurden durch 
den Landkreis Gießen zugunsten des Wasserverbandes Nidda nicht bestellt. 
 
 
Daten zur Rechnungsprüfung 
Die Jahresrechnungen des Wasserverbandes werden durch die Revision des Wetteraukreises 
geprüft. 

 
 
 
 
 
Geschäftsentwicklung 
Für das Jahr 2009 wird der erste doppische Jahresabschluss erstellt. Dieser liegt zum aktuellen 
Zeitpunkt noch nicht vor. 

Soll 2011 Soll 2010 Soll 2009
T€ T€ T€

12 12 11
Kostenersatzleistungen und -Erstattungen 128 126 133

1.355 1.253 1.057

88 88 88

377 351 351
sonstige ordentliche Erträge 37 38 48
Summe der ordentlichen Erträge 1.997 1.868 1.688
Personalaufwendungen -309 -305 -296

-659 -644 -613
Abschreibungen -492 -426 -425

-72 -72 -64
-1

-1.533 -1.447 -1.398
464 421 290

Finanzerträge 6 6 12
-303 -317 -216
-297 -311 -204
167 110 86

  0 0 0
Jahresergebnis 167 110 86

Ergebnishaushalt

Erträge aus Zuweisungen und Zuschüssen für laufende 
Zwecke und allgemeine Umlagen

Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen

Summe der ordentlichen Aufwendungen

Erträge aus Auflösung von Sonderposten für 
Investitionszuwendungen, - zuschüssen, -beiträgen

Aufwendungen für Zuweisungen und Zuschüsse, 
sonstige besondere Finanzausgaben

Privatrechtliche Leistungsentgelte

Steuern und steuerähnliche Erträge einschließlich 
Erträge aus gesetzlichen Umlagen

Finanzergebnis

Verwaltungsergebnis

Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen

Außerordentliches Ergebnis
Ordentliches Ergebnis

 
 
 

Sonstige Kennzahlen  2011 2010 2009 

Durchschnittliche Zahl der Mitarbeiter (ohne Aushilfen) 8 8 8 
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3.3.4. Zweckverband Naturpark Hochtaunus 

Zweckverband Naturpark Hochtaunus,  
Hohemarkstr.192, 61440 Oberursel (Taunus) 
Telefon 06171/97907-0, Telefax 06171/97907-11 
e-mail: info@naturpark-hochtaunus.de 
Internet: www.naturpark-hochtaunus.de 
 
 
Verbandszweck und öffentlicher Zweck 

Förderung des Naturparks Hochtaunus, im Zusammenwirken mit allen interessierten Stellen, 
insbesondere durch Maßnahmen auf dem Gebiet des Landschaftsschutzes, mit dem Ziel, in 
diesem als Erholungsgebiet geeigneten Raum die heimische Tier- und Pflanzenwelt zu schüt-
zen, die Landschaft zu pflegen und zu gestalten und den Menschen eine naturgemäße Erho-
lung zu ermöglichen. 

Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Verbandszweck. Die Tätigkeit des Verbandes dient 
Erholung, Naturschutz und Tourismus. 
 
 
Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse 

Rechtsform Zweckverband  

Gründung 1962  

Satzung Fassung mit Gültigkeit ab 01.01.2010 
nachrichtlich: ab 2012 Fassung mit Gültigkeit ab 
01.01.2012  (durch Umzug) 

 

Mitglieder 
 
 

 
 
 
Hochtaunuskreis     
Lahn-Dill-Kreis   
Landkreis Limburg-Weilburg  
Main-Taunus-Kreis  
Wetteraukreis  
Landkreis Gießen  
Stadt Frankfurt/Main  
 
 
 
Hochtaunuskreis     
Lahn-Dill-Kreis   
Landkreis Limburg-Weilburg  
Main-Taunus-Kreis  
Wetteraukreis  
Landkreis Gießen  
Stadt Frankfurt/Main  
 

Anteil 
an Umlage 
bis 2009 
37% 
  8% 
  8% 
31% 
  9% 
  2% 
  5% 
 
Anzahl 
Vertreter 
11 
2 
2 
9 
3 
1 
3  
 

Anteil 
an Umlage 
ab 2010 
37,0% 
  6,75% 
  6,75% 
31,0% 
  8,4% 
  1,7% 
  8,4% 
 
Anteil gemäß 
Stimmverteilung 
35,48% 
  6,45% 
  6,45% 
29,03% 
  9,68% 
  3,23% 
  9,68% 

Beteiligungen Keine  
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Organe der Gesellschaft 

Verbandsversammlung, (31 Mitglieder) 

Kristina Paulenz Vorsitzende  ab Juni 2011  
Jörg-Uwe Hahn, Wetteraukreis Vorsitzende  
Reinhold Ketter, Landkreis Limburg-Weilburg  stellv. Vorsitzender  
Hartmut Müller, Lahn-Dill-Kreis stellv. Vorsitzender  
 
Herr Jörg-Uwe Hahn ist im Laufe des Jahres 2009 aus der Verbandsversammlung ausgeschie-
den. Die Position des Vorsitzenden war somit unbesetzt.  
Bis zur Kommunalwahl im Frühjahr 2011 wurde der Vorsitz durch die beiden Stellvertreter, 
Herrn Hartmut Müller und Herrn Reinhold Ketter im Wechsel wahrgenommen.  
 
 
Vertreter des Landkreises Gießen 
Gerald Dörr         ab 21.06.2011 
Dr. Christiane Schmahl, Kreistagsabgeordnete    bis 20.06.2011 
Martin Hannika (Stellvertreter)      ab 21.06.2011 
Gerald Dörr (Stellvertreter)       bis 20.06.2011 
 
 
 
              
Verbandsvorstand 

Ulrich Krebs, Landrat, Hochtaunuskreis  Vorsitzender   
Hans Jürgen Hielscher, Erster Kreisbeig.,  
Main-Taunus-Kreis  Stellv. Vorsitzender   

Bardo Bayer, Kreisbeig. Wetteraukreis    
Wolfgang Hofmann, Erster Kreisbeig. Lahn-Dill-Kreis    
Karl-Heinz Stoll, Kreisbeig. Kreis Limburg/Weilburg 
Anita Schneider, Landkreis Gießen   
Klaus Wichert, Leiter des Umweltamtes Stadt Frankfurt    
 
Der Verbandsvorstand besteht aus den jeweiligen Vorsitzenden der Verwaltungsorgane der 
Verbandmitglieder oder an deren Stelle aus von einzelnen Verbandsmitgliedern hierzu beson-
ders benannten Vertretern. Verbandsvorsitzender ist das dem Hochtaunuskreis angehörende 
Vorstandsmitglied. Er leitet die Vorstandssitzungen. Stellvertreter des Verbandsvorsitzenden ist 
das dem Main-Taunus-Kreis angehörende Vorstandsmitglied. 
 
 
 
Geschäftsstellenleiter   

Uwe Hartmann  
Herr Uwe Hartmann wurde per 01.05.2010 zum stellvertretenden Geschäftsstellenleiter ernannt. 
Er übernahm die kommissarische Leitung bis zur Neubesetzung der Geschäftsführung. Herr 
Uwe Hartmann wurde ab 01.06.2011 zum Geschäftsstellenleiter bestellt. 
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Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten 

 2011 2010 2009 

Ausgaben    

Verbandsumlage 5.100,00 € 5.000,00 € 4.700,00 € 

Sicherheiten aus Bürgschaften, Gewährverträgen oder ähnlichen Verpflichtungen wurden durch 
den Landkreis Gießen zugunsten des Zweckverbandes Naturpark Hochtaunus nicht bestellt. 

 

 

 

 

Daten zur Rechnungsprüfung 

Die Jahresrechnungen des Zweckverbandes werden durch das Rechnungsprüfungsamt des 
Hochtaunuskreises geprüft. 

Die geprüfte Jahresrechnung 2011 wurde in der Verbandsversammlung am 21.11.2012 be-
schlossen. 
 
 
 
 
 
 
Geschäftsentwicklung  
 
Bilanz 

2011 2010 2009
AKTIVA T€ T€ T€
A. Anlagevermögen

I. Sachanlagen 3.571 1.479 133

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte und Bestand Publikationen 13 14 17
II. Forderunen und sonstige Vermögensgegenstände 263 118 39
III. Kassenbestände, Guthaben bei Kreditinstituten 144 1.051 121
C. 3 1 0

Summe Aktiva 3.994 2.663 310

PASSIVA
A. Eigenkapital

Nettoposition 113 113 109
Ergebnisvortrag 19 17
Jahresüberschuss -5 2 17

B. Sonderposten 1.510 838 99

C. Rückstellungen 66 61 49
D. Verbindlichkeiten 2.275 1.629 36
E. Rechnungsabgrenzungsposten 16 3

Summe Passiva 3.994 2.663 310

Rechnungsabgrenzungsposten
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2011 2010 2009
T€ T€ T€

Privatrechtliche Leistungsentgelte 178 119 141
Öffentliche-rechtliche Leistungsentgelte 18 15 9

10 -2 4

414 410 362

79 4 1
sonstige ordentliche Erträge 62 25 21
Summe der ordentlichen Erträge 761 571 538
Personalaufwand -331 -324 -326

-286 -186 -189
Abschreibungen -157 -25 -20

-3 -2 -1
-777 -537 -536

-16 34 2
Finanzerträge 2 3 1

-51 -27 0
-49 -24 1
-65 10 3

  61 -8 14
Jahresergebnis -5 2 17

Ordentliches Ergebnis
Außerordentliches Ergebnis

Erträge aus Transferleistungen

Finanzergebnis

Verwaltungsergebnis

Zinsen und ähnliche Aufwendungen

Ergebnisrechnung

Erträge aus Zuweisungen und Zuschüssen für laufende Zwecke 
und allgemeine Umlagen

Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen

Summe der ordentlichen Aufwendungen
sonstige ordentliche Aufwendungen

Erträge aus der Auflösung von Sonderposten aus 
Investitionszuweisungen, -zuschüssen und 
Investitionsbeiträgen

Kennzahlen

Eigenkapitalquote I 3,18% 4,96% 40,65%
Eigenkapitalquote II 40,99% 36,43% 72,58%
Anlageintensität 89,41% 55,54% 42,90%
Cashflow 152 T€ 27 T€ 37 T€
Eigenkapitalrentabilität (Bezug auf Eigenkapital II) -0,31% 0,21% 7,56%
Gesamtkapitalrentabilität 1,15% 1,09% 5,48%
Personalintensität 43,50% 56,74% 60,59%
Materialintensität 37,58% 32,57% 35,13%

Anzahl der Beschäftigten im Jahresdurchschnitt 8 7 7

Sonstige Kennzahlen

Aus dem Jahresabschluss ermittelte Kennzahlen 2009

2009

2010

2010

2011

2011

*
Eigenkapital Il: 

  Eigenkapital I + 100 % Sonderposten mit Rücklageanteil 
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3.3.5. Zweckverband Naturpark Hoher Vogelsberg 
 
Zweckverband Naturpark Hoher Vogelsberg 
Karl-Weber-Straße 2, 63679 Schotten 
Telefon 06044/2631  
Telefax 06044/987465 
E-mail: naturparkvogelsberg@t-online.de 
Internet: www.naturpark-hoher-vogelsberg.de 
 
 
Verbandszweck und öffentlicher Zweck 
Der Zweckverband fördert im „Naturpark Hoher Vogelsberg“ den Natur- und Landschaftsschutz. 
Sein Ziel ist es, dieses Erholungsgebiet zu erschließen und der Bevölkerung zugänglich zu ma-
chen. Der Zweckverband wird daneben den Fremdenverkehr fördern, um eine naturgemäße 
Erholung zu ermöglichen. Er setzt sich für die Verwirklichung der Grundsätze des Umwelt-, Na-
tur- und Landschaftsschutzes ein. 

 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Verbandszweck gem. §3 “Aufgaben“ der Verbands-
satzung. Die Tätigkeit des Verbandes dient Erholung, Naturschutz und Tourismus. 
 
 
 
Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse 

Rechtsform Zweckverband  

Gründung 1957  

Satzung Neufassung vom 16.01.2008   

Mitglieder 
 

 

Mitglied 
 
 
Vogelsbergkreis  
Landkreis Gießen 
Wetteraukreis  
Stadt Schotten  
Gemeinde Grebenhain  
Stadt Ulrichstein  
Stadt Laubach  
Stadt Gedern  
Stadt Herbststein  
Gemeinde Lautertal  
Gemeinde Freiensteinau  
Stadt Nidda  
Gemeinde Hirzenhain  
Gemeinde Birstein 

Anzahl Vertreter 
in Verbands- 
versammlung 

8 
2 
2 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 

 

 Anteil gemäß 
Stimmverteilung 

 
34,75 % 
  8,7 % 
  8,7 % 
  4,35 % 
  4,35 % 
  4,35 % 
  4,35 % 
  4,35 % 
  4,35 % 
  4,35 % 
  4,35 % 
  4,35 % 
  4,35 %  
  4,35 % 

Anteil an 
Umlage  
 
42,1 % 
11,1 % 
10,4 % 
13,3 % 
  5,1 % 
  4,4 % 
  4,0 % 
  3,0 % 
  2,1 % 
  2,0 % 
  0,6 % 
  0,6 % 
  0,4 % 
  0,9 % 

 Beteiligungen Keine  

 



Landkreis Gießen               
Beteiligungsbericht  -111-       Zweckverband Naturpark Hoher Vogelsberg         
_____________________________________________________________________________________________________________________

     

 

Organe der Gesellschaft 

Verbandsversammlung, (23 Vertreter) 

Kurt Wiegel, Vogelsbergkreis  Vorsitzender  
Claudia Blum, Vogelsbergkreis  stellv. Vorsitzende  
 
Vertreter Landkreis Gießen 
Ingrid Albert, Landkreis Gießen 
Elisabeth Langwasser, Landkreis Gießen  ab 21.06.2011 
Christa Launspach, Landkreis Gießen    bis 20.06.2011 
 
 

Verbandsvorstand  
Rudolf Marx, Landrat Vorsitzender  
Susanne Schaab, Bürgermeisterin      stellv. Vorsitzende  

Anita Schneider, Landrätin Landkreis Gießen  21.06.2011 
Sieglinde Schnell, Kreisbeigeordnete  20.06.2011 
Joachim Arnold, Landrat Wetteraukreis  
Heiko Stock, Bürgermeister Lautertal   
 

 

Beirat 

Nicole Schirmer Amt für Kreisentwicklung Wetteraukreis         
Jürgen Klein  Vogelsberger Höhen Club                             
Walter Kreß  Naturschutzverbände /Nabu Kreisverband   
Dr. Berndt Ott  Hessisches Forstamt Schotten   
Prof. Dr. Volksmar Wolters  Inst. F. Tierökologie und Allg. Zoologie, JLU Gießen   
Uta Nebe Region Vogelsberg Touristik GmbH              
Gerold. Beckmann DVG Fachsektion Vogelsberg 
 
Nachrichtlich: Beirat nach Wahl am 02.02.2012 
Gerold Beckmann DVG Fachsektion Vogelsberg 
Peter Rudel Fachbereich Regionalentwicklung und Umwelt Wetteraufkreis 
Dr. Berndt Ott Hessisches Forstamt Schotten 
Sebastian Stang Naturschutzgroßprojekt 
N.N. Vertreter des NABU-Kreisverbandes Vogelsberg 
Uta Nebe Region Vogelsberg Touristik GmbH 
Jürgen Klein Vogelsberger Höhen Club e.V.  
 
 

Geschäftsführer 

Forstamtsrat Rudolf Frischmuth   
 

 

Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten 

       2011       2010       2009 

Ausgaben    

Verbandsumlage 13.344,00 € 13.317,00 € 12.954,00 € 

Zuschuss Lichtloipe        60,00 €        60,00 €        60,00 € 

Sicherheiten aus Bürgschaften, Gewährverträgen oder ähnlichen Verpflichtungen wurden durch 
den Landkreis Gießen zugunsten des Zweckverbandes nicht bestellt. 
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Daten zur Rechnungsprüfung 
Die Jahresrechnungen des Zweckverbandes werden durch das Revisionsamt des Vogelsberg-
kreises geprüft. 

Die geprüfte Eröffnungsbilanz (Stichtag 01.01.2009) liegt seit Anfang Januar 2012 vor und wur-
de in der Verbandsversammlung beschlossen. 
 
 
 
Geschäftsentwicklung 

2010 2009
Soll 2011 vorläufig vorläufig

T€ T€ T€
5 6 11

Kostenersatzleistungen und -Erstattungen 32 38 40

120 120 117

93 95 95

3 3 2
sonstige ordentliche Erträge 8 29 35
Summe der ordentlichen Erträge 261 291 300
Personalaufwendungen -144 -141 -141

-99 -103 -151
Abschreibungen -18 -16 -12

0 0 0
-261 -260 -304

0 31 -4
Finanzerträge 0 0 0

0 0 0
0 0 0
0 31 -4

  0 0 0

Ergebnishaushalt

Erträge aus Zuweisungen und Zuschüssen für laufende 
Zwecke und allgemeine Umlagen

Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen

Summe der ordentlichen Aufwendungen

Erträge aus der Auflösung von Sonderposten aus 
Investitionszuweisungen, -zuschüssen und 
Investitionsbeiträgen

Sonstige ordentliche Aufwendungen

Privatrechtliche Leistungsentgelte

Steuern und steuerähnliche Erträge einschließlich Erträge 
aus gesetzlichen Umlagen

Ordentliches Ergebnis
Finanzergebnis

Verwaltungsergebnis

Zinsen und ähnliche Aufwendungen

Außerordentliches Ergebnis  

Sonstige Kennzahlen  2011 2010 2009 

Durchschnittliche Zahl der Mitarbeiter (ohne Aushilfen) 2,5 2,5 2,5 

  
Daneben ist vom Landesbetrieb Hessen-Forst ein Beamter der Bes. Gr. A 12 als Geschäftsfüh-
rer zu 100% abgestellt. 
 
 
 
Jahresbericht 2011 der Geschäftsstelle Zweckverband Naturpark Hoher Vogels-
berg  
Der Jahresbericht ist im Anhang enthalten.  
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4.1.2. Einzeldarstellung wichtiger sonstiger Mitglieschaften  
 
4.1.2.1. Region GießenerLand e.V. –  
             Regionalentwicklung im Landkreis Gießen 
 
Region GießenerLand e.V. – Regionalentwicklung im 
Landkreis Gießen 
Bachweg 9 
35398 Gießen 
Telefon 0641 / 9390 -2501, -2502 
E-Mail: giessenerland@lkgi.de 
Internet: www.giessenerland.lkgi.de 
 
 

          

 

 

Vereinszweck und öffentlicher Zweck 
Zweck des Vereins ist die Zusammenarbeit der Mitglieder in der Region Gießener Land und die 
enge Verknüpfung von Land- und Forstwirtschaft, Naturschutz, Tourismus, Bildung, Kultur und 
Sozialem zur zukunftsorientierten nachhaltigen Entwicklung der Region. Er fungiert dabei als 
Lokale Aktionsgruppe (LAG) im Sinn des LEADER-Ansatzes. Der Satzungszweck wird verwirk-
licht durch die Durchführung gemeinsamer Maßnahmen, entsprechende Öffentlichkeitsarbeit 
und durch Presseveröffentlichungen sowie durch Förderung von Initiativen und Veranstaltun-
gen. Der Verein unterstützt Projekte zur ländlichen Entwicklung, welche Bestandteil des ge-
bietsbezogenen integrierten Entwicklungskonzeptes sind. 
 
 

Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse  

Rechtsform e.V. 

Gründung 27.02.2008 

Satzung 27.02..2008  
 

Vereinregister Amtsgericht Gießen, VR 4214 

Mitglieder 
 
 
 

Landkreis Gießen 
Stadt Allendorf /Lda. 
Gemeinde Biebertal 
Gemeinde Buseck 
Gemeinde Fernwald 
Stadt Grünberg 
Gemeinde Heuchelheim 
Stadt Hungen  
Gemeinde Langgöns 
Stadt Laubach 
Stadt Lich 
Stadt Linden 
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Fortsetzung  
Mitglieder 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Stadt Lollar 
Stadt Pohlheim 
Gemeinde Rabenau 
Gemeinde Reiskirchen 
Stadt Staufenberg 
Gemeinde Wettenberg 
Sparkasse Gießen  
Sparkasse Grünberg 
Volksbank Heuchelheim eG 
Volksbank Mittelhessen eG 
Kreishandwerkerschaft Gießen 
TIG GmbH 
AG der Dekanate Grünberg, Hungen und Kirchberg 
ZAUG gGmbH 
Kreisbauernverband Gießen-Wetzlar 
Landschaftspflegevereinigung Gießen e.V. 
A.C. Consult 
Freundeskreis Gailscher Park e.V. 
A & O-Route Gießen 
SPD-Kreistagsfraktion 
Bezirkslandfrauenverband Gießen 
Förderverein Lokale Agenda 21 e.V. 
Freundeskreis Busecker Schloßpark e.V. 
Dünsbergverein 
 

16 Privatmitglieder 
 

Nachrichtlich: 
Justus-Liebig-Universität Gießen, Institut Kommunale 
Planung der Geographie  
Evangelische Kirchengemeinde Harbach 
 

  

 
Organe der Gesellschaft 

Mitgliederversammlung 

In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme. 
 

Vorstand 

Kurt Hillgärtner, Bürgermeister   Vorsitzender 
Anita Schneider, Landrätin    stellv. Vorsitzende 
Stefan Bechthold     stellv. Vorsitzender 
Silvia Linker      Schatzmeisterin 
Christel Gontrum     Schriftführerin 
Heinz Becker      Beisitzer 
Thomas Bender, Bürgermeister   Beisitzer 
Klaus Döring      Beisitzer 
Walter Kwartnik     Beisitzer 
Peter Momper      Beisitzer 
Manfred Paul      Beisitzer 
Horst Röhrig, Bürgermeister    Beisitzer 
Rainer Wengorsch, Bürgermeister   Beisitzer 
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Geschäftsführer 

Sebastian Grimm 
 

Nachrichtlich - ab 01.01.2013 
Mercedes Bindhardt 
Elke Hochgesand 
 

 

Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten 

       2011       2010       2009 

Ausgaben    

Mitgliedsbeitrag 150 € 150 € 150 € 

Förderbeitrag 28.200 € 28.200 € 28.200 € 

 

 

Wichtige Ergebnisse 
Die Region GießenerLand wurde 2008 ins Leben gerufen, um mit Strategien und Projekten den 
ländlichen Raum des Landkreises weiterzuentwickeln. In Anbetracht von Problemfeldern wie 
zum Beispiel Arbeitsplatzmangel, Leerstand, Überalterung der Bevölkerung und fehlender Inf-
rastruktur ist ein strukturiertes Regionalmanagement wichtiger denn je. Die Strategie-
Entwicklung in den Bereichen Wirtschaft, Tourismus, Wohn- und Lebensqualität sowie Umwelt 
wird von öffentlichen Arbeitsgruppen geleistet. 

Eine der Dienstleistungen des Vereins ist die Beratung in Förderfragen. So können konkrete 
Projektideen gemeinsam mit den zuständigen Behörden weiterentwickelt werden. 
 
Der Verein hat bisher folgende Projekte ins Leben gerufen: bzw. begleitet: 
 

• RegionMalt: Projekt des Binnenmarketings des Vereins, dass dazu beitragen solle die 
Region für die Bürgerinnen und Bürger bewusster zu machen 

• Kraftpaket: Verkauf von ausgewählten Produkten, die in der Region angebaut und her-
gestellt worden sind 

• DorfVision: Projekte zum Thema Demographischer Wandel 

• Breitband Initiative: Projekt zur flächendeckenden Versorgung des Landkreises mit 
Breitband-Internet 

• Licher Stadtturm: Projekt zur Begehbarmachung des Stadtturms 

• Bioenergie-Region: Zusammenarbeit zwischen den Landkreisen Gießen und Vogelsberg 
im Bereich erneuerbare Energien 

• Limesinfozentrum und andere touristische Projekte zum Thema Limes 

• Region stärkt Frauen und Beruf: Kooperationsprojekt mit der ZAUG gGmbH 

• Stand auf der Mittelhessenschau; Hessentag 2012 

• Unterstützung des Künstler-Symposiums „Vom Wert der Arbeit“ 

• Kooperationsprojekte Max-Weber-Schule 

• Zusammenarbeit mit Hessischen Regionalmanagern 

• Zusammenstellung der regionalen Direktvermarkter 
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• Inwertsetzung des Uhrentürmchens im Gail’schen Park (Biebertal) 

• Machbarkeitsstudie „Haus der Begegnung“ Laubach – Freienseen 

• Lahnwanderweg; in Kooperation mit Landkreis Gießen 

• Projekt zur Interkommunalen Zusammenarbeit: Immobilienbörse Gießen / Wetzlar und 
Umland; in Zusammenarbeit mit dem Regierungspräsidium Gießen 

• Dorfladen-Initiative Lich - Eberstadt 

• Zukunftswerkstatt Bettenhausen 2020 (Begleitung) 

• Sieben Holzpelletfeuerungsanlagen 

• Puppenstubenmuseum Laubach; Machbarkeitsstudie + investive Maßnahmen 

 
Nachrichtlich: 

• Schwerpunktvertiefung iREK für die Ostkreiskommunen 

• Existenzgründung  "Conny's Nähcafé" in Heuchelheim 

• Betriebserweiterung Be.Schick; Alten-Buseck 

• Dorfladen Villingen 

• Schlachthof in der Region  

• Landesgartenschau 2014 Gießen 
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4.1.2.2. MitteHessen e.V. 
Nachfolgeorganisationen ab 2013:  
Regionalmanagement Mittelhessen GmbH und Verein MitteHessen e.V. als Förderverein 
 
MitteHessen e.V. 
Georg-Schlosser-Straße 1 
35390 Gießen 
Telefon 0641/948889-0, Telefax 0641/948889-20, 
E-Mail: info@mittehessen.de 
Internet: www.mittehessen.de 
 
 

 

 

 

Im Zuge einer inhaltlichen und organisatorischen Weiterentwicklung des Vereins ergibt sich ab 
2013 eine neue Organisationsstruktur für das Regionalmanagement in Mittelhessen. Durch die-
se Änderungen soll es möglich werden, effizienter agieren zu können. Eine Erhöhung der An-
zahl der mitwirkenden Unternehmen und Kommunen soll erreicht werden. Die wesentlichen 
organisatorischen Änderungen sind: 

1. Das zukünftige Regionalmanagement wird von einer hauptamtlichen Geschäftsführung 
geleitet und in der Rechtsform einer GmbH agieren. 

2. Die Gesellschafterstruktur wird auf Parität von Politik und Wirtschaft angelegt sein. 
3. Gesellschafter werden die fünf Landkreise, die drei Oberzentren und Limburg als Stadt 

mit oberzentralen Funktionen, die beiden Handwerkskammern, die vier Industrie- und 
Handelskammern, die drei mittelhessischen Hochschulen sowie der Verein MitteHessen 
e.V. sein. 

4. Der Verein wird als Förderverein weiterbestehen bleiben und unter dem Dach des mit-
telhessischen Regionalmanagement agieren, dabei aber selbst Gesellschaftsanteile der 
GmbH halten. Somit kann er Einfluss auf die Geschicke der GmbH nehmen. 

5. Es wird einen Aufsichtsrat der GmbH als Kontrollgremium geben, in dem neben den Ge-
sellschaftern weitere Interessensvertreter ohne Stimmrecht vertreten sein werden. 

6. Die Mitgliedschaft im Verein wird jeder natürlichen und juristischen Person offen stehen. 
Insbesondere die kleineren Kommunen und Unternehmen, aber auch Privatpersonen, 
werden sich hier engagieren können. 

7. Sichergestellt wird, dass die etablierten und erfolgreichen Betätigungsfelder des Vereins, 
so etwa die Netzwerke Bildung und Wirtschaft, die Teilnahme an der Expo Real oder der 
Parlamentarische Abend aufrechterhalten werden. Lediglich die administrative Abwick-
lung wird weitgehend von der GmbH durchgeführt werden. 

 
Das gleichzeitige Bestehen von GmbH und Verein soll zu keiner Doppelstruktur führen, sondern 
die beiden Einheiten sollen sich ergänzen. Das künftige Regionalmanagement soll mit einer 
Stimme und einem Gesicht nach außen auftreten. 
 

 

Vereinszweck und öffentlicher Zweck 
Zweck des Vereins ist es laut der bisher geltenden Vereinssatzung, den Wirtschaftsraum Mittel-
hessen in seiner Entwicklung zu unterstützten und die regionale Zusammenarbeit nach Kräften 
zu fördern. Es soll darauf hingewirkt werden, dass für regional bedeutsame Aufgaben gemein-
same Lösungen in Projektgruppen erarbeitet und umgesetzt werden. Der kreisgrenzenüber-
schreitenden Zusammenarbeit ist dabei besondere Aufmerksamkeit zu widmen.  
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Regionalbedeutsame Aufgaben sind insbesondere: 

• Gestaltung der Strukturpolitik aus der Region heraus 
• Infrastrukturvorhaben mit Auswirkungen auf die gesamt Region oder deren Teilbereiche 
• Wirtschaftsförderung, Bildung, Wissenschaft und die Kultur 
• die Projektträgerschaft für regionale Vorhaben, die durch nationale bzw. internationale 

Programm mitfinanziert werden 
• ein umfassendes und aktives Regionalmarketing sowie 
• die institutionelle Weiterentwicklung der Region 

 
Der Verein arbeitet mit Einrichtungen und Stellen zusammen, soweit diese die Ziele des Vereins 
unterstützen. Er trägt darüber hinaus Sorge für eine enge Abstimmung seiner Konzepte mit den 
Vorhaben anderer berührter Aufgabenträger. 
 
Die Mitglieder verpflichten sich zu einer engen und vertrauensvollen Zusammenarbeit unterein-
ander. Um die Kooperationsvorteile des gemeinschaftlichen  Handelns zu nutzen, besteht bei 
den Mitgliedern der Wille zur Koordination gemeinsamer Aufgaben durch den Verein. Die Mit-
glieder lassen sich dabei von den Grundsätzen der Freiwilligkeit, der Interdisziplinarität und der 
aufgabenbezogenen Organisation leiten. Bestehende Zuständigkeiten bleiben unberührt.  
 
 
Nachrichtlich: 
 
Gegenstand des Unternehmens laut dem Gesellschaftsvertrag der  zukünftigen GmbH: 
Gegenstand des Unternehmens ist die Entwicklung und Förderung der langfristigen strategi-
schen Positionierung der Region durch Bildung, Festigung und Förderung von Netzwerken in 
der Region sowie innerhalb und außerhalb Hessens. Die Gesellschaft positioniert und bündelt 
die Region nach außen (Regionalmarketing) und begleitet oder betreibt Projekte zur Förderung 
der Region (Regionalmanagement). Sie unterstützt die Gesellschafter bei der Verwirklichung 
dieser Ziele. 
 
Zweck des Vereins laut der zukünftigen Satzung: 
Zweck des Vereins ist es, als Gesellschafter und in Kooperation mit dem mittelhessischen Re-
gionalmanagement die Regionalentwicklung in Mittelhessen zu unterstützen und die regionsin-
terne Zusammenarbeit nach Kräften zu fördern. Der Verein soll insbesondere darauf hinwirken, 
dass die regionsweite Zusammenarbeit verstärkt wird und für regional bedeutsame Aufgaben 
gemeinsame Lösungen erarbeitet und umgesetzt werden. Insbesondere der kommunale Gren-
zen überschreitenden Zusammenarbeit ist dabei besondere Aufmerksamkeit zu widmen.   
 
 
Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse bis Januar 2013 

Rechtsform e.V. 

Gründung 2003 

Satzung letzte Änderung durch Beschluss der Mitgliederversammlung am 
12.11.2012  
 

Vereinsregister Amtsgericht Gießen, VR 2657 
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Mitglieder Die Region Mittelhessen umfasst 

die fünf Landkreise: Gießen, Lahn-Dill, Limburg-Weilburg, Mar-
burg-Biedenkopf und Vogelsberg 

 • 3 Oberzentren: Gießen, Marburg, Wetzlar 

• 18 Mittelzentren 

• 78 Unterzentren 

Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person 
werde, insbesondere kommunale Gebietskörperschaften, Fir-
men, Verbände, Kammern und sonstige Institutionen aus dem 
Regierungsbezirk Gießen und den angrenzenden Regionen. Ein 
Recht auf Aufnahme besteht jedoch nicht.  

Zum Stichtag 31.12.2012 hatte der Verein 91 Mitglieder. 

 

Organe der Gesellschaft 
 

Mitgliederversammlung 

Die Mitgliederversammlung findet mindestens einmal im Jahr statt. Jedes aktive Mitglied hat 
unabhängig von seinem Mitgliedsbeitrag eine Stimme.  
 
 

Vorstand 

Dr. Lars Witteck, Regierungspräsident, Vertreter Land Hessen  Vorsitzender 
Wolfram Dette Oberbürgermeister, Stadt Wetzlar    stellv. Vorsitzender 
 
Uwe Hainbach, Präsident IHK Lahn-Dill     Finanzvorstand 
Anita Schneider, Landrätin Landkreis Gießen    stellv. Finanzvorstand 
Klaus Repp, Präsident Handwerksammer Wiesbaden (für die Handwerkammern) 
Prof. Dr. Joybrato Mukherjee, Präsident Justus-Liebig-Universität Gießen (für die Hochschulen) 
Gunter Schneider, Geschäftsführer Schneider GmbH, Steffenberg (für die Unternehmen) 
Martin Richard, BürgermeisterStadt Limburg (für die Mittel- und Grundzentren) 
 
Die Mitgliederversammlung soll bei den Wahlen zum Vorstand den unterschiedlichen Interessen 
der einzelnen Mitglieder bzw. Mitgliedergruppen (Land Hessen, Landkreise, Oberzentren, Mit-
telzentren, Hochschulen, Industrie- und Handelskammern, Handwerkskammern, Betrieben) 
Rechnung tragen.  
 

 

Geschäftsführung 

Beater Hammerla, IHK Gießen Friedberg, ehrenamtliche Geschäftsführerin 
Dr. Matthias Leder, IHK Gießen Friedberg, ehrenamtlicher Geschäftsführer 
Jens Ihle, Dipl.-Kfm., Regionalmanager in der Geschäftsführung 
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Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten 

       2011       2010       2009 

Ausgaben    

Mitgliedsbeitrag 20.000 € 20.000 € 20.000 € 

 

 

Wichtige Ergebnisse  
Seit der Gründung hat MitteHessen viele Projekte umgesetzt; dadurch konnte der Bekannt-
heitsgrad der Region auch überregional gesteigert werden:  

• Kompetenzatlas Kraft-(Wärme-)Kälte-Kopplung Mittelhessen 
• Initiierung des Clustermanagements für die Medizinwirtschaft timm (Technologie und In-

novation Medizinregion Mittelhessen) 
• Erhaltung berufsschulischer Fachklassen in Mittelhessen 
• Mittelhessische Gemeinschaftsstände in öffentlich-privater Partnerschaft auf der Gewer-

beimmobilienmesse Expo Real und der Hannover Messe 
• Einrichtung des bundesweit einzigartigen dualen Studiengangs „Leitung und Bildungs-

management im Elementarbereich“ bei StudiumPlus 

Folgende Internetangebote für die Region sind innerhalb des Regionalportals www.region-
mittelhessen.de entstanden: 

• Pendlerportal www.pendlerportal-mittelhessen.de  
• Weiterbildungsportal www.weiterbildung-mittelhessen.de 
• Wegweiser für die weiterführenden Schulen www.schulwegweiser-mittelhessen.de 
• Kulturwegweiser www.kulturwegweiser-mittelhessen.de 
• Standortinformationssystem www.standorte-mittelhessen.de 
• Datenbank für Existenzgründungs-Berater www.existenzgruendung-mittelhessen.de 

91 Mitglieder und 160 ehrenamtliche Experten sorgen in verschiedenen Arbeitskreisen dafür, 
dass Ideen in Mittelhessen Wirklichkeit werden. Der Verein wirbt erfolgreich Fördermittel für die 
Region ein oder ist dabei behilflich. Betroffene werden zusammen geführt und Lösungen zum 
Wohle der gesamten Region geschaffen.  
 
Das Profil der Region wird durch Projekte in den Bereichen Bildung, Infrastruktur und Innovation 
geschärft. In zwei Netzwerken, verschiedenen Arbeitskreisen und Projekten arbeiten die Mit-
glieder gemeinsam an Lösungen für Mittelhessen: 
 
Netzwerk Wirtschaft: 

• Arbeitskreis Beziehung zu den Nachbarregionen 
• Arbeitskreis Fachkräftemarketing 
• Arbeitskreis Standortmarketing 

 
Netzwerk Bildung 
Bildungsregion Mittelhessen 

• Arbeitskreis Berufsschulen in der Region 
• Arbeitskreis MINTmit-Preis 

 
Infrastruktur / Mobilität in Mittelhessen 

• Arbeitskreis A 49 
 
Innovationsregion Mittelhessen 

• Arbeitskreis Clusterinitiativen aus Mittelhessen 
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4.1.2.3. Lahntal Tourismus Verband e.V. 
 
Lahntal Tourismus Verband e.V.  
Brückenstraße 2 
35576 Wetzlar 
Telefon 07000/5246825, Telefax  03212-1239508, 
E-Mail: info@daslahntal.de 
Internet: www.daslahntal.de 
 

 

           

 

Vereinszweck und öffentlicher Zweck 
Ziel des Lahntal Tourismus Verband e.V. ist es, den Wirtschaftszweig Tourismus in der Region 
nachhaltig zu entwickeln, qualifizierte Arbeitsplätze in der Region zu sichern und zu schaffen 
und die endogenen Potenziale im Sinne einer nachhaltigen und umweltgerechten Entwicklung 
zu aktivieren. Mit der Stärkung des Tourismus sollen die regionale Strukturentwicklung und die 
Ziele der Agenda 21 unterstützt werden.  
Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch: 

(a) Marketing 
Hier ist es das Ziel des Lahntal Tourismus Verband e.V., eine gemeinsame Image- und 
Vermarktungsstrategie für das Lahntal weiterzuentwickeln und umzusetzen. Die vielfälti-
gen Angebote des Lahntal-Tourismus sollen gebündelt und den Gästen nahegebracht 
werden. Dabei ist das Lahntal als touristische Destination anzusehen, unter deren 
Dachmarke sich die verschiedenen Teilregionen wiederfinden können. 
Im Lahntal spielen insbesondere folgende Nachfragesegmente eine Rolle: 

• Städtetourismus 
• natur- und landschaftsorientierter Aktiv- und Erholungstourismus wie Wandern, 

radwandern und Bootwandern 
• Besichtigungs- und Kulturtourismus, z.B. Burgen, Schlösser, Museen und kultu-

relle Veranstaltungen 
• Kur- und Gesundheitstourismus (insbesondere in den Kurorten) 
• Tagungs- ,Seminar und Geschäftsreisetourismus 
• Gruppentourismus (Busreisen, Vereins- und Betriebsausflüge, Incentive-Reisen) 

Neben den Kurzurlaubern, Tagesausflüglern und Naherholern werden insbesondere 
auch Zweit- und Dritturlauber angesprochen, die über eine ganze Woche das Lahntal 
bereisen 

(b) Infrastruktur 
Infrastrukturprojekte des Lahntal Tourismus Verband e.V. sind per se Projekte mit über-
regionaler bzw. besonderer regionaler Bedeutung und Wirksamkeit. Hierzu gehört ins-
besondere der weitere Ausbau der touristischen Infrastruktur, unter anderem für die 
Segmente 

• Wandern, 
• Radwandern, 
• Bootwandern 

(c) Sonstiges 
Der Aufgabenbereich des Lahntal Tourismus Verband e.V. erstreckt sich zusätzlich auch 
auf alle Tätigkeiten, die im Rahmen der Aufgabenerledigung bei einer Tourismusorgani-
sation notwendig werden können. 
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Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse  

Rechtsform e. V. 

Gründung 2002 (von 1994 bis 2002 Lahntal-Kooperation)  

Satzung 24.09.2002 zuletzt geändert am 21.11.2007 
 

Vereinsregister Amtsgericht Wetzlar, VR 1722 

 
Mitglieder 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Touristikverband Siegerland- Wittgenstein e.V. 
TKS – Tourismus, Kur und Stadtentwicklung Bad Lasphe GmbH 
TOuR GmbH Marburg-Biedenkopf 
Stadt Biedenkopf Eigenbetrieb Freizeit, Erholung & Kultur  
Verein Region Lahn-Dill-Bergland e.V.  
Gemeinde Bad Endbach, 
Verein Region Burgwald-Ederbergland e.V., 
Marburg Tourismus und Marketing 
Landkreis Gießen  
Tourismusverband Lumdatal  
Touristik-Kooperation Gleiberger Land  
Gießen Marketing GmbH 
Lahn-Dill-Kreis 
Stadt Wetzlar 
Teilregion Solmser Land 
Stadt Braunfels 
Ferienland Westerwald-Lahn-Taunus e.V.  
Romantische Mittellahn  
FMG Weilburg 
Stadt Limburg 
Lahn-Taunus-Touristik e.V.  
Stadt Diez 
Touristik im Nassauer Land e.V.  
Stadt- und Touristikmarketing Bad Ems 
Stadt Lahnstein  
 
Nachrichtlich:  
Stadt Biedenkopf kein direktes Mitglied mehr ab 01.01.2012 
Stadt Lahnkein kein direktes Mitglied mehr ab 01.01.2013 
Auflösung der Region Burgwald-Ederbergland e.V zum 
31.12.2012; zukünftig über Region „Marburger Land“ vertreten 

 

Wichtige Beteiligungen 
und Mitgliedschaften 
 

Rheinland-Pfalz Tourismus GmbH (RPT) 
Hessischer Tourismusverband e.V. 
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Organe der Gesellschaft 

Mitgliederversammlung 

Die Mitgliederversammlung findet mindestens einmal im Jahr statt und das Stimmrecht jedes 
ordentlichen Mitglieds berechnet sich nach der Beitragssumme.  
 
 
Vorstand  

Wolfgang Schuster, Driedorf      Vorsitzender 
Paul Breuer, Siegen       stellvertretender Vorsitzender 
Robert Fischbach, Dautphetal-Holzhausen    stellvertretender Vorsitzender 
Anita Schneider, Fronhausen     stellvertretender Vorsitzender 
Manfred Michel, Elz       stellvertretender Vorsitzender 
Günter Kern, Weisel       stellvertretender Vorsitzender 
 

Nicole Habich-Pfeifer, Biedenkopf 
Markus Schäfer, Bad Endbach 
Egon Vaupel, Marburg-Wehrda 
Sadullah Gülec, Wettenberg-Krofdorf-Gleiberg 
Wolfram Dette, Wetzlar-Steindorf 
Hans-Peter Schick, Weilburg 
Udo Rau, Nassau 
 
Nachrichtlich 
Josef Oster, Bad Ems      ab 19.06.2012 
Udo Rau, Nassau       bis 19.06.2012 
 
 
Geschäftsführung 

Achim Girsig 
 

 

Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten 

 2011       2010       2009 

Ausgaben    

Mitgliedsbeitrag 29.874,37 29.903,39 € 29.454,00 € 

 

 

Wichtige Ergebnisse  

Tourismus-Eckdaten für das gesamte Lahntal 
 

 2011 2010 
Übernachtungen  ca. 2,5 Mio. ca. 2,5 Mio. 
Tagesausflügler   ca. 30 Mio. ca. 30 Mio. 
Umsatzvolumen  1,16 Mrd. Euro 1,15 Mrd. Euro 
Tourismusinduzierter Einkommenseffekt  ca. 300 Mio. Euro ca. 300 Mio. Euro 
Beschäftigungseffekt Tourismus-
gewerbe, Stand 2011 

über 10.000 Beschäf-
tigte 

über 10.000 Beschäf-
tigte 
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4.2. Jobcenter Gießen 
Bisher: GIAG – Gesellschaft für Integration und Arbeit Gießen mbH 
 
Nordanlage 60 
35390 Gießen 
 
Telefon 0641/9393 781 
E-Mail: jobcenter-giessen@jobcenter-ge.de 
Internet: www.jobcenter-gießen.de 
 
 
Das Bundesverfassungsgericht hat am 20.12.2007 die Arbeitsgemeinschaften nach § 44 b SGB 
II für verfassungswidrig erklärt. Die Tätigkeit der GIAG – Gesellschaft für Integration und Arbeit 
Gießen mbH Gesellschaft endete in der bisherigen Form zum 31.12.2010. Im Jahr 2011 wird 
die bisherige Tätigkeit mit den bisherigen Trägern in öffentlich-rechtlicher Form fortgesetzt. Der 
Kreistag hat am 20.09.2010 entschieden, dass die Grundsicherung für erwerbsfähige Hilfsbe-
dürftige weiterhin in einer Kooperation mit der Bundesanstalt für Arbeit betreut werden soll.  
 
 

Aufgabe und Grundlage der Zusammenarbeit 
Der Landkreis Gießen und die Agentur für Arbeit Gießen sind die Träger der Grundsicherung 
nach dem Sozialgesetzbuch II – SGB II – im Landkreis Gießen. Sie bilden eine gemeinsame 
Einrichtung nach § 44 b SGB II und bestimmen mit dem Kooperationsvertrag die Grundsätze 
ihrer Zusammenarbeit und der Aufgabenerledigung in der gemeinsamen Einrichtung. Die Trä-
ger arbeiten vertrauensvoll zusammen mit dem Ziel, die Aufgaben des Bunde und des Land-
kreises Gießen nach dem SGB II in Einklang zu bringen und gemeinsam zu verfolgen. Die Auf-
gaben der beiden Träger nach anderen gesetzlichen Bestimmungen, die Ziele der regionalen 
Arbeitsmarktpolitik der Bundesagentur für Arbeit und des Landkreises Gießen werden hierbei 
berücksichtigt. 
 
Bürgernähe und Kundenfreundlichkeit, Personalentwicklung und Mitarbeiterzufriedenheit wer-
den neben dem gesetzlichen Leistungsauftrag als eigenständige Ziele betrachtet und verfolgt. 
Die Träger streben eine weitestgehende Angeleichung in der Personalführungskultur der Be-
schäftigten beider Träger an. 
 
Erklärte Absicht der Vertragspartner ist es überdies, Unstimmigkeiten im Rahmen der Träger-
versammlung oder anderer noch vorzunehmender Abstimmungs- und Einigungsprozesse kon-
struktiv zu lösen. Die Anrufung des Kooperationsausschusses soll die Ausnahme bleiben.    
 
Die Vertragspartner setzen ihre vertrauensvolle und konstruktive Zusammenarbeit auf Augen-
höhe im Rahmen der gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung fort mit dem Ziel, die Qualität zu 
sichern, auszubauen und weiterzuentwickeln.  
Bei wesentlichen nicht durch Gesetz vorgegebenen Veränderungen ihrer Zusammenarbeit ver-
folgen die Vertragspartner das Ziel der Einigung.  
Beide Träger begreifen die Gesamtbewältigung der Grundsicherungsaufgaben als ihre gemein-
same Herausforderung. Ergänzend zu den gesetzlichen Regelungen vereinbaren die Agentur 
für Arbeit und der Landkreis Gießen, dass sie Entscheidungen von grundsätzlicher Bedeutung 
in der Trägerversammlung mit dem Ziel einer einvernehmlichen Lösung gemeinsam erörtern. Ist 
diese nicht möglich, entscheidet der jeweils zuständige Träger in seiner Verantwortung. 
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Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse 

Rechtsform Behörde sui generis 

Gründung 28.01.2011 

Kooperationsvertrag 28.01.2011 

 

Vertragspartner 
Agentur für Arbeit 
Gießen 
Landkreis Gießen 

   

 
 
Organe  

Trägerversammlung  

Die Trägerversammlung des Jobcenters Gießen besteht aus acht Mitgliedern. Ihr gehören je 
vier Vertreter/Innen des Landkreises Gießen und der Agentur für Arbeit an.  

Eckhart Schäfer Agentur für Arbeit, Leiter der Agentur 
Susanne Rabe-Globuschütz Agentur für Arbeit, Geschäftsführerin Operativ 
Matthias Spieler Agentur für Arbeit, Geschäftsführer Internet Service  
Bernd Ochsenhirt Agentur für Arbeit, Bereichsleiter   
Anita Schneider Landkreis Gießen, Landrätin   
Dirk Haas Landkreis Gießen, Kreisbeigeordneter  ab 04.07.2011 
Andrea Kaup Landkreis Gießen, Kreisbeigeordnete  bis 04.07.2011 
Dirk Oßwald  Landkreis Gießen, EKB Kreisbeigeordneter   
Dr. Christiane Schmahl  Landkreis Gießen, HKB Kreisbeigeordnete ab 04.07.2011 
Siegfried Fricke Landkreis Gießen, HKB Kreisbeigeordneter bis 04.07.2011 

 

 

Geschäftsführer 

Wolfgang Hofmann Vergütung nach Tarif der Bundesagentur für Arbeit 
 

 

Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten 
Die Verwaltungsleistungen (Personalleistungen und Sachleistungen) des Jobcenters werden 
durch die Kooperationspartner erbracht. Ebenso werden die Leistungen der Grundsicherung für 
Arbeitssuchende, die passiven Leistungen und die Eingliederungsleistungen durch die Koope-
rationspartner bereit gestellt – wie bisher durch die Gesellschafter der GIAG.  
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Einnahmen und Ausgaben der 
Kooperationspartner 

Jobcenter 
2011 

GIAG 
2010 

GIAG 
2009 

Landkreis Gießen (Kommunale Leis-
tungen nach dem SGB II) T€ T€ T€ 

Einnahmen     

Erträge aus Transferleistungen: Bundesan-
teil an den laufenden Kosten der Unterkunft  

13.460 
 

8.811 9.772 
 

Zuweisungen aus dem Arbeitsmarktbudget 
des Landes 

395 294 376 
 

Erstattungen von örtlichen Sozialhilfeträ-
gern 

99 81 110 

Erstattungen für Verwaltung  5.169 4.699 4.622  

    

Ausgaben     

Transferaufwendungen: Kosten der Unter-
kunft und Heizung, begleitende Hilfe und 
einmalige Leistungen 

39.701 40.029 40.139 

Verwaltungsausgaben  7.903 6.784 6.503 

    

Bundesanstalt für Arbeit T€ T€ T€ 

Einnahmen als Treugeber    

Erstattungen für Verwaltung  1.618 1.269 1.104 

    

Ausgaben als Treugeber    

Eingliederungsleistungen 12.745 18.613 15.418 

Grundsicherungen für Arbeitssuchende 
(Bundesleistungen) – Nettowerte* 
*Erstattungen werden im Berichtssystem 
der BA nicht separat ausgewiesen  

42.250 45.818 
 

46.862 

Verwaltungsausgaben 12.099 10.068 8.759 

 

 

 

Integrationen (gesamt) 3.522 3.229 2.521
Integration U25 (Anteil der unter 25jährigen) 730 616 559

Integrationen:      Ab 2011 werden die Integrationen nach einer veränderten Kennzahlenlogik nach § 48 a SGB II 
abgebildet.  Als Integration zählt die Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Tätigkeit, der  Beginn einer  
Berufsausbildung (betrieblich, außerbetrieblich + schulisch) und die Aufnahme einer selbständigen  Tätigkeit.
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4.3. Stiftung „Von Schulen – Für Schulen“ rechtsfähige Stiftung bür-
gerlichen Rechts 
 
Stiftung „Von Schulen – Für Schulen“ 
 
Telefon 0641/9390-1828, 
E-Mail: hans-otto.gerhard@lkgi.de  
 

           

 
Stiftungszweck und öffentlicher Zweck 
Förderung von Erziehung, Volks- und Berufsbildung sowie die Förderung des Umweltschutzes.  

Die Förderung von Erziehung, Volks- und Berufsbildung soll z.B. verwirklicht werden  
o durch die Durchführung von Arbeitsgemeinschaften für Schüler außerhalb des Unter-

richts;  
o durch Anschaffung für den Schulunterricht zusätzlicher nützlicher Gegenstände;  
o durch Erweiterung der naturwissenschaftlichen Sammlungen in Erziehungseinrichtun-

gen; durch kindgerechte Gestaltung von Außenanlagen an Erziehungseinrichtungen;  
o durch Unterrichtung von Schülern zum Thema Gesundheitsförderung im Rahmen des 

Unterrichts an Erziehungseinrichtungen 
o durch Anschaffung von nicht zur Grundausstattung gehörenden Schülerversuchsgeräten 

Die Förderung des Umweltschutzes soll z.B. verwirklicht werden durch Durchführung oder Un-
terstützung von Maßnahmen zu Steigerung der Energieeffizienz oder zur Reduzierung des CO2 
Ausstoßes an Schulen, sowie von Maßnahmen zur Förderung regenerativer Energienutzung. 

Über die Stiftung soll die Investitionstätigkeit im Rahmen der energetischen Nutzung der Dächer 
der kreiseigenen Liegenschaften umgesetzt werden.  
 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Stiftungszweck. 
 
 
 
Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse  

Rechtsform Rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts. 

Gründung 29.06.2010  

Satzung 29.06.2010 
 

Vermögen 50.000,00 € 

Anerkennung Anerkennung durch Stiftungsurkunde vom 20.07.2010 durch das 
Regierungspräsidium Gießen 

Steuerliche Verhältnis-
se 

Laut vorläufiger Bescheinigung vom 29.12.2010 dient die Kör-
perschaft nach der eingereichten Satzung ausschließlich und 
unmittelbar steuerbegünstigten Zwecken im Sinne der §§ 51 bis 
68 AO. 
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Organe der Gesellschaft 

Stiftungsvorstand 

Der Stiftungsvorstand besteht aus je einem Vertreter der im Kreistag des Landkreises Gießen 
vertretenen Fraktionen/Gruppen. 
 

Dr. Christiane Schmahl, Bündnis 90/Grünen Vorsitzende    ab 28.09.2011 
Siegfried Fricke, CDU Vorsitzender   bis 27.09.2011 
Anita Schneider, Landrätin, SPD stellv. Vorsitzende 
 
Dirk Oßwald, Erster Kreisbeigeordneter, FWG 
Dr. Christiane Schmahl, Bündnis 90/Grünen (danach Vorsitzende)   bis 27.09.2011 
Jan-Erick Walb, CDU     ab 28.09.2011 
Harald Scherer, FDP     ab 28.09.2011 
Franz-Gerd Richarz, FDP     bis 27.09.2011 
Denis Stephan, die Linke     ab 28.09.2011 
Ralph Thannhbäuser, Die Linke     bis 27.09.2011 
Matthias Tampe-Haverkock, Piratenpartei     ab 28.09.2011 
 
 
 

 

Stiftungsrat 

Der Stiftungsrat besteht aus den Mitgliedern des nach Hessischen Landkreisordnung zu bilden-
den Finanzausschusses des Kreistags des Landkreises Gießen 

 

Matthias Klose     Vorsitzende   ab 15.09.2011 
Dr. Sven Simon     Vorsitzender   bis 14.09.2011 
Annette Bergen-Krause    stellv. Vorsitzende 
 
Stefan Bechthold  
 
Gabriele Ohm-Goltze         bis 14.09.2011 
Peter Pilger 
Karl-Heinz Schäfer 
Heinz-Peter Haumann        ab 15.09.2011 
Siegbert Damaschke         bis 14.09.2011 
Lars-Burkhard Steinz         ab 15.09.2011 
Dr. Petra Kolmer         bis 14.09.2011 
Matthias Klose (danach Vorsitzender)      bis 14.09.2011 
Klaus Peter Möller         ab 15.09.2011 
Franziska Lodde         bis 14.09.2011 
Frank Ide 
Erhard Reinl 
Matthias Knoche         ab 15.09.2011 
Geronimo Sanchez Miguel        ab 15.09.2011 
Hubert Blöhs-Michaelis        bis 14.09.2011 
Andreas Becker         bis 14.09.2011 
 
Nachrichtlich: 
Reinhard Peter         ab 25.01.2012 
Lars-Burkhard Steinz         bis 24.01.2012 
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Geschäftsführung 

Hans-Otto Gerhard 
 
 

 

Auswirkungen auf den Kreishaushalt und bestellte Sicherheiten 

     2011       2010 

Ausgaben   

Einzahlung Vermögen Stiftung 0 € 50.000 € 

 

Der Landkreis übernimmt gemäß Beschluss des Kreistages vom 13.12.2010, beschränkt auf 
den Zeitraum von maximal 20 Jahren eine Ausfallbürgschaft für alle Ansprüche, die der Spar-
kasse Gießen aus der Gewährung des Darlehens in Höhe von 125.000,00 Euro gegen die Stif-
tung „Von Schulen – Für Schulen“ gemäß der Schuldurkunde vom 16.04.2012 zustehen oder 
noch zustehen werden. Die Übernahme der Bürgschaft vom 02.05.2012 wurde am 11.10.2012 
durch das Regierungspräsidium Gießen genehmigt. 
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5. Prüfung nach § 121 Abs. 7 Hessische Gemeindeordnung  
 
Gemäß § 121 Abs. 7 HGO soll mindestens einmal in jeder Wahlzeit eine kommunale Gebiets-
körperschaft ihre eigenen wirtschaftlichen Betätigungen überprüfen. Dabei soll insbesondere 
geprüft werden, ob die Voraussetzungen des § 121 Abs. 1 HGO im Einzelfall vorliegen und in-
wieweit diese Tätigkeiten privaten Dritten übertragen werden können. In der Betrachtung wer-
den die Beteiligungen berücksichtigt, die in den Kapitel 3 des Beteiligungsberichtes dargestellt 
werden sowie auch die Beteiligungen, die bis zum Redaktionsschluss des jeweiligen Beteili-
gungsberichtes im Beteiligungsportfolio des Landkreises Gießen hinzugekommen sind. Die 
sonstigen Mitgliedschaften und die Stiftung werden nicht in die Betrachtung einbezogen. 
 
Die Prüfung erfolgt für die Kreisverwaltung Gießen ab dem Beteiligungsbericht für das Ge-
schäftsjahr 2010 mit der Erstellung des Beteiligungsberichtes. Mit der Behandlung des Beteili-
gungsberichtes im Kreistag wird über das Vorliegen der Voraussetzungen des § 121 Abs. 1 
HGO für die Beteiligungen entschieden, die bis zum Redaktionsschluss des jeweiligen Beteili-
gungsberichtes bestehen. 
  
Das zusammenfassende Prüfungsergebnis zu der Frage, ob die wirtschaftliche Betätigung der 
einzelnen Beteiligungen im Sinne des § 121 HGO gerechtfertigt ist, wird auf der folgenden Seite 
dargestellt. Bei der Prüfung wird jede Beteiligung unter Berücksichtigung von § 121 Abs. 2 HGO 
zuerst daraufhin untersucht, ob eine wirtschaftliche oder keine wirtschaftliche Tätigkeit vorliegt.  
 
Sofern eine Betätigung nichtwirtschaftlich ist, müsste an sich nicht weiter geprüft werden, ob die 
Betätigung nach § 121 Abs. 1 HGO zulässig ist, da die entsprechenden Bedingungen nur bei 
einer wirtschaftlichen Betätigung erfüllt sein müssen. Abgesehen von dem ab 2013 bestehen-
den Servicetrieb – der als Selbstversorgerbetrieb eindeutig nicht wirtschaftlich tätig ist - werden  
die übrigen nichtwirtschaftlichen Betätigungen dennoch der Vollständigkeit halber und als Basis 
für die politische Entscheidung über die Fortführung der Beteiligung gemäß § 121 Abs. 7 auch 
daraufhin untersucht, ob die Bedingungen des § 121 Abs. 1 erfüllt sind. 
So wird gefragt, ob der Bestandsschutz greift, d.h. ob die Tätigkeit bereits vor dem 01.04.2004 
ausgeübt worden ist, wodurch die Tätigkeit ohne die in § 121 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 genannten 
Bedingungen zulässig wäre. Wenn der Bestandsschutz gegeben ist, ist nicht zu prüfen, ob der 
Zweck nicht ebenso gut und wirtschaftlich durch einen privaten Dritten erfüllt werden kann. 
Dann ist die Betätigung nur dahingehend zu untersuchen, ob der öffentliche Zweck gerechtfer-
tigt ist und ob die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur Leis-
tungsfähigkeit der Gemeinde und zum voraussichtlichen Bedarf steht. Das ist insbesondere 
dann der Fall, wenn die Kommune jederzeit in der Lage ist, das Unternehmen kontrollieren, 
steuern und etwaige finanzielle Risiken tragen zu können.  
Sofern kein Bestandsschutz greift, ist auch zu prüfen, ob der Zweck nicht ebenso gut und wirt-
schaftlich durch einen privaten Dritten erfüllt wird oder erfüllt werden kann. 
 
Von den 25 unmittelbaren und mittelbaren Beteiligungen des Landkreises Gießen, die bis März 
2013 bestehen und deren Fortführung derzeit vorgesehen ist, wurde die Betätigung von 10 Be-
teiligungen als nichtwirtschaftliche Betätigung eingestuft. Insgesamt unterliegen nur 5 Beteili-
gungen – nämlich die RegioMit Regionalfonds Mittelhessen GmbH, die Region Vogelsberg Tou-
ristik GmbH, die Beteiligungsgesellschaft Breitband Gießen mbH, die Breitband Gießen GmbH 
und das Regionalmanagement Mittelhessen GmbH - nicht dem Bestandsschutz des § 121 Abs. 
1 Satz 2 HGO. Das Beteiligungsportfolio des Landkreises Gießen wurde seit dem 01.04.2004 
um diese fünf Beteiligungen und um den Servicebetrieb als Organisation, die sich nichtwirt-
schaftlich betätigt,  erweitert. Bei den fünf Beteiligungen, die seit dem 01.04.2004 zusätzlich 
bestehen und sich wirtschaftlich betätigen, ergab die Prüfung, dass der Zweck nicht ebenso gut 
und wirtschaftlich durch einen privaten Dritten erfüllt werden kann. 
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Es kann festgestellt werden, dass keine gesetzliche Notwendigkeit bestehen dürfte, dass der 
Landkreis Gießen sich von einer oder von mehren Beteiligungen trennt.  
 
Dennoch ist darauf hinzuweisen, dass es neben der Abwägung der in der Prüfung dargestellten 
fachlichen Argumente insbesondere eine politische Entscheidung ist, ob die Betätigung nach 
Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraus-
sichtlichen Bedarf stehend angesehen wird und ob das Portfolio in der bestehenden Form und 
zu bestehenden Bedingungen fortgeführt werden soll. Gerade in Bereichen in denen der Land-
kreis Zuschüsse oder Umlagen leistet, ist es eine Frage der Setzung von Prioritäten unter Be-
rücksichtigung der begrenzten Ressourcen. Die Beantwortung der Frage, ob die Betätigung 
nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum vor-
aussichtlichen Bedarf steht, wird davon beeinflusst, welcher Stellenwert der jeweiligen Betäti-
gung eingeräumt werden soll.  
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 Handelt es 

sich um eine 
wirtschaftliche 
Betätigung 
gem. § 121 
HGO? 

Fällt die Betätigung unter 
den Bestandsschutz nach 
§ 121 Abs. 1 Satz 2 HGO?    
(Tätigkeit wurde vor dem 
01.04.2004 ausgeübt) 

Ist der Öf-
fentliche 
Zweck er-
füllt?  

Steht die Betätigung nach Art 
und Umfang in einem ange-
messenen Verhältnis zur Leis-
tungsfähigkeit? 

Wenn der Bestandsschutz 
nach § 121 Abs 1 Satz 2 nicht 
besteht: Kann der Zweck nicht 
ebenso gut und wirtschaftlich 
durch einen privaten Dritten 
erfüllt werden?  

ZAUG Recycling GmbH nein (§ 121 
Abs. 2 Satz 1 
Ziffer 2) 

nicht relevant/ ja* 
 

nicht relevant 
/ ja* 
 

nicht relevant / ja* 
 

nicht relevant 

ZR Holzrecycling GmbH nein (§121  
Abs. 2 Satz 1 
Ziffer 2) 

nicht relevant / ja* 
 

nicht relevant 
/ ja* 
 

nicht relevant / ja* 
 

nicht relevant 

Beteiligungsgesell-
schaftBreitband Gießen 
mbH 

ja nein ja ja nein 

Breitband Gießen GmbH  ja nein  ja ja nein 

Zweckverband Ober-
hessische Versorgungs-
betriebe 

ja ja ja ja  nicht relevant 

Oberhessische Versor-
gungs- und Verkehrsge-
sellschaft mbH 

ja ja ja ja nicht relevant 

Oberhessische Versor-
gungsbetriebe AG 

ja ja ja ja nicht relevant 

ovag Energie AG ja ja ja ja nicht relevant 

ovag Netz AG ja ja  ja ja nicht relevant 

 

*Betrachtung erfolgt, obwohl eine weitere Prüfung der Bedingungen für eine zulässige wirtschaftliche Betätigung nicht notwendig ist, da keine wirtschaftliche Betätigung vorliegt, der 
Vollständigkeit halber und als Basis für die politische Entscheidung über die Fortführung der Beteiligung. 
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 Handelt es 
sich um eine 
wirtschaftliche 
Betätigung 
gem. § 121 
HGO? 

Fällt die Betätigung unter 
den Bestandsschutz nach 
§ 121 Abs. 1 Satz 2 HGO?    
(Tätigkeit wurde vor dem 
01.04.2004 ausgeübt) 

Ist der Öf-
fentliche 
Zweck er-
füllt?  

Steht die Betätigung nach Art 
und Umfang in einem ange-
messenen Verhältnis zur Leis-
tungsfähigkeit? 

Wenn der Bestandsschutz 
nach § 121 Abs 1 Satz 2 HGO 
nicht besteht: Kann der Zweck 
nicht ebenso gut und wirt-
schaftlich durch einen priva-
ten Dritten erfüllt werden?  

VGO Verkehrsgesell-
schaft Oberhessen mbH 

ja ja  ja ja nicht relevant 

Zweckverband Mittel-
hessische Wasserwerke 

nein (§ 121 
Abs. 2 Satz 1 
Ziffer 1) 

nicht relevant / ja* 
 

nicht relevant 
/ ja* 
 

nicht relevant / ja* 
 

nicht relevant 

Rhein-Main-
Verkehrsverbund GmbH 

nein (§ 121 
Abs. 2 Satz 1 
Ziffer 1) 

nicht relevant / ja* 
 

nicht relevant 
/ ja* 
 

nicht relevant / ja* 
 

nicht relevant 

Servicebetrieb Landkreis 
Gießen 

nein (§ 121 
Abs. 2 Satz  1 
Ziffer 3) 

nicht relevant nicht relevant  nicht relevant nicht relevant 

ZAUGg GmbH nein nicht relevant / ja* 
 

nicht relevant 
/ ja* 
 

nicht relevant/  
ja* (unter Vorbehalt der Prioritä-
tensetzung) 

nicht relevant 

Technologie- und Inno-
vationszentrum GmbH 

ja ja ja ja  nicht relevant 

RegioMit Regionalfonds 
Mittelhessen GmbH 

ja nein ja  ja nein 

Sparkassen-
zweckverband 

ja ja ja ja nicht relevant 

Sparkasse Gießen ja ja ja ja nicht relevant 

Regionalmanagement 
Mittelhessen GmbH  

ja nein ja ja nein 

 
*Betrachtung erfolgt, obwohl eine weitere Prüfung der Bedingungen für eine zulässige wirtschaftliche Betätigung nicht notwendig ist, da keine wirtschaftliche Betätigung vorliegt, der 
Vollständigkeit halber und als Basis für die politische Entscheidung über die Fortführung der Beteiligung. 
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 Handelt es 

sich um eine 
wirtschaftliche 
Betätigung 
gem. § 121 
HGO? 

Fällt die Betätigung unter 
den Bestandsschutz nach 
§ 121 Abs. 1 Satz 2 HGO?    
(Tätigkeit wurde vor dem 
01.04.2004 ausgeübt) 

Ist der Öf-
fentliche 
Zweck er-
füllt?  

Steht die Betätigung nach Art 
und Umfang in einem ange-
messenen Verhältnis zur Leis-
tungsfähigkeit? 

Wenn der Bestandsschutz 
nach § 121 Abs 1 Satz 2 
HGO nicht besteht: Kann der 
Zweck nicht ebenso gut und 
wirtschaftlich durch einen 
privaten Dritten erfüllt wer-
den?  

ekom21 – Kommunales 
Gebietsrechenzentrum 
Hessen 

ja ja  ja ja nicht relevant 

Stadttheater Gießen 
GmbH 

nein (§ 121 
Abs. 2 Satz 1 
Ziffer 2) 

nicht relevant / ja* 
 

nicht relevant 
/ ja* 
 

nicht relevant /  
ja* (unter Vorbehalt der Prioritä-
tensetzung) 

nicht relevant 

Region Vogelsberg Tou-
ristik GmbH 

ja nein ja  ja (unter Vorbehalt der Prioritä-
tensetzung) 

nein 

Wasserverband Nidda nein (§ 121 
Abs. 2 Satz 1 
Ziffer 1) 

nicht relevant / ja* 
 

nicht relevant 
/ ja* 
 

nicht relevant / ja* nicht relevant 

Zweckverband Natur-
park Hochtaunus 

nein (§ 121 
Abs. 2 Satz 1 
Ziffer 2) 

nicht relevant / ja* 
 

nicht relevant 
/ ja* 
 

nicht relevant /  
ja* (unter Vorbehalt der Prioritä-
tensetzung) 

nicht relevant 

Zweckverband Natur-
park Hoher Vogelsberg 

nein (§ 121 
Abs. 2 Satz 1 
Ziffer 2) 

nicht relevant / ja* 
 

nicht relevant 
/ ja* 
 

nicht relevant /  
ja* (unter Vorbehalt der Prioritä-
tensetzung) 

nicht relevant 

 
 
*Betrachtung erfolgt, obwohl eine weitere Prüfung der Bedingungen für eine zulässige wirtschaftliche Betätigung nicht notwendig ist, da keine wirtschaftliche Betätigung vorliegt, der 
Vollständigkeit halber und als Basis für die politische Entscheidung über die Fortführung der Beteiligung. 
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6. Anhang 
 
6.1. Anhang allgemein 
6.1.1. Rechts- und Organisationsformen  
 
Im Folgenden soll ein kurzer Überblick über Rechts- und Organisationsformen der Beteiligun-
gen und Mitgliedschaften des Landkreises Gießen gegeben werden: 
 
Rechtsformen des Privatrechts 
 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
Eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) ist eine juristische Person des Privatrechts, 
an der sich andere juristische Personen oder natürliche Personen mit einer Kapitaleinlage betei-
ligen. Die Gesellschafter sind mit Einlagen auf das in Stammanteile zerlegte Stammkapital be-
teiligt, ohne persönlich für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft zu haften. Als Ausgleich für die 
fehlende Haftung muss eine GmbH mit einem Stammkapital von mindestens 25.000 € ausges-
tattet sein. Die Gesellschaftsform ermöglicht geschäftliche Vorhaben mit begrenzbarem Risiko. 
Die Organe der Gesellschaften mit beschränkter Haftung sind die Gesellschafterversammlung 
und die Geschäftsführung. Die Bildung eines Aufsichtsrates ist nach dem Gesellschaftsrecht 
freigestellt. Diese Rechtsform kommt im kommunalen Bereich sehr häufig vor, da das GmbH-
Recht den Gesellschaftern große Gestaltungsspielräume ermöglicht (z.B. Ausgestaltung der 
Satzung).  
 
 
Aktiengesellschaften 
Aktiengesellschaften (AG) sind Gesellschaften mit eigener Rechtspersönlichkeit, die ein in Akti-
en zerlegtes Grundkapital aufweisen. Die Gesellschafter (Aktionäre) sind mit einem Teil des 
Grundkapitals beteiligt ohne persönlich für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft zu haften. 
Organe der Aktiengesellschaft sind der Vorstand, die Hauptversammlung und der Aufsichtsrat. 
 
Im Gegensatz zu Gesellschaften mit beschränkter Haftung sieht das Aktienrecht für Aktienge-
sellschaften umfangreiche Regelungen und Formvorschriften vor. Für ergänzende/individuelle 
Ausgestaltungen des Vertragsverhältnisses der Aktionäre bleibt wenig Raum.  
 
Die AG ist eine für Großunternehmen geeignete Gesellschaftsform, da unter anderem ein gro-
ßer Kapitalbedarf durch den Verkauf von Gesellschaftsanteilen an eine Vielzahl von Personen 
gedeckt werden kann, das Risiko der an der Gesellschaft beteiligten Kapitalgeber begrenzt ist 
und die Bindung der Aktionäre lose ist, so dass die AG als juristische Person sehr weitgehend 
selbständig tätig werden kann. 
 
Für die Wahrnehmung kommunaler Aufgaben ist die AG nicht unbedingt eine geeignete Gesell-
schaftsform, zumal die Möglichkeit der breiten Streuung von Kapitalanteilen meist nicht erfor-
derlich ist. 
 
 
Eingetragene Vereine 
Vereine sind auf Dauer angelegte freiwillige Zusammenschlüsse von mindestens sieben Perso-
nen zur Erreichung eines gemeinsamen Zweckes, wobei der Zweck vom jeweiligen Mitglieder-
bestand unabhängig ist. Organe bei den Vereinen sind die Mitgliederversammlung und der Vor-
stand. Die Rechtsfähigkeit wird durch Eintragung in das Vereinsregister beim zuständigen 
Amtsgericht erlangt. 
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Rechtsformen des öffentlichen Rechts 
 
Körperschaften des öffentlichen Rechts 
Körperschaften des öffentlichen Rechts unterscheiden sich von den Körperschaften des Privat-
rechts dadurch, dass sie öffentlich-rechtlich organisiert sind und öffentlich-rechtlich handeln 
können. Körperschaften des öffentlichen Rechts sind unabhängig vom Wechsel der Mitglieder 
bestehende Organisationen, die ihre Rechtssubjektivität einem Hoheitsakt verdanken. Ihre Ver-
fassung ist öffentliches Recht. Im Folgenden werden Zweckverbände und Wasser- und Boden-
verbände als Formen von Körperschaften des öffentlichen Rechts vorgestellt: 
 
 

Zweckverbände 
Mit Zweckverband werden im Kommunalrecht Körperschaften des öffentlichen Rechts bezeich-
net, zu denen sich die Gemeinden und Landkreise zur Wahrnehmung einzelner Aufgaben zu-
sammenschließen. Die Art der Finanzierung wird in der Satzung geregelt und erfolgt je nach 
Aufgabe durch Erwirtschaftung eigener Einnahmen z.B. Gebühren, Zuweisungen oder Umla-
gen. Zweckverbände sind die bekannteste und häufigste Form interkommunaler Kooperation. 
Zweckverbände verwalten ihre Angelegenheiten im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwor-
tung. Organe des Zweckverbandes sind der Verbandsvorstand und die Verbandsversammlung. 
Die Einzelheiten ergeben sich aus dem Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit (KGG).  
 
 
Wasser- und Bodenverbände 
Wasser- und Bodenverbände sind den Zweckverbänden ähnliche Körperschaften des öffentli-
chen Rechts, denen das Recht zur Selbstverwaltung eingeräumt wird. Im Gegensatz zu den 
Zweckverbänden, in denen grundsätzlich nur Gebietskörperschaften Mitglieder sein können, 
kommen bei Wasser- und Bodenverbänden auch natürliche und andere juristische Personen in 
Betracht. Ein weiterer Unterschied besteht darin, dass Wasser- und Bodenverbände nur für 
bestimmte Aufgaben im Bereich der Wasser- und Bodenbewirtschaftung gegründet werden 
können. Die Einzelheiten ergeben sich aus dem Gesetz über Wasser- und Bodenverbände 
(Wasserverbandsgesetz – WVG). 
 
 
 
Anstalt öffentlichen Rechts 
Anstalten des öffentlichen Rechts sind juristische Personen des öffentlichen Rechts, die von 
einem Verwaltungsträger zur Erfüllung einer besonderen Verwaltungsaufgabe errichtet werden. 
Sie werden durch ein Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes errichtet, verändert und aufgelöst.  
Von der Körperschaft des öffentlichen Rechts unterscheiden sich Anstalten dadurch, dass sie 
keine Mitglieder aufnehmen, sondern lediglich eine Benutzungsmöglichkeit bieten. 
Rechtlich selbstständige Anstalten können durch die Kommunen nur aufgrund eines speziellen 
Gesetzes gebildet werden. Diese Rechtsform ist in der kommunalen Praxis vor allem bei den 
nicht als privatrechtliche Gesellschaften organisierten Kreditinstituten zu finden, z.B. die Spar-
kassen. Organe sind der Vorstand, der die laufenden Geschäfte führt und der Verwaltungsrat 
als Kontrollorgan, dessen Vorsitzender regelmäßig der Spitzenbeamte der kommunalen Ge-
bietskörperschaft ist.  
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6.1.2. Begriffsdefinitionen 
 
Anlagedeckungsgrad 2 

 
Eigenkapital II + langfr. Fremdkapital ) x 100 

Anlagevermögen 
 

Bei dem Anlagedeckungsgrad 2 wird untersucht, 
ob das Anlagevermögen durch das Eigenkapital 
und das langfristige Fremdkapital abgedeckt 
wird. Je größer die Anlagendeckung ist, umso 
solider ist die Finanzierung. Für die Kennzahl der 
Anlagendeckung sind nur branchenbezogene 
Aussagen ableitbar. 

 
 
 
Anlageintensität  

 
Anlagevermögen x 100 

Gesamtvermögen 
 

Die Anlageintensität entspricht dem Anteil des 
Anlagevermögens an der Bilanzsumme und 
ermöglicht somit Aussagen zum Vermögensauf-
bau. Je höher die Anlagenintensität ist, umso 
höher ist die Belastung mit fixen Kosten, insbe-
sondere Abschreibungen und Zinsen. 
 

 
 
 
Cashflow 

Jahresüberschuss 
+   Abschreibungen 
+/- Veränderungen Rückstellungen  

 für Pensionen und andere langfristige   
Rückstellungen 

+/- Veränderungen Sonderposten  
mit Rücklageanteil 

 
 

Bei dem Cashflow handelt es sich um eine fi-
nanzielle Stromgröße, die den in einer Periode 
erfolgswirksam erwirtschafteten Zahlungsmittel-
überschuss angeben soll. Der Cashflow ist Aus-
druck der Innenfinanzierungskraft eines Unter-
nehmens. Im Rahmen des vorliegenden Beteili-
gungsberichtes wird der Cashflow in der links 
dargestellten Form berechnet. 
 

 
 
 
Eigenkapital 

 
Eigenkapital I   
=Bilanzposten gemäß § 266 HGB 
 
I. Gezeichnetes Kapital 
II. Kapitalrücklage 
III. Gewinnrücklage 
IV. Gewinnvortrag / Verlustvortrag 
V. Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag 

 

Eigenkapital sind Mittel, die von dem Eigentümer 
einer Unternehmung unbefristet zur Verfügung 
gestellt werden.  Eigenkapital kann einem Unter-
nehmen von außen (Kapitalerhöhung durch Ein-
lagen) oder von innen (Verzicht auf Gewinnaus-
schüttung) zugeführt werden.  
 
In diesem Bericht wird für Zwecke der Bilanzana-
lyse zwischen Eigenkapital I und Eigenkapital II 
unterschieden.  

 

Eigekapital II  
 
 Eigenkapital I  
 +  Eigenkapitalanteil des 
     Sonderpostens mit Rücklageanteil 

 

Für Zwecke der Bilanzanalyse wird das Eigen-
kapital I um den Eigenkapitalanteil des Sonder-
postens mit Rücklageanteil (Sonderposten für 
Investitionszuschüsse, empfangene Ertragszu-
schüsse) erweitert. Der Sonderposten mit Rück-
lageanteil wird in der Handelsbilanz nach dem 
Eigenkapital und vor den Rückstellungen aus-
gewiesen. Aus Gründen der Vereinfachung wird 
dieser Posten zumeist zu ca. 50% als wirtschaft- 
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liches Eigenkapital und zu 50 % als Steuerrück-
stellung dem mittelfristigen Fremdkapital zuge-
ordnet. Im vorliegenden Beteiligungsbericht wird 
der Sonderposten zum Teil zu 100% dem wirt-
schaftlichen Eigenkapital zugerechnet. Dies ge-
schieht in den Fällen, wenn grundsätzlich keine 
bzw. nur eine geringfügige Ertragssteuer anfällt. 
 

 
 
 

 

Eigenkapitalquote   
 

Eigenkapitalquote I = Eigenkapital I x 100 
                                 Gesamtkapital 

 
Eigenkapitalquote II = Eigenkapital II x 100 

                                 Gesamtkapital 
 

Die Eigenkapitalquote gibt den Anteil der Kapi-
talbeträge wieder, der innerhalb des Gesamtka-
pitals dem Unternehmen als Eigenkapital dauer-
haft zur Verfügung steht. Je höher die Eigenkapi-
talquote, desto höher ist die finanzielle Sicherheit 
und Unabhängigkeit des Unternehmens. Sofern 
Sonderposten mit Rücklageanteil vorhanden 
sind, wird zwischen Eigenkapitalquote I und Ei-
genkapitalquote II unterschieden.  
 

 

 
 
 
Eigenkapitalrentabilität 

 
Jahresüberschuss x  100 

Eigenkapital 

Die Rentabilität des Eigenkapitals ist das Ver-
hältnis von Jahresüberschuss zu Eigenkapital. 
Die Eigenkapitalrentabilität gibt an, in welcher 
Höhe sich das eingesetzte Eigenkapital im Ge-
schäftsjahr verzinst hat. 

 
 
 
 
Fremdkapital 

Langfristiges Fremdkapital 
• Verbindlichkeiten mit einer               

Restlaufzeit > 5 Jahren 
• Rückstellungen für Pensionen und ähnli-

che Verpflichtungen 
 
Mittelfristiges Fremdkapital 

• Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit 
>1Jahr und zugleich < 5 Jahre 

• Fremdkapitalanteil der Sonderposten mit 
Rücklageanteil 

 
Kurzfristiges Fremdkapital 

• Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit < 
1 Jahr 

• Sonstige Rückstellungen  
• Passive Rechnungsabgrenzungsposten 

 

Fremdkapital ist die Gesamtsumme der über die 
Fremdfinanzierung aufgenommenen Geldmittel. 
Nach der Fristigkeit ist zwischen kurz-, mittel- 
und langfristigem Fremdkapital zu unterscheiden 
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Gesamtkapitalrentabilität 

 
 
 

(Jahresüberschuss + Zinsen für Fremdkapital) x 100 
Gesamtkapital 

Die Rentabilität des Gesamtkapitals setzt den 
Jahresüberschuss zuzüglich Zinsaufwand zum 
Gesamtkapital ins Verhältnis. Die Gesamtkapi-
talrentabilität zeigt an, welche Rendite das im 
Unternehmen gebundene Kapital erbracht hat. 
Die Kennzahl ermöglicht eine von der Kapital-
struktur der Betriebe unabhängige Beurteilung 
der Ertragskraft. 
 

 
 
 
Liquidität 2. Grades 

 
 
 

Monetäres Umlaufvermögen x 100 
kurzfristiges Fremdkapital 

Zur Charakterisierung der kurzfristigen Liquidi-
tätssituation verwendet man im Fall der be-
standsorientierten Liquiditätsanalyse soge-
nannte Liquiditätsgrade, die sich durch die 
Fristigkeiten unterscheiden. Die Liquidität 2. 
Grades gibt eine Bewertung, wie das Unter-
nehmen auf kurze Sicht seinen Zahlungsver-
pflichtungen nachkommen kann. Die Liquidität 
2. Grades zeigt, inwiefern kurzfristiges Fremd-
kapital durch das monetäre Umlaufvermögen 
abgedeckt ist. 

 
 
 
Monetäres Umlaufvermögen 
 

• Forderungen und sonstige                          
Vermögensgegenstände                               
(<1 Jahr – sofern aus Bilanz erkennbar) 

• Wertpapiere 
• Flüssige Mittel 
• Aktive Rechnungsabgrenzung  

 

 

 
 
 
 
Personalintensität 

 
Personalaufwand x 100 

Gesamtleistung 

Bei der Personalintensität  wird der Personal-
aufwand ins Verhältnis zur Gesamtleistung 
eines Unternehmens gesetzt.  Die Kennzahl 
gibt an, wie personalintensiv das Unternehmen 
arbeitet. 
 

 
 

 

 

 
 



Landkreis Gießen       
Beteiligungsbericht  -147-                                          Anhang  –  Allgemein 
_________________________________________________________________________________________________________        

 

 
 

6.1.3. Gesetzliche Grundlagen 
 
6.1.3.1. Auszüge aus der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) 
 
§ 121 Wirtschaftliche Betätigung 

(1) Die Gemeinde darf sich wirtschaftlich betätigen, wenn 
1. der öffentliche Zweck die Betätigung rechtfertigt, 
2. die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungs-

fähigkeit der Gemeinde und zum voraussichtlichen Bedarf steht und  
3. der Zweck nicht ebenso gut und wirtschaftlich durch einen privaten Dritten erfüllt wird 

oder erfüllt werden kann.  
Soweit Tätigkeiten vor dem 01. April 2004 ausgeübt wurden, sind sie ohne die in Satz 1 Nr. 
3 genannten Einschränkungen zulässig. 
 

 (1a) Abweichend von Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, Abs. 5 Nr. 1 und § 122 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 dürfen 
Gemeinden sich ausschließlich auf dem Gebiet der Erzeugung, Speicherung und Einspei-
sung erneuerbarer Energien sowie der Verteilung von hieraus gewonnener thermischer 
Energie wirtschaftlich betätigen, wenn die Betätigung innerhalb des Gemeindegebietes oder 
im regionalen Umfeld in den Formen interkommunaler Zusammenarbeit und unter Beteili-
gung privater Dritter erfolgt. Die Beteiligung der Gemeinden soll dabei einen Anteil von 50 
Prozent nicht übersteigen. Die wirtschaftliche Beteiligung der Einwohner soll ermöglicht 
werden. Ist trotz einer Markterkundung die geforderter Beteiligung privater Dritter und Ein-
wohner nicht zu erreichen, kann die Gemeinde ihren Anteil an der neuen Gesellschaft ent-
sprechend steigern. Die Ergebnisse der Markterkundung in der Aufsicht vorzulegen. Die 
wirtschaftliche Betätigung nach dieser Vorschrift ist in besonderer Weise dem Grundsatz 
der Wirtschaftlichkeit zu unterwerfen. Die wirtschaftlichen Ergebnisse dieser Betätigung 
sind einmal jährlich der Gemeindevertretung vorzulegen.  

 

(1b) Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 1a dienen auch dem Schutz privater Dritter, soweit sie sich entspre-
chend wirtschaftlich betätigen oder betätigen wollen. Betätigungen nach § 121 Abs. 1 Satz 
2 bleiben hiervon unberührt. 
 

(2) Als wirtschaftliche Betätigung gelten nicht Tätigkeiten  
1. zu denen die Gemeinde gesetzlich verpflichtet ist, 
2. auf den Gebieten des Bildungs-, Gesundheits- und Sozialwesens, der Kultur, des 

Sports, der Erholung der Abfall- und Abwasserbeseitigung sowie 
3. zur Deckung des Eigenbedarfs. 
 

Auch diese Unternehmen und Einrichtungen sind, soweit es mit ihrem öffentlichen Zweck 
vereinbar ist, nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu verwalten und können entspre-
chend den Vorschriften über die Eigenbetriebe geführt werden. 

 

(3) Die für das Kommunalrecht zuständige Ministerin oder der hierfür zuständige Minister kann 
durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Unternehmen und Einrichtungen, die Tätigkeiten 
nach Abs. 2 wahrnehmen und die nach Art und Umfang eine selbständige Verwaltung und 
Wirtschaftsführung erfordern, ganz oder teilweise nach den für die Eigenbetriebe geltenden 
Vorschriften zu führen sind; hierbei können auch Regelungen getroffen werden, die von ein-
zelnen für die Eigenbetriebe geltenden Vorschriften abweichen. 

 

(4) Ist eine Betätigung zulässig, sind verbundene Tätigkeiten, die üblicherweise im Wettbewerb 
zusammen mit der Haupttätigkeit erbracht werden, ebenfalls zulässig; mit der Ausführung  
dieser Tätigkeiten sollen private Dritte beauftragt werden, soweit das nicht unwirtschaftlich 
ist. 
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(5) Die Betätigung außerhalb des Gemeindegebietes ist zulässig, wenn 

1. bei wirtschaftlicher Betätigung die Voraussetzungen des Abs. 1 vorliegen und 
2. die berechtigten Interessen der betroffenen kommunalen Gebieteskörperschaften ge-

wahrt sind. Bei gesetzlich liberalisierten Tätigkeiten gelten nur die Interessen als be-
rechtigt, die nach den maßgeblichen Vorschriften eine Einschränkung des Wettbewerbs 
zulassen. 

 

(6) Vor der Entscheidung über die Errichtung, Übernahme oder wesentlichen Erweiterung von 
wirtschaftlichen Unternehmen sowie über eine unmittelbare oder mittelbare Beteiligung ist 
die Gemeindevertretung auf der Grundlage einer Markterkundung umfassend über die 
Chancen und Risiken der beabsichtigten unternehmerischen Betätigung sowie über deren 
zu erwartende Auswirkungen auf das Handwerk und die mittelständische Wirtschaft zu un-
terrichten. Vor der Befassung in der Gemeindevertretung ist den örtlichen Handwerkskam-
mern, Industrie- und Handelskammern sowie Verbänden Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben, soweit ihr Geschäftsbereich betroffen ist. Die Stellungnahmen sind der Gemeinde-
vertretung zur Kenntnis zu geben. 

 

(7) Die Gemeinden haben mindestens einmal in jeder Wahlzeit zu prüfen, inwieweit ihre wirt-
schaftliche Betätigung noch die Voraussetzungen des Abs. 1 erfüllt und inwieweit die Tätig-
keiten privaten Dritten übertragen werden können. 

 

(8) Wirtschaftliche Unternehmen der Gemeinde sind so zu führen, dass sie einen Überschuss 
für den Haushalt der Gemeinde abwerfen, soweit dies mit der Erfüllung des öffentlichen 
Zwecks in Einklang zu bringen ist. Die Erträge jedes Unternehmens sollen mindestens so 
hoch sein, dass 
1. alle Aufwendungen und kalkulatorischen Kosten gedeckt werden, 
2. die Zuführungen zum Eigenkapital (Rücklagen) ermöglicht werden, die zur Erhaltung des 

Vermögens des Unternehmens sowie zu seiner technischen und wirtschaftlichen Fort-
entwicklung notwendig sind und  

3. eine marktübliche Verzinsung des Eigenkapitals erzielt wird. 
 

Lieferungen und Leistungen von anderen Unternehmen und Verwaltungszweigen der Ge-
meinde an das Unternehmen sowie Lieferungen und Leistungen des Unternehmens an an-
dere Unternehmen und Verwaltungszweige der Gemeinde sind kostendeckend zu vergüten. 

 

(9) Bankunternehmen darf die Gemeinde nicht errichten, übernehmen oder betreiben. Für das 
öffentliche Sparkassenwesen verbleibt es bei den besonderen Vorschriften.  

 
 
§ 122 Beteiligung an Gesellschaften 

(1) Eine Gemeinde darf eine Gesellschaft, die auf den Betrieb eines wirtschaftlichen Unterneh-
mens gerichtet ist, nur gründen oder sich daran beteiligen, wenn 
1. die Voraussetzungen des § 121 Abs. 1 vorliegen, 
2. die Haftung und die Einzahlungsverpflichtung der Gemeinde auf einen ihrer Leistungs-

fähigkeit angemessenen Betrag begrenzt ist,  
3. die Gemeinde einen angemessenen Einfluss, insbesondere im Aufsichtsrat oder in ei-

nem entsprechenden Überwachungsorgan, erhält, 
4. gewährleistet ist, dass der Jahresabschluss und der Lagebericht, soweit nicht weiterge-

hende gesetzliche Vorschriften gelten oder andere gesetzliche Vorschriften entgegen-
stehen, entsprechend den für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des 
Dritten Buches des Handelsgesetzbuches aufgestellt und geprüft werden. 

 

Die Aufsichtsbehörde kann von den Vorschriften der Nr. 2 bis 4 in besonderen Fällen Aus-
nahmen zulassen. 
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(2) Abs. 1 gilt mit Ausnahme der Vorschriften der Nr. 1 auch für die Gründung einer Gesell-
schaft, die nicht auf den Betrieb eines wirtschaftlichen Unternehmens gerichtet ist, und für 
die Beteiligung an einer solchen Gesellschaft. Darüber hinaus ist die Gründung einer sol-
chen Gesellschaft oder die Beteiligung an einer solchen Gesellschaft nur zulässig, wenn ein 
wichtiges Interesse der Gemeinde an der Gründung oder Beteiligung vorliegt.  

 

(3) Eine Aktiengesellschaft soll die Gemeinde nur errichten, übernehmen, wesentlich erweitern 
oder sich daran beteiligen, wenn der öffentliche Zweck des Unternehmens nicht ebenso gut 
in einer anderen Rechtsform erfüllt werden kann. 

  

(4) Ist die Gemeinde mit mehr als 50 Prozent an einer Gesellschaft unmittelbar beteiligt, so hat 
sie darauf hinzuwirken, dass 
1. in sinngemäßer Anwendung der für die Eigenbetriebe geltenden Vorschriften 

a) für jedes Wirtschaftjahr ein Wirtschaftsplan aufgestellt wird,  
 

b) der Wirtschaftsführung eine fünfjährige Finanzplanung zugrunde gelegt und der 
Gemeinde zur Kenntnis gebracht wird, 

2. nach den Wirtschaftsgrundsätzen (§ 121 Abs. 8) verfahren wird, wenn die Gesellschaft 
ein wirtschaftliches Unternehmen betreibt. 

 

(5) Abs. 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn eine Gesellschaft, an der Gemeinden oder Ge-
meindeverbände mit insgesamt mehr als 50 vom Hundert beteiligt sind, sich an einer ande-
ren Gesellschaft beteiligen will. 

 

(6) Die Gemeinde kann einen Geschäftsanteil an einer eingetragenen Kreditgenossenschaft 
erwerben, wenn eine Nachschusspflicht ausgeschlossen oder die Haftsumme auf einen be-
stimmten Betrag beschränkt ist. 

 

 
§ 123 Unterrichtungs- und Prüfungsrechte 

(1) Ist die Gemeinde an einem Unternehme in dem in § 53 des Haushaltsgrundsätzegesetzes 
in der Fassung vom 19. August 1969 (BGBl. I S. 1273), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
27. Mai 2010 (BGBl. I S. 671), bezeichneten Umfang beteiligt, so hat sie 

 

1. die Rechte nach § 53 Abs. 1 des Haushaltsgrundsätzegesetzes auszuüben, 
2. darauf hinzuwirken, dass ihr und dem für sie zuständigen überörtlichen Prüfungsorgan 

die in § 54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes vorgesehenen Befugnisse eingeräumt 
werden. 

Die Aufsichtsbehörde kann Ausnahmen zulassen.  
 

(2) Ist eine Beteiligung einer Gemeinde an einer Gesellschaft keine Mehrheitsbeteiligung im 
Sinne des § 53 des Haushaltsgrundsätzegesetzes, so soll die Gemeinde darauf hinwirken, 
dass ihr in der Satzung oder im Gesellschaftsvertrag die Befugnisse nach den §§  53 und 54 
des Haushaltsgrundsätzegesetzes eingeräumt werden. Bei mittelbaren Beteiligungen gilt 
dies nur, wenn die Beteiligung den vierten Teil der Anteile übersteigt und einer Gesellschaft 
zusteht, an der die Gemeinde allein oder zusammen mit anderen Gebietskörperschaften mit 
Mehrheit im Sinne des § 53 des Haushaltsgrundsätzegesetzes beteiligt ist. 

 
 

§123a Beteiligungsbericht und Offenlegung 

(1) Die Gemeinde hat zur Information der Gemeindevertretung und der Öffentlichkeit jährlich 
einen Bericht über ihre Beteiligungen an Unternehmen in einer Rechtsform des Privatrechts 
zu erstellen, an denen sie mit mindestens 20 Prozent unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist. 

(2) Der Beteiligungsbericht soll mindestens Angaben enthalten über 
1. den Gegenstand des Unternehmens, die Beteiligungsverhältnisse, die Besetzung der 

Organe und die Beteiligungen des Unternehmens,  
2. den Stand der Erfüllung des öffentlichen Zwecks durch das Unternehmen, 
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3. die Grundzüge des Geschäftsverlaufs, die Ertragslage des Unternehmens, die Kapital-
zuführungen und –entnahmen durch die Gemeinde und die Auswirkungen auf die 
Haushaltswirtschaft, die Kreditaufnahmen, die von der Gemeinde gewährten Sicherhei-
ten, 

4. das Vorliegen der Voraussetzungen des § 121 Abs. 1 für das Unternehmen. 
 

Ist eine Gemeinde in dem in § 53 des Haushaltsgrundsätzegesetzes bezeichneten Umfang 
an einem Unternehmen beteiligt hat sie darauf hinzuwirken, dass die Mitglieder des Ge-
schäftsführungsorgans, eines Aufsichtsrats oder einer ähnlichen Einrichtung jährlich der 
Gemeinde die ihnen jeweils im Geschäftsjahr gewährten Bezüge mitteilen und ihrer Veröf-
fentlichung zustimmen. Diese Angaben sind in den Beteiligungsbericht aufzunehmen. So-
weit die in Satz 2 genannten Personen ihr Einverständnis mit der Veröffentlichung ihrer Be-
züge nicht erklären, sind die Gesamtbezüge so zu veröffentlichen, wie sie von der Gesell-
schaft nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuches in den Anhang zum Jahresab-
schluss aufgenommen werden. 

 

(3) Der Beteiligungsbericht ist in der Gemeindevertretung in öffentlicher Sitzung zu erörtern. Die 
Gemeinde hat die Einwohner über das Vorliegen des Beteiligungsberichtes in geeigneter 
Form zu unterrichten. Die Einwohner sind berechtigt, den Beteiligungsbericht einzusehen. 

 
 
§ 124 Veräußerung von wirtschaftlichen Unternehmen, Einrichtungen und Beteili-
gungen 

(3) Die teilweise oder vollständige Veräußerung einer Beteiligung an einer Gesellschaft oder 
eines wirtschaftlichen Unternehmens sowie andere Rechtsgeschäfte, durch welche die 
Gemeinde ihren Einfluss verliert oder vermindert, sind nur zulässig, wenn dadurch die Erfül-
lung der Aufgaben der Gemeinde nicht beeinträchtigt wird. Das Gleiche gilt für Einrichtun-
gen im Sinne des § 121 Abs. 2. 

 
(4) Abs. 1 gilt entsprechend, wenn eine Gesellschaft, an der Gemeinde und Gemeindeverbän-

de mit mehr als 50 von Hundert beteiligt sind, Veräußerungen sowie andere Rechtsge-
schäfte im Sinne des Abs. 1 vornehmen will. 

 
 
§ 125 Vertretung der Gemeinde in Gesellschaften 

(1) Der Gemeindevorstand vertritt die Gemeinde in Gesellschaften, die der Gemeinde gehören 
(Eigengesellschaften) oder an denen die Gemeinde beteiligt ist. Der Bürgermeister vertritt  
den Gemeindevorstand kraft Amtes; er kann sich durch ein von ihm zu bestimmendes Mit-
glied des Gemeindevorstandes vertreten lassen. Der Gemeindevorstand kann weitere Ver-
treter bestellen. Alle Vertreter des Gemeindevorstandes sind an die Weisungen des Ge 
meindevorstands gebunden, soweit nicht Vorschriften des Gesellschaftsrechts dem entge-
genstehen. Vorbehaltlich entgegenstehender zwingender Rechtsvorschriften haben sie den 
Gemeindevorstand über alle wichtigen Angelegenheiten möglichst frühzeitig zu unterrichten 
und ihm auf Verlangen Auskunft zu erteilen. Die vom Gemeindevorstand bestellten Vertre-
ter haben ihr Amt auf Verlangen des Gemeindevorstands jederzeit niederzulegen. Sofern 
Beamte der Gemeinde von den Gesellschaften für ihre Tätigkeit eine finanzielle Gegenleis-
tung erhalten, zählt diese zu den abführungspflichtigen Nebentätigkeitsvergütungen im Sin-
ne von § 2 der Nebentätigkeitsverordnung in der Fassung vom 21. September 1976 (GVBl. 
I S. 403), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. November 1998 (GVBl. S. 492). 

 

(2)  Abs. 1 gilt entsprechend, wenn der Gemeinde das Recht eingeräumt ist, in den Vorstand, 
den Aufsichtsrat oder ein gleichartiges Organ einer Gesellschaft Mitglieder zu entsenden. 
Der Bürgermeister oder das von ihm bestimmte Mitglied des Gemeindevorstands führt in  
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den Gesellschaftsorganen den Vorsitz, wenn die Gesellschaft der Gemeinde gehört oder 
die Gemeinde an ihr mehrheitlich beteiligt ist. Dies gilt nicht, wenn weitergehende gesetzli-
che Vorschriften gelten oder andere gesetzliche Vorschriften entgegenstehen. Die Mitglied-
schaft gemeindlicher Vertreter endet mit ihrem Ausscheiden aus dem hauptamtlichen oder 
ehrenamtlichen Dienst der Gemeinde. 

 

(3) Werden Vertreter der Gemeinde aus ihrer Tätigkeit bei einer Gesellschaft haftbar gemacht, 
so hat ihnen die Gemeinde den Schaden zu ersetzen, es sei denn, dass sie ihn vorsätzlich 
oder grob fahrlässig herbeigeführt haben. Auch in diesem Falle ist die Gemeinde scha-
densersatzpflichtig, wenn die Vertreter der Gemeinde nach Weisungen gehandelt haben. 

 
 
§ 126 Beteiligung an einer anderen privatrechtlichen Vereinigung 

Die Vorschriften des § 122 Abs. 1 und 2 mit Ausnahme des Abs. 1 Satz 1 Nr. 4, der §§ 124 und 
125 gelten auch für andere Vereinigungen in einer Rechtsform des privaten Rechts. Für die 
Mitgliedschaft in kommunalen Interessenverbänden gelten die Vorschriften des § 125. 
 
 
§ 126a Rechtsfähige Anstalten des öffentlichen Rechts 

(1) Die Gemeinde kann Unternehmen und Einrichtungen in der Rechtsform einer Anstalt des 
öffentlichen Rechts errichten oder bestehende Regie- und Eigenbetriebe im Wege der Ge-
samtrechtsnachfolge in rechtsfähige Anstalten des öffentlichen Rechts umwandeln. § 122 
Abs. 1 Nr. 1 gilt entsprechend. 

 

(2) Die Gemeinde regelt die Rechtsverhältnisse der Anstalt durch eine Satzung. Diese muss 
Bestimmungen über den Namen und die Aufgaben der Anstalt, die Zahl der Mitgliedes des 
Vorstands und des Verwaltungsrates, die Höhe des Stammkapitals, die Wirtschaftsführung, 
die Vermögensverwaltung und die Rechnungslegung enthalten. Die Gemeinde hat die Sat-
zung und deren Änderungen bekannt zu machen. § 127a gilt entsprechend. 

 

(3) Die Gemeinde kann der Anstalt einzelne oder alle mit einem bestimmten Zweck zusam-
menhängende Aufgaben ganz oder teilweise übertragen. Sie kann zugunsten der Anstalt 
unter der Voraussetzung des § 19 Abs. 2 durch Satzung einen Anschluss und Benutzungs-
zwang vorschreiben und der Anstalt das Recht einräumen, an ihrer Stelle Satzungen für 
das übertragene Aufgabengebiet zu erlassen; § 5 gilt entsprechend. Die Anstalt kann sich  
nach Maßgabe der Satzung an anderen Unternehmen beteiligen, wenn der öffentliche 
Zweck der Anstalt dies rechtfertigt. Die §§ 123a und 125 gelten entsprechend. 

 
(4) Die Gemeinde haftet für die Verbindlichkeiten der Anstalt unbeschränkt, soweit nicht Be-

friedigung aus deren Vermögen zu erlangen ist (Gewährträgerschaft). Rechtsgeschäfte im 
Sinne des § 104 dürfen von der Anstalt nicht getätigt werden. 

 

(5) Die Anstalt wird von einem Vorstand in eigener Verantwortung geleitet, soweit nicht gesetz-
lich oder durch die Satzung der Gemeinde etwas anderes bestimmt ist. Der Vorstand ver-
tritt die Anstalt nach außen. 

 

(6) Die Geschäftsführung des Vorstands wird von einem Verwaltungsrat überwacht. Der Ver-
waltungsrat bestellt den Vorstand auf höchstens 5 Jahre; eine erneute Bestellung ist zuläs-
sig. Er entscheidet außerdem über: 
1. den Erlass von Satzungen nach Abs. 3 Satz 2, 
2. die Feststellung des Wirtschaftsplans und des Jahresabschlusses, 
3. die Festsetzung allgemein geltender Tarife und Entgelte für die Leistungsnehmer, 
4. die Bestellung des Abschlussprüfers, 
5. die Ergebnisverwendung, 
6. die Beteiligung oder die Erhöhung einer Beteiligung der Anstalt an anderen Unterneh-

men. 
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Der Verwaltungsrat berät und beschließt in öffentlicher Sitzung. Dem Verwaltungsrat obliegt 
außerdem die Entscheidung in den durch die Satzung der Gemeinde bestimmten Angele-
genheiten der Anstalt. Entscheidungen nach Satz 3 Nr. 1 bedürfen der Zustimmung der 
Gemeindevertretung. Die Satzung im Sinne von Abs. 2 Satz 1 kann vorsehen, dass die 
Gemeindevertretung dem Verwaltungsrat in bestimmten Fällen Weisungen erteilen kann 
oder bei Entscheidungen von grundsätzlicher Bedeutung die Zustimmung der Gemeinde-
vertretung erforderlich ist. 
 

(7) Der Verwaltungsrat besteht aus dem vorsitzenden Mitglied und den übrigen Mitgliedern. 
Den Vorsitz führt der Bürgermeister. Soweit Beigeordnete mit eigenem Geschäftsbereich 
bestellt sind, führt derjenige Beigeordnete den Vorsitz, zu dessen Geschäftsbereich die der 
Anstalt übertragenen Aufgaben gehören. Sind die übertragenen Aufgaben mehreren Ge-
schäftsbereichen zuzuordnen, so entscheidet der Bürgermeister über den Vorsitz. Die übri-
gen Mitglieder des Verwaltungsrats werden von der Gemeindevertretung für die Dauer von 
5 Jahren gewählt. Die Amtszeit von Mitgliedern des Verwaltungsrats, die der Gemeindever-
tretung angehören, endet mit dem Ende der Wahlzeit oder dem vorzeitigen Ausscheiden 
aus der Gemeindevertretung. Die Mitglieder des Verwaltungsrats über ihr Amt bis zum 
Amtsantritt der neuen Mitglieder weiter aus. Mitglieder des Verwaltungsrats können nicht 
sein: 

 

1. Bedienstete der Anstalt, 
2. Bedienstete der Aufsichtsbehörde, die unmittelbar mit Aufgaben der Aufsicht über die 

Anstalt befasst sind. 
 

(8) Der Anstalt kann durch Satzung die Dienstherrnfähigkeit verliehen werden. Die Satzung 
bedarf insoweit der Genehmigung der obersten Aufsichtsbehörde. Wird die Anstalt aufge-
löst hat die Gemeinde die Beamten und die Versorgungsempfänger zu übernehmen.  

 

(9) Für die Haushalts- und Wirtschaftsführung der Anstalt gelten die Bestimmungen des 
Sechsten Teils und die dazu ergangenen Durchführungsbestimmungen (§ 154 Abs. 3 und 4 
entsprechend. Der Haushalt der Anstalt muss in jedem Jahr in Planung und Rechnung  
ausgeglichen sein. Kredite der Anstalt bedürfen entsprechend den §§ 103 und 105 der Ge-
nehmigung  der Aufsichtsbehörde. Ist die Anstalt überwiegend wirtschaftlich tätig, so kann 
sie in ihrer Satzung bestimmen, für die Wirtschafts- und Haushaltsführung die Vorschriften 
über die Eigenbetriebe sinngemäß anzuwenden. Das für die Gemeinde zuständige Rech-
nungsprüfungsamt prüft den Jahresabschluss und den Lagebericht der Anstalt. Das Rech-
nungsprüfungsamt hat das Recht, sich zur Klärung von Fragen, die bei der Prüfung nach §  

 
131 Abs. 1 auftreten, unmittelbar zu unterrichten und zu diesem Zweck den Betrieb, die 
Bücher und Schriften der Anstalt einzusehen. 

 

(10) § 14 Abs. 2, § 25 sowie die Bestimmungen des Sechsten Teils über die Gemeindewirt-
schaft und die des Siebenten Teils über die staatliche Aufsicht sind auf die Anstalt sinnge-
mäß anzuwenden. 

 

(11) Die Anstalt ist zur Vollstreckung von Verwaltungsakten in demselben Umfang berechtigt 
wie die Gemeinde, wenn sie aufgrund einer Aufgabenübertragung nach Abs. 3 hoheitliche 
Befugnisse ausübt und bei der Aufgabenübertragung nichts Abweichendes geregelt wird. 

 

(12) Abs. 1 bis 11 finden auf Anstalten des öffentlichen Rechts nach § 2c des Hessischen 
OFFENSIV-Gesetzes vom 20. Dezember 2004  (GVBl. I S. 488), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 10. Juni 2011 (GVBl. I S. 302), keine Anwendung.) 
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§ 127 Eigenbetriebe 

(1) Die Wirtschaftsführung, Vermögensverwaltung und Rechnungslegung der wirtschaftlichen 
Unternehmen ohne Rechtspersönlichkeit (Eigenbetriebe) sind so einzurichten, dass sie ei-
ne vom übrigen Gemeindevermögen abgesonderte Betrachtung der Verwaltung und des 
Ergebnisses ermöglichen. 

 

(2) In den Angelegenheiten des Eigenbetriebs ist der Betriebsleitung eine ausreichende Selb-
ständigkeit der Entschließung einzuräumen. 

 

(3) Die näheren Vorschriften über die Verfassung, Verwaltung und Wirtschaftsführung ein-
schließlich des Rechnungswesens der Eigenbetriebe bleiben einem besonderen Gesetz 
vorbehalten. 

 
 
§ 127a Anzeige 

(1) Entscheidungen der Gemeinde über 
1. die Errichtung, die Übernahme oder die wesentliche Erweiterung eines wirtschaftlichen 

Unternehmens, 
2. die Gründung einer Gesellschaft, die erstmalige Beteiligung an einer Gesellschaft sowie 

die wesentliche Erhöhung einer Beteiligung an einer Gesellschaft, 
3. den Erwerb eines Geschäftsanteils an einer eingetragenen Genossenschaft, 
4. Rechtsgeschäfte im Sinne des § 124 Abs. 1 
sind der Aufsichtsbehörde unverzüglich, spätestens sechs Wochen vor Beginn des Voll-
zugs, schriftlich anzuzeigen. Aus der Anzeige muss zu ersehen sein, ob die gesetzlichen 
Voraussetzungen erfüllt sind. 
 

(2) Abs.1 gilt für Entscheidungen über mittelbare Beteiligungen im Sinne von § 122 Abs. 5 ent-
sprechend. 

 
 
§ 127 b Verbot des Missbrauchs wirtschaftlicher Machtstellung 

Bei Unternehmen, für die kein Wettbewerb gleichartiger Unternehmen besteht, dürfen der An-
schluss und die Belieferung nicht davon abhängig gemacht werden, dass auch andere Leistun-
gen oder Lieferungen abgenommen werden. 
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6.1.3.2. Auszüge aus dem Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) 
 

  

§ 53 Rechte gegenüber privatrechtlichen Unternehmen 
 
(1) Gehört einer Gebietskörperschaft die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer 

Rechtsform des privaten Rechts oder gehört ihr mindestens der vierte Teil der Anteile und 
steht ihr zusammen mit anderen Gebietskörperschaften die Mehrheit der Anteile zu, so 
kann sie verlangen, dass das Unternehmen 
7. im Rahmen der Abschlussprüfung auch die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung 

prüfen lässt; 
8. die Abschlussprüfer beauftragt, in ihrem Bericht auch darzustellen 

a. die Entwicklung der Vermögens- und Ertragslage sowie die Liquidität und Rentabili-
tät der Gesellschaft 

b. verlustbringende Geschäfte und die Ursachen der Verluste, wenn diese Geschäfte 
und die Ursachen für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung waren 

c. die Ursachen eines in der Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesenen Jahres-
fehlbetrages; 

9. ihr den Prüfungsbericht der Abschlussprüfer und, wenn das Unternehmen einen Kon-
zernabschluss aufzustellen hat, auch den Prüfungsbericht der Konzernabschlussprüfer 
unverzüglich nach Eingang übersendet. 

 
(2) Für die Anwendung des Absatzes 1 rechnen als Anteile der Gebietskörperschaft auch An-

teile, die einem Sondervermögen der Gebietskörperschaft gehören. Als Anteile der Ge-
bietskörperschaft gelten ferner Anteile, die Unternehmen gehören, bei denen die Rechte 
aus Absatz 1 der Gebietskörperschaft zustehen. 

 
 
§ 54 Unterrichtung der Rechnungsprüfungsbehörde 
 
(1) In den Fällen des § 53 kann in der Satzung (im Gesellschaftsvertrag) mit Dreiviertelmehr-

heit des vertretenen Kapitals bestimmt werden, dass sich die Rechnungsprüfungsbehörde 
der Gebietskörperschaft zur Klärung von Fragen, die bei der Prüfung nach § 44 auftreten, 
unmittelbar unterrichten und zu diesem Zweck den Betrieb, die Bücher und die Schriften 
des Unternehmens einsehen kann. 

 
(2) Ein vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes begründetes Recht der Rechungsprüfungsbe-

hörde auf unmittelbare Unterrichtung bleibt unberührt.  
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6.2. Anhang  - Lageberichte  
 
 
 

6.2.1. Lagebericht ZAUG Recycling GmbH  - gekürzte Fassung 
- Ergänzung zu Kapitel 3.1.2.  

 
 
 
Wirtschaftsbericht 
 
Das Wirtschaftsjahr 2011 wurde in der ersten Hälfte geprägt durch hohe Inputmengen im Ge-
schäftsfeld E-Schrott bei gleichzeitig stabil steigenden Erlösen für die gewonnenen Sekundär-
rohstoffe. In der zweiten Jahreshälfte stellte sich in diesem Geschäftsbereich die Mengenent-
wicklung wie geplant ein.  
 
Da die anderen Geschäftsfelder planmäßig verliefen, kam es zu einer deutlichen Steigerung 
des Gesamtumsatzes im Vergleich zum Vorjahr. 
 
Eine weitere starke Beeinflussung für den Umsatzanstieg ist die Umsetzung des Gesetzes zur 
Anwendung des tauschähnlichen Umsatzes. Dies führte nicht nur zu einem starken Anstieg im 
Umsatz sondern auch im Materialaufwand. 
 
Der Anstieg im Materialaufwand ergab sich neben dem Thema des tauschähnlichen Umsatzes 
und den gestiegenen Inputmengen durch die im Jahr 2011 teilweise zu zahlenden Vergütungen 
für das Inputmaterial. 
 
Durch Veränderungen in der Abwicklung des neugewonnenen Auftrages der DSD-Sammlung 
sowie die schon erwähnte Steigerung de Inputmengen machte eine Aufstockung der Mitarbei-
terzahl zwingend notwendig.  
 
Darüber hinaus wurde der Mindestlohn angepasst und allgemeine Lohnsteigerungen im markt-
möglichen Bereich umgesetzte. Diese Maßnahmen führten zu einer Steigerung der Personal-
kosten.  
 
Der weitere Ausbau des Fuhrparks sowie die weiterhin gestiegenen Energiekosten bei gleich-
zeitig gestiegenem Energiebedarf haben die sonstigen betrieblichen Aufwendungen ansteigen 
lassen.  
 
Insgesamt ist der Geschäftsverlauf als gut zu bezeichnen. Die Geschäftsleistungen liegen über 
den Vorjahreszahlen. 
 
 
 
Bericht zur voraussichtlichen Entwicklung mit Ihren wesentlichen Chancen und Risiken 
Für die Entwicklung der Weltwirtschaft sehen wir insbesondere Risiken in der Veränderung der 
Energie- und Rohstoffpreise. Darüber hinaus könnten Änderungen in der Gesetzgebung bezie-
hungsweise bei Steuern negative Auswirkungen auf die Geschäftsentwicklung haben. 
 
Die Gesellschaft unterliegt durch Kreditfinanzierung den üblichen Zinsänderungsrisiken. Wäh-
rungsrisiken bestehen nicht. Forderungsausfallrisiken wurden durch Wertberichtigungen Rech-
nungen getragen.  
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Das Risiko der nicht vorhersehbaren Entwicklung der Sekundärrohstoffpreise ist fast vollständig 
eliminiert worden. Der größte Teil der bestehenden Aufträge ist über einen Rohstoffindex an 
diese Preisschwankungen gebunden worden.  
 
 
Darüber hinaus besteht weiterhin aufgrund vorhandener Anlagenüberkapazitäten ein hoher 
Druck auf die Marktpreise.   
 
Die stetig zunehmende Optierung der Kommunen im Bereich des E-Schrotts beinhaltet Chan-
cen und Risiken für das Unternehmen. 
 
Gegen Ende des 1. Quartals 2012 verläuft die Geschäftsentwicklung nach Plan. Aufgrund die-
ser Entwicklung geht die Geschäftsleitung davon aus, dass das Ergebnis 2012 erreicht wird. 
 
Durch einen weiteren Ausbau des Vertriebs wird ZAUG Recycling die Geschäftsentwicklung 
weiter vorantreiben und beabsichtigt im Kommunalbereich weitere Aufträge zu gewinnen. 
 
Die Geschäftsführung geht für das Jahr 2012 und 2013 von einem positiven Jahresergebnis 
aus und sieht das Weiterbestehen des Unternehmens als gesichert an. 
 
 
Nachtragsbericht 
Wesentliche Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem Schluss des Geschäftsjahres lie-
gen nicht vor. 
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6.2.2. Konzernlagebericht OVVG - Ergänzung zu Kapitel 3.1.5.  
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6.2.3. Lagebericht Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke  
             - Ergänzung zu Kapitel 3.1.10.  
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6.2.4. Lagebericht Rhein-Main-Verkehrsverbund  GmbH  

- Ergänzung zu Kapitel 3.1.11.  
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6.2.5. Lagebericht  „Zentrum Arbeit und Umwelt“ –  
 Gießener gemeinnützige Berufsbildungsgesellschaft mit be-
schränkter Haftung - Ergänzung zu Kapitel 3.2.1.  

 

 

Lagebericht 2011 

 

 

1. Darstellung des Geschäftsverlaufs 
 
1.1. Gegenstand des Unternehmens  
 Gegenstand der gemeinnützigen Berufsbildungsgesellschaft laut Satzung ist seit der Grün-

dung im Jahr 1988 die Ausbildung, Beratung und Qualifizierung von  
jugendlichen Arbeitslosen und erwachsenen Langzeitarbeitslosen aus der Stadt Gießen 
und dem Landkreis Gießen. 
 

Die Gesellschaft verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 
des Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung (AO).  

 
Zweck der Gesellschaft ist insbesondere die Förderung der Jugendhilfe sowie der Erzie-
hung, Volks- und  Berufsbildung, um hierdurch 

- der Arbeitslosigkeit von Jugendlichen und Erwachsenen präventiv entgegenzuwirken,  

- die (Wieder-)Eingliederung von Arbeitslosen und von Arbeitslosigkeit bedrohten Ju-
gendlichen und Erwachsenen in den Arbeitsmarkt zu fördern,  

- die Chancengleichheit von benachteiligten Personen im Erwerbsleben zu  
verbessern und 

- die Situation auf dem Arbeits- und Ausbildungsstellenmarkt insgesamt zu  
verbessern. 

Daneben ist Zweck der Gesellschaft auch die Förderung des Natur- und des  
Umweltschutzes sowie der Kriminalprävention.  

 
 Zur Verwirklichung dieses Zwecks ist Gegenstand des Unternehmens vor allem die Ausbil-

dung, Betreuung, Qualifizierung und Orientierungshilfe von jugendlichen und erwachsenen 
Arbeitslosen und Langzeitarbeitslosen, die Schaffung zusätzlicher Ausbildungs- und Be-
schäftigungsplätze im Landkreis und in der Universitätsstadt Gießen und die Förderung der 
beruflichen Aus- und Weiterbildung, insbesondere in Bereichen, die auf dem Arbeitsmarkt 
besonders nachgefragt sind. 

 
 Die Satzung ist am 23.11.2011 durch die Gesellschafterversammlung geändert worden. 
 
 Die folgende Übersicht zeigt die Bereiche, in denen die ZAUG gGmbH 2011 tätig war. 
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Tätigkeitsbereiche der ZAUG gGmbH:  

Ideeller Bereich

Maßnahmen und Projekte für  - Kindgerechter Mittagstisch  - Ausbildungsrestaurant

Menschen:    "Lahnterrasse" in Gießen

 - über 25 Jahre  - Gesunde Senioren- und 
 - unter 25 Jahre nach § 16 ff SGB II    Schulverpflegung  - Dienstleistungszentrum

   Gebäudereinigung

Ausbildung und Qualifizierung:  - NEU: Ausbildung mit 
 - Betreuung und Begleitung in    Betrieben  - Arbeitnehmerüberlassung

   betriebl. Ausbildung (kooperativ)     "ZAUG-Zeit"

 - Außerbetr. Ausbildung (integrativ)
 - Ausbildungskoordinatoren:
   Schaffung neuer Ausbildungsplätze;  - Messe HOGANA

   Begleitung Jugendlicher mit    im zweijährigen Turnus

   Migrationshintergrund sowie    (Ende 2011)

   junge Frauen
 - Kantinen mit

Projekte:    "Tischlein-Deck-Dich"-Party-

 - "Gießener Weg" - Langzeitarbeitslose    service

    brauchen eine Chance    (Ende 30.08.2011)

 - R-BAN (Regionales Berufs-
   ausbildungsnetzwerk für  - NEU: Seminare berufl.

   Jugendliche mit Behinderung)    Erwachsenenbildung

 - "Region stärkt Frauen und 
   Beruf" (Unterstützungsangebot für 
   Berufswiedereinsteigerinnen)
 - BIWAQ - Bildung, Wirtschaft,
   Arbeit im Quartier/ Gießener Nordstadt
 - "Netzwerk Nachqualifizierung 
   Gießen-Lahn - Dill" 
 - OloV 3 - Optimierung der 
   lokalen Vermittlungsarbeit  Projekte:
 - Bibliothekshelfer  - Netzwerk Bildung und
 - NEU: Gießener Netzwerk    Beratung in der Gastro-
   für Alleinerziehede (GiNewA)    nomie (Mittel- und 
 - NEU: Schulen mit GTAngebot /    Nordhessen) 
   päd. Mittagsbetreuung
 - NEU: JugendStärken
 - NEU: Bürgerarbeit
 - NEU: Modellprojekt Bildungswerk
    Erneuerbare Energien, Erhebung 
    Bildungsbedarf in KMU
 - NEU: Erwachsenenbildung Umschulung
   (FBW)

Zweckbetriebe als 
Ausbildungs- und 
Qualifizierungsbetriebe

Wirtschaftliche Geschäfts-
betriebe als Ausbildungs- und 
Qualifizierungsbetriebe
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1.2. Entwicklung des Geschäftsverlaufs 2011 im Kerngeschäft Ausbildung und Qualifi-
zierung 

 
Dienstleistungen und Förderprogrammatik nach dem Rechtskreis SGB II 
Seit dem Jahr 2005 hat die ZAUG gGmbH die Durchführung der Ausbildungs- und Be-
schäftigungsprogramme im Schwerpunkt auf den Rechtskreis SGB II umgestellt. Die 
Rahmendaten des Gesetzgebers legen fest, welche Programme wie durchzuführen sind. 
Die Angebote sind für Personen unter und über 25 Jahre getrennt zu planen. 
 
Durch den Kostenträger erhalten wir projektbezogene Bewilligungsbescheide, wonach 
dann die Einzelplatzzuweisungen der TeilnehmerInnen erfolgen. Die Teilnahme am 
Wettbewerb durch Ausschreibungen erfolgt ab 2008 auch für die Ausbildungsplätze nach 
SGB II. Die Ausbildung in der Migration wurde in das Kommunale Ausbildungsbudget 
2011 integriert und wird zukünftig vom Landkreis Gießen gesteuert. 
 
Im Geschäftsjahr 2011 sind die Maßnahmen nach dem SGB II mit dem Jobcenter Gie-
ßen um 1.476.718 € minimiert worden. 
 
Es wurden 40 Plätze Arbeitsgelegenheiten nicht genehmigt und die Belegung der mögli-
chen Ausbildungsplätze wurde nicht ausgeschöpft. Die daraus resultierende notwendige 
Umstrukturierung der ZAUG gGmbH wurde rechtzeitig 2011 vollzogen. 
 
Zweck- und Geschäftsbetriebe  
 
Die Zweck- und Geschäftsbetriebe waren auch 2011 Ort der Ausbildung, Qualifizierung 
und Beschäftigung. Das Konzept beinhaltet betriebsnahe Ausbildung, ohne die wir keine 
Erfolge für unsere Aufgabenerledigung erzielen könnten. 
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Statistik 2011  
 
In der folgenden Statistik werden die Eintritte im laufenden Geschäftsjahr und zum Stich-
tag 31.12.2011 dargelegt: 
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Im Geschäftsjahr 2011 wurden folgende neue Projekte im ideellen Bereich durch die 
ZAUG gGmbH durchgeführt: 
  
Gießener Netzwerk für Alleinerziehende (GiNewA) 
Das ESF-Bundesprogramm „Netzwerke wirksamer Hilfen für Alleinerziehende“ wurde für 
eine erfolgreiche Eingliederung von Alleinerziehenden in Arbeit oder Ausbildung sowie 
eine verbesserte Vereinbarkeit von Erwerbs- und Sorgearbeit für Alleinerziehende be-
gründet. Ziel ist die qualitative Verbesserung der  
Arbeitsmarktchancen der Alleinerziehenden durch Gestaltung förderlicher Rahmenbe-
dingungen und Kompetenzverbesserung der Zielgruppe (passgenaue berufsbezogene 
Unterstützungsangebote sowie Initiierung von Projekten). 
 
Ganztagsschulen nach Maß 
Die Projektförderung erfolgt aus den Haushaltsmitteln des Landesprogramms zur Förde-
rung von Ganztagsangeboten „Mittel statt Stellen“ für Schulen im Landkreis Gießen. Der 
Landkreis überlässt diese Mittel des Hessischem  
Kultusministeriums der ZAUG gGmbH aus dem jeweiligen geltenden Zuwendungsbe-
scheid gemäß der Vereinbarung vom 12.09.2011. Die ZAUG gGmbH hat im Rahmen 
der Förderung der Jungendhilfe für verschiedene Schulen im Landkreis die Aufgabe der 
nachmittäglichen Betreuung von Schulkindern durch den Einsatz von Honorarkräften 
übernommen.  
 
Jugend Stärken 
„JUGEND STÄRKEN: Aktiv in der Region“ ist eines von 36 Modellprojekten deutsch-
landweit. Über eine Laufzeit von insgesamt drei Jahren (bis 2013) wird es vom Bundes-
ministerium für Frauen, Senioren, Familie und Jugend und der Europäischen Union ge-
fördert. Die Finanzierung erfolgt durch Mittel des Europäischen Sozialfonds und einer 
Kofinanzierung des Landkreises Gießen. 
 
Ziel des Projektes ist es, bisher bestehende Angebote für benachteiligte  
Jugendliche im Landkreis Gießen zu ermitteln, diese miteinander zu vernetzen und Lü-
cken im Fördersystem zu schließen.  
 
Unter dem Motto: „Keiner geht verloren“ richtet sich das Projekt an Jugendliche im Alter 
zwischen 16 und 27 Jahren, die von vorhandenen Angeboten nicht  
erreicht werden. Insbesondere für die Jugendlichen, die Probleme beim Übergang Schu-
le – Beruf haben, sollen passgenaue Angebote geschaffen werden und nachhaltig im 
Landkreis Gießen installiert werden. 
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Modellprojekt Bildungswerk Erneuerbare Energien 
Im Rahmen der Qualifizierungsoffensive zur Entwickung und Erprobung von  
innovativen und/oder regional- bzw. branchenspzezifischen Bildungsprodukten fördert 
das Land Hessen sowie der ESF im Rahmen des Förderprogramms des Landes Hessen 
„Qualifizierung von Beschäftigten in KMU“ das Bildungswerk Erneuerbare Energien. 
 
Ziel des Projekts ist der Abbau des Fachkräftemangels bzw. der Begegnung des Fach-
kräftebedarfs in der Region Mittelhessen (Landkreise Gießen,  
Marburg-Biedenkopf) durch den Aufbau von einem „Netzwerk für Bildung und Qualifizie-
rung im Bereich der Erneuerbaren Energien“ in der Region Mittelhessen. Wir wollen im 
Bildungswerk Erneuerbare Energien eine bedarfsorientierte Produktentwicklung im Be-
reich der Fort- und Weiterbildung in der Branche der Erneuerbaren Energien in Mittel-
hessen umsetzen und damit dazu beitragen, dass die Klimaschutzziele der Region, des 
Landes und der Bundesrepublik erreicht werden können. Schwerpunkt ist die bedarfs-
orientierte Entwicklung anerkannter Module der beruflichen Weiterbildung in allen Seg-
menten der Erneuerbaren-Energien-Branche. Nachhaltiges Ziel ist es, das Bildungswerk 
in eine „Akademie für Erneuerbare Energien“ zu organisieren.  
 
Erwachsenenbildung/ Umschulung 
Drei neue Teilnehmer mit Bildungsgutschein wurden durch das Jobcenter Gießen zuge-
wiesen. 
 
Bürgerarbeit 
Das Modellprojekt Bürgerarbeit setzt sich aus zwei Phasen zusammen - der  
Aktivierungsphase und der im Anschluss möglichen Beschäftigungsphase. Die Aktivie-
rungsphase wird von den zuständigen Grundsicherungsstellen durchgeführt. Die finan-
zielle Förderung der Beschäftigungsphase erfolgt durch das Bundesverwaltungsamt.  
 
Die ZAUG gGmbH bietet im Jahr 2011 Bürgerarbeitsplätze für folgende Projekte an:  
- 3 Plätze SOS-Streuobstwiesen/Kartierung der Streuobstwiesen im Landkreis Gießen 
- 10 Plätze Jugendgesundheit in Schulkantinen 
- 9 Plätze Bibliothekshelfer in Schulen des Landkreises 
- 1 Platz Zentrale Kommunikation im Verein Kulturloge e. V. Gießen 
- 3 Plätze Kreativ- und Bürgercafé im Nordstadtzentrum 
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2.   Darstellung der Lage des Unternehmens 
 
2.1.  Vermögenslage 
 Die Bilanzsumme der ZAUG gGmbH minderte sich im Vergleich zum Vorjahr um rund 

4,8 % auf 4.158 T€. 
 
 Dabei vermindert sich der Anteil des Anlagevermögens um insgesamt 234 T€ auf 1.933 

T€. Im Jahr 2011 mindert sich der Anteil des Anlagevermögens am  
Gesamtvermögen um 3,15 % auf rd. 46,48 %. 

 
 Im Jahresvergleich erhöht sich das Umlaufvermögen um rund 3,17 % (27 T€) auf 2.226 

T€. 
 
 Der Vorratsbestand mindert sich um insgesamt 6 T€. Die Forderungen aus Lieferungen 

und Leistungen mindern sich im Geschäftsjahr um 3,0 T€ und auch die Forderungen 
gegen Gesellschafter haben sich um 16 T€ gemindert. Die sonstigen Vermögensge-
genstände verringerten sich im Geschäftsjahr um 162 T€. Die Minderung ist zurückzu-
führen auf den Rückgang der Forderungen gegenüber Fördermittelgebern. Durch den 
Wegfall der Förderung der Arbeitsgelegenheiten durch das Jobcenter Gießen bestanden 
gegenüber dem Vorjahr (178 T€) keine Forderungen im Geschäftsjahr 2011. 

 
 Der Kassenbestand und das Guthaben bei Kreditistituten haben sich gegenüber dem 

Vorjahr um 16,98% (256 T€) auf 1.766 T€ erhöht. Dabei handelt es sich um Vorauszah-
lungen für das Jahr 2012. Diese wurden im passiven Rechnungsabgrenzungsposten 
ausgewiesen. 

  
 Der aktive Rechnungsabgrenzungsposten mindert sich im Geschäftsjahr 2011 um 42 T€ 

auf 1,7 T€. Im Jahr 2010 wurde die Miete für die Hessenhallen im Voraus geleistet. Die 
HOGANA fand im September 2011 statt.  

 
 Die Eigenkapitalquote hat sich ohne Berücksichtigung des Sonderpostens aus Investiti-

onszuschüssen auf 39,53 % des Gesamtkapitals eingestellt.  
 
 Das Fremdkapital besteht in seinen Hauptpositionen aus Verbindlichkeiten gegenüber 

Kreditinstituten (48 T€), sonstigen Rückstellungen (703 T€), kurzfristigen Verbindlichkei-
ten aus Lieferungen und Leistungen (90 T€) und sonstigen Verbindlichkeiten in Höhe 
von (215 T€). 

 
 Das Anlagevermögen ist durch die langfristig zur Verfügung stehenden Eigen- und 

Fremdmittel gedeckt. Die Finanzierung des Anlagevermögens (Deckungsgrad 1) erhöhte 
sich unter Berücksichtigung von 50% des Sonderpostens gegenüber dem Vorjahr auf 
116,99%.  

 
 

Die Verschuldungsquote, ausgedrückt durch das Verhältnis Fremdkapital (einschließlich 
50% der Sonderposten) zum Gesamtkapital, veränderte sich um 0,5% zu Gunsten des  
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Eigenkapitals. Im Jahr 2011 konnte die Gesellschaft zu jeder Zeit ihre Zahlungsverpflich-
tungen erfüllen.  

 
Die Liquiditätskennzahlen sind in der folgenden Übersicht dargestellt: 
 

Bezeichnung

T€ % T€ %

Liquidität 1. Grades =

flüssige Mittel 1.766,0 162,0 1.509,7 121,1

kurzfr. Femdkapital 1.089,8 1.247,0

Liquidität 2. Grades =

flüssige Mittel+kurzfr. Forderungen 2.077,5 190,6 1.982,3 159,0

kurzfr. Femdkapital 1.089,8 1.247,0

Liquidität 3. Grades =

flüssige Mittel+ kurzfr. Forderungen+Vorräte 2.111,6 193,8 2.022,9 162,2

kurzfr. Femdkapital 1.089,8 1.247,0

31.12.2011 Vorjahr

 
 
 
2.2. Finanzlage 
 Die Mittelbewegungen zeigt die folgende Kurzfassung der Kapitalflussrechnung, die aus-

führlich im Prüfbericht im Rahmen der Finanz- und Vermögenslage dargestellt ist. 
 

Bezeichnung 2011 2010 
 T€ T€ 

Mittelzu/-abfluss (./.)   
aus laufender Geschäftstätigkeit 438 310 
aus Investitionstätigkeit -112 -326 

aus Finanzierungstätigkeit -70 -100 
Zahlungswirksame Veränderung 
der Finanzmittel 

 
 256 

 
-116 

Finanzmittelbestand 1. Januar 1510 1626 
Liquide Mittel zum 31. Dezember 1766 1510 
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2.3. Ertragslage 
Das Jahresergebnis 2011 veränderte sich gegenüber dem Vorjahr (-36 T€) um  
33 T€ auf -3 T€.  
 
Die Umsatzerlöse gingen um 163 T€ gegenüber dem Vorjahr zurück. Dies ist im We-
sentlichen der Schließung der Wirtschaftskantine mit dem Partyservice „Tischlein-Deck-
Dich“ als auch dem Verkauf des Lehrrestaurants „Am Park“ in Lich Ende des Jahres 
2010 zuzuordnen. Insbesondere hervorzuheben ist der „Kindgerechte Mittagstisch“ 
(Umsatzsteigerung 161 T€ mit im Jahr 2011 587.000 verkauften Essen. 
 
Die Erträge aus Fördermitteln minderten sich gegenüber dem Vorjahr um  
971 T€ auf 3.205 T€. Größter Fördermittelgeber war, wie in den Vorjahren, das Jobcen-
ter Gießen, ehem. GIAG GmbH, mit 1.631 T€ gegenüber 3.108 T€ im Vorjahr. Diese 
wesentliche Veränderung ist auf den vollständigen Rückgang der Förderung der Regie-
mittel für Arbeitsgelegenheiten im SGB II zu begründen. In 2011 konnten Projekte mit 
anderen Fördermittelgebern akquiriert werden und zu einem soliden Ergebnis führen. 
Der Anteil des Kostenträgers der SGB II – Maßnahmen sinkt im Jahr 2011 auf 50,90% 
(2010 – 74,43%; 2009 – 83,7%) der Gesamtfinanzierung. Dagegen konnten durch die 
Akquise neuer Projekte vermehrt Landes- sowie Bundesmittel der EU sowie Kofinanzie-
rungen durch den Landkreis und der Stadt Gießen generiert werden. 
 
Der Anstieg der sonstigen betrieblichen Erträge um 330 T€ auf 603 T€ ist zurückzufüh-
ren auf die Erträge aus der Auflösung und dem Verbrauch von Rückstellungen in Höhe 
von 396 T€. Die Auflösung wurde im Bereich der Risiken aus Zuschussrückzahlungen 
für abgeschlossene Projekte in Höhe von 225 T€ durchgeführt. Für diese Projekte wur-
den Schlussverwendungsnachweise erstellt und durch einen Bescheid festgestellt. Die 
Rückstellung „Personalgestellung“ für die - ehemals - GIAG mbH (Gesellschaft für Integ-
ration und Arbeit Gießen mbH) zwischen ZAUG gGmbH und dem Landkreis Gießen 
wurde mit 72 T€ aufgelöst. Acht von neun Mitarbeiter des gestellten Personals wurden 
zum 30.06.2011 vom Landkreis Gießen übernommen. Es kam nur in einem Fall zu Ab-
findungsansprüchen. 
 
Der Materialaufwand hat sich gegenüber dem Vorjahr um 66 T€ gemindert. Dies ist zu-
rückzuführen auf die bereits genannte Aufgabe der Wirtschaftskantine im August 2011 
sowie dem Verkauf des Lehrrestaurants „Am Park“ zum 31.12.2010. 
 
Die Aufwendungen für bezogene Leistungen haben sich im Geschäftsjahr um 100 T€ 
auf 189 T€ erhöht. Durch die Übernahme des Projekts „Ganztagsschulen nach Maß“ 
wurden Honorarkräfte zur pädagogischen Nachmittagsbetreuung für Schulen im Land-
kreis Gießen als Honorarkräfte mit einen Volumen von 140 T€ eingestellt. 
 
Im Jahr 2011 waren im Durchschnitt 76 Personen und unter Berücksichtigung des Per-
sonals der Arbeitnehmerüberlassung rund 105 Personen als Stammpersonal beschäf-
tigt. Die Personalkosten für die Stammbelegschaft ohne Arbeitnehmerüberlassung be-
laufen sich im Geschäftsjahr auf 2.809 T€ gegenüber 3.170 T€ im Vorjahr. Der Aufwand 
im Rahmen der Arbeitnehmerüberlassung beträgt 491 T€ gegenüber 294 T€ im Vorjahr.  
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Im Jahresdurchschnitt wurden in der Arbeitnehmerüberlassung 29 (2010: 12) Personen 
beschäftigt. 
 
Die Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände und auf das Sachanlage-
vermögen minderte sich um 12 T€. Im Geschäftsjahr wurden keine größeren Investitio-
nen durchgeführt. 
 
Die Betriebskosten minderten sich durch Einsparungen der Miete des Lehrrestaurants 
„Am Park“ sowie geringerer Kleinanschaffungen um insgesamt 60 T€ auf 348 T€.  
 
Die Verwaltungs- und Vertriebskosten minderten sich geringfügig um 4 T€ auf insgesamt 
279 T€. Die wesentlichen Kosten sind Rechts- und Beratungskosten von 52 T€ sowie 
Dienstleistungen für die Lohnbuchhaltung und Buchführung von 67 T€.  
 
Die übrigen sonstigen betrieblichen Aufwendungen minderten sich insgesamt um 335 T€ 
auf 468 T€. Der höhere Aufwand im Vorjahr begründet sich auf die Rückführung des 
Jahresergebnisses 2009 (107 T€) durch Verrechnung mit dem Gesellschafterzuschuss 
sowie dem Wegfall der Arbeitsgelegenheit mit Mehraufwandsentschädigung in Höhe von 
20 T€ gegenüber dem Vorjahr von 152 T€.  
 
Die wesentlichen Posten der übrigen sonstigen betrieblichen Aufwendungen bildet die 
Zuführung zur Rückstellung des Risikos der Rückführung von Fördermitteln in Höhe von 
295 T€ sowie die Kosten der Aus- und Weiterbildung von 72 T€. 
 
Nach Berücksichtigung des Finanzergebnisses von 5,2 T€ und dem Ergebnis Steuern 
von 4 T€ verbleibt ein Jahresfehlbetrag von -3 T€.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. Risiken und Chancen der künftigen Entwicklung 

 
3.1. Darstellung der Risiken der zukünftigen Entwicklung 
 

Betrachten wir die Einnahmen aus Fördermitteln als Projektfinanzierungen,  
müssen wir feststellen, dass diese in Umfang und Art wesentlich verändert sind. Sei es, 
dass die Programme und Projekte ausgelaufen, oder diese in Höhe und Umfang minimiert 
sind.  
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Die Übersicht der Fördermittel für den satzungsgemäßen Auftrag von 2008 bis 2011 
verdeutlicht dies eindrucksvoll: 
 

Fördermittel- 2008 2009 2010 2011 Plan 2012

geber

Gesellschafterzuschuss

LK Gießen 160.000,00 160.000,00 160.000,00 160.000,00 200.000,00

Gesellschafterzuschuss

Stadt Gießen 170.435,00 170.435,00 170.435,00 170.434,04 170.434,00

Landkreis Projekte:

 -Bibliothekshelfer 0,00 0,00 14.241,00 13.895,11 0,00

 -IdeA (Frau und Beruf) 0,00 0,00 33.403,00 28.829,00 9.515,00

 -BIWAQ 0,00 0,00 31.400,00 0,00 0,00

 -Bürgerarbeit 0,00 0,00 0,00 7.800,00 16.200,00

 -Gießener Netzwerk

  für Alleinerziehende 0,00 0,00 0,00 6.250,00 23.513,25

 - Ausbildungskoordinatoren 0,00 0,00 0,00 36.500,00 36.500,00

 - Bildungswerk erneuerb.Energien 0,00 0,00 0,00 4.225,00 0,00

 - Schulen mit GT-Angebot 0,00 0,00 0,00 164.754,84 425.500,00

 - Eingliederungshilfen 0,00 0,00 0,00 12.457,48 0,00

Stadt Gießen Projekte 0,00 0,00 5.000,00 5.000,00 6.200,00

Agentur für Arbeit Gießen 68.608,35 81.137,06 54.339,24 18.513,00 0,00

Jobcenter SGB II 3.406.668,67 3.870.126,34 3.107.957,32 1.631.238,92 988.401,60

Sonstige Fördermittelgeber 60.769,20 39.971,33 34.301,39 44.829,09 28.296,20

Landesmittel ESF 541.326,71 301.264,78 413.396,01 508.113,86 458.858,00

Bundesmittel ESF 0,00 1.286,09 151.119,22 392.149,27 698.726,71

Gesamtergebnis 4.407.807,93 4.624.220,60 4.175.592,18 3.204.989,61 3.062.144,76

2008 2009 2010 2011 Plan 2012

in T€ in T€ in T€ in T€ in T€

Umsatzerlöse 3.126 3.312 3.255 3.072 2.834

davon Erlöse 16%/19% 1.831 1.808 1.593 1.241 1.163

davon Erlöse 7% 1.270 1.456 1.653 1.803 1.630

davon Erlöse 0% 25 48 9 28 41

Rohertrag aus Zweck-

und Geschäftsbetrieben 2.175 2.361 2.593 2.056 2.532

Erträge aus 

Personalgestellung 469 529 504 217 0

 
Die öffentlichen Fördergelder werden durch die Bewilligungsbescheide in Betrag und Lauf-
zeit für die vertragliche Dauer garantiert. Seit 01.01.2005 beläuft sich der durchschnittliche 
Bewilligungszeitraum nach SGB II auf 6 Monate, außer den Ausbildungsprogrammen. Die 
Förderung ist ausschließlich Einzelplatz bezogen. Im ungünstigsten Fall gibt es eine Bewil-
ligung, jedoch keine zugewiesenen TeilnehmerInnen und somit trotz Bewilligung keine Ein-
nahmen für die ZAUG GmbH. Die finanziellen Rahmenbedingungen der Förderprogramme  
sind eng gefasst, zweckgebunden und vor allem decken sie nicht alle Kostenarten. Daher 
ist die Steuerung des Unternehmens weit schwieriger geworden und fordert stetige und  
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weitere Reorganisationsmaßnahmen, die sich im Wesentlichen auf weiteren  
Personalabbau beziehen müssen. 

 
Die Geschäftsführung der ZAUG gGmbH muss stets frühzeitig auf Veränderungen in der 
inhaltlichen und fiskalischen Gestaltung der Förderprogramme sowie die Sphärensteuerung 
durch Balance der ideellen und wirtschaftlichen Betätigung reagieren, um weiteren existen-
ziellen Risiken vorzubeugen.  

 
3.2. Bestandgefährdende Risiken und voraussichtliche Entwicklung 
 
 Insbesondere durch die Abhängigkeit des Kostenträgers, der die SGB II - Maßnahmen fi-

nanziert (2009 lag der Anteil bei rd. 83,7 % der Gesamtfinanzierung der Gesellschaft; in 
2010 betrug der Anteil 74,43 %) durfte sich die Abhängigkeit nicht weiter konzentrieren. In 
2011 konnten Projekte mit anderen Fördermittelgebern akquiriert werden und zu einem so-
liden Ergebnis führen. Der Anteil des Kostenträgers der SGB II - Maßnahmen sinkt auf 
50,90 % der Gesamtfinanzierung.  

 
 Weiterhin besteht das Risiko im Bereich der Ausbildung. Es müssen nun die Ausbildungs-

plätze öffentlich ausgeschrieben werden. Dabei entsteht ein weiteres wesentliches Pla-
nungsrisiko bezüglich der Personalsteuerung sowie der zufließenden Fördergelder. 

 
3.3. Sonstige Risiken mit wesentlichem Einfluss auf die VFE-Lage 
 
 Als Finanzmittel stehen der ZAUG gGmbH über die Förderprogramme Fördermittel des 

Europäischen Sozialfonds, des Bundes, des Landes Hessen, der Stadt  
Gießen, des Landkreises Gießen und des Jobcenters zur Verfügung, außerdem die Erlöse 
der Zweckbetriebe und der wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe. 

 
 Die einzig gesicherte Zuwendung ist der in der Satzung verbriefte Gesellschafterzuschuss: 

Für den Zeitraum ab dem 01.01.2008 bis zum 31.12.2011 beträgt der jährlich zu zahlende 
Zuschuss der Universitätsstadt Gießen 170.434,04 €.  

 
 
 Der Landkreis Gießen verpflichtete sich, einen entstehenden handelsrechtlichen Jahres-

fehlbetrag auf der Grundlage des geprüften und testierten Jahresabschlusses bis zum 
31.07. des jeweiligen Folgejahres auszugleichen. Diese Ausgleichsverpflichtung des Land-
kreises Gießen galt für Geschäftsjahre 2008 bis 2011.  

 
 Im der Gesellschafterversammlung am 23.11.2012 wurde eine neue Satzung beschlossen. 

Diese sichert zur Finanzierung der Gesellschaft eine max. Zuwendung des Landkreis Gie-
ßen i.H.v. 200.000 € und der Stadt Gießen i.H.v. 170.434 € ab dem Jahr 2012. Die Zu-
schussverpflichtung wird durch quartalsweise Vorauszahlungen geleistet. 

 
 Die Zuwendung erfolgt als institutionelle Förderung nach dem Zuwendungsrecht unter Be-

achtung der jeweiligen Vorgaben des EU-Beihilfenrechtes.  
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3.4. Wesentliche Chancen  

 
Öffentlicher Betrauungsakt mit dem Landkreis Gießen  
Im Geschäftsjahr 2011 haben wir einen Betrauungsakt mit dem Landkreis als Hauptgesell-
schafter vorbereitet. 
 
Der öffentliche Betrauungsakt bestätigt und konkretisiert den durch den Gesellschaftsver-
trag begründeten Zweck der ZAUG gGmbH, Dienstleistungen von  
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse zu erbringen, um damit den Anforderungen des Eu-
ropäischen Beihilfenrechtes („Mont-Almunia-Paket und Altmark-Trans-Rechtsprechung) 
Rechnung zu tragen. Der Betrauungsakt beruht auf der am  
31. Januar 2011 in Kraft getreten Nachfolgeregelung der Freistellungsentscheidung 
2005/842/EG - dem Freistellungsbeschluss K(2011) 9380 - endgültig. 
 
Die Stadt Gießen sollte dem Vorgehen folgen.  

 
 Je mehr Projektakquise, vor allem im ideellen Bereich gelingt, umso größer sind die Chan-

cen, dass die satzungsgemäßen Aufgaben zu erledigen und zu sichern sind, sowie die Ba-
lance der Sphären eingehalten werden kann.  

 
 Die Sicherung der Erlöse durch die Zweckbetriebe zur Finanzierung der Gesellschaft sind 

Risiko und Chance gleichzeitig. Produkte, die zukunftsfähig sind,  
müssen ausgebaut werden. Die Akquise satzungsgemäßer Projektfinanzierungen auf allen 
Ebenen (Bund, EU, Land, Kommune) ist in der Regel nur eine befristete Chance und ist 
uns im Geschäftsjahr 2011 mit verschiedenen neuen Maßnahmen und Projekten gut ge-
lungen.  

 
 Der volkswirtschaftliche Nutzen unserer Aufgabenerledigung für die Region und deren 

Menschen ist unumstritten. 
 
 
 

3.5. Das Risikomanagement als Bestandteil des Qualitätsmanagements  
 Die operativen Betriebsstätten mit ihren Dienstleistungen auch für den Markt  

haben ihr größtes Risiko in der betrieblichen Praxis. Das Risikomanagement ist daher auf 
die Risikoerfassung und Kontrolle in diesen Geschäftsfeldern besonders konzentriert. Die 
Geschäftsführung ist im Managementprozess im QM mit  
Geschäftsplanung, Steuerung, Leistungsindikator, Zielkontrolle und den fiskalischen Risi-
ken hinterlegt. 

 
 Des Weiteren führt der Qualitätsmanager regelmäßig eine Risikoinventur durch. Tritt ein 

Risiko ein, sind der Qualitätsmanager und die Geschäftsleitung darüber sofort zu informie-
ren und es ist Abhilfe zu schaffen.  
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 Einmal jährlich wird unser Qualitätsmanagementsystem durch eine externe Zertifizierungs-

stelle geprüft. Im Geschäftsjahr 2011 fand die Durchführung am 23.03.2011 ohne Bean-
standungen statt. Unser Qualitätsmanagementsystem entspricht der DIN EN ISO 
9001:2008.  

 
 Notwendige Prozessänderungen, Verbesserungen und Vorbeugungsmaßnahmen werden 

über einen permanenten Änderungsdienst  in das QM eingepflegt. 
 
 
4. Sonstige Angaben 
 
4.1. Personalentwicklung Stammpersonal 
 Die Zahl des Stammpersonals ohne Arbeitnehmerüberlassung zum Stichtag 31.12.2011 

beträgt 63 MitarbeiterInnen, davon sind 31 befristet beschäftigt. In der Arbeitnehmerüber-
lassung waren zum Stichtag 32 Personen beschäftigt. 

 
 Das Stammpersonal ist zum überwiegenden Teil als Ausbildungs- und Betreuungspersonal 

im Ausbildungs- und Qualifizierungsbereich eingesetzt. 
 
  

 
Gießen, am 27. April 2012    

 
 

Zentrum Arbeit und Umwelt – Gießener gemeinnützige 
  Berufsbildungsgesellschaft mit beschränkter Haftung 

 
 

                                                          __________________________ 
Monika Neumaier    
Geschäftsführerin     
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  Gießen GmbH -  gekürzte Fassung - Ergänzung zu Kapitel 3.2.3.  
 



Landkreis Gießen  Anhang – Lagebericht             
Beteiligungsbericht  211 Technologie- und Innovationszentrum Gießen GmbH                         
______________________________________________________________________________________________________________________ 

   

 

 

 
 



Landkreis Gießen  Anhang – Lagebericht             
Beteiligungsbericht  212 Technologie- und Innovationszentrum Gießen GmbH                         
______________________________________________________________________________________________________________________ 

   

 

 
 



Landkreis Gießen  Anhang – Lagebericht             
Beteiligungsbericht  213 Technologie- und Innovationszentrum Gießen GmbH                         
______________________________________________________________________________________________________________________ 

   

 

 

 



Landkreis Gießen  Anhang – Lagebericht             
Beteiligungsbericht  214 Technologie- und Innovationszentrum Gießen GmbH                         
______________________________________________________________________________________________________________________ 

   

 

 
 



Landkreis Gießen  Anhang – Lagebericht             
Beteiligungsbericht  215 Technologie- und Innovationszentrum Gießen GmbH                         
______________________________________________________________________________________________________________________ 

   

 

 
 
 



Landkreis Gießen  Anhang – Lagebericht             
Beteiligungsbericht  216 Technologie- und Innovationszentrum Gießen GmbH                         
______________________________________________________________________________________________________________________ 

   

 

 
 
 



Landkreis Gießen  Anhang – Lagebericht             
Beteiligungsbericht  217 Technologie- und Innovationszentrum Gießen GmbH                         
______________________________________________________________________________________________________________________ 

   

 

 
 
 
 



Landkreis Gießen  Anhang – Lagebericht             
Beteiligungsbericht  218 Technologie- und Innovationszentrum Gießen GmbH                         
______________________________________________________________________________________________________________________ 

   

 

 
 
 
 
 



Landkreis Gießen  Anhang – Lagebericht             
Beteiligungsbericht  219 Technologie- und Innovationszentrum Gießen GmbH                         
______________________________________________________________________________________________________________________ 

   

 

 
 



Landkreis Gießen  Anhang – Lagebericht             
Beteiligungsbericht  220 Technologie- und Innovationszentrum Gießen GmbH                         
______________________________________________________________________________________________________________________ 

   

 

 
 
 



Landkreis Gießen  Anhang – Lagebericht             
Beteiligungsbericht  221 Technologie- und Innovationszentrum Gießen GmbH                         
______________________________________________________________________________________________________________________ 

   

 

 
 
 



Landkreis Gießen  Anhang – Lagebericht             
Beteiligungsbericht  222 Technologie- und Innovationszentrum Gießen GmbH                         
______________________________________________________________________________________________________________________ 

   

 

 
 



Landkreis Gießen  Anhang – Lagebericht             
Beteiligungsbericht  223 Technologie- und Innovationszentrum Gießen GmbH                         
______________________________________________________________________________________________________________________ 

   

 

 
 
 
 



Landkreis Gießen  Anhang – Lagebericht             
Beteiligungsbericht  224 Technologie- und Innovationszentrum Gießen GmbH                         
______________________________________________________________________________________________________________________ 

   

 

 
 
 



Landkreis Gießen  Anhang – Lagebericht             
Beteiligungsbericht  225 Technologie- und Innovationszentrum Gießen GmbH                         
______________________________________________________________________________________________________________________ 

   

 

 

 
 
 



Landkreis Gießen  Anhang – Lagebericht             
Beteiligungsbericht  226 Technologie- und Innovationszentrum Gießen GmbH                         
______________________________________________________________________________________________________________________ 

   

 

 
 
 
 
 
 



Landkreis Gießen  Anhang – Lagebericht 
Beteiligungsbericht  227 RegioMit Regionalfonds Mittelhessen GmbH                     
______________________________________________________________________________________________________________________ 

    

 

 
6.2.7. Lagebericht RegioMit Regionalfonds Mittelhessen GmbH 

 - Ergänzung zu Kapitel 3.2.4.  
 
 

 
 



Landkreis Gießen  Anhang – Lagebericht 
Beteiligungsbericht  228 RegioMit Regionalfonds Mittelhessen GmbH                     
______________________________________________________________________________________________________________________ 

    

 

 



Landkreis Gießen  Anhang – Lagebericht 
Beteiligungsbericht  229 RegioMit Regionalfonds Mittelhessen GmbH                     
______________________________________________________________________________________________________________________ 

    

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Landkreis Gießen               
Beteiligungsbericht  230                  Anhang – Lagebericht Sparkasse                 
______________________________________________________________________________________________________________________ 
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1. Problemstellung 
Gemäß § 121 Abs. 7 HGO soll einmal in jeder Wahlzeit eine kommunale Gebietskörperschaft ihre 
eigenen wirtschaftlichen Betätigungen überprüfen. Dabei soll geprüft werden, ob die Voraussetzungen 
des § 121 Abs. 1 HGO im Einzelfall vorliegen. Bei wirtschaftlichen Tätigkeiten, die unter den 
Bestandsschutz fallen, soll zudem politisch entschieden werden, ob diese weitergeführt werden sollen 
oder nicht. 
 
Im Folgenden werden die Beteiligungen des Landkreises Gießen, die  die auch im Beteiligungsbericht 
des Landkreises Gießen erfasst sind, kurz vorgestellt und daraufhin jeweils untersucht, ob die 
wirtschaftliche Betätigung im Sinne des § 121 HGO gerechtfertigt ist.  
 
Dabei wird jede Beteiligung unter Berücksichtigung von § 121 Abs. 2 HGO zuerst daraufhin untersucht, 
ob eine wirtschaftliche oder keine wirtschaftliche Tätigkeit vorliegt.  
Sofern eine Betätigung nichtwirtschaftlich ist, müsste an sich nicht weiter geprüft werden, ob die 
Betätigung nach § 121 Abs. 1 HGO zulässig ist, da die entsprechenden Bedingungen nur bei einer 
wirtschaftlichen Betätigung erfüllt sein müssen. Abgesehen von dem ab 2013 bestehenden Servicetrieb – 
der als Selbstversorgerbetrieb eindeutig nicht wirtschaftlich tätig ist - werden  die übrigen 
nichtwirtschaftlichen Betätigungen dennoch der Vollständigkeit halber und als Basis für die politische 
Entscheidung über die Fortführung der Beteiligung gemäß § 121 Abs. 7 auch daraufhin untersucht, ob die 
Bedingungen des § 121 Abs. 1 erfüllt sind.  
 
So wird gefragt, ob der Bestandsschutz greift, d.h. ob die Tätigkeit bereits vor dem 01.04.2004 ausgeübt 
worden ist, wodurch die Tätigkeit ohne die in § 121 Abs. 1 Satz 1 Ziffer 3 genannten Bedingungen 
zulässig wäre. Dies bedeutet, es ist dann nicht zu prüfen, ob der Zweck nicht ebenso gut und 
wirtschaftlich durch einen privaten Dritten erfüllt werden kann. Wenn der Bestandsschutz greift, ist die 
Betätigung nur dahingehend zu untersuchen, ob der öffentliche Zweck gerechtfertigt ist und ob die 
Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit der 
Gemeinde und zum voraussichtlichen Bedarf steht. Das ist insbesondere dann der Fall, wenn die 
Kommune jederzeit in der Lage ist, das Unternehmen kontrollieren, steuern und etwaige finanzielle 
Risiken tragen zu können.  
 
Sofern kein Bestandsschutz greift, ist auch zu prüfen, ob der Zweck nicht ebenso gut und wirtschaftlich 
durch einen privaten Dritten erfüllt wird oder erfüllt werden kann. 
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2. Zusammenfassende Betrachtung der Beteiligungen des Landkreises Gießen 
 
 Handelt es 

sich um eine 
wirtschaftliche 
Betätigung 
gem. § 121 
HGO? 

Fällt die Betätigung unter 
den Bestandsschutz nach 
§ 121 Abs. 1 Satz 2 HGO?   
(Tätigkeit wurde vor dem 
01.04.2004 ausgeübt) 

Ist der 
Öffentliche 
Zweck 
erfüllt?  

Steht die Betätigung nach Art 
und Umfang in einem 
angemessenen Verhältnis zur 
Leistungsfähigkeit? 

Wenn der Bestandsschutz 
nach § 121 Abs. 1 Satz 2 nicht 
besteht: Kann der Zweck nicht 
ebenso gut und wirtschaftlich 
durch einen privaten Dritten 
erfüllt werden?  

ZAUG Recycling GmbH nein (§ 121 
Abs. 2 Satz 1 
Ziffer 2) 

nicht relevant/ ja* 
 

nicht relevant 
/ ja* 
 

nicht relevant / ja* 
 

nicht relevant 

ZR Holzrecycling GmbH nein (§121  
Abs. 2 Satz 1 
Ziffer 2) 

nicht relevant / ja* 
 

nicht relevant 
/ ja* 
 

nicht relevant / ja* 
 

nicht relevant 

Beteiligungsgesellschaft
Breitband Gießen mbH 

ja nein ja ja nein 

Breitband Gießen GmbH ja nein  ja ja nein 

Zweckverband 
Oberhessische 
Versorgungsbetriebe 

ja ja ja ja  nicht relevant 

Oberhessische 
Versorgungs- und 
Verkehrsgesellschaft 
mbH 

ja ja ja ja nicht relevant 

Oberhessische 
Versorgungsbetriebe AG 

ja ja ja ja nicht relevant 

ovag Energie AG ja ja ja ja nicht relevant 

ovag Netz AG ja ja  ja ja nicht relevant 

 
*Betrachtung erfolgt, obwohl eine weitere Prüfung der Bedingungen für eine zulässige wirtschaftliche Betätigung nicht notwendig ist, da keine wirtschaftliche Betätigung vorliegt, 
der Vollständigkeit halber und als Basis für die politische Entscheidung über die Fortführung der Beteiligung. 
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 Handelt es 

sich um eine 
wirtschaftliche 
Betätigung 
gem. § 121 
HGO? 

Fällt die Betätigung unter 
den Bestandsschutz nach 
§ 121 Abs. 1 Satz 2 HGO?   
(Tätigkeit wurde vor dem 
01.04.2004 ausgeübt) 

Ist der 
Öffentliche 
Zweck 
erfüllt?  

Steht die Betätigung nach Art 
und Umfang in einem 
angemessenen Verhältnis zur 
Leistungsfähigkeit? 

Wenn der Bestandsschutz 
nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO 
nicht besteht: Kann der Zweck 
nicht ebenso gut und 
wirtschaftlich durch einen 
privaten Dritten erfüllt 
werden?  

VGO 
Verkehrsgesellschaft 
Oberhessen mbH 

ja ja  ja ja nicht relevant 

Zweckverband 
Mittelhessische 
Wasserwerke 

nein (§ 121 
Abs. 2 Satz 1 
Ziffer 1) 

nicht relevant / ja* 
 

nicht relevant 
/ ja* 
 

nicht relevant / ja* 
 

nicht relevant 

Rhein-Main-
Verkehrsverbund GmbH 

nein (§ 121 
Abs. 2 Satz 1 
Ziffer 1) 

nicht relevant / ja* 
 

nicht relevant 
/ ja* 
 

nicht relevant / ja* 
 

nicht relevant 

Servicebetrieb Landkreis 
Gießen 

nein (§ 121 
Abs. 2 Satz 1 
Ziffer 3) 

nicht relevant nicht relevant nicht relevant nicht relevant 

ZAUGg GmbH nein (§ 121 
Abs. 2 Satz 1 
Ziffer 2) 

nicht relevant / ja* 
 

nicht relevant 
/ ja* 
 

nicht relevant/  
ja* (unter Vorbehalt der 
Prioritätensetzung) 

nicht relevant 

Technologie- und Inno-
vationszentrum GmbH 

ja ja ja ja  nicht relevant 

RegioMit Regionalfonds 
Mittelhessen GmbH 

ja nein ja  ja nein 

Sparkassen-
zweckverband 

ja ja ja ja nicht relevant 

Sparkasse Gießen ja ja ja ja nicht relevant 

Regionalmanagement 
Mittelhessen GmbH  

ja nein ja ja nein 

 
*Betrachtung erfolgt, obwohl eine weitere Prüfung der Bedingungen für eine zulässige wirtschaftliche Betätigung nicht notwendig ist, da keine wirtschaftliche Betätigung vorliegt, 
der Vollständigkeit halber und als Basis für die politische Entscheidung über die Fortführung der Beteiligung. 
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 Handelt es 

sich um eine 
wirtschaftliche 
Betätigung 
gem. § 121 
HGO? 

Fällt die Betätigung unter 
den Bestandsschutz nach 
§ 121 Abs. 1 Satz 2 HGO?   
(Tätigkeit wurde vor dem 
01.04.2004 ausgeübt) 

Ist der 
Öffentliche 
Zweck 
erfüllt?  

Steht die Betätigung nach Art 
und Umfang in einem 
angemessenen Verhältnis zur 
Leistungsfähigkeit? 

Wenn der Bestandsschutz 
nach § 121 Abs. 1 Satz 2 
HGO nicht besteht: Kann der 
Zweck nicht ebenso gut und 
wirtschaftlich durch einen 
privaten Dritten erfüllt 
werden?  

ekom21 – Kommunales 
Gebietsrechenzentrum 
Hessen 

ja ja  ja ja nicht relevant 

Stadttheater Gießen 
GmbH 

nein (§ 121 
Abs. 2 Satz 1 
Ziffer 2) 

nicht relevant / ja* 
 

nicht relevant 
/ ja* 
 

nicht relevant /  
ja* (unter Vorbehalt der 
Prioritätensetzung) 

nicht relevant 

Region Vogelsberg 
Touristik GmbH 

ja nein ja  ja (unter Vorbehalt der 
Prioritätensetzung) 

nein 

Wasserverband Nidda nein (§ 121 
Abs. 2 Satz 1 
Ziffer 1) 

nicht relevant / ja* 
 

nicht relevant 
/ ja* 
 

nicht relevant / ja* nicht relevant 

Zweckverband 
Naturpark Hochtaunus 

nein (§ 121 
Abs. 2 Satz 1 
Ziffer 2) 

nicht relevant / ja* 
 

nicht relevant 
/ ja* 
 

nicht relevant /  
ja* (unter Vorbehalt der 
Prioritätensetzung) 

nicht relevant 

Zweckverband 
Naturpark Hoher 
Vogelsberg 

nein (§ 121 
Abs. 2 Satz 1 
Ziffer 2) 

nicht relevant / ja* 
 

nicht relevant 
/ ja* 
 

nicht relevant /  
ja* (unter Vorbehalt der 
Prioritätensetzung) 

nicht relevant 

 
 
*Betrachtung erfolgt, obwohl eine weitere Prüfung der Bedingungen für eine zulässige wirtschaftliche Betätigung nicht notwendig ist, da keine wirtschaftliche Betätigung vorliegt, 
der Vollständigkeit halber und als Basis für die politische Entscheidung über die Fortführung der Beteiligung. 
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3. Einzelbetrachtung der Beteiligungen des Landkreises Gießen 
 
3.1.  Entsorgung, Versorgung und Verkehr 
 
3.1.1. ZAUG Recycling GmbH 
Fischbach 5, 35418 Buseck 
 
 
A) Handelt es sich um eine wirtschaftliche Betätigung? 
Die Tätigkeit der ZR fällt unter  § 121 Abs. 2 Satz 1 Ziffer 2, d.h. Abfallbeseitigung. Damit gilt die 
Tätigkeit der ZR nicht als wirtschaftliche Tätigkeit.  

Da die wirtschaftliche Betätigung aus unserer Sicht nicht gegeben ist, ist eine Betrachtung weiterer 
Bedingungen für eine zulässige wirtschaftliche Betätigung an sich nicht notwendig. Aber auch wenn 
eine wirtschaftliche Betätigung gegeben wäre, wird in der folgenden Darstellung der Punkte B, C und 
D aufgezeigt, dass die notwendigen Voraussetzungen für die Zulässigkeit erfüllt sind. 
 

B) Gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO? 
Die Firma ZR besteht bereits seit dem 21.12.1999. Der Gegenstand des Unternehmens wurde zwar 
nach dem Stichtag 01.04.2004 modifiziert, aber nicht in seinen wesentlichen Bestimmungen geändert. 
Zwar hat sich das Tätigkeitsfeld der Firma ZR erweitert, doch die wesentliche Tätigkeit besteht nach 
wie vor im Bereich Abfallvermeidung, Abfallverwertung, Abfallbehandlung. Insofern fällt die Betätigung 
der ZR unter den Bestandsschutz des § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO und die Betätigung ist ohne die in § 
121 Satz 1 Ziffer 3 genannten Einschränkungen zulässig.  
 
C) Ist der Öffentliche Zweck erfüllt?  
Indem die ZR im Bereich der Abfallvermeidung, Abfallverwertung und Abfallbehandlung tätig ist, erfüllt 
die ZR einen öffentlichen Zweck und fördert wichtige Aufgaben der Daseinsvorsorge. An der 
Erbringung der Dienstleistungen besteht ein allgemeines öffentliches Interesse und die 
Abfallentsorgung  gehört zu den klassischen Bereichen der kommunalen Daseinsvorsorge. 
 

D) Steht die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf? 
Die Tätigkeit steht in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit der Gemeinde, da der 
Landkreis Gießen aus der jetzigen Perspektive davon ausgeht, dass in der Zukunft keine Zahlungen 
an die ZR zu leisten sind, die aus dem Gesellschaftsverhältnis bedingt sind.  
Der Bedarf an nachhaltigen abfallwirtschaftlichen Leistungen ist in Kommunen und damit auch im 
Landkreis Gießen grundsätzlich gegeben.  
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3.1.2. ZR Holzrecycling GmbH 
Lahnstraße 220, 35398 Gießen 
 
A) Handelt es sich um eine wirtschaftliche Betätigung? 
Die Tätigkeit der ZRH fällt unter § 121 Abs. 2 Satz 1 Ziffer 2, d.h. Abfallbeseitigung. Damit gilt die 
Tätigkeit der ZRH nicht als wirtschaftliche Tätigkeit.  

Da die wirtschaftliche Betätigung aus unserer Sicht nicht gegeben ist, ist eine Betrachtung weiterer 
Bedingungen für eine zulässige wirtschaftliche Betätigung an sich nicht notwendig. Aber auch wenn 
eine wirtschaftliche Betätigung gegeben wäre, wird in der folgenden Darstellung der Punkte B, C und 
D aufgezeigt, dass die notwendigen Voraussetzungen für die Zulässigkeit erfüllt sind. 

 
B) Gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO? 
Die Gesellschaft besteht seit dem 01.09.2000. Der Gegenstand des Unternehmens ist auch nicht  
geändert worden. Allerdings haben sich die Beteiligungsverhältnisse geändert.  
Laut Gesellschafterbeschluss vom 22.10.2004 wurde das Stammkapital von 25 T€ auf 50 T€ erhöht. 
Neben dem zuvor alleinigen Anteilseigener ZR (Übernahme einer Stammeinlage von 10 T€) hat die 
Fa. Ludwig Kreiling – Transporte, Erdarbeiten und Containerdienst, Inhaber Horst Kreiling e.K. eine 
Stammeinlage von 15 T€ übernommen. Damit verfügte die Firma Ludwig Kreiling über 30 % der 
Geschäftsanteile. Jedoch überträgt die Firma Kreiling diese 30% der Anteile im Jahr 2011 wieder an 
die Firma ZR zurück. Da der Bestand zum 01.04.2004 somit der gleiche ist wie der Stand nach 
Rückübertragung der Anteile, dürfte der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO gegeben 
sein. Ferner haben unternehmensstrategische Gründe für die Übernahme der Anteile gesprochen, da 
in Betracht gezogen wird, dass die ZRH durch die ZR übernommen wird und ein fremder 
Gesellschafter dieser Entwicklung eher im Wege stehen würde. Da der Bestandsschutz des § 121 
Abs. 1 Satz 2 HGO greift, ist die Betätigung ohne die in § 121 Satz 1 Ziffer 3 genannten 
Einschränkungen zulässig.  

 
C) Ist der Öffentliche Zweck erfüllt? 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Unternehmenszweck. Die Tätigkeit der Firma ZR 
Holzrecycling GmbH liegt im Bereich Abfallvermeidung, Abfallverwertung, Abfallbehandlung. Da die 
ZRH eine Beteiligung der ZR ist und die ZR mit dieser Beteiligung ihrem eigenen Unternehmenszweck 
dient, können wesentliche Argumente, die der ZR eine Erfüllung eines öffentlichen Zwecks 
zusprechen, auf die ZRH übertragen werden. Durch eine kommunale Beteiligung ist die Möglichkeit 
gegeben, Umwelt-, Sicherheits- und Qualitätsstandards mit zu steuern, um umweltpolitische Ziele 
umzusetzen. 

 
D) Steht die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf? 
Die Tätigkeit steht in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit der Gemeinde, da der 
Landkreis Gießen aus der jetzigen Perspektive davon ausgeht, dass in der Zukunft keine Zahlungen 
an die ZRH zu leisten sind, die aus dem Gesellschaftsverhältnis bedingt sind.  

Der Bedarf an nachhaltigen abfallwirtschaftlichen Leistungen ist in Kommunen und damit auch im 
Landkreis Gießen grundsätzlich gegeben.  
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3.1.3. Beteiligungsgesellschaft Breitband Gießen mbH 
 
A) Handelt es sich um eine wirtschaftliche Betätigung? 
Im Negativkatalog des § 121 Abs. 2 Satz 1 Ziffer 2 sind Betätigungen zum Breitbandausbau nicht 
enthalten. Insofern ist die Betätigung der Breitband Gießen GmbH und damit einhergehend der 
Beteiligungsgesellschaft Breitband Gießen mbH als wirtschaftliche Betätigung aufzufassen.  

 
B) Gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO? 
Da die Beteiligung des Landkreises Gießen erst seit dem 30.09.2011 besteht, greift nicht der 
Bestandsschutz gemäß § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO. 

 
C) Ist der Öffentliche Zweck erfüllt? 
Die flächendeckende Breitbandversorgung und der Aufbau von Hochgeschwindigkeitsnetzen ist 
erklärter politischer Wille und spiegelt damit den öffentlichen Zweck wieder. 
In der Regierungserklärung von Herrn Ministerpräsident Volker Bouffier vom 07.09.2010 heißt es u. a.,  
dass die Landesregierung die flächendeckende Breitbandversorgung sicherstellen und den Aufbau 
von Hochgeschwindigkeitsnetzen energisch vorantreiben wird. Dies soll laut der Erklärung mit allen 
Beteiligten, den Unternehmen und den Kommunen, gemeinsam bewältigt werden. In diesem Sinne 
hat auch der Kreistag mit Beschluss vom 21.02.2011 Die Gründung von Gesellschaften zur 
flächendeckenden Breitbandversorgung im Landkreis Gießen beschlossen. Neben der Gründung der 
der Breitband Gießen mbH wurde auch die Gründung der Beteiligungsgesellschaft Breitband Gießen 
mbH beschlossen. 

 
D) Steht die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf? 
Gegenstand der Beteiligungsgesellschaft ist die Beteiligung an der Breitband Gießen GmbH. Insofern 
betreibt die Gesellschaft kein eigenes operatives Geschäft. Der Umfang der Betätigung  des 
Landkreises ergibt sich vorrangig aus der Beteiligung am Stammkapital der Beteiligungsgesellschaft 
(13.202,50 € = 52,81% von 25.000 €), dem Anteil als Gesellschafter durch die Beteiligung der 
Beteiligungsgesellschaft an der Breitband Gießen GmbH (12.937,96 €) und dem Anteil aus der 
Kapitalrücklage, die der Finanzierung von Verwaltungskosten dienen soll (5.000 €). Darüber hinaus ist 
der Landkreis Gießen mittelbar am unternehmerischen Risiko der Breitband Gießen GmbH beteiligt. 
Zwar sollten Fehlbeträge durch die  jeweils verursachende Kommune ausgeglichen werden, doch es 
besteht keine absolute Sicherheit, dass dieser Ausgleich gegebenenfalls auch erfolgt. Trotzdem dürfte 
dieses Risiko überschaubar bleiben bzw. hinzunehmen sein und die Betätigung dürfte in der 
Gesamtbetrachtung in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum 
voraussichtlichen Bedarf stehen – zumal der politische Auftrag zu erfüllen ist, die flächendeckende 
Breitbandversorgung zu ermöglichen.  

 
E) Kann der Zweck nicht ebenso gut und wirtschaftlich durch einen privaten 
Dritten erfüllt werden? 

Aufgrund der im Jahr 2011 vom Kreisausschuss durchgeführten Markterkundung und 
Interessenbekundungsverfahren (IBV) war, wie bereits vorher prognostiziert, Marktversagen und damit 
das Fehlen von Wettbewerb auf Kreisebene festzustellen. Insofern kann der Zweck nicht ebenso gut 
und wirtschaftlich durch einen privaten Dritten erfüllt werden. 
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3.1.4. Breitband Gießen mbH 
 
A) Handelt es sich um eine wirtschaftliche Betätigung? 
Im Negativkatalog des § 121 Abs. 2 Satz 1 Ziffer 2 sind Betätigungen zum Breitbandausbau nicht 
enthalten. Insofern ist die Betätigung der Breitband Gießen GmbH und damit einhergehend der 
Beteiligungsgesellschaft Breitband Gießen mbH als wirtschaftliche Betätigung aufzufassen.  

 
B) Gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO? 
Da die Beteiligung der Beteiligungsgesellschaft und damit die mittelbare Beteiligung des Landkreises 
Gießen erst seit dem 13.04.2012 bestehen, greift nicht der Bestandsschutz gemäß § 121 Abs. 1 Satz 
2 HGO. 
 
C) Ist der Öffentliche Zweck erfüllt? 
Unter Hinweis auf die Ausführungen bei der Beteiligungsgesellschaft Breitband Gießen mbH erfüllt die 
Tätigkeit der Breitband Gießen GmbH einen öffentlichen Zweck. Als Beteiligung der 
Beteiligungsgesellschaft  trägt die Breitband Gießen GmbH dazu bei, die Umsetzung des erklärten 
öffentlichen Ziels  des Breitbandausbaus zu ermöglichen. 
 
D) Steht die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf? 
Der Umfang der Betätigung  des Landkreises ergibt sich vorrangig aus dem Anteil des Landkreises an 
der Beteiligung der Beteiligungsgesellschaft an der Breitband Gießen GmbH (12.937,96 €).  Wie 
bereits im Zusammenhang mit der Beteiligungsgesellschaft Breitband Gießen mbH erläutert, ist der 
Landkreis Gießen darüber hinaus mittelbar am unternehmerischen Risiko der Breitband Gießen 
GmbH beteiligt. Da dieses Risiko überschaubar sein sollte (zumal die Kommunen zum Ausgleich der 
durch sie jeweils verursachten Fehlbeträge angehalten sind), dürfte die Betätigung in der 
Gesamtbetrachtung in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum 
voraussichtlichen Bedarf stehen – zumal der politische Auftrag zu erfüllen ist, die flächendeckende 
Breitbandversorgung zu ermöglichen.  

 
E) Kann der Zweck nicht ebenso gut und wirtschaftlich durch einen privaten 
Dritten erfüllt werden? 

Aufgrund der im Jahr 2011 vom Kreisausschuss durchgeführten Markterkundung und 
Interessenbekundungsverfahren (IBV) war, wie bereits vorher prognostiziert, Marktversagen und damit 
das Fehlen von Wettbewerb auf Kreisebene festzustellen. Daraufhin wurde das Gesamtkonzept mit der 
Beteiligungsgesellschaft und der Breitband Gießen GmbH umgesetzt, um die Voraussetzungen für 
einen möglichst wirtschaftlichen und umfassenden Breitbandausbau zu ermöglichen. Die später auf 
Basis der weiteren Umsetzungsplanung des Breitbandausbaus für die verschiedenen Kommunen im 
Landkreis definierten Ausbaugebiete (Cluster) und die dafür durchgeführten IBV offenbarten allerdings 
ein differenziertes Bild. Heute ist festzustellen, dass auf Ebene der Kommunen bzw. Ausbaucluster 
Wettbewerb, wenn auch nicht in jedem einzelnen Fall, dennoch aber grundsätzlich gegeben ist.    
Trotzdem ist Wettbewerb nicht überall vorhanden und nur durch die kommunale Ausgestaltung der 
Rahmenbedingungen, die Steuerung des Gesamtprozesses  und die Umsetzung durch die Breitband 
Gießen GmbH, wenn kein privater Dritter sich im Wettbewerb durchsetzt, ist ein flächendeckender 
Breitbandausbau zu gewährleisten. Insofern kann der Zweck nicht ebenso gut und wirtschaftlich durch 
einen privaten Dritten erfüllt werden. 
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3.1.5. Zweckverband Oberhessische Versorgungsbetriebe 
Hanauer Straße 9 – 13, 61169 Friedberg 
 
 
A) Handelt es sich um eine wirtschaftliche Betätigung? 
Die Versorgungsaufgaben (ohne ÖPNV) des ZOVs und seiner Töchter fallen unter die wirtschaftliche 
Betätigung des § 121 Abs. 1 HGO. Die Versorgungsaufgaben (ohne ÖPNV) fallen nicht unter die 
Ausnahmetatbestände des § 121 Abs. 2 HGO.  

Im Bereich des ÖPNV besteht jedoch im Rahmen der Aufgabenträgerschaft für den ÖPNV eine 
Betätigung aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung des Landkreises. Diese Aufgabenträgerschaft 
hat der Landkreis Gießen auf den ZOV übertragen. Insofern greift für den ÖPNV im Rahmen der 
Aufgaben des ZOVs als Aufgabenträger § 121 Abs. 2 Ziffer 1 HGO, d.h. dieser Aufgabenbereich ist 
nicht als wirtschaftliche Tätigkeit aufzufassen, da der Landkreis zu diesen Aufgaben gesetzlich 
verpflichtet ist. (Weitere Ausführungen zur Aufgabenträgerschaft erfolgen unter Punkt C.) 
 
B) Gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO? 
Der Verband besteht seit 1912. Somit greift der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO. 
Bereits die 1994 in Kraft tretende Satzung umfasst die noch jetzt aktuellen Aufgaben des ZOVs.  
 

C) Ist der Öffentliche Zweck erfüllt? 
Zur Erfüllung seiner satzungsmäßigen Aufgaben verfügt der ZOV, mittelbar durch die Beteiligung an 
der Oberhessischen Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft mbH (OVVG), über zahlreiche 
Unternehmensbeteiligungen, die eine Aufgabenwahrnehmung in den einzelnen Geschäftsfeldern 
sicherstellen.  

Darüber hinaus engagiert sich der ZOV selbst besonders in den Bereichen Öffentlicher 
Personennahverkehr (ÖPNV) sowie "Wasser & Abwasser" und ist darüber hinaus sogar berechtigt, 
Entsorgungsaufgaben zu übernehmen, soweit die Verbandsmitglieder ihm diese übertragen.  

Die Tätigkeit des Zweckverbandes und seiner Töchter liegt im Bereich der kommunalen 
Daseinsvorsorge. Durch die Tätigkeit des ZOVs werden vor allem öffentliche Versorgungsleistungen 
und partiell auch Entsorgungsleistungen gesichert. Die kommunale Versorgungswirtschaft und 
Entsorgungswirtschaft zählt zu den klassischen Aufgabenbereichen kommunalwirtschaftlicher 
Betätigung. Die Belieferung der Bevölkerung mit Energie, Wärme und Wasser dient lebenswichtigen 
Bedürfnissen der kommunalen Gemeinschaft und gehört insoweit zur sogenannten Daseinsvorsorge. 
Bereits im 19. Jahrhundert hatten die deutschen Kommunen damit begonnen, die örtliche Versorgung 
mit Trinkwasser, Elektrizität, Gas und Wärme durch eigene Unternehmen durchzuführen.  

Durch den intensiven örtlichen  Bezug und durch den Austausch mit den gewählten Vertretern 
zeichnen sich die kommunalen Unternehmen im Gegensatz zu ortsfremden Konzernen tendenziell 
durch folgende Qualitätsmerkmale aus: 
- Demokratische Kontrolle 
- Dauerhafte Erfahrungen vor Ort 
- Werterhaltung durch langfristige Investitionen und Ausbau der Infrastruktur 
- Identitätsstiftende Wirkung durch Tradition und Ortsbezug 
- Kontinuität in Angebot, Leistung und Qualität 
- Zukunftsorientierte Ausrichtung durch nachhaltige Wirtschaftsweise, Einsatz modernster 
  Umwelttechnologie 
Dies gilt in besonderem Maße für die Ver- und Entsorgungswirtschaft, die seit über 100 Jahren als 
Kernbereich der Daseinsvorsorge von kommunalen Unternehmen wahrgenommen wird.1 
Dementsprechend erfüllt der ZOV mit seinen Tochterunternehmen einen öffentlichen Zweck. 

Neben der Versorgungs- und der Entsorgungswirtschaft gehört der öffentliche Personennahverkehr 
(ÖPNV) zu den klassischen Bereichen der kommunalen Daseinsvorsorge. Rechtsgrundlagen für den 
öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) in Deutschland sind das Gesetz zur Regionalisierung des 
öffentlichen Personennahverkehrs–Regionalisierungsgesetz (ReG), in dem die „Sicherstellung einer 
ausreichenden Bedienung der Bevölkerung mit Verkehrsleistungen im öffentlichen 

                                                           
1  Vgl. Friderich, Gabriele, Kommunale Daseinsvorsorge in Gefahr 
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Personennahverkehr als eine Aufgabe der Daseinsvorsorge“ bezeichnet wird, und die 
Nahverkehrsgesetze der Länder. Das Regionalisierungsgesetz und die jeweiligen Ländergesetze 
weisen den Aufgabenträgern die Verantwortung für den ÖPNV als Leistung der Daseinsvorsorge zu. 
Laut dem Gesetz über den öffentlichen Personennahverkehr in Hessen (ÖPNVG) vom 1. Dezember 
2005 zuletzt geändert vom 29.11.2012 sind die Landkreise, kreisfreien Städte und die Gemeinden mit 
mehr als 50.000 Einwohnern. Aufgabenträger des ÖPNV. Sie nehmen die Aufgabe des öffentlichen 
Personennahverkehrs als Selbstverwaltungsaufgabe wahr. Die Aufgabenträger stellen eine 
ausreichende Bedienung der Bevölkerung mit Verkehrsleistungen im öffentlichen 
Personennahverkehr im Rahmen des betreffenden Nahverkehrsplanes sicher. Sie sind zuständig für 
die Planung, Organisation und Finanzierung des öffentlichen Personennahverkehrs. Hierzu geben sie 
den Aufgabenträgerorganisationen verbindliche Vorgaben, die sich insbesondere darauf beziehen, 
wie 

1. das öffentliche Personennahverkehrsangebot zu entwickeln und zu planen ist, 
2. die Bestellerfunktion auszuüben ist, 
3. die Aufgaben wahrzunehmen sind, die der Erfüllung der allgemeinen Anforderungen dienen. 

Der Landkreis Gießen hat die Aufgabenträgerschaft auf den ZOV übertragen. Durch diese 
Übertragung der Funktion des Aufgabenträgers ist der Landkreis Gießen an den ZOV gebunden und 
der öffentliche Zweck der Betätigung des ZOVs im Hinblick auf den ÖPNV ist sichergestellt. 

Der Aufgabenträger richtet für die Belange des lokalen Verkehrs in seinem Gebiet eine Lokale 
Nahverkehrsorganisation ein. Der Aufgabenträger kann auch den Verkehrsverbund mit Aufgaben des 
lokalen Verkehrs betrauen. Die Aufgabenträger nehmen die Belange des regionalen Verkehrs 
gemeinsam in Verkehrsverbünden – wie dem RMV –  wahr und sind auf einen Ausgleich der 
unterschiedlichen Anforderungen an den öffentlichen Personennahverkehr in den unterschiedlichen 
Räumen bedacht.  

Den Verkehrsverbünden können durch Gesetz oder Verordnung, den Lokalen 
Nahverkehrsorganisationen aufgrund Beschlusses der Aufgabenträger weitere Aufgaben der 
Hoheitsverwaltung übertragen werden. 
Die Lokale Nahverkehrsorganisation des ZOVs ist die VGO GmbH. Die VGO GmbH stellt somit als 
Aufgabenträgerorganisation die Regieebene dar, die die Planung, Organisation und Finanzierung des 
ÖPNV nach den Vorgaben des Aufgabenträgers, d.h. des ZOVs, gestaltet und die 
Verkehrsunternehmen beauftragt. 

Der ZOV erfüllt im Hinblick auf den ÖPNV einen öffentlichen Zweck. Neben der Funktion des 
Aufgabenträgers ist er über die Beteiligung der OVVG GmbH mittelbar an der VGO GmbH beteiligt  
und somit auch an die Aufgabenträgerorganisation gekoppelt.  
 
D) Steht die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf? 
Im Bereich der kommunalen Versorgungswirtschaft (ohne ÖPNV) fallen tendenziell – zumindest 
bislang –  Gewinne an, wodurch für diesen Bereich bisher keine Ausgleichszahlungen zu leisten sind 
und diese Betätigung in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit steht. Ebenso wird 
die Betätigung am Bedarf ausgerichtet. Durch die Einflussmöglichkeiten der Mandatsträger des 
Landkreises Gießen in Verbandsversammlung und Verbandsvorstand des ZOVs sowie den 
Aufsichtsräten der Töchterunternehmen kann der Landkreis darauf hinwirken, dass die Betätigung am 
Bedarf ausgerichtet wird.  
Im Bereich des ÖPNV fallen Verluste an, die teilweise durch die Gewinne aus den 
Versorgungssparten kompensiert werden. Sofern die Verluste die Gewinne aus der 
Versorgungssparte übersteigen, sind die Leistungsfähigkeit des Landkreises und der voraussichtliche 
Bedarf stärker zu hinterfragen.  
Grundsätzlich sollten der Bedarf und die Leistungsfähigkeit des Landkreises die Ausrichtung des 
Nahverkehrsplans steuern. Der Nahverkehrsplan wird durch die Gremien und Mandatsvertreter des 
Landkreises Gießen beeinflusst. Durch diese Einflussmöglichkeit des Landkreises Gießen auf den 
Nahverkehrsplan und die Vertretung in den Gremien von ZOV und VGO mbH kann der Landkreis 
Gießen darauf hinwirken, dass die Betätigung des ZOVs und der VGO (als lokale 
Nahverkehrsorganisation)  in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum 
voraussichtlichen Bedarf steht.  
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3.1.6. Oberhessische Versorgungs- und 
Verkehrsgesellschaft mbH 
Hanauer Straße 9 – 13, 61169 Friedberg 
 
A) Handelt es sich um eine wirtschaftliche Betätigung? 
Unter Hinweis  auf die Ausführungen beim ZOV ist die Tätigkeit der OVVG mbH als wirtschaftliche 
Tätigkeit zu betrachten.  

 
B) Gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO? 
Da die Gesellschaft bereits 1994 gegründet worden ist, gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 
Satz 2 HGO. 

 
C) Ist der Öffentliche Zweck erfüllt? 
Unter Hinweis auf die Ausführungen beim ZOV erfüllt die Tätigkeit der OVVG mbH einen öffentlichen 
Zweck. Als Tochter des ZOVs  stellt die OVVG mbH die Aufgabenwahrnehmung in den einzelnen 
Geschäftsfeldern des ZOVs sicher. Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Unternehmenszweck. 

 
D) Steht die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf? 
Unter Hinweis auf die Ausführungen beim ZOV steht die Betätigung der OVVG mbH in einem 
angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf. 

 
 
 
3.1.7. Oberhessische Versorgungsbetriebe AG 
Hanauer Straße 9 – 13, 61169 Friedberg 
 
A) Handelt es sich um eine wirtschaftliche Betätigung? 
Unter Hinweis auf die Ausführungen beim ZOV ist die Tätigkeit der OVAG als wirtschaftliche Tätigkeit 
zu betrachten.  

 
B) Gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO? 
Da die Gesellschaft bereits 1972 gegründet worden ist, gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 
Satz 2 HGO. 

 
C) Ist der Öffentliche Zweck erfüllt? 
Unter Hinweis  auf die Ausführungen beim ZOV erfüllt die Tätigkeit der OVAG einen öffentlichen 
Zweck. Als Tochter der OVVG mbH und als Enkeltochter des ZOVs  stellt die OVAG die 
Aufgabenwahrnehmung in den Geschäftsfeldern Energieversorgung, Wasserversorgung und 
Entsorgungsaufgaben des ZOVs sicher. Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem 
Unternehmenszweck. Die Tätigkeit der Firma OVAG AG liegt im Bereich der kommunalen 
Daseinsvorsorge 

 
D) Steht die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf? 
Unter Hinweis  auf die Ausführungen beim ZOV steht die Betätigung der OVAG in einem 
angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf. 
Ohnehin fallen in diesem Bereich im Allgemeinen Gewinne an, wodurch der Landkreis Gießen nicht 
durch Ausgleichszahlungen belastet wird. 
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3.1.8. ovag Energie AG 
Hanauer Straße 9-13, 61169 Friedberg 
 
 
A) Handelt es sich um eine wirtschaftliche Betätigung? 
Unter Hinweis auf die Ausführungen beim ZOV ist die Tätigkeit der ovag Energie AG als 
wirtschaftliche Tätigkeit zu betrachten.  

 
B) Gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO? 
Da die Gesellschaft bereits im Jahr 2000 gegründet worden ist, gilt der Bestandsschutz nach § 121 
Abs. 1 Satz 2 HGO. 

 
C) Ist der Öffentliche Zweck erfüllt und die Betätigung steht nach Art und 
Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit? 
Unter Hinweis auf die Ausführungen beim ZOV erfüllt die Tätigkeit der ovag Energie AG einen 
öffentlichen Zweck. Als Tochter der OVVG mbH und als Enkeltochter des ZOVs  stellt die ovag Netz 
AG die Aufgabenwahrnehmung in den Geschäftsfeldern Energieversorgung und 
Entsorgungsaufgaben des ZOVs sicher. Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem 
Unternehmenszweck. Die Tätigkeit der Firma ovag Energie AG liegt im Bereich der kommunalen 
Daseinsvorsorge. 

 
D) Steht die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf? 
Unter Hinweis  auf die Ausführungen beim ZOV steht die Betätigung der ovag Energie AG in einem 
angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf. 
Ohnehin fallen in diesem Bereich im Allgemeinen Gewinne an, wodurch der Landkreis Gießen nicht 
durch Ausgleichszahlungen belastet wird. 
 
 
 
 
 
 

3.1.9. ovag Netz AG 
Hanauer Straße 9-13, 61169 Friedberg 
 
A) Handelt es sich um eine wirtschaftliche Betätigung? 
Unter Hinweis auf die Ausführungen beim ZOV ist die Tätigkeit der ovag Netz AG als wirtschaftliche 
Tätigkeit zu betrachten.  

 
B) Gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO? 
Da die Gesellschaft am 17.02.2006 gegründet worden ist, gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 
Satz 2 HGO nicht unmittelbar. Jedoch besteht die Tätigkeit der ovag Netz AG in der  Pacht, 
Verwaltung, Betrieb und Instandhaltung von Energieversorgungsnetzen nebst Zubehör für 
Energieversorgungsunternehmen, insbesondere die der OVAG. Vor der Gründung der heutigen ovag 
Netz AG wurden deren Aufgaben durch die OVAG erfüllt. Gesetzliche Vorgaben haben jedoch die 
Unabhängigkeit des Netzbetreibers von anderen Tätigkeiten der Energieversorgung („Entflechtung“) 
notwendig gemacht. Da die ovag Netz AG insofern Tätigkeiten der OVAG übernommen hat und nur 
die Entflechtungsvorschriften zu dieser Trennung geführt haben, hat der Bestandsschutz nach § 121 
Abs. 1 Satz 2 HGO Gültigkeit. 
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C) Ist der Öffentliche Zweck erfüllt? 
Unter Hinweis auf die Ausführungen beim ZOV erfüllt die Tätigkeit die ovag Netz AG einen 
öffentlichen Zweck.  
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Unternehmenszweck. Die Tätigkeit der Firma ovag Netz 
AG liegt im Bereich der kommunalen Daseinsvorsorge. 

 
D) Steht die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf? 
Unter Hinweis  auf die Ausführungen beim ZOV steht die Betätigung der ovag Netze AG in einem 
angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf. 
Zwar fallen bei der ovag Netz AG bisher Verluste an, doch diesen Verlusten stehen entsprechende 
bzw. höhere Gewinne der OVAG gegenüber. Da nach der Konzernverrechnung innerhalb des 
Versorgungssektors – ohne den ÖPNV –  im Allgemeinen Gewinne anfallen, wird der Landkreis 
Gießen allein durch den Versorgungssektor – ohne den ÖPNV – nicht durch Ausgleichszahlungen 
belastet. 
 
 

 
 
3.1.10. VGO Verkehrsgesellschaft Oberhessen mbH 
Hanauer Straße 15, 61169 Friedberg 
 
 
A) Handelt es sich um eine wirtschaftliche Betätigung? 
Unter Hinweis auf die Ausführungen beim ZOV ist die Tätigkeit der VGO mbH als wirtschaftliche 
Tätigkeit zu betrachten. Während die Aufgabenträgerschaft per Gesetz an sich auf Landkreise, 
kreisfreie Städte und Gemeinden mit mehr als 50.000 Einwohnern übertragen worden ist, können die 
Aufgabenträger für Belange des lokalen Verkehrs Lokale Nahverkehrsorganisationen 
/Aufgabenträgerorganisationen – wie die VGO – einrichten und entsprechende Befugnisse 
übertragen. Insofern ist die Durchführung des ÖPNV keine Aufgabe zu der der Landkreis verpflichtet 
ist und es handelt sich um eine wirtschaftliche Tätigkeit.  

 
B) Gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO? 
Da die Gesellschaft am 13.07.2005 gegründet worden ist, gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 
Satz 2 HGO nicht unmittelbar. Jedoch ist die VGO mbH aus der Fusion der Verkehrsgesellschaften 
des Wetteraukreises, des Vogelsbergkreises und des Landkreises Gießen hervorgegangen. Somit ist 
die VGO mbH Rechtsnachfolger der bisherigen Verkehrsgesellschaften, wodurch der Bestandsschutz 
nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO Gültigkeit hat. 

 
C) Ist der Öffentliche Zweck erfüllt? 
Unter Hinweis  auf die Ausführungen beim ZOV erfüllt die Tätigkeit der VGO mbH einen öffentlichen 
Zweck. Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Unternehmenszweck. Die Tätigkeit der Firma VGO 
Verkehrsgesellschaft Oberhessen mbH liegt in der kommunalen Daseinsvorsorge. Sie bietet der 
Bevölkerung auch ohne eigene Verkehrsmittel Mobilität.  

 
D) Steht die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf? 
Unter Hinweis auf die Ausführungen beim ZOV steht die Betätigung der VGO mbH in einem 
angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf. Durch die 
Einflussmöglichkeit des Landkreises Gießen auf den Nahverkehrsplan und die Vertretung in den 
Gremien von ZOV und VGO mbH kann der Landkreis Gießen darauf hinwirken, dass die Betätigung 
des ZOVs und der VGO (als lokale Nahverkehrsorganisation) in einem angemessenen Verhältnis zur 
Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf steht.  
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3.1.11. Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke 
Teichweg 24, 35396 Gießen 
  
 
A) Handelt es sich um eine wirtschaftliche Betätigung? 
Während in einigen Bundesländern die  Wasserversorgung zu den freiwilligen 
Selbstverwaltungsaufgaben und nicht zu den pflichtigen Selbstverwaltungsaufgaben zählt, ist unter 
anderem in Hessen - gemäß § 30 des Hessischen Wassergesetzes vom 14.12.2010 (bisher § 39) - 
die öffentliche Wasserversorgung als Versorgungspflicht der Gemeinden definiert. Die Gemeinde 
kann die Verpflichtung zur Wasserversorgung auf andere Körperschaften des öffentlichen Rechts oder 
auf private Dritte übertragen oder sich dieser bei der Erfüllung ihrer Aufgaben bedienen. Auch wenn 
die Aufgabe der öffentlichen Wasserversorgung in dem Negativkatalog des § 121 Abs. 2 HGO nicht 
explizit aufgeführt ist, müsste die Betätigung der kommunalen Wasserversorgungsunternehmen – wie 
des Zweckverbandes Mittelhessische Wasserwerke – als nichtwirtschaftliche Betätigung betrachtet 
werden, da die öffentliche Wasserversorgung als kommunale Pflichtaufgabe (im Sinne von § 121 Abs. 
2 Ziffer 1 HGO) ausgestaltet ist.  

Da die wirtschaftliche Betätigung aus unserer Sicht nicht gegeben ist, ist eine Betrachtung weiterer 
Bedingungen für eine zulässige wirtschaftliche Betätigung an sich nicht notwendig. Aber auch wenn 
eine wirtschaftliche Betätigung gegeben wäre, wird in der folgenden Darstellung der Punkte B, C und 
D aufgezeigt, dass die notwendigen Voraussetzungen für die Zulässigkeit erfüllt sind. 

 
B) Gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO? 
Da die Beteiligung des Landkreises Gießen am Zweckverband bereits vor dem 01.04.2004 bestanden 
hat, gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO. 

 
C) Ist der Öffentliche Zweck erfüllt? 
Die öffentliche Wasserversorgung wird traditionell seit Entstehung der kommunalen 
Leistungsverwaltung durch die Gemeinden wahrgenommen und die Vorhaltung einer qualitativ und 
quantitativ ausreichenden Wasserversorgung ist für die Gesundheit und für eine angemessene 
Lebensgestaltung der Menschen im Gemeindegebiet von grundlegender Bedeutung. Die 
Wasserversorgung zählt nach herkömmlicher Betrachtung zur kommunalen Daseinsvorsorge. Sie wird 
gemeinhin zu den Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft gezählt und somit als kommunale 
Selbstverwaltungsaufgabe i.S.v. Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG eingeordnet. In der öffentlichen 
Wasserversorgung ist es bislang, anders als bei der Energieversorgung, bei einer kommunalen 
Aufgabenwahrnehmung geblieben. Die Aufgabenwahrnehmung ist vielfach in Zweckverbänden oder 
Wasser- und Bodenverbänden organisiert. Diese Formen interkommunaler Zusammenarbeit sind ein 
Indiz für die fortwährende Zuordnung dieses Aufgabenbereichs zum kommunalen Wirkungskreis.2 

 
D) Steht die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf? 
Die Tätigkeit steht in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit des Landkreises, und 
zum voraussichtlichen Bedarf, da der Landkreis Gießen in den letzten Jahren keine Zahlungen an den 
Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke geleistet hat, die durch das Gesellschaftsverhältnis 
bedingt sind. 

 
 

 
 
 
 
 
 

                                                           
2 Vgl. Brehme, Julia, S. Privatisierung und Regulierung der öffentlichen Wasserversorgung, S. 145 
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3.1.12. Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH 
Alte Bleiche 5, 65719 Hofheim 
 
 
A) Handelt es sich um eine wirtschaftliche Betätigung? 
Laut § 6 Absatz 2 des Gesetzes über den öffentlichen Personenverkehr in Hessen (ÖPNVG) nehmen 
die Aufgabenträger die Belange des regionalen Verkehrs gemeinsam in Verkehrsverbünden wahr und 
sind auf einen Ausgleich der unterschiedlichen Anforderungen an den öffentlichen 
Personennahverkehr in den unterschiedlichen Räumen bedacht. In Satz 2 des § 6 Abs. 2 ÖPNVG 
heißt es: Verkehrsverbünde sind der Nordhessische Verkehrsverbund und der Rhein-Main-
Verkehrsverbund.  
Somit ist die Beteiligung der Gebietskörperschaften im RMV im Grunde gesetzlich vorgegeben. 
Insofern greift § 121 Absatz 2 Satz 1 HGO, demnach die Tätigkeit des RMV als nicht wirtschaftliche 
Betätigung zu betrachten ist, da die Gemeinden gesetzlich zu der Beteiligung verpflichtet sind.  

Da die wirtschaftliche Betätigung aus unserer Sicht nicht gegeben ist, ist eine Betrachtung weiterer 
Bedingungen für eine zulässige wirtschaftliche Betätigung an sich nicht notwendig. Aber auch wenn 
eine wirtschaftliche Betätigung gegeben wäre, wird in der folgenden Darstellung der Punkte B, C und 
D aufgezeigt, dass die notwendigen Voraussetzungen für die Zulässigkeit erfüllt sind. 

 
B) Gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO? 
Da die Beteiligung seit 1994 besteht, greift der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO. 

 
C) Ist der Öffentliche Zweck erfüllt? 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Unternehmenszweck. Die Gesellschaft fördert das von 
beteiligten Gebietskörperschaften verfolgte Ziel, für die Bevölkerung ein bedarfsgerechtes 
Leistungsangebot zu erbringen und die Marktchancen im Verkehrsverbund unter Beachtung 
marktwirtschaftlicher und betriebswirtschaftlicher Grundsätze auszuschöpfen und durch gezielte 
Investitionen zu verbessern. 

 
D) Steht die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf? 
Gemäß der Satzung der RMV tragen die kommunalen Gebietskörperschaften anteilig nach 
Einwohnern 15% der Finanzierung der Gesellschaft. Für den Landkreis Gießen wird die Zahlung 
durch die VGO mbH entrichtet. Der VGO belastet den Landkreis Gießen in der Jahresabrechnung des 
ZOV anteilig auch mit diesen Kosten. Laut Information durch die VGO mbH ist Grundlage für die 
Berechnung ein bestimmter Berechnungsschlüssel (Kostensatz / Einwohner). Die 
Berechnungsschlüssel  werden durch den RMV vorgeben. Da die Beteiligung quasi verpflichtend ist 
und keine alternative Gestaltungsmöglichkeit besteht, dürfte die Frage der Leistungsfähigkeit nicht 
relevant sein. Gemäß  Gesellschaftsvertrag ist Ziel der Gesellschaft die Erbringung eines 
bedarfsgerechten Leistungsangebotes, d.h. die Betätigung der Gesellschaft richtet sich am 
voraussichtlichen Bedarf aus. 
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3.2. Beschäftigungsförderung, Wirtschaft und Sonstiges 
3.2.1. Servicebetrieb Landkreis Gießen 
A) Handelt es sich um eine wirtschaftliche Betätigung? 
Gemäß § 121 Absatz 2 Satz 1 Ziffer 3 gelten Tätigkeiten, die der Deckung des Eigenbedarfs dienen,  
nicht als wirtschaftliche Betätigung. Da die Servicegesellschaft ausschließlich der 
Eigenbedarfsdeckung dienen soll und somit nicht als Konkurrenz zu anderen Unternehmern am Markt 
auftritt, ist eine wirtschaftliche Betätigung nicht gegeben.  
 
Da eine Zuordnung hier eindeutig ist, wird auf eine weitere Prüfung der Bedingung der wirtschaftlichen 
Betätigung verzichtet 
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3.2.2. „Zentrum Arbeit und Umwelt“ - Gießener gemeinnützige 
          Berufsbildungsgesellschaft mit beschränkter Haftung  

Kiesweg 31, 35396 Gießen 
A) Handelt es sich um eine wirtschaftliche Betätigung? 
Die Betätigung der ZAUG als Berufsbildungsgesellschaft kann gegebenenfalls gemäß dem 
Negativkatalog des § 121 Abs. 2 Satz 1 Ziffer 2 HGO als nicht wirtschaftliche Betätigung betrachtet 
werden. Demnach gelten Tätigkeiten auf den Gebieten des Sozialwesens nicht als wirtschaftliche 
Betätigung. Die wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe werden nur zur Erfüllung des eigentlichen Zwecks 
unterhalten. 

Da die wirtschaftliche Betätigung aus unserer Sicht nicht gegeben ist, ist eine Betrachtung weiterer 
Bedingungen für eine zulässige wirtschaftliche Betätigung an sich nicht notwendig. Aber auch wenn 
eine wirtschaftliche Betätigung gegeben wäre, wird in der folgenden Darstellung der Punkte B, C und 
D aufgezeigt, dass die notwendigen Voraussetzungen für die Zulässigkeit erfüllt sind. 

 
B) Gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO? 
Die ZAUG g GmbH wurde 1988 gegründet. Insofern greift der Bestandsschutz des § 121 Abs. 1 Satz 
2 HGO.  

 
C) Ist der Öffentliche Zweck erfüllt? 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Unternehmenszweck. Die öffentliche Zwecksetzung der 
ZAUG gGmbH besteht in der Förderung von Ausbildung, Qualifizierung und Orientierungshilfen. 
Zudem leistet das Unternehmen einen wichtigen Beitrag zum sozialen Frieden in der Region.  
Insofern ergibt sich für die ZAUG g GmbH als kommunale gemeinnützige Integrations- und 
Berufsbildungsgesellschaft eine konkrete sozialstaatliche Rechtfertigung. 
 
D) Steht die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf? 
Der Landkreis Gießen ist durch eine im Hessenvergleich überdurchschnittliche Arbeitslosigkeit 
geprägt. Durch den Einsatz finanzieller Mittel in die Förderung von Ausbildung, Qualifizierung und 
Orientierungshilfe wird der reinen Alimentierung von Arbeitslosigkeit entgegengewirkt. Die Betätigung 
deckt den Bedarf an Ausbildung-, Qualifizierung- und Orientierungshilfe nicht, sondern ist als 
kommunaler Beitrag zu verstehen, den Problemen durch Arbeitslosigkeit und fehlender Qualifikation 
entgegenzuwirken. Über den Wirtschaftsplan und unterjährige Rückkopplung mit der Gesellschaft 
verfolgt der Landkreis Gießen das Ziel, den finanziellen Mitteleinsatz für die ZAUG g GmbH  zu 
begrenzen, damit Art und Umfang der Betätigung in einem angemessenen Verhältnis zur 
Leistungsfähigkeit des Landkreises steht.  
 
Ob die Betätigung wirklich in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit steht, ist auch 
eine politische Fragestellung, deren Antwort letztendlich davon abhängt, welcher politische Stellenwert 
der Förderung von Ausbildung, Qualifizierung und Orientierungshilfe unter Berücksichtigung 
begrenzter Ressourcen eingeräumt wird.  
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3.2.3. Technologie- und Innovationszentrum 
Gießen GmbH 
Winchesterstr. 2, 35394 Gießen 
 

 

 
A) Handelt es sich um eine wirtschaftliche Betätigung? 
Im Negativkatalog des § 121 Abs. 2 Satz 1 Ziffer 2 sind wirtschaftsfördernde Betätigungen nicht 
enthalten. Insofern ist die Betätigung der TIG GmbH als wirtschaftliche Betätigung aufzufassen. 

 
B) Gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO? 
Da die Beteiligung seit 1999 besteht, greift der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO. 

 
C) Ist der Öffentliche Zweck erfüllt? 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Unternehmenszweck. Die Tätigkeit der Firma TIG GmbH 
als Technologie- und Existenzgründungszentrum dient der Wettbewerbssicherung, der Sicherheit und 
Schaffung neuer Arbeitsplätze und der Verbesserung der wirtschaftsnahen Infrastruktur. Die 
Gesellschaft ist als Instrument der Wirtschaftsförderung zu betrachten. 

 
D) Steht die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf? 
Dem Landkreis Gießen sind in den letzten Jahren durch die Betätigung der TIG GmbH keine weiteren 
Kosten entstanden, die aus dem Gesellschaftsverhältnis resultieren. Insofern steht die Betätigung in 
einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit. Zwar hat die Mietlauslastung zum 
Jahresbeginn mit 83% einen Tiefstand erreicht, doch im April 2012 wurde davon ausgegangen, dass 
die Mietauslastung bis Ende 2012 wieder Auslastungsquoten bis hin zu 88-90% erreichen könnte.  
Somit dürfte die Betätigung der TIG GmbH auch dem Bedarf entsprechen. Es ist jedoch darauf 
hinzuweisen, dass der mittel- bis langfristigen Liquidität aus Sicht der Geschäftsleitung besondere 
Beachtung gelten muss. 
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3.2.4. RegioMIT Regionalfonds Mittelhessen GmbH  
 
Sitz: 
RegioMIT Regionalfonds Mittelhessen GmbH 
Berliner Platz 1, 35390 Gießen 
 
Fondsmanagement und Kontaktadresse: 
RegioMIT Regionalfonds Mittelhessen GmbH  
c/o BM H Beteiligungs-Managementgesellschaft Hessen mbH 
Schumannstraße 4-6, 60325 Frankfurt am Main 

 
 

 
 
A) Handelt es sich um eine wirtschaftliche Betätigung? 
Im Negativkatalog des § 121 Abs. 2 Satz 1 Ziffer 2 sind wirtschaftsfördernde Betätigungen nicht 
enthalten. Insofern ist die Betätigung der RegioMIT GmbH als wirtschaftliche Betätigung aufzufassen. 

 
B) Gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO? 
Die Gesellschaft wurde am 01.03.2005 gegründet. Insofern greift der Bestandsschutz nicht, da die 
Tätigkeit nach dem 01.04.2004 ausgeübt worden ist. Dies bedeutet, dass die Betätigung auch darauf 
zu prüfen ist, ob der Zweck nicht ebenso gut und wirtschaftlich durch einen privaten Dritten erfüllt wird 
oder erfüllt werden kann.  
 
C) Ist der Öffentliche Zweck? 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Unternehmenszweck. Mit Hilfe des Beteiligungskapitals des 
Regionalfonds gelingt es, die Wirtschaftsstruktur zu stärken und zukunftsfähige Arbeitsplätze zu 
schaffen. Struktur- und wirtschaftsfördernde Zwecke werden verfolgt. Die Lücke im regionalen 
Angebot zur Förderung von Existenzgründungen und jungen Unternehmen wird geschlossen. 
„Unternehmensgründungen sind essentielle Bestandteile einer dynamischen, prosperierenden 
Wirtschaft und tragen entscheidend zur Bewältigung eines beschleunigten Wandels der 
Wirtschaftsstrukturen bei. Sie regen den Wettbewerb an und erhöhen damit die nationale und 
internationale Konkurrenzfähigkeit der heimischen Unternehmen insgesamt. Durch Gründungen 
entstehen innovative und kreative Wirtschaftsräume, in denen zukunftsfähige neue Arbeitsplätze 
geschaffen werden. Eine ausgeprägte Gründerkultur ist zudem ein entscheidender Baustein zur 
Revitalisierung des Unternehmertums als Kernbestandteil der Sozialen Marktwirtschaft. Der Zugang 
zu Fremd- und Eigenkapital über Kreditinstitute und Beteiligungsgesellschaften ist eine wesentliche 
Voraussetzung für eine erfolgreiche Existenzgründung. Erfahrungswerte zeigen, dass bundesweit 
rund jede fünfte Gründung aufgrund von Finanzierungsschwierigkeiten nicht zustande kommt. Dies ist 
auch damit zu begründen, dass die Finanzierungsinstitutionen bei der Vergabe von Krediten und 
Beteiligungskapital die damit verbundenen wirtschaftlichen Risiken beachten müssen.3  

 
D) Steht die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf? 
Der Landkreis Gießen hat im Jahr 2005 einmalig einen Betrag in Höhe von 240 T€ bereit gestellt. 
Diese Kapitaleinlage wurde und wird neben den Kapitaleinlagen der anderen Gesellschafter im Sinne 
des Gesellschafszweckes als Beteiligungskapital verwendet. Insofern sind aus der jetzigen 
Perspektive keine weiteren finanziellen Mittel durch den Landkreis Gießen an die RegioMit GmbH zu 
zahlen. Somit steht die Betätigung in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit, da ein 
wirtschaftsfördernder Beitrag im Jahre 2005 geleistet wurde, der aber nicht zu laufenden 
Folgeaufwendungen führt. Durch den Beteiligungsausschuss wird über den Erwerb und die 
Veräußerung von Beteiligungen sowie über Vergleiche und Forderungsverzichte für Beteiligungen 
entschieden. Da Vertreter der Gesellschafter und somit auch eine Vertreterin des Landkreises Gießen 
in dem Beteiligungsausschuss vertreten sind, ist eine Kontrollmöglichkeit und Mitwirkungsmöglichkeit 

                                                           
3 Vgl. Erläuterungen zum Existenzgründungspaket Bayern, Bayrisches Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr 
und Technologie 
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gegeben, um eine angemessene Betätigung sicherzustellen, die am voraussichtlichen Bedarf 
ausgerichtet ist. Trotzdem ist darauf hinzuweisen, dass Beteiligungen im Frühphasenbereich, wie es 
sich die RegioMIT GmbH zur Aufgabe macht, mit hohen Risiken verbunden sind. Insbesondere die 
nachhaltige Erschließung der Marktsegmente durch die finanziell unterstützten Unternehmen ist 
zeitlich und volumenmäßig schwer einschätzbar. Da Beteiligungsmittel ohne die Gewährung von 
Sicherheiten zur Verfügung gestellt werden, birgt diese Finanzierungsform somit besondere Risiken. 
Sowohl durch die Einbindung von Netzwerkpartnern in der Bearbeitungs- und Betreuungsphase der 
Beteiligungen als auch im Rahmen der Entscheidungen des Beteiligungsausschusses wird versucht, 
die möglichen Risiken zu identifizieren und zu begrenzen. Den Risiken steht ein positiver 
Wirtschaftsförderungseffekt der mit den ausgereichten Beteiligungen initiierten Investitionen 
gegenüber. Laut Lagebericht der GmbH bieten sich hohe Renditechancen durch die 
überdurchschnittliche Beteiligungsverzinsung sowie die Möglichkeit der Partizipation an 
Unternehmensverkäufen oder –teilverkäufen, sogenannten Equity-kickern, die zum Teil mit den 
Beteiligungsnehmern vereinbart werden. 

 
E) Kann der Zweck nicht ebenso gut und wirtschaftlich durch einen privaten 
Dritten erfüllt werden? 
Indem der Fonds Beteiligungskapital für Zwecke der regionalwirtschaftlichen Förderung zur Verfügung 
stellt, ist die Ausrichtung des Fonds primär an der öffentlichen Zweckerfüllung ausgerichtet. Insofern 
kann der Zweck nicht ebenso gut und wirtschaftlich durch einen privaten Dritten erfüllt werden, da 
diese ihre Entscheidungskriterien vorrangig am Shareholder Value ausrichten und ihre Betätigung 
nicht von wirtschaftsfördernden Zielen abhängig machen würden. 
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3.2.5. Sparkassenzweckverband Gießen 
Johannesstr. 3, 35390 Gießen 
 
 
A) Handelt es sich um eine wirtschaftliche Betätigung? 
Im Negativkatalog des § 121 Abs. 2 Satz 1 Ziffer 2 sind Sparkassen bzw. Sparkassenzweckverbände 
nicht enthalten. Insofern ist die Betätigung der Sparkasse und damit einhergehende die Betätigung 
des Sparkassenzweckverbandes als wirtschaftliche Betätigung aufzufassen. 

 
B) Gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO? 
Da die Beteiligung am Zweckverband bereits vor dem 01.04.2004 bestanden hat, greift der 
Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO. 

 
C) Ist der Öffentliche Zweck erfüllt? 
Den Erläuterungen unter 3.2.6. ist zu entnehmen, dass die Sparkassen einen öffentlichen Zweck 
erfüllen. Da der Zweck des Sparkassenzweckverbandes als Träger der Sparkasse darin besteht, die 
Sparkasse zu unterstützen und die Anteile an der Sparkasse zu halten, erfüllt der Zweckverband 
ebenfalls einen öffentlichen Zweck. 

 
D) Steht die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf? 
Der Sparkassenzweckverband haftet nicht für die Verbindlichkeiten der Sparkasse und es gilt die  
Maßgabe, dass ein Anspruch der Sparkasse gegen den Träger oder eine sonstige Verpflichtung des 
Trägers, der Sparkasse Mittel zur Verfügung zu stellen, nicht besteht. Somit ergeben sich für die 
Zweckverbandsmitglieder keine Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem Sparkassenzweckverband 
bzw. gegenüber der Sparkasse. Insofern steht die Betätigung nach Art und Umfang in einem 
angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit. Die gesetzlichen Vorgaben des 
Sparkassengesetzes (Regelungen zur Staatsaufsicht) und weitere vorgegebene Kontrollinstanzen 
(Gremien des Zweckverbandes, Verwaltungsrat der Sparkasse, Kreditausschuss der Sparkasse) 
tragen dazu bei, dass die Betätigung am Bedarf ausgerichtet wird.  
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3.2.6. Sparkasse Gießen 
Johannesstr. 3, 35390 Gießen 
 
A) Handelt es sich um eine wirtschaftliche Betätigung? 
Im Negativkatalog des § 121 Abs. 2 Satz 1 Ziffer 2 sind Sparkassen nicht enthalten. Insofern ist die 
Betätigung der Sparkasse als wirtschaftliche Betätigung aufzufassen. 

 
B) Gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO? 
Da die Beteiligung am Zweckverband und die Trägerschaft des Zweckverbandes an der Sparkasse 
bereits vor dem 01.04.2004 bestanden haben, greift der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 
HGO. 

 
C) Ist der Öffentliche Zweck erfüllt? 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Unternehmenszweck. Die öffentlichen Sparkassen sind im 
19. Jahrhundert als unselbständige Einrichtungen der Gemeinden entstanden mit der 
Aufgabenstellung, Anlagemöglichkeiten und Bankdienstleistungen für die wirtschaftlich schwächeren 
Bevölkerungskreise anzubieten. Vom Ansatz her war das eine Aufgabenerfüllung der öffentlichen 
Daseinsvorsorge. 1931 wurden die Sparkassen zu rechtsfähigen Anstalten des öffentlichen Rechts 
umgestaltet. Auch nach der heutigen Rechtslage nehmen die kommunalen Sparkassen eine 
öffentliche Aufgabe war, die darin besteht, die geld- und kreditwirtschaftliche Versorgung im Gebiet 
des Gewährträgers sicherzustellen, der Bevölkerung und den örtlichen Wirtschaftsunternehmen unter 
besonderer Berücksichtigung der wirtschaftlich schwächeren Kreise sowie mittelständischer und 
Kleinbetriebe Bankdienstleistungen anzubieten, das Sparen und die Vermögensbildung zu fördern 
und den Gemeinden als Hausbank zu dienen. Dabei ist die öffentliche Aufgabenerfüllung der 
Gewinnmaximierung übergeordnet.4   

 
D) Steht die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf? 
Der Sparkassenzweckverband haftet nicht für die Verbindlichkeiten der Sparkasse und es gilt die  
Maßgabe, dass ein Anspruch der Sparkasse gegen den Träger oder eine sonstige Verpflichtung des 
Trägers, der Sparkasse Mittel zur Verfügung zu stellen, nicht besteht. Somit ergeben sich für die 
Zweckverbandsmitglieder keine Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem Sparkassenzweckverband 
bzw. gegenüber der Sparkasse.  
Insofern steht die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur 
Leistungsfähigkeit. Die gesetzlichen Vorgaben des Sparkassengesetzes (Regelungen zur 
Staatsaufsicht) und weitere vorgegebene Kontrollinstanzen (Gremien des Zweckverbandes, 
Verwaltungsrat der Sparkasse, Kreditausschuss der Sparkasse) tragen dazu bei, dass die Betätigung 
der Sparkasse am Bedarf ausgerichtet wird.  

Gemäß § 20 des Hessischen Sparkassengesetzes stehen die Sparkassen unter der Aufsicht des 
Staates. Aufsichtsbehörde ist das Regierungspräsidium. Die Aufsicht soll sicherstellen, dass die 
Sparkassen im Einklang mit den Gesetzen und den auf Grund der Gesetze erlassenen 
aufsichtsbehördlichen Anordnungen verwaltet werden. Nach der Satzung nicht zulässige Geschäfte 
bedürfen der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Solche Geschäfte können allgemein durch die 
oberste Aufsichtsbehörde genehmigt werden. 

 

 

 
 

                                                           
4 Vgl. KVR HE/HGO/Dezember 2002, S. 10 
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3.2.7. Regionalmanagement Mittelhessen GmbH 
 

 

 
 
A) Handelt es sich um eine wirtschaftliche Betätigung? 
Im Negativkatalog des § 121 Abs. 2 Satz 1 Ziffer 2 sind wirtschaftsfördernde Betätigungen nicht 
enthalten. Insofern ist die Betätigung des Regionalmanagement Mittelhessen GmbH als 
wirtschaftliche Betätigung aufzufassen. 

 
B) Gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO? 
Zwar besteht die GmbH erst ab 2013 jedoch ist die Regionalmanagement Mittelhessen GmbH eine 
Nachfolgeorganisation des Vereins MitteHessen e.V., der sich mit der Gründung der GmbH eine neue 
Organisationsstruktur für das Regionalmanagement Mittelhessen gibt. Da die Tätigkeiten des 
Regionalmanagement bereits vor dem 01. April 2004 ausgeübt wurden, greift der Bestandsschutz 
nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO. 

 
C) Ist der Öffentliche Zweck erfüllt?  
Gegenstand des Unternehmens ist die Entwicklung und Förderung der langfristigen strategischen 
Positionierung der Region durch Bildung, Festigung und Förderung von Netzwerken in der Region 
sowie innerhalb und außerhalb Hessens. Die Gesellschaft positioniert und bündelt die Region nach 
außen (Regionalmarketing) und begleitet oder betreibt Projekte zur Förderung der Region 
(Regionalmanagement). Sie unterstützt die Gesellschafter bei der Verwirklichung dieser Ziele.  
Da die Unterstützung der Wirtschaftsförderung als öffentlicher Zweck unstrittig ist, erfüllt die 
Regionalmanagement Mittelhessen GmbH einen öffentlichen Zweck. 

 
D) Steht die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf? 
Die neue Organisationsstruktur ergibt sich im Zuge einer inhaltlichen und organisatorischen 
Weiterentwicklung des Vereins. Durch diese Änderungen soll es möglich werden, effizienter agieren 
zu können. Eine Erhöhung der Anzahl der mitwirkenden Unternehmen und Kommunen soll erreicht 
werden. Insofern ist es das Ziel, die bisherigen Fördermittel noch besser auszuschöpfen. Die Tätigkeit 
des Regionalmanagement kann zu Beschäftigungszuwachs, Steuermehreinnahmen 
Attraktivitätsgewinn des Standorts führen. Insofern wird die Förderung des Regionalmanagements von 
dem Grundsatz getragen, dass die Fördermaßnahmen sich amortisieren bzw. sich in ihrer 
Erfolgswirkung vervielfachen. Mit einem jährlichen Förderbeitrag von 20.000 € pro Jahr ist der 
Landkreis ein Gesellschafter von fünf weiteren Kreisen, vier  Städten  Handwerkskammern, Industrie- 
und Handelskammern und Hochschulen und trägt somit solidarisch zur Förderung der Region bei.  Es 
ist davon auszugehen, dass die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis 
zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf steht. 
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3.2.8. ekom21 - KGRZ Hessen 
Carlo-Mierendorff-Straße 11, 35398 Gießen 
 

 

 
 
A) Handelt es sich um eine wirtschaftliche Betätigung? 
Im Negativkatalog des § 121 Abs. 2 Satz 1 Ziffer 2 sind Rechenzentren nicht enthalten. Insofern ist die 
Betätigung der ekom21 als wirtschaftliche Betätigung aufzufassen. 

 
B) Gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO? 
Bereits vor dem 01.04.2004 war der Landkreis Gießen Mitglied im Gebietsrechenzentrum Gießen und 
dann im Kommunalen Gebietsrechenzentrum Kommunale Informationsverarbeitung in Hessen (KIV in 
Hessen). Durch den Zusammenschluss des KIV in Hessen und des KGRZ Kassel am 01.01.2008 ist 
die ekom21 KGRZ Hessen entstanden. Da die ekom21 Rechtsnachfolger des KIV in Hessen ist, das 
bereits vor dem 01.04.2004 bestanden hat, greift der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO. 

 
C) Ist der Öffentliche Zweck erfüllt? 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Verbandszweck. Durch den ganzheitlichen Einsatz von 
Informationstechnologien für öffentliche Verwaltungen, insbesondere Kommunalverwaltungen und 
kommunale Unternehmen sowie artverwandter Einrichtungen erfüllt die ekom21 einen öffentlichen 
Zweck. Die ekom21 versteht sich als Full-Service-Anbieter, deren Ziel es ist, die gesamte Palette der 
kommunalen Aufgabe mit entsprechender Software zu unterstützen. 
 
 
D) Steht die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf? 
Grundsätzlich finanziert sich die ekom21 über Entgelte und Benutzergebühren. Laut Satzung können 
Umlagen erhoben werden. So hat sich im Jahr 2000 die Verbandsversammlung der KGRZ KIV 
Hessen als ein Rechtsvorgänger der ekom21 entschieden, ihre Mitglieder zu einer Umlage 
heranzuziehen, die dazu diente, die Beamtenpensionen sicherzustellen. Der Landkreis Gießen 
musste so 2007 und 2008 jährlich 90.396 € und im Jahr 2009 noch 51.958 € zahlen. Ab 2010 ergaben 
sich keine weiteren Umlagen. Unter Berücksichtigung dieser Perspektive steht die Betätigung somit in 
einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit.  

Laut Lagebericht werden die in der zentralen Verarbeitung eingesetzten Verfahren fast 
flächendeckend bzw. mit hohen Verbreitungsgrad von den Mitgliedern genutzt. Ferner ist zu lesen, 
dass durch ständige Anpassung bisheriger Produkte an aktuelle und künftige Bedarfslagen und die 
Einführung neuer Produkte die Kundenzahl gehalten und ausgebaut werden soll und somit die 
Marktstellung des Unternehmensverbundes verbessert werden soll. Somit ist davon auszugehen, 
dass die Betätigung am Bedarf ausgerichtet wird.  

Trotzdem ist darauf hinzuweisen, dass sich der Marktdruck aufgrund der zunehmenden Anzahl von 
Konkurrenzprodukten auf den Unternehmensverbund erhöht. Insofern ist vermutlich nicht 
auszuschließen, dass es zukünftig zu einer Erhebung von Umlagen kommen könnte.  

Abschließend ist anzumerken, dass ein Ausscheiden aus der ekom21 erschwerten Bedingungen 
unterliegt. So muss die Verbandsversammlung einer Kündigung mit 2/3-Mehrheit zustimmen. Ein 
Ausscheiden muss darüber hinaus von der Aufsichtsbehörde genehmigt werden.  
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3.3. Natur, Tourismus und Kultur  

3.3.1. Stadttheater Gießen GmbH 
Berliner Platz 1, 35390 Gießen 
 
 
A) Handelt es sich um eine wirtschaftliche Betätigung? 
Die Tätigkeit der Stadttheater GmbH fällt unter  § 121 Abs. 2 Satz 1 Ziffer 2, d.h. Tätigkeiten auf den 
Gebieten der Kultur. Damit gilt die Tätigkeit der Stadttheater GmbH nicht als wirtschaftliche Tätigkeit.  

Da die wirtschaftliche Betätigung aus unserer Sicht nicht gegeben ist, ist eine Betrachtung weiterer 
Bedingungen für eine zulässige wirtschaftliche Betätigung an sich nicht notwendig. Aber auch wenn 
eine wirtschaftliche Betätigung gegeben wäre, wird in der folgenden Darstellung der Punkte B, C und 
D aufgezeigt, dass die notwendigen Voraussetzungen für die Zulässigkeit erfüllt sind. 

 
B) Gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO? 
Da die Beteiligung an der Stadttheater Gießen GmbH bereits vor dem 01.01.2004 bestand, greift der 
Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO. 

 
C) Ist der Öffentliche Zweck erfüllt? 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Unternehmenszweck.  

 
D) Steht die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf? 
Gemäß dem Lagebericht steht das Theater durch die außergewöhnlich engagierte Arbeit der 
MitarbeiterInnen aller Bereiche künstlerisch richtig gut da, was vom Publikum der Region, von der 
Stadtgesellschaft, von der Presse und nicht zuletzt auch von der Politik sehr wohl gesehen und 
überaus geschätzt wird. So ist dem Lagebericht zu entnehmen, dass das Theater ein nicht 
wegzudenkender, wichtiger kultureller Faktor der Region Mittelhessen darstellt und nachhaltig 
wichtige Aufgaben übernimmt, die weit über den klassischen Theaterspielbetrieb hinaus gehen: 
Bereich Kinder- und Jugendtheater, identitätsstiftende Institution, Arbeitgeber, Ausbildungsstätte, 
Auftragsgeber, Wirtschaftsfaktor. 
Es ist davon auszugehen, dass ein Bedarf an dem Angebot des Theaters besteht. 
  
Ob die Betätigung in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit steht, ist auch eine 
politische Fragestellung, deren Antwort letztendlich  davon abhängt, welcher politische Stellenwert der 
kulturellen Bildung unter Berücksichtigung begrenzter Ressourcen eingeräumt wird.  
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3.3.2. Region Vogelsberg Touristik GmbH 
Vogelsbergstraße 137a,   63679 Schotten 
 

          
 
A) Handelt es sich um eine wirtschaftliche Betätigung? 
Im Negativkatalog des § 121 Abs. 2 Satz 1 Ziffer 2 ist Tourismusförderung und Förderung bzw. 
Vermarktung der Region nicht enthalten. Insofern ist die Betätigung der Region Vogelsberg Touristik 
GmbH als wirtschaftliche Betätigung aufzufassen. 

 
B) Gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO? 
Da die Mitgliedschaft des Landkreises Gießen erst seit dem 01.01.2009 besteht, greift nicht der 
Bestandsschutz gemäß § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO. 

 
C) Ist der Öffentliche Zweck erfüllt? 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Unternehmenszweck. Die Gesellschaft fördert die 
touristische Vermarktung der Region. Ziel ist vor allem, den betriebswirtschaftlichen Erfolg für die 
direkt am Tourismus beteiligten Unternehmen zu verbessern, aber auch kommunalpolitische Ziele und 
umweltpolitische Ziele zu verfolgen. 
Ziel der Mitgliedschaft für den Landkreis Gießen ist die Unterstützung durch eine professionelle 
Vermarktungsorganisation, um die Wertschöpfung durch den Tourismus im Ostteil des Landkreises 
Gießen weiter zu erhöhen.  

 
D) Steht die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf? 
In den Jahren 2009 bis 2011 zahlt der Landkreis Gießen 25.778 € pro Jahr als Zuschuss. Dieser 
Betrag ist nicht als Entgelt für eine Leistung zu betrachten, aber die Mitgliedschaft also solche dient 
der Förderung des Tourismus im Landkreises Gießen. Ziel der Unternehmung ist es in der Region 
Vogelsberg die Tourismuswirtschaft als eine der wenigen Branchen mit Entwicklungsmöglichkeit ins 
Blickfeld zu rücken. Durch hohe Präsenz auf Quellmärkten, etwa durch viele Einsatztage mit dem 
mobilen Werbestand oder Kooperationen mit anderen Destinationen wird die Tourismuswirtschaft der 
Region gestärkt. Ferner bringen sich die Kommunen zunehmend in den regionalen Plattformen ein,  
und verzichten auf eigene Imagebroschüren. Die Frequenz auf den Webseiten ist nach wie vor hoch  
 
und auch das Anfragevolumen nach Prospekten, Wander- und Radkarten blieb auch in 2011 auf dem 
hohen Niveau des Vorjahres von ca. 6.000 Anfragen. Der Prozentsatz der Bestellungen mit 
kostenpflichtigen Rad- und Wanderführern nahm dabei zu, was als Zeichen für konkrete 
Reiseabsichten gewertet werden kann. Die aufgeführten Beispiele belegen, dass die Betätigung in 
einem angemessenen Verhältnis zum Bedarf stehen dürfte. Ob die Betätigung in einem 
angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit steht, ist eine politische Fragestellung, deren Antwort 
letztendlich  davon abhängt, welcher politische Stellenwert der Tourismusförderung und dem 
kooperativen Marketing für die Region eingeräumt wird.  

 
 
E) Kann der Zweck nicht ebenso gut und wirtschaftlich durch einen privaten 
Dritten erfüllt werden? 

Im Gegensatz zu einem privaten Unternehmen ist der Jahresüberschuss nicht Ziel des Unternehmens, 
sondern Ziel ist die wirtschaftliche Nutzung der zur Verfügung stehenden Ressourcen, um eine hohe 
Wirkung, Wahrnehmung und Akzeptanz nach innen und außen zu erzielen. Insofern kann der Zweck 
nicht ebenso gut und wirtschaftlich durch einen privaten Dritten erfüllt werden, da der private Dritte bei 
seiner Zielsetzung weniger kommunalpolitische oder umweltpolitische Ziele verfolgt und sein Handeln 
voraussichtlich nicht in vergleichbarer Art und Weise an einer nachhaltigen touristischen Entwicklung 
ausrichtet. 
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3.3.3. Wasserverband Nidda 
Leonhardstraße 7 , 61169 Friedberg / Hessen 
 
A) Handelt es sich um eine wirtschaftliche Betätigung? 
Im Negativkatalog des § 121 Abs. 2 Satz 1 Ziffer 2 ist die Tätigkeit eines Wasserverbandes nicht 
enthalten. Jedoch ist in § 25 des Hessischen Wassergesetzes vom 14.12.2010 die Unterhaltspflicht 
die Gemeinden geregelt. Demnach sind die Gemeinden oder die von ihnen gebildeten Verbände zum 
Unterhalt von natürlich fließenden Gewässern zweiter und dritter Ordnung – wie der Nidda – 
verpflichtet. Somit ist die Betätigung des Wasserverbandes nicht als wirtschaftliche Betätigung 
aufzufassen, da eine gesetzliche Verpflichtung im Sinne des § 121 Abs. 2 Satz 1 Ziffer 1 HGO 
vorliegt.  

Da die wirtschaftliche Betätigung aus unserer Sicht nicht gegeben ist, ist eine Betrachtung weiterer 
Bedingungen für eine zulässige wirtschaftliche Betätigung an sich nicht notwendig. Aber auch wenn 
eine wirtschaftliche Betätigung gegeben wäre, wird in der folgenden Darstellung der Punkte B, C und 
D aufgezeigt, dass die notwendigen Voraussetzungen für die Zulässigkeit erfüllt sind. 

 
B) Gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO? 
Da die Mitgliedschaft im Wasserverband bereits vor dem 01.01.2004 bestand, greift der 
Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO. 

 
C) Ist der Öffentliche Zweck erfüllt? 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Verbandszweck. Die Tätigkeit des Verbandes dient dem 
Hochwasserschutz und der Gewässerunterhaltung.  

 
D) Steht die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf? 
Da für den Landkreis aus der Mitgliedschaft im Wasserverband keine finanziellen Verpflichtungen 
entstehen, steht die Betätigung des Landkreises im Rahmen der Mitgliedschaft derzeit in einem 
angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit. 
Der Hochwasserschutz und die Gewässerunterhaltung liegen im öffentlichen Interesse und vermeiden 
Folgekassen, die z.B. durch Überschwemmungen entstehen.  
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3.3.4. Zweckverband Naturpark Hochtaunus,  
Brandholz 1, 61267 Neu-Anspach 
 
 
A) Handelt es sich um eine wirtschaftliche Betätigung? 
Im Negativkatalog des § 121 Abs. 2 Satz 1 Ziffer 2 ist der Bereich Sport und Erholung enthalten. 
Insofern kann die Betätigung des Naturparks Hochtaunus als nichtwirtschaftliche Betätigung 
aufgefasst werden.  

Da die wirtschaftliche Betätigung aus unserer Sicht nicht gegeben ist, ist eine Betrachtung weiterer 
Bedingungen für eine zulässige wirtschaftliche Betätigung an sich nicht notwendig. Aber auch wenn 
eine wirtschaftliche Betätigung gegeben wäre, wird in der folgenden Darstellung der Punkte B, C und 
D aufgezeigt, dass die notwendigen Voraussetzungen für die Zulässigkeit erfüllt sind. 
 
 
B) Gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO? 
Da die Mitgliedschaft im Naturpark bereits vor dem 01.01.2004 bestand, greift der Bestandsschutz 
nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO. 

 
C) Ist der Öffentliche Zweck erfüllt? 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Verbandszweck. Die Tätigkeit des Verbandes dient 
Erholung, Naturschutz und Tourismus. 

 
D) Steht die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf? 
In den Jahren 2007 bis 2011 hat der Landkreis Gießen zwischen 4.200 € und 5.100 € pro Jahr als 
Verbandsumlage an den Zweckverband gezahlt. Ob die Betätigung in einem angemessenen 
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit steht, ist eine politische Fragestellung, deren Antwort letztendlich 
davon abhängt, welcher politische Stellenwert den Bereichen Erholung, Naturschutz und Tourismus 
für die Region eingeräumt wird 
Laut Internetseite des Zweckverbandes ziehen die Verbindung von Naturschutz und Tourismus 
jährlich über 18 Millionen Besucher an. Der Bedarf an einer Förderung von Naturschutz und 
Tourismus ist insofern gegeben. 
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3.3.5. Zweckverband Naturpark Hoher Vogelsberg 
Karl-Weber-Straße 2, 63679 Schotten 
 
A) Handelt es sich um eine wirtschaftliche Betätigung? 
Im Negativkatalog des § 121 Abs. 2 Satz 1 Ziffer 2 ist der Bereich Sport und Erholung enthalten. 
Insofern kann die Betätigung des Naturparks Hoher Vogelsberg als nichtwirtschaftliche Betätigung 
aufgefasst werden.  

Da die wirtschaftliche Betätigung aus unserer Sicht nicht gegeben ist, ist eine Betrachtung weiterer 
Bedingungen für eine zulässige wirtschaftliche Betätigung an sich nicht notwendig. Aber auch wenn 
eine wirtschaftliche Betätigung gegeben wäre, wird in der folgenden Darstellung der Punkte B, C und 
D aufgezeigt, dass die notwendigen Voraussetzungen für die Zulässigkeit erfüllt sind. 

 
B) Gilt der Bestandsschutz nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO? 
Da die Mitgliedschaft im Naturpark bereits vor dem 01.01.2004 bestand, greift der Bestandsschutz 
nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO. 

 
C) Ist der Öffentliche Zweck erfüllt? 
Der öffentliche Zweck ergibt sich aus dem Verbandszweck gem. §3 “Aufgaben“ der Verbandssatzung. 
Die Tätigkeit des Verbandes dient Erholung, Naturschutz und Tourismus. 

 
D) Steht die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf? 
In den Jahren 2007 bis 2011 hat der Landkreis Gießen zwischen 12.500 € und 13.400 € pro Jahr als 
Verbandsumlage an den Zweckverband gezahlt. Ob die Betätigung in einem angemessenen 
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit steht, ist eine politische Fragestellung, deren Antwort letztendlich 
davon abhängt, welcher politische Stellenwert den Bereichen Erholung, Naturschutz und Tourismus 
für die Region eingeräumt wird.  
Allein das Naturschutzinformationszentrum Hoherodskopf wird jährlich von 30.000 Besuchern 
besichtigt. Der Bedarf an einer Förderung von Erholung, Naturschutz und Tourismus dürfte gegeben 
sein.  
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4. Schlussbetrachtung 
In den vorausgegangenen Abschnitten wurden die Beteiligungen des Landkreises Gießen im Hinblick 
auf ihre wirtschaftliche Betätigung hinterfragt. Es wurde geprüft, inwieweit die Betätigung der 
Beteiligungen die Voraussetzungen des § 121 Abs. 1 HGO erfüllt.  
 
Von den 25 unmittelbaren und mittelbaren Beteiligungen des Landkreises Gießen wurde die 
Betätigung von 10 Beteiligungen als nichtwirtschaftliche Betätigung betrachtet. Insgesamt unterliegen 
5 Beteiligungen – nämlich die RegioMit Regionalfonds Mittelhessen GmbH, die Region Vogelsberg 
Touristik GmbH, die Beteiligungsgesellschaft Breitband Gießen mbH, die Breitband Gießen GmbH 
und das Regionalmanagement Mittelhessen GmbH - nicht dem Bestandsschutz des § 121 Abs. 1 Satz 
2 HGO. Das Beteiligungsportfolio des Landkreises Gießen wurde seit dem 01.04.2004 um diese fünf 
Beteiligungen und um den Servicebetrieb als Organisation, die sich nichtwirtschaftlich betätigt,  
erweitert. Bei den fünf Beteiligungen, die seit dem 01.04.2004 zusätzlich bestehen und deren 
Betätigung als wirtschaftlich zu betrachten ist, wurde erläutert und ergab die Prüfung, dass der Zweck 
nicht ebenso gut und wirtschaftlich durch einen privaten Dritten erfüllt werden kann. 
 
Es kann festgestellt werden, dass aus Sicht der Organisationseinheit Controlling des Landkreises 
Gießen keine gesetzliche Notwendigkeit besteht, dass der Landkreis Gießen sich von einer oder von 
mehren Beteiligungen trennt.  
 
Dennoch bedarf es eines Abstimmungsprozesses, ob das Portfolio in der bestehenden Form und zu 
bestehenden Bedingungen fortgeführt werden soll. Insbesondere in Bereichen in denen der Landkreis 
Zuschüsse oder Umlagen leistet, ist es eine Frage der Setzung von Prioritäten unter Berücksichtigung 
der begrenzten Ressourcen. Die Beantwortung der Frage, ob die Betätigung nach Art und Umfang in 
einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf steht, wird 
davon beeinflusst, welcher Stellenwert der jeweiligen Betätigung eingeräumt werden soll.  
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LANDKREIS GIESSEN 
Der Kreisausschuss 
Az.: 53 - Kindertagesbetreuung 
Sachbearbeiter: Gabriele Arnold 
Telefonnummer: -9663 

Vorlage Nr.: 0649/2013
Gießen, den 28. März 2013

 
 

Beschlussvorlage des Kreisausschusses 
 
 

Änderung der Kinderbetreuungsrichtlinie  
hier: Vorlage des Kreisausschusses vom 08.04.2013 
 
Beschluss-Antrag: 
 
Der Kreistag beschließt die Aktualisierung der Kinderbetreuungsrichtlinie zum 
01. August 2013. Gefördert werden ab diesem Zeitpunkt sieben 
Kindertageseinrichtungen in Trägerschaft von Elternvereinen im Landkreis 
Gießen (nicht der Stadt Gießen) sowie die Krabbelgruppe „Die Zwerge“ in 
Langgöns. 
 
 

 
Begründung: 
 
Mit Wirkung vom 01.01.2007 ist die Landesverordnung zur Förderung von 
Tagesbetreuung in Einrichtungen und in Tagespflege in Kraft getreten. 
In diesem sogenannten „Bambini“-Programm“ ist die finanzielle Förderung der Kinder 
unter drei Jahren geregelt. Das Land fördert damit Plätze für Kinder unter drei Jahren 
in Einrichtungen mit 100 € bei unter 5stündiger Öffnungszeit und mit 200 € bei über 
5stündiger Öffnungszeit. 
 
Der Bund und das Land Hessen haben seit 2008 Investitionen zum Ausbau eines 
Angebots an Betreuungsplätzen für durchschnittlich 35 % der Kinder unter drei 
Jahren in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege gefördert. Ziel war es, eine 
bedarfsgerechte Infrastruktur im Bereich der Bildung, Erziehung und Betreuung bis 
zum Beginn des Rechtsanspruchs der unter Dreijährigen am 01.08.2013 zu schaffen.  
 
Der Landkreis Gießen hat als öffentlicher Jugendhilfeträger die Verpflichtung, ein 
bedarfsgerechtes Angebot nach § 24 SGB VIII sicherzustellen. Um diesen Ausbau 
voranzubringen, fördert der Landkreis ergänzend und vorbehaltlich der Verfügbarkeit 
entsprechender Mittel seit 01.08.2007 wohnortnahe Plätze für Kinder unter drei 
Jahren in solchen Betreuungseinrichtungen, in denen sich diese Kinder für einen Teil 
des Tages oder ganztags aufhalten. 
 
Gemäß der örtlichen Ausbauplanung und entsprechender Berichterstattung im 
Sozialausschuss des Kreistages am 13.02.2013 stehen im Landkreis Gießen bis 
zum Stichtag 01.08.2013 Plätze für 39,7 % aller Kinder unter drei Jahren für eine 
Betreuungsplatz in Kindertageseinrichtungen oder in Kindertagespflege zur 
Verfügung.   
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Da der Landkreis Gießen der Haushaltskonsolidierung unterliegt und es sich bei der 
Kinderbetreuungsrichtlinie um eine freiwillige Leistung handelt, ist eine Aktualisierung 
dieser Förderleistung dringend angebracht. Um jedoch die bedarfsgerechten Plätze 
gemäß § 24 SGB VIII über den 01.08.2013 hinaus erhalten zu können, ist eine 
finanzielle Förderung von kleinen Einrichtungen der freien Jugendhilfe gemäß § 74 
SGB VIII weiterhin erforderlich.  
 
Gefördert werden daher ab 01.08.2018 ausschließlich Plätze in den Einrichtungen 
der sieben Elternvereine und einer Krabbelgruppe im Landkreis Gießen, nicht in der 
Stadt Gießen. Da seit Beginn des Kindergartenjahres 2012/2013 in diesen 
Einrichtungen aufgrund des steigenden Bedarfs schwerpunktmäßig Kinder unter drei 
Jahren betreut werden, erhöht sich der Förderaufwand. Die Förderung für 
Kommunen und große freie Träger endet am 31.07.2013. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Im Haushalt 2013 wurde im Produkt 36.1.01.01 bereits der Ansatz für die 
Kinderbetreuungsrichtlinie für Kommunen (Konto 71220007) und freie Träger 
(Konto 71270006) um insgesamt 220.000,00 € auf 320.000,00 € reduziert.  
________________________________________________________________ 
 
Folgekosten: 
 
Unser Ziel ist es, den Aufwand für den Haushalt 2014 unter Konto 71270006 um 
weitere 60.000,00 € zu kürzen.  
 
 
Sonstiges/Bemerkungen: 
 
 
 

 
Mitzeichnung: 
 
Fachdienst Familien, 
Inklusion und 
Demografie 

    

53–Kindertagesbetreuung  Gabriele Arnold  Simone Hackemann 

Organisationseinheit  Sachbearbeiter/in Leiter der 
Organisationseinheit 

     
     
  EKB Dirk Oßwald   
  Dezernent   
 
 
Zustimmungsvermerk/Sichtvermerk: 
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Kinderbetreuungsrichtlinie des Landkreises Gießen 
 
Verabschiedet mit Kreistagsbeschluss vom: 06.05.2013 
 
 

I. Grundsätzliches 
 

Das Achte Buch Sozialgesetzbuch – Kinder und Jugendhilfe (SGB VIII) - schreibt den Ju-
gendhilfeträgern u.a. den bedarfsgerechten Ausbau von Tagesbetreuungsplätzen für Kin-
der unter drei Jahren vor. 
 
Das Hessische Kinder- und Jugendhilfegesetzbuch verstärkt diese Aufgabe insbesondere 
für Kinder unter drei Jahren vor dem Hintergrund des Ausbaus des Förderungsangebots 
für Kinder unter drei Jahren zum 01.08.2013. 
 
Der Kreisausschuss als Träger der öffentlichen Jugendhilfe möchte mit dieser Richtlinie 
die Erhaltung bedarfsgerechter Angebote für Kinder unter drei Jahre in den sieben Eltern-
vereinen im Landkreis (außer in der Stadt Gießen) sowie in der Krabbelgruppe „Die Zwer-
ge“ unterstützen.   
 
Nach der gesetzlichen Vorgabe haben ab 01.08.2013 Kinder, die das erste Lebensjahr 
vollendet haben einen Anspruch auf frühkindliche Förderung in einer Tageseinrichtung 
oder in Kindertagespflege.  
Für Kinder, die das erste Lebensjahr noch nicht vollendet haben, sind mindestens Plätze 
in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege vorzuhalten, wenn 
1. diese Leistung für seine Entwicklung zu einer eigenverantwortlichen und gemein-

schaftsfähigen Persönlichkeit geboten ist oder 
2. die Erziehungsberechtigten oder, falls das Kind nur mit einem Erziehungsberechtigten 

zusammen lebt, diese Person  
a) einer Erwerbstätigkeit nachgehen, eine Erwerbstätigkeit aufnehmen oder Arbeit su-
chend sind,  
b) sich in einer beruflichen Bildungsmaßnahme, in der Schulausbildung oder Hoch-
schulausbildung befinden oder 
c) Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des Zweiten Buches erhalten. 

 
Der Gesetzgeber hat bis zum 01.08.2013 ein bedarfsdeckendes Angebot gefordert, die 
vorgesehenen Ausbaustufen wurden vom Kreistag beschlossen und sichergestellt. Die 
Tagesbetreuung von Kindern unter drei Jahren in Einrichtungen und in Tagespflege wird 
durch den Landesgesetzgeber finanziell gefördert.  
 
Vor diesem Hintergrund fördert der Landkreis Gießen ergänzend und vorbehaltlich 
der Verfügbarkeit entsprechender Mittel mit Beginn des Kindergartenjahres 
2013/2014, also ab dem 01.08.2013, wohnortnah nur noch Plätze für Kinder unter 
drei Jahren in den in Satz 3 dieser Richtlinie genannten Einrichtungen. 
     
Dabei setzt der Landkreis Gießen die Bildung, Erziehung und Betreuung der Kinder nach 
§ 24 SGB VIII in den Einrichtungen voraus. Die Förderung soll sich gemäß § 22a SGB VIII 
pädagogisch und organisatorisch an den Bedürfnissen der Kinder und ihrer Familien ori-
entieren. 
 

     
II. Rahmenbedingungen für Betreuungseinrichtungen 

 

Gefördert werden nur solche Betreuungseinrichtungen gemäß Satz 3 dieser Richtlinie, die 
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1) sich im Gebiet des Landkreises Gießen (außer der Stadt Gießen) befinden,  
 
2) während der Zeit ihrer Förderung durch diese Richtlinie über eine Erlaubnis für ihren 

Betrieb gem. § 45 SGB VIII verfügen und  
 

3) gem. § 74 SGB VIII die Gewähr für eine zweckentsprechende und wirtschaftliche Ver-
wendung der Mittel bieten sowie gemeinnützige Ziele verfolgen. 

 
 
III. Voraussetzungen für die Förderung 

 

1) Förderungsfähig sind Plätze in Einrichtungen, die an solche Kinder unter drei Jahren 
vergeben werden, die ihren ständigen Wohnsitz in den Städten und Gemeinden des 
Landkreises Gießen mit Ausnahme der Stadt Gießen haben.  

 
2) Bei Kindern unter einem Jahr werden vorrangig Plätze für Kinder erwerbstätiger, ar-

beitssuchender oder sich in Ausbildung befindlicher Erziehungsberechtigter gefördert. 
 
3) Die Förderung ist auch vorgesehen für Plätze, die für Kinder aus pädagogischen oder 

sozialen Gründen (Kindeswohlgefährdung) erforderlich sind. Um welche konkreten 
Gründe es sich im Einzelfall handeln muss, entscheidet das Jugendamt des Land-
kreises Gießen im Einvernehmen mit den Trägern. 

 
Dem Jugendamt des Landkreises Gießen bleibt deshalb bzgl. der Vergabe der Plätze 
nach I. Nr. 1. und 2. ein Belegungsrecht vorbehalten, soweit dieses mit den Bestim-
mungen der Einrichtung über die Aufnahme zu vereinbaren ist. Hierdurch ist gewähr-
leistet, dass diejenigen Kinder Aufnahme finden, die aus Sicht des Landkreises Gie-
ßen der Aufnahme bedürfen. 

 

4) Bei einer Öffnungszeit der Einrichtung von mehr als 6 Stunden ist ein Mittagessen er-
forderlich. 

 
 
IV. Fördermaßstab und – höhe 

 

1) Die einzelnen Plätze werden in folgendem Umfang pauschal nach den durch die Ein-
richtung bestätigten Betreuungszeiten in den jeweiligen Korridoren der Betreuungs-
zeiten gefördert: 

 Ab 6 bis unter 8 Stunden Betreuungszeit:    60,00 €/Monat 
 Ab 8 Stunden Betreuungszeit:              100,00 €/Monat 
 
2) Zuwendungsempfänger sind die Träger von Kinderbetreuungseinrichtungen.  

 
V. Inkrafttreten 
Diese Richtlinie tritt zum 01.08.2013 in Kraft. Mit dem Inkrafttreten tritt die bisherige Kin-
derbetreuungsrichtlinie des Landkreises Gießen vom 01.08.2007 außer Kraft. 
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Kinderbetreuungsrichtlinie des Landkreises Gießen 
 
Verabschiedet mit Kreistagsbeschluss vom: 06.05.2013 
 
 

I. Grundsätzliches 
 

Das Achte Buch Sozialgesetzbuch – Kinder und Jugendhilfe (SGB VIII) - schreibt den Ju-
gendhilfeträgern u.a. den bedarfsgerechten Ausbau von Tagesbetreuungsplätzen für Kin-
der unter drei Jahren vor. 
 
Das Hessische Kinder- und Jugendhilfegesetzbuch verstärkt diese Aufgabe insbesondere 
für Kinder unter drei Jahren vor dem Hintergrund des Ausbaus des Förderungsangebots 
für Kinder unter drei Jahren zum 01.08.2013. 
 
Der Kreisausschuss als Träger der öffentlichen Jugendhilfe möchte mit dieser Richtlinie 
die Erhaltung bedarfsgerechter Angebote für Kinder unter drei Jahre in den sieben Eltern-
vereinen im Landkreis (außer in der Stadt Gießen) sowie in der Krabbelgruppe „Die Zwer-
ge“ unterstützen.   
 
Nach der gesetzlichen Vorgabe haben ab 01.08.2013 Kinder, die das erste Lebensjahr 
vollendet haben einen Anspruch auf frühkindliche Förderung in einer Tageseinrichtung 
oder in Kindertagespflege.  
Für Kinder, die das erste Lebensjahr noch nicht vollendet haben, sind mindestens Plätze 
in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege vorzuhalten, wenn 
1. diese Leistung für seine Entwicklung zu einer eigenverantwortlichen und gemein-

schaftsfähigen Persönlichkeit geboten ist oder 
2. die Erziehungsberechtigten oder, falls das Kind nur mit einem Erziehungsberechtigten 

zusammen lebt, diese Person  
a) einer Erwerbstätigkeit nachgehen, eine Erwerbstätigkeit aufnehmen oder Arbeit su-
chend sind,  
b) sich in einer beruflichen Bildungsmaßnahme, in der Schulausbildung oder Hoch-
schulausbildung befinden oder 
c) Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des Zweiten Buches erhalten. 

 
Der Gesetzgeber hat bis zum 01.08.2013 ein bedarfsdeckendes Angebot gefordert, die 
vorgesehenen Ausbaustufen wurden vom Kreistag beschlossen und sichergestellt. Die 
Tagesbetreuung von Kindern unter drei Jahren in Einrichtungen und in Kindertagespflege 
wird durch den Landesgesetzgeber finanziell gefördert.  
 
Vor diesem Hintergrund fördert der Landkreis Gießen ergänzend und vorbehaltlich der 
Verfügbarkeit entsprechender Mittel mit Beginn des Kindergartenjahres 2013/2014, also 
ab dem 01.08.2013 Plätze für Kinder unter drei Jahren in den in Satz 3 dieser Richtlinie 
genannten Einrichtungen. 

     
Dabei setzt der Landkreis Gießen die Bildung, Erziehung und Betreuung der Kinder nach 
§ 24 SGB VIII in den Einrichtungen voraus. Die Förderung soll sich gemäß § 22a SGB VIII 
pädagogisch und organisatorisch an den Bedürfnissen der Kinder und ihrer Familien ori-
entieren. 

     
II. Rahmenbedingungen für Betreuungseinrichtungen 

 
Gefördert werden nur die Betreuungseinrichtungen gemäß Satz 3 dieser Richtlinie, die 
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1) sich im Gebiet des Landkreises Gießen (außer der Stadt Gießen) befinden  
 
2) während der Zeit ihrer Förderung durch diese Richtlinie über eine Erlaubnis für ihren 

Betrieb gem. § 45 SGB VIII verfügen und  
 

3) gem. § 74 SGB VIII die Gewähr für eine zweckentsprechende und wirtschaftliche 
Verwendung der Mittel bieten sowie gemeinnützige Ziele verfolgen. 

 
 

 
III. Voraussetzungen für die Förderung 

 
1) Förderungsfähig sind Plätze in Einrichtungen, die an solche Kinder unter drei Jahren 

vergeben werden, die ihren ständigen Wohnsitz in den Städten und Gemeinden des 
Landkreises Gießen mit Ausnahme der Stadt Gießen haben.  

 
2) Bis zu einem bedarfsgerechten Angebot werden vorrangig Plätze für Kinder erwerbs-

tätiger, arbeitssuchender oder sich in Ausbildung befindlicher Erziehungsberechtigter 
gefördert. 

 
3) Die Förderung ist auch vorgesehen für Plätze, die für Kinder aus pädagogischen oder 

sozialen Gründen (Kindeswohlgefährdung) erforderlich sind. Um welche konkreten 
Gründe es sich im Einzelfall handeln muss, entscheidet das Jugendamt des Land-
kreises Gießen im Einvernehmen mit den Trägern. 

 
Dem Jugendamt des Landkreises Gießen bleibt deshalb bzgl. der Vergabe der Plätze 
nach Nr. 2) und 3) ein Belegungsrecht vorbehalten, soweit dieses mit den Bestim-
mungen der Einrichtung über die Aufnahme zu vereinbaren ist. Hierdurch ist gewähr-
leistet, dass diejenigen Kinder Aufnahme finden, die aus Sicht des Landkreises Gie-
ßen der Aufnahme bedürfen. 

 

4) Bei einer Öffnungszeit der Einrichtung von mehr als 6 Stunden ist ein Mittagessen er-
forderlich. 

 
 
IV. Fördermaßstab und – höhe 

 
1) Die einzelnen Plätze werden in folgendem Umfang pauschal nach den durch die Ein-

richtung bestätigten Betreuungszeiten in den jeweiligen Korridoren der Betreuungs-
zeiten gefördert: 

 Ab 6 bis unter 8 Stunden Betreuungszeit:    60,00 €/Monat 
 Ab 8 Stunden Betreuungszeit:              100,00 €/Monat 
 
2) Zuwendungsempfänger sind die Träger der Kinderbetreuungseinrichtungen.  

 
V. Inkrafttreten 
Diese Richtlinie tritt zum 01.08.2013 in Kraft. Mit dem Inkrafttreten tritt die bisherige Kin-
derbetreuungsrichtlinie des Landkreises Gießen vom 01.08.2007 außer Kraft. 
 
 



KPdEISTA'GSFRAKTION
GIESSEN

CDU Kreistagsfraktion • Spenerweg 8 - 35394 Gießen

An den
Vorsitzenden des Kreistages des Landkreises Gießen

Herrn Karl-Heinz Funck

DER VORSITZENDE

Claus Spandau

Konrad-Adenauer-Haus

Spenerweg 8
35394 Gießen
Telefon 06 41 - 4 10 56
Fax   06 41 - 4 10 54
E-Mail info@cdu-giessen.de

Antrag                             ÿ ÿÿ iÿ°°

Sehr geehrter Herr Kreistagsvorsitzender Funck,

Gießen, 1. Juni 2012

;o7.

Mit/ÿÿffmg

die Kreistagsfraktion der CDU bitte Sie den nachfolgenden Antrag auf die Tagesordnung
der nächsten Kreistagssitzung zu setzen. Wir bitten um vorhergehende Beratung in den
zuständigen Ausschüssen.

Die CDU-Fraktion stellt den Antrag, der Kreistag möge wie folgt beschließen:
Der Kreistag fordert den Kreisausschuss auf, einige Mitarbeiter der Verwaltung, die im
Publikumsverkehr arbeiten, durch Fortbildung im Bereich Gebärdensprache so zu
schulen, dass sie Menschen mit Hörbehinderung die gewünschten Auskünfte geben
und ihnen bei weiteren Wegen in der Behörde zur Verfügung stehen können. Dabei ist
zu prüfen, ob diese Fortbildung in Kooperation mit der KVHS in Lich als
Weiterbildungsangebot durchgeführt werden kann.

Begründung:
Der Weg in eine inklusive Gesellschaft, wie seitens der UN-Behindertenrechtskonvention

gefordert und durch die Länder umgesetzt werden soll, umfasst auch den Bereich eines

barrierefreien Zugangs zu den Behörden vor Ort im Lebensumfeld der Betroffenen.
Getragen  von  den  Prinzipien der Förderung der Teilhabe von  Menschen  mit
Behinderungen  am  Leben  in  der  Gesellschaft  auf  Grundlage  der  Schaffung
bedarfsgerechter und personenzentrierter Angebote, ist die Bereitstellung eines solchen
Angebotes ein weiterer großer Schritt zu einer barrierefreien Behörde, im Sinne der UN-
Konvention.

Mit freundlichen Grüßen

Claus Spandau
Vorsitzender der CDU-Kreistagsfraktion

"""  ........  «)ss   ÿ "«--ÿ: .[/ÿ  ....  ,«,-,
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SPD - Kreistagsfraktion FREIE WÄHLER

Kreistagsfraktion

Kreistagsfraktion

An den

Vorsitzenden des
Kreistages Gießen
Karl-Heinz Funck
Riversplatz 1-9 (Zi. F209)

35390 Gießen

Änderungsantrag/konkurrierender Antrag
zum Antrag 0434/2012 der Fraktion der CDU

Der Kreistag möge beschließen:

Der Kreisausschuss wird gebeten, in Zusammenarbeit mit dem Gießener Arbeitskreis für
Behinderte den über das bisherige Hilfesystem hinausgehenden Bedarf der Hilfe von
Gebärdendolmetschern für Kunden der Kreisverwaltung zu prüfen.
Außerdem s011 - analog der Abfrage über Fremdsprachenkenntnisse - auch die Kenntnis von
Gebärdensprache bei den Beschäftigten des landkreises abgefragt werden.

Begründung erfolgt mündlich

Mit fi  Jndlichen Grüßen

(  rst Nachtigall)
Vorsitzender der
SPD-Kreistagsfraktion

Vorsl      der Kreistagsfraktion
Bündnis 90 / Die Grünen

Vorsitzender der Kreistagsfraktion
der Freien Wähler
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AUSZUG

aus dem Protokoll des KREISTAGES

Sitzung am: 25. Juni 2012 Vorsitzender: Karl-Heinz Funck

25. Schulung der Verwaltungsrnitarbeiter im Publikumsverkehr in Ge-
bärdenspräche;
hier: Antrag der CDU-Fraktion vorn 1. Juni 2012
(Vorlage Nr. 0434/2012)

Kreista,qsvorsitzender Karl-Heinz Funck teilt mit, dass die Fraktionen von SPD,
Bündnis 90/Die Grünen und FW in der Ausschussrunde einen Initiativantrag mit
folgendem Wortlaut vorgelegt haben:

,Der Kreistag mb'ge beschließen:

Der Kreisausschuss wird gebeten, in Zusammenarbeit mit dem Gießener
Arbe[tskreis für Behinderte den über das bisherige Hi/fesystem hinausge-
henden Bedarf der Hilfe von Gebärdendolmetschern für Kunden der Kreis-
verwaltung zu prüfen.

Außerdem sog- analog der Abfrage über Fremdsprächenkenntnisse - auch
die Kenntnis von Gebärdensprache bei den Beschäftigten des Landkre[ses
abgefragt werden."

Im Haupt-, Finanz- und Rechtsausschusses wurde vorgeschlagen, den Haupt-
antrag im Geschäftsgang des Kreistages zu belassen und zunächst das Ergeb-
nis des Prüfauftrages im Sinne des Initiativantrages abzuwarten. Zu diesem
Verfahrensantrag liegt eine zustimmende Beschlussempfehlung vor.

Kreistaqsvorsitzender Karl-Heinz Funck merkt an, er habe aus der Ausschuss-
debatte in Erinnerung, dass außerdem der Beirat für Menschen mit Behinde-
rung in die Zusammenarbeit einbezogen werden soll. Deshalb sollte der Be-
schlussantrag entsprechend ergänzt werden.

An der Aussprache beteiligt sich Kreistaqsabqeordnete Ursula Häuser.

Sodann Iässt Kreistagsvors tzender Karl-Heinz Funck über den Veffahrensvoÿ-
schlag aus dem Haupt-, Finanz- und Rechtsausschuss abstimmen:

Der Kreistag beschließt:

Der Hauptantrag der CDU-Fraktion zur Schulung der Verwaltungsmitarbei-
ter im Publikumsverkehr in Gebärdensprache vom 1. Juni 2012 (Vorlage
0434/2012) mit dem Wortlaut:

ùDer Kreistag möge beschließen:
Der Kreistag fordert den Kreisausschuss auf, einige Mitarbeiter der
Verwaltung, die im Publikumsverkehr arbeiten, durch Fortbildung im
Bereich Gebärdensprache so zu schulen, dass sie Menschen mit
Hörbehinderung die gewünschten Auskünfte geben und ihnen bei
weiteren Wegen in der Behörde zur Verfügung stehen können.



Dabei ist zu prüfen, ob diese Fortbildung in Kooperation mit der
KVHS in Lich als Wefferbildungsangebot durchgeführt werden kann."

bleibt solange im Geschäftsgang des Kreistages, bis das Ergebnis des
Prüfauftrages im Sinne des geänderten Initiativantrages der Fraktionen
von SPD, Bündnis 901Die Grünen und FW vom 21. Juni 2012 mit dem
Wortlaut:

ùDer Kreistag möge beschließen:
Der Kreisausschuss wird gebeten, in Zusammenarbeit mit dem Gie-
Bener Arbeitskreis für Behinderte und dem Beirat für Menschen mit
Behinderung den über das bisherige Hiifesystem hinausgehenden
Bedarf der Hilfe von Gebärdendolmetschern für Kunden der Kreis-
verwaltung zu prüfen. Außerdem soll- analog der Abfrage über
Fremdsprachenkenntnisse - auch die Kenntnis von Gebärdenspra-
che bei den Beschäftigten des Landkreises abgefragt werden."

vorliegt.

Die Beschlussfassung über den Verfahrensantrag erfolgt einstimmig, wobei sich die
Gruppe Die Linke während der Abstimmung nicht im Sitz_ungsraum befindet.

Verteiler:

il
I
BL II (Control)
50
12
01
BLI
82

Für den richtigen Auszug
Gießen, den 4. Juli 20t2
LANDKREIS GIESSEN
Der Kreisausschuss
Im Auftrag

Anette Herzberger

. .



Landkreis Gießen
Beirat für die Belange von Menschen
mit Behinderungen (Geschäftsführung)

05.02.2013

der 2. Sitzung
des Beirates für die Belange von Menschen mit Behinderungen

am 21. Januar 2013

Ergebnis und Stand der Prüfung ,,Einsatz von Gebärdendolmetschern in
der Verwaltung"

Herr Apfelbaum (Teamleitung ,Team Inklusion") berichtet über die durchgeführte Prüfung
der Verwaltung. Nach umfangreicher Diskussion formuliert der Beirat folgende Beschluss-
vorlage für den Kreisausschuss:

Der Beirat stellt fest, dass die Beratung von Menschen mit Hörbehinderung verbessert
werden muss.
Dies kann aber nicht mit der Weiterbildung von Mitarbeiter/-innen der Verwaltung
gelöst werden.
Der Beirat hält folgende Verbesserungen für nötig:

1. Die Kreisverwaltung soll sich um einen Pool an externen Gebärdendolmetscher
bemühen.

2. Technische Lösungen (wie TESS) sollen erprobt werden.

3. Vor allem soll das Antragsverfahren vereinfacht und Verwaltungsabläufe auch
Amts übergreifend zusammengefasst werden.

4. Die finanziellen Mittel sollen in einem Budget in Höhe von 5000 € zur Verfügung
gestellt werden.

Parallel zu der Empfehlung wird die Verwaltung beauftragt, nochmals bei verschiedenen
Stellen (z.B.: Landkreis Wetterau, Versorgungsamt, Uniklinik, Kirchen, etc.) bezüglich der
Vorgangsweisen in der Kommunikation mit Gehörlosen nachzufragen.

Eine Vorführung von Tess soll für die nächste Beiratssitzung geplant werden.

gez.

Sören Schmidt

(Behindertenbeauftragter)



::,AU S:iiZi!Uÿ' G,I,ÿ,,: ::ÿ::i,ÿ::: !,i::i ,,=ÿi, ,'i!,,ÿ"" ÿ":ÿ, ::,,:i,:, ,ÿ,

aus dem Protokoll des KREISAUSSCHUSSES

Sitzung am: 04. März 2013             Vorsitzende: Landrätin Anita Schneider

6= Einsatz von Gebärdendolmetschern für Kunden der Kreisverwal-
tung Gießen (Vorlage Nr. 0614/2013)

Landrätin Anita Schneider begründet die Vorlage und beantwortet eine Frage
des Kreisbeiqeordneten Jan-Eric Walb.

Hauptamtlicher Erster Kreisbeiqeordneter Dirk Oßwald weist darauf hin, dass
dieses Thema in der ersten Sitzung des neuen Behindertenbeirates konstruktiv
beraten und die entsprechende Empfehlung an den Kreisausschuss erarbeitet
wurde.

Der Kreisausschuss beschließt:

.1.  Die Kreisverwaltung soll sich um einen Pool an externen Gebärden-
dolmetscher bemühen.

2.

3.

Technische Lösungen (wie TESS) sollen erprobt werden.

Vor allem soll das Antragsverfahren vereinfacht und Verwaltungsab-
läufe auch Amts übergreifend zusammengefasst werden.

4. Zur Finanzierung des Projektes werden nach Vorlage der Haushalts-
genehmigung Mittel in Höhe von 5.000 € bereitgestellt. Die Deckung
ist innerhalb des Budgets 11.11.10 (Zentrale Dienste) zu gewährleis-
ten.

Verteiler:
Dez. I
BL Dez. I
FB 1
FD 12
FD 20
FD 53
81

Für den richtigen Auszug
Gießen, den 07.03.2013
LANDKREIS GIESSEN
Der Kreisausschuss
Im Auftrag

Jÿlia Schäfer
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Piratenpartei Deutschland
PIRATEN-Kreisgruppe Gießen

35394 Gießen

29. Januar2013

Antrag auf Einführung einer lnformationsfreiheitssatzung

Sehr geehrter Herr Kreistagsvorsitzender Funck,

für die PIRATEN-Kreisgruppe bitte ich, den nachfolgenden Antrag
auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung Haupt-, Finanz- und
Rechtsausschusses und des Kreistages zu setzen.

Antrag:
Der Kreisausschuss wird beauftragt juristisch zu prüfen, ob der
Landkreis Gießen eine Informationsfreiheitssatzung erlassen kann
und bei positivem Prüfungsergebnis dem Kreistag einen
Satzungsentwurf zur Beschlussfassung vorzulegen. Die
Informationsfreiheitsatzung soll folgende Elemente enthalten:

•  Zweck der Informationsfreiheitssatzung ist es, jedermann
auf Antrag freien Zugang zu amtlichen Informationen zu
gewähren, die beim Landkreis Gießen in seinem
Wirkungskreis vorhanden sind.

•  Ausnahmen vom Recht auf Gewährung von Informationen
sind zulässig, soweit diese dem Datenschutz dienen. Eine
Ablehnung ist zu begründen und dem Antragsteller
mitzuteilen. Es hat eine Abwägung zwischen öffentlichem
Interesse und Datenschutzinteressen stattzufinden, soweit
durchführbar, sind dem Antragssteller Teilauskünfte zu
erteilen.

•  Der Landkreis verpflichtet sich eine zentrale Antragsstelle
einzurichten, die dem Ziel dient, einen einheitlichen
Ansprechpartner für den Antragsteller der Anfrage zur
Verfügung zu stellen.

•  Der Landkreis Gießen verpflichtet sich ein
Dokumentenregister anzulegen. Hierbei ist eine
dokumentenregisterlose Zeit während der technischen
Realisierung zulässig.

•  Die Einholung von Informationen ist kostenpflichtig. Die
Gebühren in der Satzung sollen so bemessen sein, dass sie
den Aufwand zu großen Teilen decken, jedoch keine Barriere
darstellen. Einfache Anfragen sollen kostenlos sein.

Stabsstelle Kreisgremien und
Öffentlichkeitsa rbeit
z.H. Herrn Kreistagsvorsitzenden Funck
Riversplatz 1-9

)artei
Gießen

ießen

Tampe-Haverkock ::
perworsitzender
i|i tampe-haverkock@

t-online.de

Oechler
christian.oechler@
)iratenpartei-giessen.de

N



Begründung:
ùDie Funktionsfähigkeit einer demokratischen Gesellschaft ist abhängig von der aktiven
Mitgestaltung der gesellschaftlichen Realität durch die Bürgerinnen und Bürger. Eine der
Grundvoraussetzungen hierfür ist die Öffentlichkeit staatlichen Handelns. Der öffentliche
Sektor hat in vielen Bereichen ein staatliches Wissens- und Informationsmonopol.

Bürgerinnen und Bürger haben in der Regel keinen Zugang zu Informationen, die bei
staatlichen Stellen vorhanden sind. Viele gesellschaftlich relevante Informationen sind
überhaupt nur bei staatlichen oder halbstaatlichen Stellen vorhanden. Die Frage des Zugangs
zu diesen Informationen, die zugleich auch eine Frage der Verfügbarkeit der Informationen ist,
kann somit von entscheidender Bedeutung sein für den zukünftigen Charakter der
bürgerschaftlichen Teilhabe insbesondere an staatlichen Planungs- und Entscheidungs
prozessen."

(Zitat aus Drucksache 18/1895 Hessischer Landtag)

Das Recht auf Information durch öffentliche Stellen hat in vielen Demokratien eine lange
Tradition. Schon 1766 wurde in Schweden das Öffentlichkeitsprinzip eingeführt. Viele Staaten,
insbesondere im angelsächsischen Raum, haben dieses Prinzip übernommen und zum Teil in
ihre Verfassungen übernommen.

Die Bundesrepublik Deutschland war hier lange Zeit Schlusslicht und pflegte weiter das
Amtsgeheimnis, sodass der Bürger keine Chance hatte, an behördliche Informationen zu
gelangen. Im Jahre 1998 wurde dann zum ersten Mal in Brandenburg ein
Informationsfreiheitsgesetz eingeführt, welches den Bürgern ein umfassendes Recht auf
Information einräumte. Auf Bundesebene wurde 2006 ein Informationsfreiheitsgesetz
eingeführt. Zurzeit haben 11 von 16 Bundesländer ein Informationsfreiheitsgesetz. Das
Bundesland Hessen gehört leider nicht hierzu. Eine Gesetzesinitiative [1] von SPD/Grüne
scheiterte 2010.

Es ist jedoch für den Landkreis Gießen trotzdem möglich, seinen Bürgern ein informationsrecht
durch eine eigene Informationsfreiheitssatzung zur Verfügung zu stellen. Dieses wird in immer
mehr Städten durchgeführt, unter anderem in Göttingen oder München [2]. Es ermöglicht den
Bürgern ein einklagbares Recht auf Zugang zu staatlichen Informationen im Wirkungskreis des
Landkreises Gießen.

Der vorliegende Antrag legt Rahmenbedingungen für eine zukünftige
Informationsfreiheitssatzung fest, überlässt jedoch bewusst die konkrete Formulierung der
Verwaltung. Nachfolgend wird auf die einzelnen Rahmenbedingungen begründend
eingegangen:

Zweck der Informationsfreiheitssatzungen ist es, jedermann Zugang zu den verfügbaren
Informationen zu geben. Es scheint sinnvoll, dass dieses Recht nicht nur den Bürgern des
Landkreises Gießen zu gewähren, sondern jedermann, andernfalls wären Bürger der
Umlandkreise, die ein Interesse an Informationen auch aus dem Landkreis Gießen hätten,
ausgeschlossen und hätten kein Informationsrecht. Dies erscheint nicht sinnvoll. Eine
Eingrenzung auf den eigenen Wirkungskreis ist notwendig, da eine Satzung des Landkreises
keine Regelung zu Landesinformationen treffen kann.

In der zweiten Rahmenbedingung wird die Versagung von Informationen geregelt. Es kann
vorkommen, dass das Recht auf Informationen hinter anderen Rechten zurückstehen muss. Es
ist jedoch wichtig, dass bei jeder Anfrage eine Abwägung stattfinden muss. Insbesondere muss
eine Teillieferung der Information möglich sein, z.B. durch Schwärzung von Teilen von
Unterlagen.

Die Einführung einer zentralen Stelle zur Bearbeitung der Anfragen erscheint sowohl im Sinne
der Antragsteller, als auch für die Verwaltung sinnvoll. Durch eine zentrale Stelle muss der
Antragsteller nicht erst mühsam herausfinden, an welche Ämter er sich für sein
Informationsbegehren wenden muss. Für die Verwaltung hat es den Nutzen, dass nicht
Mitarbeiter in Fachbereichen beschäftigt werden, die vom Antragsteller fälschlicherweise für
zuständig gehalten werden. Eine Bündelung an einer Stelle, die sich auch an die Weiterleitung
der Anfrage an die entsprechenden Fachbereiche kümmert, scheint also sinnvoll.



Die bisherigen Gesetze und Prozesse zur Informationsfreiheit schwächeln alle an einem Punkt,
nämlich dass der Bürger raten muss, welche Informationen und Dokumente zu einem Vorgang
vorhanden sind. Diesem Umstand wird in neueren Informationsfreiheitsgesetzen dadurch
Rechnung getragen, dass Behörden nach einer Übergangsfrist dazu verpflichtet werden, ein
Dokumentenregister einzuführen.

Die Einholung von Informationen ist kostenpflichtig zu gestalten. Es ist zwar wünschenswert,
gänzlich auf Gebühren zu verzichten, jedoch bindet das Bearbeiten, insbesondere von größeren
Anfragen, Personal. Es ist daher eine Gebühr festzulegen. Kleine Anfragen sollen gebührenfrei
erteilt werden, damit für den Antragssteller nicht bei jeder Frage an die Kreisverwaltung die
Gefahr besteht, dass er hierfür eine Gebühr zahlen muss. Verschiedene
Informationsfreiheitssatzungen und -gesetze definieren einfache Anfragen auf eine
Bearbeitungsdauer von 10 bis 30 Minuten.

Zusammenfassend stellt eine Informationsfreiheitssatzung einen wichtigen Baustein zur
Wissensgesellschaft und zur demokratischen Teilhabe dar. Nur informierte Bürger können sich
einbringen und konstruktiv am politischen Leben teilhaben. Die Erfahrungen aus anderen
Bundesländern und in Städten mit Informationsfreiheitssatzung zeigen, dass die Bürger das
Instrument gewissenhaft einsetzen und dass es von den Gemeinden und Landkreisen ohne
Probleme gemeistert werden kann. Insbesondere sichert sich der Landkreis einen
Wissensvorsprung für sich und die Bürger durch die Umsetzung als
Informationsfreiheitssatzung. Sollte ein Informationsfreiheitsgesetz für Hessen kommen, würde
dies auch die Kommunen und Landkreise betreffen.

Christian Oechler

Verweise:
[1] Drucksache 18/1895 des Hessischen Landtags (http:/Itinyurl.comlIFGHessen)
[2] Informationsfreiheitssatzung der Stadt München (http:lltinyurl.comlIFSMuenchen)
[3] Umfrage über die Nutzung (http:l/tinyurl.comlUmfrageStaedte)
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An den Kreistagsvorsitzenden
Herrn Karl-Heinz Funck
Riversplatz 1 - 9

35394 Gießen 7' ÿÿÿ Sÿ°ÿÿ,ÿÿÿ

«,,,<  ,   ,<  +

Buseck, den 08. April 2013

Antra,q: Mietabsenkunqen entsprechend den neuen KdU-Richtlinien

Sehr geehrter Herr Kreistagsvorsitzender,

ich bitte Sie, den folgenden Antrag auf die Tagesordnung der Kreistagssitzung zu
nehmen:

Antrag:
Der Kreisausschuss wird beauftragt, dafür Sorge zu tragen, dass die seit dem 1.
Dez. 2012 mit der neuen KdU-Richtlinie geltenden Mietobergrenzen für Haushalte
(Bedarfsgemeinschaften) mit mehr als einer Person (Familien) nur bei neuen
Anträgen bzw. bei Umzug angewandt werden.

Begründung: (bitte ausführlich wg. korrekter Zuordnung Produkt/Sachkonto, ggf. zweites Blatt benutzen)

erfolgt mündlich

Mit freundlichen Grüßen

Reinhard Hamel
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LANDKREIS GIESSEN 
Der Kreisausschuss 
Az.: 91- KAB 
Sachbearbeiter: Markéta Roska 
Telefonnummer: 0641/93901790 

Vorlage Nr.: 0654/2013
Gießen, den 10. April 2013

 
 

Antrag des Kreisausländerbeirats 
 
 

Stellensituation im Team Asyl; 
hier: Antrag des Kreisausländerbeirates vom 10. April 2013 
 
Beschluss-Antrag: 
 
Der Kreistag beschließt, dass im Team Asyl die Zahl der Sachbearbeiter für 
Leistungsgewährung den gestiegenen Asylbewerberzahlen entsprechend ab 
sofort und im Stellenplan 2014 erhöht wird um 2 Vollzeitstellen auf 4 
Vollzeitstellen. 
 

 
Begründung: 
 
In den letzten Jahren ist die Belastung in Team Asyl durch die stark gestiegenen 
Zahlen der dem Landkreis zugewiesenen Asylbewerber ständig gestiegen. 
 
Im Bereich der sozialpädagogischen Betreuung wurde dieser Entwicklung schon 
entsprochen durch die Aufstockung von 2 auf 3 Vollzeitstellen im Stellenplan 2013  
und das vorübergehende „Ausleihen“ einer halben Stelle aus dem 
Jugendbildungswerk. 
 
Im Bereich der Leistungsgewährung sind nur 2 Vollzeitstellen für die Asylbewerber 
zuständig. Diese beiden  Sachbearbeiter sollen eigentlich auch noch SGB XII – Fälle 
bearbeiten, können das aber zurzeit nicht leisten. 
Die Personalstärke ist in diesem Bereich nicht den angestiegenen 
Asylbewerberzahlen angepasst worden. Da die Zahl der Asylbewerber auch in 2013 
aller Voraussicht nach noch weiter ansteigen wird, ist eine Anpassung der 
Personalkapazität in diesem Bereich unumgänglich. 
Da es sich um eine Pflichtaufgabe handelt, sollte die Anpassung an die gestiegenen 
Anforderungen auch die Zustimmung des Regierungspräsidiums finden, im Sinne 
einer Erhöhung des Budgets des Stellenplanes. 
 
Zurzeit (Stand Februar 2013) sind die Sachbearbeiter vom Team Asyl im Landkreis 
Gießen zuständig für 426 Personen, was einer Fallquote von 1/213 entspricht.  
Im Schlussbericht des Hessischen Rechnungshofes vom 7. Januar 2013 / 162. 
vergleichende Prüfung „Asyl-Verfahren 2012“ lagen die Fallquoten in den anderen 
geprüften Landkreisen im Bereich der Leistungsgewährung in 2011 bei 1/157, 
1/104, 1/100 und 1/89.  
 
Bei 4 Vollzeit-Sachbearbeiterstellen wäre eine Fallquote von 1/107 gegeben. Das 
erscheint verhältnismäßig, wenn man berücksichtigt, dass die Sachbearbeiter auch 
noch Sachbearbeitung von SGB XII-Fällen leisten sollen und dass die Zahl der 
Asylbewerber aller Erwartungen nach noch weiter ansteigen wird. 
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Es geht hier um schutzbedürftige Flüchtlinge, um Menschen die hier fremd sind und 
an an deren Betreuung und Integration nicht gespart werden sollte. Erstens gebietet 
das die Menschlichkeit, zweitens wären die Folgekosten ungleich viel höher als die 
kurzfristigen Einsparungen. 
Auch zum Schutze der KreismitarbeiterInnen sollte den in diesem Bereich durch die 
drastisch erhöhten Fallzahlen offensichtlich nicht mehr vertretbare Belastungen 
entgegengesteuert werden. 
Die Sachbearbeitung der Leistungsgewährung hat im Bereich Asylbewerber 
wesentlich höhere Arbeitsbelastungen als bei den regulären Sozialhilfeempfängern. 
Gründe dafür sind zum Beispiel  Sprachbarrieren und die hohe Zahl der Kinder, die 
wegen Schulbesuch aufwändiger in der Leistungsabrechnung sind. 
 
 

Sonstiges/Bemerkungen: 
 
 
 
 
Mitzeichnung: 
 
Kreisgremien und 
Öffentlichkeitsarbeit 

    

  Markéta Roska  Tim van Slobbe 
Organisationseinheit  Sachbearbeiter/in Vorsitzender des

Kreisausländerbeirates 
     
     
     
     
 
 
Zustimmungsvermerk/Sichtvermerk: 
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FREIE WÄHLER
Kreiÿ'ÿgsfraktion

I(reisverband Gießen

Herrn
Kreistagsvorsitzenden
Karl-Heinz Funck
Riversplatz 1-9
35394 Gießen

Gießen, 09.04.2013

Erhalt der Wasserversorgung als öffentliche Aufgabe

Sehr geehrter Herr Kreistagsvorsitzender,

die Koalitionsfraktionen von SPD, Bündnis90 / Die Grünen und Freien Wählern bitten Sie zur

Sitzung des Kreistages am 06.05.2013 folgenden Antrag auf die Tagesordnung zu nehmen:

Der Kreistag möge beschließen:

Der Kreistag setzt sich für den Erhalt der Wasserversorgung als öffentliche Aufgabe der
Daseinsvorsorge ein, und lehnt den von der EU-Kommission vorgelegten Entwurf zur
Konzessionsvergabe im Wasserbereich ab.
Der  Kreistag  appelliert  eindringlich  an  die  deutschen  Beteiligten  am  weiteren
Gesetzgebungsverfahren - Europaabgeordnete sowie Bundes- und Landesregierungen -
die von den Kommunen verantwortete Versorgung mit hochwertigem und preiswertem
Trinkwasser unbefristet sicherzustellen.
Der Kreistag  begrüßt ausdrücklich die Zielrichtung der Initiative ,Wasser ist ein
Menschenrecht' gegen die EU-Konzessionsrichtlinie, mit der engagierte Bürgerinnen und
Bürger mittels des neuen Instruments der Europäischen Bürgerinitiative und mindestens
einer Million Unterschriften das Vorhaben der EU-Kommission verhindern wollen.
Im Sinne dieser Resolution soll der Kreisausschuss über die kommunalen Spitzenverbände
und Fachverbände diese Position deutlich machen und diese aufzufordern, ebenfalls der
geplanten Richtlinie zu widersprechen und entsprechend aktiv zu werden.

Begründung:

Die Versorgung mit sauberem Trinkwasser ist ein Menschenrecht. Wasser als essenzielles
Lebensmittel darf nicht zum bloßen Handelsgut verkommen. Die Sicherung der Versorgung
mit sauberem Trinkwasser darf nicht vordergründigen Profitinteressen geopfert werden.
Der Bereich der öffentlichen Versorgung stellt für die Privatwirtschaft einen attraktiven Markt
dar, aus dem sie Profit ziehen möchte und in dem sie mit Unterstützung massiver
Lobbyarbeit hinein strebt. Die EU-Kommission öffnet mit dem von ihr vorgelegten Entwurf zur
Konzessionsvergabe im Wasserbereich der immer stärker werdenden Tendenz privater
Unternehmen auf dem Sektor der öffentlichen Versorgung Fuß zu fassen Tür und Tor.
In Deutschland wird im Allgemeinen die Aufgabe der Wasserversorgung in öffentlicher Hand
von kommunalen Trägern vorbildlich und gut funktionierend wahrgenommen. Investitionen in
Erhaltung und Verbesserung der Infrastruktur und die Versorgung werden gerecht über
Gebühren an die Verbraucher weitergegeben. Es besteht weder Anlass noch Notwendigkeit



dieses gut funktionierende System der öffentlichen Wasserversorgung für eine auf
Profitmaximierung orientierte Pdvatwirtschaft zu opfern. Gerade im sensiblen Bereich der
Trinkwasserversorgung haben zahlreiche Rekommunalisierungsverfahren gezeigt, dass die
Privatwirtschaft oftmals nicht in der Lage ist diese Aufgabe verantwortungsgerecht wahr zu
nehmen
Das Recht auf Zugang zu sauberem Wasser ist im Juli 2010 von der Vollversammlung der
Vereinten Nationen  als Menschenrecht anerkannt worden. Alles Leben auf unserem
Planeten ist der Existenz von Wasser als vorhandener natürliche Ressource zu verdanken.
Sauberes Trinkwasser ist die wichtigste Ressource auf die ausnahmslos alle Menschen
angewiesen sind. Daher gehören der Schutz und die Versorgu   mit Trinkwasser als
Daseinsvorsorge in die Obhut des Staates bzw. der öffentlichen Har

/

H                        ÿ: Hil          nn
SPD-Fraktion          Fraktion B'90/Die Grünen'

Gü ÿÿqer Semmler
Fraktion Freie Wähler
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Herrn
Kreistagsvorsitzenden
Karl-Heinz Funck
Riversplatz 1 - 9

DER VORSITZENDE

Claus Spandau

Gießen

Konrad-Adenauer-Haus

Spenerweg 8

35394 Gießen

Telefon 06 41 - 4 10 56

Fax    06 41 - 4 10 54

E-Mail  info@cdu-giessen.de

Gießen, 11.0ÿ.2013

Kinder mit Behinderung in Tageseinrichtungen

Sehr geehrter Herr Kreistagsvorsitzender Funck,

wir bitten Sie, den nachfolgenden Antrag auf die Tagesordnung des Kreistages und
zuvor seiner Ausschüsse zu nehmen:

Die CDU-Fraktion stellt den Antrag, der Kreistag möge wie folgt beschließen:

Der Kreisausschuss wird beauftragt,  sich über den Spitzenverband Hessischer
Landkreistag   für die  Beibehaltung  der   reduzierten  Gruppenstärke    in
Tageseinrichtungen bei der Aufnahme von  behinderten Kindern einzusetzen und
dass die Reduzierung in der, Neuen Vereinbarung zur Integration von Kindern mit
Behinderung" festgeschrieben wird.

Be.qründunq:

Die Betreuung behinderter Kinder in Kindertagesstätten wird nicht im ,KiFöG"
sondern in der neuen ,Vereinbarung zur Integration von Kindern mit Behinderung
vom 1. Lebensjahr bis Schuleintritt in Tageseinrichtungen für Kinder'' zwischen
dem Hessischen Städtetag, dem   Hessischen Landkreistag, dem  Hessischen
Städte- und Gemeindebund sowie der Liga der Freien Wohlfahrtspflege geregelt.

Die neue Vereinbarung wird z. Zt. unter den genannten Spitzenverbänden diskutiert.
Noch nicht abschließend geregelt ist die Reduzierung der Gruppenstärke bei
Aufnahme eines oder mehrerer behinderter Kinder.

Bisher hat jeder Träger einer Kindertagesstätte nach Anerkennung der Behinderung
des Kindes durch den örtlichen Sozialhilfeträger den Anspruch auf eine Pauschale
von 16.711 ,--€ p.a. und 15 Fachkraftstunden wchtl.



Lt. Kreistagsbeschluss wird diese Finanzierung auch für behinderte Kinder der U3-
Gruppen angewandt. In der vorgenannten neuen Vereinbarung werden die U3-
Kinder landesweit einbezogen. Aber hier ist eine Reduzierung der Gruppe nicht
erwähnt.

Grundsätzlich ist es unzureichend, dass zusätzlich nur eine 15 Std.-Fachkraft
finanziert wird obwohl auch die Kinder mit Behinderung i. d. R. über den ganzen Tag
in den Kita's betreut werden. Kinder mit Behinderung und ihre Betreuungskraft sind
in einer Gruppe von insgesamt bis zu 25 Kindern überfordert und von daher ist hier
eine Deckelung der Gruppengröße sowohl aus organisatorischen wie auch aus
pädagogischen Gründen dringend geboten.

Die bisher noch gültige Regelung sieht folgendes vor (Rahmenvereinbarung
I ntegrationsplatz):
Bezogen auf die einzelne Gruppe innerhalb der Tageseinrichtung  ist die
Gruppengrößen differenziert nach Anzahl der Kinder mit Behinderung in Verbindung
mit deren erforderlichem individuellem Hilfebedarf zu gestalten.

Für Kinder vom vollendeten 3. Lebensjahr bis zum Schuleintfittsalter liegt die
Gesamtgröße der Gruppe - einschließlich derjenigen Kinder mit Behinderung - bei
15 bis maximal 20 Kindern (Obergrenze). Die Anzahl der Kinder mit Behinderung je
Gruppe beträgt 1 bis maximal 5 Kinder (Obergrenze). Bei 4 und 5 Kindern mit
Behinderung beträgt die Gesamtgröße der Gruppe maximal 15, bei 1 bis 3 Kindern
mit Behinderung maximal 20 Kinder insgesamt.

Der Kreisausschuss wird daher gebeten,
Regelung als Mindeststandard erhalten bleibt.

sich dafür einzusetzen, dass diese

Wir bitten um Zustimmung zu diesem Antrag.

Mit freundlichen Grüßen

Claus Spandau
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